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1 'I'ransformation und Einzelhandel: 
Proble1nstellung 

In den Lünckrn Ostmineleuropas vollzieht sich in den 90er Jahren ein tiefgreifender ge­
sellschaftlicher Wandel. der nls . .Transformatio,r· l�ingang in die wirtschafts- und sozi­
alwissenschaftliche Forschung gefunden hat. Ausgelöst durch den Zusammenbruch des 
Realsozialismus und durch die in kurzer Zeil vollzogene Hinwendung zur l'v1arktwin­
schaft tangieren die Transformationsprozesse alle sozialen. wirtschaftlichen und politi­
schen Ebenen der Gesellschaft. 

Dieser Umbruch in Ostmitteleuropa ist Anlaß der vorliegenden Arbeit, die sich da­
mit als Beitrag zur Transformationsdebaue versteht. Die Einzelhnndelsentwicklung in 
einem der Reformstaaten. Polen. bildet hierbei den Betrachtungsgegenstand. Der Ein­
zelhandel er scheint aus drei Gründen besonders gut geeignet. um die Transformations­
prozesse zu analysieren. Erstens handelt es sich bei ihm um den Wirtschaftszweig. der 
am schnellsten auf die sozialen. wirtschaftlichen und politischen Veriinderungen rea­
giert und in dem sich somit am ehesten die Dynamik des Wandels untersuchen läßt. 
Zweitens ist der Einzelhandel wie kaum ein anderer Bereich von fast allen Bausteinen 
del' Programme zur Bewültigung des Systemwechsels betroffen und damit als Prüfstein 
für die Durchsetzbarkeit und den Erfolg nationaler Transformationsstrategien prädesti­
niert. Drittens wird der Strukturwandel des Einzelhandels in Marktwirtschaften stets 
durch das Zusammenspiel von Angebot, Nachfrage und politisch-administrativer Steue­
rung geprügt. Aufgrund dieser Position im Schniufeld zwischen den gesellschaftlichen 
Teilsystemen „WirtschaftssystenY· . .. soziales System„ uncl .. politisch-aclministrntives 
System·· wird der Einzelhandel zum Spiegelbild der komplexen Dynamik von Trans­
formations pro,.esse n. 

Die Analyse der Transformation am Beispiel des Einzelhandels in Polen verfolgt 
zwei Zugiinge. Kapitel 2 stellt zunächst die Funktionsweise des Einzelhandels in markl­
und planwirtschafrlichen Winschaftssystemen gegenüber. Aufgrund der Vorüberlegung. 
daß der Einzelhanclel im Schnillfelcl zwischen den konfligierenden Interessen cler Ak­
teure unterschiedlicher gesellschaftlicher Teilsysteme angesiedelt ist. wird hierzu ein 
handlungszentriener Ansatz gewühlt. Damit wird davon ausgegangen. daß die Unter­
schiede zwischen beiden Gesellschaftssystemen auf die jeweiligen institutionellen 
Rahmenbedingungen zurückzuführen sind. welche die Handlungsmöglichkeiten der 
Akteure in unterschiedlicher Weise begrenzen und die lnteraktionsformen zwischen den 
Akteuren bestimmen. 

Über eine Analyse der Einrluf.\jäk1ore11 hinaus dielll der Systemvergleich dazu. die 
Pro-:,esse der Einzelhandelse111wicklung in Markt- und Zentralverwaltungswirtschaften 
im Sinne von l\tlarkt- bzw. Planergcbnissen gegenüberwstellen. So ist zu vermuten. claß 
z. ß. marktwirtschaftliche Wirtschaftssysteme zwar nicht in allen Ländern identische 
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Marktergebnisse hervorbringen. jedoch durchaus typische Entwicklungsprozesse beste­
hen. Aus dem Vergleich systembedingt unterschiedlicher Einzelhandelssysteme in Plan­
und Marktwirtschaften zeichnet sich bereits die Dimension des Wandds ab. Zugleich 

wird ein mögl iches Szenario fiir Strukturwandlungen des Einzelhandels im Transfor-
mationsprozeß entworfen. 

Im Unterschied zum Systemvergleich. der sich der Fragestellung empirisch niihert. 
verfolgt Kapitel � einen theoriege leiteten Zugang. in dem die .. black box„ des eige;1.tl i­
chen Trnnsformationsprozesses zwischen den zuvor konstruierten Ausgangs- und Ziel ­
situationen . .  Plan„ und . .  Markt„ im Vordergrund steht. Auf Grundlage der dominieren­
den theoretischen Ansfüze zur Transformationsforschung wird die These formul iert. daß 
der Umbau der institutionellen Infrastruktur das Kernelement von Transformation ist. 
wobei Institutionen in ihrer zweifachen Bedeutung als .. soziale Normen·· (z .B. Rechts­
svstem) und als .. Organisationen .. (Z. B .  Behörden) relevant sind. In kritischer Ausein­
a�1dersetzun!! mit de;, theoretischen Ansätzen und unter Heranziehung empirischer Er­
gebnisse üb�r die bisherigen Transformationsverlliufe wird sodann geprüft. ob der in­
;tittnionelle Umbau kont�rnierlich als Folge einer durch Transformationsstrategen auf 
nationaler Ebene entworfenen Strategie vollzogen wird oder ob er vielmehr durch raum­
zeitliche Diskontinuitäten und durch konflikthafte Interaktionen zwischen den beteilig­
ten Akteuren verschiedener dumlicher tvl aßstabsebenen gepriigt ist. Für das For­
schungsdesign der folgenden Untersuchung erweist es sich damit als sinnvoll. akteur­
zentrierte Ansfüze zu intc!!rieren. H ierdurch können einerse its die Wechselwirkungen 
;.w ischen nationalen Tran;formationsstrategien und institut ionellen Steuerungsmeeha­
;,ismen sowie andererseits die Gestaltung der Transfonnationsprozesse durch individu­
e lle Akteurstrate!!ien auf der lokalen Ebene analysiert werden. 

Neuere gcoiraphische Anslitze verweisen auf die Bedeutung unterschiedlicher 
räuml icher Maßstabsebenen. mit denen sich Prozesse gese l lschaftlichen Wandels ver­
knüpfen (lokal-global-Dialekt ik). Diese Perspektive erscheint auch für die Transfonna­
tionsforschung geeignet. Die Außenöffnung der Reformstaaten und die gleichzeitige 

Dezentralisie1�ung staatlicher Steuerung. bei der Verantwortlichkeiten für Reformen auf 
unterschiedliche administrativ-rliuml iche Ebenen verteilt werden. bedingen nfünlich. 
dal3 Transformation nur zum Teil auf nationalstaatl icher Ebene gesteuert wird. Vielmehr 
steht sie im Spannungsfeld zwischen Internationalisierung und lokalen Regulierungs­
mechanismen. Hieraus läßt sich unmittelbar die Frage nach der räumlichen Veranke­
rung von Transformationsprozessen ableiten. Entsprechend den detail lierteren untersu­
chun!!sleitenden Hypothesen (Kapitel 3.2) erfolgt die Analyse dabei in zwei Schritten: 

K<ipitel 4 richtet den Blick zunächst aus makroanalytischcr Perspektive auf die na­
tionalen Trnnsfonnationsstrategien Polens. Dabei werden die strategischen Kernele­
mente des institutionel len Umbaus analytisch voneinander getrennt und ihre Konse­
quenzen für den raum-zeitlich differenzierten Transforrnat ionsverlauf interpretiert. An­
hand einer Auswertun!! von Sekundärstatistiken zur Einzelhandel sentwicklung auf ge­
samtpolnischer Ebene� werden sodann die Folgen der polnischen Transformations­
strategie detaillierter durchleuchtet und - auf Grundlage einer Analyse des Griindungs­
!!esch:hens im einheimischen Einzelhandel und der zunehmenden Internationalisierung 
:_ Erklürungsderizite eines rein makroanalytischen Zugangs aufgezeigt. 
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Dies lenkt.de.n ß lick im zweiten Analyseschritt auf die lokale Ebene (Kapitel 5). Auf 
B

'.
1s1.s �on Pnrnarerh�bungen am Beispiel Wroclaw (Breslau) wird geprüft, welchen 

Emllub Ak.teurstratcg1cn sowie lokale Akteurskonstellationcn und Regulierungsmecha­
n'.smen .aul ehe .konkret: Gestalwng nationaler Transforrnationsstratcgien besitzen. Da-
1 uber hrnaus wird die hage untersucht. wie sich international agierende westcuropiii­
sche Unternehmen lll das lokale Aktcursgeflige einbinden. wie hierdurch auf der lokalen 
E.bene als .. Ergebnisebene„ Prozesse der .. internen Restrukturierung .. (nationale Strate­
gien versus lokale Regulierung) durch lnternationalisierungsprozesse überla!!ert werden 
und welche Rückkopplungen sich daraus für den institutionellen Umbau u,;d mögliche 
.. l\ilodern1s1erungsprozesse" im Transformationsprozeß eroeben. -

Ansätze der geographischen Einzelhandelsforschung :rweisen sich zur Analyse die­
�er F

'.
·agestcl!ungen als besonders geeignet. denn die Standortstruktur von Unternehmen 

1st - 111 Verbrndung mit der Betriebsformenstruktur - ein zentrales Strukturmerkmal des 
E1nzel.hanclels. Hier bilden sich Distributionsstrategien lokal und international agieren­
der E

'.
nzellu_1ndelsunternehmen ebenso ab. wie lokale Regulierungsrnechanisn;en im 

Transformauonsprozel3. z. B. bei Fragen der Immobilienmarktliberalisierung. 
Dem „Raum" kommt bei Transformationsprozessen damit eine dreifocl;� Bedeutung 

zu: Erstens 1st .Raum als Resonanzboden für gesellschaftliche Prozesse (z. B. Standort� 
Struktur cte.s Ernzelhandels) und damit als geeignetes Objekt der Transformationsfor­
schung aulzulassen. Zweitens stel lt sich die Frage. inwieweit räuml iche Kategorien ge­
lHH�. t. wer�en, um übergeordnete Strategien um7.useuen (z .B .  bei der Dezent1�1lisier;n!! 
al�. 1 ra�st�rnrnt101'.sstrat:gie_ oder der Internationalisierung als Unternehmensstrategie; 
�11ttens 1st zu prufen, 111w1ewe11 Trnnsformationsprozesse selbst riiumlich verankert 
smd (z. B. durch lokalspezifische institutionelle Struklllren). Insgesamt kann hierdurch 
nahegelegt. werden. stärker als bisher geographische Ansfüze in die Transformationsfor­
schung zu 111tcgneren. 
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2 Einflußfaktoren der Einzelhandelsentwicklung in 

markt- und planwirtschaftlichen Wirtschafts-

syste1nen 

Bei der folgenden Darstellung der Funktionswe ise des Einzelhandels in plan- und 
marktw irtschaftlichen Winsch;ftssystemen sollen die wichtigsten EintlulVr1k1ore11 der 
Einzelhandelsentwicklung isoliert und . .typische" Entwicklungs111·0::esse im Einzelhan­
del aufaezeigt werden. �Dabei ist folgendes vorwegzuschicken: Ebenso wie es die 
Markt\\;rtscl;aft außerhalb theoretischer Modellbildungen nicht g ibt. kann auch nicht 
VOil der Planwirtschaft gesprochen werden. Trotz e iner Orientierung der sozialistischen 
Staaten an einem übergeordneten Gesellschaftsmodell bestanden 1üimlich stets erheblt­
che Unterschiede bei �dessen Umsetzung. was auch die Annahme länderspezifischer 

Transformationsverläufe nahelegt. 'Nenn im folgenden dennoch die Begriffe „Planwirt­
schafr· und .,Marktwirtschaft" verwendet werden, so sind hierunter stets idealtypis�he 

Konstrukte zu verstehen. Transformat ion w ird damit zunächst als „black box·· aufge­
faßt, die den Übergang von e iner konstruierten Ausgangs- zu ein_er konstruierten Ziel­
situation kennzeichnet. Beide Konstn1kte sind für ein Versüinclms der Wandlungspro­
zesse innerhalb der e igentlichen Transformation jedoch unver1.ichtbar. 

2.1 Einzelhandel in marktwirtschaftlichen 
Wirtschaftssystemen 

In den Ländern Westeuropas vollzieht sich e in erheblicher Strukturwandel im Einzel­
handel. Dieser wird vornehmlich durch den Wettbewerb zwischen den Handelsunter­
nehmen bestimmt und ist daher eng m it den Rahme nbedingungen e iner marktwirt­
schaftlichen Wirtschaftsordnung verbunden. Der Strukturwandel äußert sich auf der 
Angebotsseite i n Konzentrationsprozessen und e inem ßetriebsformenwandel. Dies ver ­
lindert die Standortstruktur. wei l  sich die Wettbewerbsstrategien von Handelsunterneh­
men und deren Kapitalverwertungsinteressen räumlich niederschlagen. 

Außer den Wettbewerbsstrateg ien der Unternehmen als handelsendogene Eintluß­
faktoren sind das Nachfrageverhalten der Konsumenten und die Rahmensetzungen po­
litisch-administrativer Gremien als maßgebliche exogene Ein llüsse auf die Einzelhan­
delsentwicklung anzusehen. So verändern z. ß. e in allgemeiner Einkommensanstieg, die 

wachsende Pk\�-Verfügbarkeit und die Ausdifferenzierung von Lebensstilgruppen mit 
unterschiedlichen Kon;ummustern die Nachfrage der Konsumenten. die auch neue An-
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forderungen an Einzelhandelsstandorte stellen. Durch die veränderte Nachfrage wandelt 
sich die Kosten- und Erliissituation der Handelsunternehmen. Die Unternchn;cn reagie­
ren hierauf mit einem diff

erenzierten Einsatz ihrer Handlungsparameter wie Prei�ni­
veau. Sortimentsangebot. LeistungsprofiL Betriebsgröße und Unternehmensstandort. 
Dies führt zur Entwicklung neuer Betriebsformen und zu einer Neuorientierung bei der 
Standortwahl sowie zu Standortanpassungen i n bestehenden Lagen. In welche�n Maße 

sich die Kapitalverwertungsinteressen der Einzelhandelsunternehmen durch eine verän­
derte Standortwahl im Raum niederschlagen. wird von den Entscheidum2en politisch­
administrativer Gremien beeinflußt. Mit H i lfe r echtlicher l nstrumentarie1� der ßauleit­
und Regionalplanung können diese im Genehmigungsverfahren von Einzelhandels­
standorten modifizierend auf die Standortwahl und -gestaltung der Einzelhandelsunter­
nehmen wirken. Politisch-administrative Gremien. vornehmlich auf kommunaler Ebene. 
fungieren außerdem als Institutionen, in der die Aushandlungsprozesse zwischen öf -
fentl ichen I nteressen und privatem Kapital verankert sind. � 

Veränderungen in der Einzelhandelsstruktur marktwirtschaftl icher Wirtschaftssv­
steme können somit als das Ergebnis des Zusammenwirkens von Emscheidunoen d�r 
Akteure des sozialen Systems (Konsumenten). des Wirtschaftssystems (Einzell;;ndels­
unternehmen) und des politisch-administrativen Systems (Politiker. Planer) verstanden 

\:erd�n (vgl: Abb. l ) 1 . Die Entscheidungsmechanismen zwischen den Akteurgruppen 

sind 1nst1tut1onell verankert durch Institutionen als „Normen·· (z. B. Rechtsverordnun­
gen, Preismechanismus zwischen Akteuren des Wirtschaftssystems) und durch l nstitu­
tion�n als ,.Organisationen" (z. 8. Behörden. Interessenvertretungen). ßeide Jnstituti­
onstormen strukturieren in marktwinschaftlichen Wirtschaftssystemen die Interaktions­
formen zwischen den Akteuren und begrenzen deren Handlungsmöglichkeiten in einem 
ordnungspolitisch gewünschten Rahme,/. 

� � 

Der Einfluß der Akteurgruppen, die Institutionalisierung der Interaktionsformen 
zwischen ihnen und der aktuelle Wandel von Produktion, Konsumtion und Regulation 

werden 1m folgenden am Beispiel des Strukturwande ls im Einzelhandel Deutschlands 
überblicksartig erläutert (vgl. hierzu detaill ierter HF.IJ\'RITZ 1989, KULKF': 1992 und 
KLEIN 1995). Aufgrund der Besonderheiten in der Transfonnationsregion Ostdeutsch­
land beschränkt sich diese Analyse auf die westlichen Bundesländer. Entsprechend den 
Vorüberlegungen in Abb. 1 werden dabei die EinfluBfaktoren auf der Nachfrageseite. 
der Angebotsseite und bei der politisch-administrativen Steuerung getrennt bel;,mdelt. 
'. Aus regulationstheorctischcr Perspektive kann dies gleichgesetzt werden mit dem Vcrl1tiltnis des Akku111ula-
11onsrcg1mes. d. h. _den Beziehungen zwischen Produktion (hicr: von Handclsdicnstlcistu11gc11J und Konsum. 
wr Regulm1onswe1se. d. h. dcr Art und lnstitutionalbicrung der Koordination (v!!I. R,\THEI. T 199.J: 66). Die 
Abgrenwng der Systeme crfolgt dabci ausschließlich analytisch. da iwischcn de�1 Tcilsys1e111e11 Überschnei­
dungen aultreten. So können Konsn mentcn aufgrund ihrer Rolle hei der Prcishildum: auci1 dem Wirtschaftsw-
stem zugerechnet werden. 

- ' 

2 Diese Unterscheidung ,·011 l11s1i1u1io11en lehnt ,ich an MU�l�IERT ( l 99S: 21 ). der 1.wischen Jnstitutione.n als 
.. normauve Rege.In" nnd Institutionen ab .. organisierte soziale Kollektive„ unterscheide.!. und Gt:KE\'BIEHL 
an. der „ orruus,crtc so1.iak Kollektive·· im Sinne MV.ll,t/E/ffs als .. Organisationen·· bezeichnet. Diesen 
schreibt c1_· folgende. Merkmale zu: Sie .. ( 1 )  sind bewuf3t und meist auch plan\'ol l ,.ur dauerhaften Errcichun!! 
eme, .bcs11111mten Ziels oder eines bestimmten Zwecks gebildet worden. ('.?) ,ic besitzen eine !!cdanklicl1 !!e: 
s.chaftene ui1cl allgc111cinvcrbincllich festgelegte Ordnung o<kr S1ruktur. (3) mit ihrer Hilfe sollen dic Aktivi­
llllendcr IV111g.l1cdcr 1111? die verfügbaren Mi11d so koordiniert werdt!n. daß die Errcidmng des 7.ids auf Dauer 
gcwahrle1stct ist" ( 199:i: 105). 
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Abb. 1: Modell standortrelevanter Einflußfaktoren und Entscheidungsmechanismen im 
Einzelhandel marktwirtschaftlicher Wirtschaftssysteme (Beispiel Deutschland) 
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Quoll e: POTZ 1997: 42 
nach: KULKE 1992. PüTZ 1994 

Anschließend wird der Frage nachgegangen, ob die hier dargestellten Grundzi.ige „ty­pisch" rnr die Einzelhandelsentwicklung in marktwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen sind. Hierzu werden die Mitgliedstaaten der EU herangezogen, um den Einfluß der Marktharmonisierung auf die Einzelhandelsentwicklung zu erfassen. 

2.1.1 Einflußfaktorcn und Entscheidungsmechanismen im Einzelhandel 
marktwirtschaftlicher Wirtschaftssysteme. 
Beispiel Westdeutschland 

2.1. l . l  Nachfragescitc 
Das Nachfrageverhalten der Konsumenten wird nach KULKE ( 1992: 64f.) durch Ein­kommens-, s:>zial- (z.B. Alter, Familienstatus), Verhaltens- (z. 8. Zugehörigkeit zu Le­bensstilgruppen) und Raumi.iberwindungsfnktoren (z. B. Pkw-Verfügbarkeit) bestimmt (vgl. Abb. 1 ). Von Veränderungen bei diesen Faktoren gehen maßgebliche Impulse zum Strukturwandel im Einzelhandel aus: Der Handlungsrahmen der Einzelhandelsunter­nehmen wandelt sich und die Unternehmen reagieren hierauf' mit einer Anpassung ihrer Wettbewerbsstrategie\ Zu den wichtigsten Änderungen nachfrageincluzierter Faktoren 

' Allerdings sind nicht alle nachfragcorientienen Strategien der Unternehmen als .. Reaktion" aufzufassen. da 
Untcrnclunen z. B. durch stra1egi,chcs Marketing auch selber Koföumbediirfnisse bei Verbrauchern erzeuge.n. 
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auf den Strukturwandel im westdeutschen Einzelhandel zählen: • steigende Einkommen der Verbraucher (bis Anfang der 90er Jahre) bei einer zu-gleich zunehmenden • Polarisierung der Einkommensentwicklung, • Rückgang der über den Einzelhandel verausgabten Einkommensanteile seit 1990. • gestiegene Pkw-Verfügbarkeit der Bevölkerung, • das sich zunehmend polarisierende Einkaufsverhalten bei • der gleichzeitigen Ausdifferenzierung segmentierter Konsummuster und Konsu­mentengruppen. Steigende Realeinkommen breiter Bevölkerungsschichten erhöhten in den vergan­genen Jahrzehnten den allgemeinen Lebensstandard. Die Nachfrage nach Konsumgü­tern beeinflußte dies jedoch in unterschiedlicher Weise. Hierbei muß grundsätzlich un­terschieden werden zwischen der Nachfrage nach Gütern. die lediglich einen .. Grund­nutzen" für die Konsumenten besitzen gemeinhin werden hierzu z. ß . Grundnahrungsmittel gezHhlt -. und der Nachfrage nach Gütern, mit denen die Ver ­braucher einen . .Zusatznutzen" fi.ir ihren persönlichen Lebensstandard und ihre Selbst­verwirklichung verbinden (KLEIN 1995: 55). Steigende Realeinkommen ermöglichen vor allem. mehr Güter des Zusatznutzenbedarfs nachzufragen. Die Nachfrage nach Gü­tern des Grundnutzenbedarfs reagiert auf Einkommenszuwächse demgegeni.iber unela­stisch. d. h. sie verläuft unproportional zur Einkommensentwicklung. Hieraus resultiert ein stetig sinkender Anteil der Haushaltsausgaben für Waren dieser Gattung. Die unterschiedliche Entwicklung der Nachfrage nach Grund- und Zusatznutzengü­tern wird dadurch verstärkt, daß die Haushalte vermehrt Dienstleistungen zur Erhöhung ihres Lebensstandards nachfragen. insbesondere im wachsenden Freizeitmarkt. Hier­durch sinkt der Anteil des Haushaltseinkommens. der im Einzelhandel verausgabt wird - in Deutschland zwischen 1990 und 1995 von 42 % auf 35 % (PETERSEN 1997: 18). Um die relativ geringeren Ausgaben im Einzelhandel trotzdem zur Erhöhung des Le­bensstandards und Sozialprestiges einsetzen zu können, wächst das Preisbewußtsein der Konsumenten vor allem bei Waren des Grunclnutzenbedarl's, und die Nachfrage nach discountorientierten Angebotsformen steigt. Hierdurch entwickelt sich ein polarisiertes Nachfragevcrhalten: Rationalen Kaufentscheidungen mit hohem Preisbewußtsein bei Waren des Grundnutzenbedarfs und dem Einkaufsziel .. Versorgung" stehen emotionale Kaufentscheidungen mit vordergri.indiger Ich-Bezogenheit bei \Varen des Zusatznut­zenbedarfs gegeni.iber (KLEIN 1995: 48. 55). Der Einkauf wird hierbei eher mit dem Einkaufsziel „Erlebnis" verkni.ipft. Aus dieser Spaltung des Einkaufsverhaltens in .. Versorgungseinkauf" und „Erleb­niseinkauf" ergeben sich unterschiedliche Anforderungen der Konsumenten an die Ein­zelhandelsstandone: • Der Erlebniseinkaul' dient der Befriedigung von Bedürfnissen. die i.iber das Einkau­fen hinausgehen. Der Konsument stellt damit Ansprüche an ein externes Kopp­lungspotential\ das nicht nur die Vielfalt der Einkaufsmöglichkeiten, sondern auch 
' Der Einkaufsvorgang geht fiir Konsumenten mit Kosten einher. wobei nach L\NGE ( 1972) drei Kostenele­
mente tmterschieden werden können: die .. iiulleren Kosten der Raumiibenv indung" (d. h. die Überwindung tkr 
Entfernung zum Einkaufsort). die . .inneren Kosten der Raum(iberwindung" (u. h. die Überwindung von En1-
fernungen innerhalb des Zentrums) und die „Aufwendungen zur Information über das Gut und dieses Gu1 an-
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Freizeiteinrichtungen oder kulturelle Angebote einschließt (vgl. FRF.HN 1996: 31 �: 
Rön� 1996: 377). Die bessere Ausstattung der Haushalte mit Individualverkehrs­
mitteln erhöht ihre räumliche Mobilität und unterstüt1.t den Trend zugunsten des 
Einkaufs in Zentren. die solche Kopplungslllöglichkeiten bieten. Hierbei handelt es 
sich \'Ornehmlich um gewachsene Innenstädte und. in jüngerer Zeit. lllult ifunktio­
nale und geplante Einkaufszentren außerhalb des klassischen Zcntrensystems. • Bei Waren des Grundnutzcnbedarfs bestimmt dagegen die Preisorientierung die 
Kaufentscheidung. Die besseren Lagermöglichkeiten der Haushalte für Lebensmittel 
und die gestiegene Pkw-Verfügbarkeit ermiiglichen wglcich den preisbewußten 
Wochengroßeinkauf auch liber größere Distanzen. Dies begünstigt die Entstehung 
großllächiger und discountorientiener Angebotsformen an autokundenorientierten 
Standorten au13erhalb bestehender Siedlungen. Als Folge der polarisierten Nachfra­
georientierung verlieren wohnungsnahe Einkaut'sstanclorte an Bedeutung. 
Ein polarisiertes Einkaufsverhalten wird vor allem für den Bevölkerungsteil ange­

nommen. der am Wirtschaftswachstum durch Einkommen�wwachs partizipiert (KLF.I� 
1995: . .ß). Einkommensschwtichere Bevölkerungsgruppen besitzen dagegen geringere 
Handlungsspielräume für eine indi\·iduelle Lebensgestaltung. Glci<.:hzeitig aber bcein­
rlußt die sozialgruppenspezifische Bindung der Konsumenten immer weniger deren 
Einkaufsverhalten. Bei relativ hohem Lebensstandard der Bevölkerungsmehrheit und 
zugleich starkem Wertepluralismus werden Kon�t11ngewohnheiten nümlich eher durch 
unterschiedliche Prürerenzen und Wertvorstellungen gepr;igt (HÜTTEN und STF.RBLING 

199-l: 125): Nicht nur einkommensschwüchere Bevölkerungsgruppen fragen auch bei 
. .Zusatznutzcngüteni-· Discount waren nach. sondern auch in höhen;n soziakn Schichten 
gilt „Schnäppchenjagcn" in Fabrikverkaufslüden. Off-pric<.:-Geschürten odcr Sonder­
und Restpostenmiirkten wweilcn als .. chiC" (EGGElff 1995: 49). 

Damit wird das Einkaufsverhalten nicht nur durch die Zugehörigkeit 7.ll sozialen 
Gruppen oder Lebenszyklusphasen, sondern au<:11 vermehrt durch die Verbundenheit 
mit Lebensstilgruppen geprügt .  die jeweils spezifische Knnsumpriirerenzen ausbilden. 
Diese :-.ind allerdings selten von hoher Dau<.:r. Erscheinen neue Kon�ummuster über den 
Kreis der ursprlinglichen Adepten hinaus allraktiv. setzt eine soziale Diffusion der ent­
sprechcnden Konsumformen ein. wobei diese einen erheblichen Teil ihrer lcbensstilprü­
gendcn Relevanz verlieren können (HÜTJ'E� und STERBLING 1995: 132)5. Gleichzeitig 
bie1cmk Gc,ch:iflc". L'm di.: Koslcn dl'r R:mmiihl'rwindung möglidbl g..:ring zu hallen. \l'rst1d1l'n die Knn­,ll111.:n1..:n. mchr.:r.: Giilcr " ,ilm:nd eine, U.:sorgung .:in,.ukauf..:n. Die,<.:> llt'1.l'ichnc1 LANGE al, .. Kopplung-·. die .:r .Jiir dc11 l'ntsch.:i(kndcn Faktor fiir die Bildung ,.cmrakr Ortl' .. htilt. Grol\ll;it.:higc Ei,vdhamkbhctricbc ,· ertügcn iiher L'in hnhes . .imerne., .. Kopplung,potcnlial. Gcwad1srne ocl.:r geplante Zentren 111i1 einer grol.\cn ,\111.ahl und Did11e ;m 1111tl'rst:hil'dlichcn G.:sd1ii flcn haben dagcgcn ein hohe, . .  extcnh.:,·· Knpplung,poll'lllial. 
' Als lki,pid fiir di.:,en Prozdl fiihrcn I IC1TrEN und STEKBl.lNG das .. kriti,l'he Kn11,um,·erhalten" in ll'l',1li­.:hcn G..:,.:tbchaften an. da, ,i.:h hüuli1: 111i1 dc111 Bc�riff .. natiirlkhc Lcbcnswcisc·· verkniipl't. \V,ihrcnd die .. Hippic," und .. Blumenkinder" die vo�·harschendcn-Ko11,u111s1ile <l.:, ,·crst:h\\'l'n1kri,d1l'n l\la,,c,nkon,u,11, ablehnten ... kom111crl.ialisierten Anh:ingcr und l111crpre1e11 der Subkultur d:1, gö:ume Pro1.:stlllbd1iir wie Hip­(}ie-Mu,ik. Hippi.:·Kkid1111g. l lippie-Nahrung und andere S) mbolfonnl'n. ( ... ) Das l'r111c,1potcnti:1I der R.:\\C· gung wurde kanalisiert und abgeschiipft ( F:DEK 1 %� ). Die in ihrem \\'adi,enckn Anhtingcr- und Sy111pathi­,an1.:nkrci> aufgd1cnde Bewcgnng "urdc. in vidi;ihig<"r Wci,.: politi,ch. ükono111i,ch und 1,.ulturcll ,·crcin­nahmt. l..:111lid1 wcitg.:hend in d.:n Kont.:.,1 dcr Wohb1and,gc,cllschafl in1cgrier1" ( 1995: 13:? ff.l. Daß di.: Dift'u,inn ,·011 K11n,un111on11.:11 und L..:bcn"tilen sidi auch in den Distrihutionsstra1cgic11 der grol.kn Hand..:l,­ke11en \\'i1krspicgcl1 und l.:11.tlich zur Anpassung ihrer Handcbko1w.cp1e l"iihrt. brkg.:n die w ad1'cndcn ,\n-
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wird das Einkaut'svt:rhalten der Konsumenten immer weniger von ort�- oder r(:gionsty­
pischen sozialen Bezügen bestimmt. denn im Zuge cler wachsenden Globalisierung dif­
fundieren Konsu111111uster und prügcn sich interkt�turelle Lebensstile au� - Pro1.ess;. der 
sich im Einzelhandel in wachsenden Antcilcn landesweit identischcr ßasissortimente 
und sinkenden Anteilen orts�pezi fischer Waren widerspiegeln. 

Von soziologi�cher Scitc wird die Ausdi fferenzicrung der Gesell!-chaft in postmo­
clerne. biltlungscletenninicrte. ansonsten aber hierurchiefreic Lcbensstilgruppen zunch­
mcnd als neuer .. Megatrend„ der ge�ellschartlichen Entwicklung begriffen (vgl. Beitrti­
ge in DA�GSCH:\T und BLASIL·s 199-l). Ob diese Einschätzung zutrifft. bleibt an!!esicht� 
einer zunehmenden Polarisierung der Einkommensentwicklu�!! mit wachsende,; /\ntei­
lcn einko111111ensschwücherer Bevölkerungsgruppen 1.u diskut i;;·en. Eine Segmentierung 
der Nachfrage bei der Bcvülkerung:..mehrheit ist jedoch unbötrit1en. In Verbindung mit 
der Polarisierung des Einkaufsvcrhaltcns ist sie ein wichtiger Erklürungsfnktor fi�· clic 
Ausdiffcn:nzicrung von Betriebsformen. 
2.1.1.2 A ngehotsseite 

Die wachsende Polarisierung der Nachfrage und die zunehmende Se!!mentientn!! von 
Konsu111111us1ern vcründern den Handlungsrahmen cler Einzelhandelst7nternehme� und 
deren standortspczifische Kosten- und Erlüssituation. Die U11ternehmen reagicren auf 
diese e.rtemen Eintliisse mit einer /\npassung ihrer W<.:ttbewerbsstrategien (vgl . Abb. 1 .  
S .  12). Hierbei sind Kostensenkungsstrategien. die vornehmlich von grunclnutzenorien­
tierten ßetriebslormen verfolgt werden. und Differenzierungsstrategien. die eher von 
zusatznutzenorientierten Betriebsformen umgesetzt werden. zu unterscheiden. 

Gleichzeitig vollziehcn sich im Einzelhandel interne Veriinderungen. die mit onrnni­
satorischen und tcchnologi!>chen Innovationen einhergehen und die den Erfolg �oder 
Mißerfolg von Handelsunternehmen maßgeblich becinflussen. In We�tdeutschland ist 
der Strukturwandel im Einzelhandel dabei vor allem durch drei Prozesse gepriigt: • Konzentrationsr>rozcssc auf Unternehmensseite (sinkende Zahl an Einzelhandels­

unternehmen bei gleichzeitig wachsender Unternehmensgröße) und auf Betriebsebe­
ne (sinkende Zahl an Geschiiften bei gleichzeitiger Zunahme der Gesam1verknufs­
lliiche). • einen Uetriebsformcnwandel. d. h. die zunehm<.:nde Ausdillerenzierung von Be-
triebsformen und die sich ändernde i\tlnrktbedeutung derselben. sowie � 

• die mit Konzemrationsprozessen und Betriebsformenwandel einher!!ehenclen Ver-
änderungen in der Standortstruktur. 

Ko11:.e11tratio11spro:.e.ue im Eiu:.ellumdel 

Im  westdeutschen Einzelhandel �ind seit den 60er Jahren erhebliche Konzentr.itionspro­
zcsse zu verzeichnen: Die Zahl der Einzelhandelsunternehmen sank von 1968 bis J 993 

teile ,·on Bi<>produkt.:n in dc,1 Regalen. N;1c.:hd.:m Rioprnduktl' ihrrn Nischcncharakt.:r ,·alorc11 haben und Riol;iden - ;11, Ausnalun.: im Ld,c11,mi11clci111clh;uuld - ,tcigcnck Um,;it7c ,·erbuch.:11. inll'�ril'i�n die �ro­Clcn Hand.:l,unternchmcn. \\'il' di<.' Ne11·,• AC 111i1 ihrer Ci�cnmark..: .. FUllhom·· oder T,·11�<·l11u;1111 mit .. N.�ur-kind··. Binprod uktc in ihr S0ni111cn1. ' 
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um 20 9'r von 411 155 auf 328 7306. Selbsüindige Unternehmen verlieren gegeniibcr Fi­lialunternehmen kontinuierlich an Bedeuwng. was besonders im Lebensmittelhandd zu beobachten ist (vgl. Tab. 1 ). 
Tab. 1: Bedeutung von Einbetriebs- und Filialunternehmen im Lebensmitteleinzelhandel 

Westdeutschlands 

Jahr Selbständige 

Anteil an Betrieben Anteil am Umsatz 

1960 

1970 

1980 

1989 

Quere: HVL 1991: 57 

89,2% 
90,9% 
80,6% 

69,4 % 

68,9 %  
57,8% 

32.2% 
17,9 % 

Filialunternehmen 

Anteil an Bel.rieben 

10,8% 

9,1 % 

19,4 % 

30,6% 

j .  

Anteil am Umsatz 

31,1 % 

42.2 % 

67,8% 

82,1 % 

Unternehmenskonzentrationen cnlstehcn eim:rseits durch internes Wm:hstum. ande­rerseits durch Fusionen und Übernahmen. Die Zahl dieser .. horizontalen Integrationen ... d. h. die Zusammenschlüsse von Unternehmen innerhalb einer Swfe der Distributions­kette. nahm in den 9üer Jahren deutlich zu. Hierdurch vergrößerte sich der Marktanteil der zehn unNltzstärksten Lebensmittelhtindler zwischen 1993 und 1995 nochmals von 74 % auf 80 % (SC'HLAUTMANK 1996: 9). Das Hauptmotiv für Unternehmenszusam­menschlüsse liegt darin. durch Größenvorteile Kosten senken zu können. Dies trifft vor allem für den L;bensmitteleinzelhanc.lel zu. der durch einen hohen Anteil der Einstands­kosten und geringe Handelsspannen gekennzeichnet ist. Zusät7.lich führen eine weitge­hend stagni�·end; Nnchfrage im Lebensmittelhandel und in den 90er Jahren rückHiufigc UmsatzentwicklurH!Cn im gesamten Einzelhandel (vgl. PETERSEN 1997: 18) zu einem wachsenden Verchiingungs-wettbcwerb. der den Trend zur Unternehmenskonzentration begünstigt. Außer da Kostendegression durch uemeinsam genutzte Ressourcen im Be­rci�h Logistik oder Verwaltung �sind vor allen; die giinstigeren Lieferkonditionen eine wichtige Quelle der .. economies of scale"· . Nach dem Lebensminelcinzelhandel erfassen die Unternehmenskonzentrntionen auch nnderc Branchen. die große Kostcnminimierungspotentiale besitzen und deren Wa­ren zur Deckung des Grunclnutzenbcdarfs gekauft werden. Branchen mit hohem Ser­vice- und Beraru�1usniveau (z. B. Zweiradbranche) sind demgegenüber noch weitgehend einzelbetriehlich s�rukturien (TIF.TZ 1992a: 191 ff . SC'HL\UT:v1AN1' 1996: 9). Außerdem gewinnen bei den Unternehmensübernahmen Diversifizierungsbestrebungen zur Stre11-�1 11g des unternehmerischen Risikos an Bedeutung. Zu diesem Zweck hauen die Konzer­rh.: �ntwcder unterschiedliche Betriebsformensysteme innerhalb einer Brunche oder aber IVl u ltibranchensystemc mit verschiedenen Betriebsformen au r7. 
• J %8: inkl. Wö1-Bcrlin. J 993: all.: Buntk,1:indcr inkl. Berlin (St:ubti,chc� ßur1tb,1111t 1972: 27 t: t993: 25) 
7 So q:rrii!'.!t im l.ebcnsmilldbcr.:ic.:h atli3cr ,1/di fo�t jeder Kon1.crn üb.:r u111cn,d1icdlich..: tk1ricbs1i,n11cföy· 
,1c111.:. 1.. 13. Ut•we im  Lchcn,111i11c:lhcrcich die Vc:nricb,lii1i.:11 /-IL (Supcnniirkt..:). PC'nny (Di�coun1cn. Mini­
Mal (Vcrbrauchcrm:irkh:) und Tomn (SB-W:irc:nhäuscr). Spcktakuliil'!>tcs Bd,picl fiir die Griindung eines 
Mul1ihranchc:n,ystcm, ist die Fu,ion ,· on Mi'tro (Kcrng.:,d1iif1: Ca,h & Carr) Großrniirkto.:}. Ax/.:o (K,m1gc­
�chiil'I: Fachn1:irktc ) und Km(/JU?{(K..:rngcsch;ift: Warcnh;iu,cr) End.: 1995. 
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Auch zwischen unterschiedlichen Stufen der Distributionskelle nehmen Firmenzu­sammenschlüsse zu. So wird die Großhandelsstufe st:irker in die Filiabysteme oder Verbundgruppen (horizontale Kooperationen) des Einzelhandels integriert. Durch sol­che .. vertikale" Integrationen gewinnt der Einzelhandel an Nachfrage�nacht gegeniiber Produzenten und Lieferanten. Marktfiihrende Einzelhanclelskonzerne sind mitrlerweile nicht nur in der Lage. Preisvorteile im Einkauf zu erzielen. sondern können teilweise auch Kosten wie für RegalpOege oder Procluk1:1uszeichnung nur die Hersteller verla­gern. In der Konsequenz \'erfi.igen Filia lbetriebe i.iber eine l;ühere Handelsspanne und Kapitah·erzinsung als Einbetriebsunternehmen. was den Trend zur Unternehmenskon­zenlration wei1er forciert. Unternehmenskonzentrationen sind �omit vorwiegend das Ergebnis von Kostcnsen­kungsstrategien mit dem Ziel. Wettbewerbsvoneile durch Preisführerschaft zu er7.iclen. Weitere Konzentrationsziele liegen in der Verbesserung der Marktposition und der Er­schlieBung neuer �1liirkte. In der Folge erhöht sich der \:Ve1tbewerbsclruck auf kleine und mittelständische Unternehmen. die economies of scnle nicht erreichen und keine Preis­voneilc an dii:; Konsumenten weitergi:.:ben können. lnsbcsonclcri:.: bei Waren des Grund­nut7.enbedarfs. bei denen der Preis ein maßgebliches Kri1erium bei der Kaufentschei­dung ist. verl ieren selbständige Einbetriebsunternehmen damit langfristig an We1tbe-werbsföhigkei1. � -
Zudem sind kapitalschwächere Einbetriebsunternehmen kaum in der Lage. die für <len erfolgreichen We11bewerb notwendigen Innovationen wie Sonimentsv1.:rgrößerung, Scannerkassen. Kommunikationstechnologie oder Warenwirtschaftssvsteme umzuset­zen. Hier ist insbesondere die Entwicklung der ECR-Technologie (Effective Consumer Response) zu nennen. mir der clurch den elektronischen Dntenaustausch zwischen Ein­zelhandclsbelrieben (Scannerkassen) und Lieferanten bzw. Produzenten die \Varcnloui­stik optimiert wird. Unternehmen. die diese Innovation einsetzen. erzielen hiermit !!roße Einsparungen: Durch .. Just in ti rne··-Licfcrung können sie ei!!ene Lagerbewirtschat·tung vermeiden, Lagerflächen reduzieren und damil Lagerhnltu,;gskoste71 auf vornelagen; Handelsstufen umlegen. Zugleich ermöglicht die ECR-Technologie eine erhebliche� Fle­xibilisierung. womit Handelsunternehmen besser auf die segmentienere Nachfrage und die Verkürzung von Nachfragezyklen reagieren kiinncn. - -
Auch auf ßctriebsseite vollziehen sich erho..:bliche Konzentrationsprozesse: Einem Rückgang in der Zahl der Geschürte stehen w:ichsencle Verkaufsfüichen und Umsiitze pro Betrieb gegenüber. was insbesondere für den Lebensmi1teleinzelhanclel gilt. So ver­ringene sich in dieser Branche die Zahl der Geschäfte zwischen 1966 111�1 1990 um mehr als die Hiilfte, wiihrend sich die gesamte Verknuf's lliiche mehr als verdoppelte (KULKE 1994: 290). Die Ursachen für �olche Betriebskonzentrationen lie!!cn in einer Umbcwertung der innerbetrieblichen Ko�tcn- und Erlösmüglichkeiten der-Handelsun­ternehmen. Hierbei sind vornehmlich die Einführung des Sclbstbcdienungsprin7.ips mit der Verlagerung des Bedienungsvorgangs an den Kiiufer. die Zunahme der angebotenen Artikelzahl und der Anstieg der zur Existenz eines Betriebes erforderlichen Umsatzun­tergrenze zu nennen. 
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ßetriebsjor111e11wa11del im Ei11zelliandel 
Unternehmenskonzentrationen sind vornehmlich das Er!!ebnis von KostensenkutH!S· strategien. Die Au�differenzierung einer Vielzahl von B;triebsformen� ist demgeg�n­über auf Differenzierungsstrategien zur(ickzuführen. neben dem Unternehmenswachs­tum ein weiteres J'vli11el. um sich im Weubewerb zu behaupten. Die Differenzierung der Unternehmensleistung erfolgt durch den unterschiedlich gewichteten Einsatz der be­trieblichen Handlungsparameter Preis- und Sonimentsgestaltung. Betriebsgröße. Stand-ortwahl und J\ndienungsform. Mil KLF.IN ( 1995: 55) kann das vermehrt polarisierte Nachfrageverhalten der Kon-sumenten als Auslöser für die Differenzierung von Betriebsformen betrachtet werden: 
' Retriebsformcnde l 'ir1itiu11.:11 (nach /\u,schul; fiir Begriffsdefinitionen ... 1995 ): 
Discountcr: :vl it Oiscountoricntierung wird eine absat1politi,ch� Strategie bezeidmet. hci der Konsurng(iter 
des \fas,enab,aves bei einl'achcr Ladenaus,tauung 1.u niedrigen Preisen angd,otcn \\'erden. Die Strategie ist 
auf das bei Ma,se,igiitern ,·orl\'iegcnd rational geprtigle Einkauf"·erhahen ausgerichtet. 
Fabrikladen: Der Fabrikladen (Factory Outkt) ist ein rniltd- bis grol.llfachiger L:inzelhanddsbetrid> rnil ein­
facher Ausstattunc?.. iibcr den ein 1-kr,teller im Direktvenrid.> in,bc,ondcre Waren zweiter Wahl. Ühcrbe:;tlin­
de und Retouren �kr Waren seines Produktion,progr:unm, oder scin.:-s Z11kauf,or1i111e1He, 111ei:;1 in Sdb,tbe­
dienuni! an t'abriknahen o(kr ,·crkdir,mie111iertcn S1:mdone11 ab,ew. 
Farhg�srhiit't: Da, F:tchgcsch,it't i,t ein F.inzclha11del:;be1ri.:-b. der ein hr,111..:henspc�zifische, oder betlarfs­
gruppcnori..:ntiertc, Sortiment in grollcr f\u,wahl und in unter,d1icdliche11 (.)uali@en und Preislagen 111i1 er-
,:;inzcndcn Dicn,;1leist111H!en anbic1ct . 
Fachmarkt: l)('r Fachm?,rkt i,t ein mei:<t s:rolH!lichi2er und im all2e111ei11en ebe.nerdi,:er Einzelhanddshetrieb. 
der ein breites und oft ;111,h tiefes Sorti111e',ll au, ein�m Warenber;ich. einem fkdarf;iJercich oder einem Zid­
grnppenhercich in iibersichtlicher Wart:!11prli�cnt: 11ion bei tendenziell niedrigem bis 1ni11lcren1 Preisniveau an­
bietet. Der Standort i,t in der Regel autokunclenori..:ntiert. ( ... J bei einigen Sortimenten ,wrclcn (iberwiegt:nd 
lnnens1adtla!!c11 2.ew,ihlt. 
Ofl'-Pricc-G-escl;:irte: Ein Off-Pricc-Store ist ein mittel- bis großlhd1iger Einzellwndebbetricb. ckr \'llr\\' ie-
c?.end bekannte i'vtarkcnanikd de, Nichth.:be11smi1tdhercicbcs in Sdbstbedienun,: w.:-scntlid1 unter dem dafür 
Üblichen Prcisni,·eau ,mbietct. Das Soni,ncnl be,tcht prinzipiell au, nicht rt:g�l:irer Ware (Über,d111l.\ware. 
Au,lauimodelk. W:,rc ;,,weiter Wahl. .. ). 
SB-\V:1rC'nhaus: Da, Selbstbedicnung,warenhau, i:;1 ein grollillichiger. meist ebenerdiger F.inzelhandel,be-
trieb. der ein umfa:;:;e.ndcs Soniment mit cint:m Schwerpunkt bei Le.ben,miudn ganz odt:r iiher\\'ie�cnd in 

Selb:<thedit:nung ohne kosteninten,i,· c.n Kundendi..:nst 111it hoher \Vcrbcaktivitlit in Dauerniedrigpreispolitik 
oder Sonderangd1otsprei,politik anbietet. [)er Standort ist gnmd,:it1.lid1 alltokundenor icnticrt ( ... ). Dk Ver­
k:iufs!Uicht: lic.gl nach der annlicht:n Stati,tik bei minde,ten, :1000 ,n=. nach der ;\bgrcnzung de, Enroplii,chen 
Handel,institut, bei 4000 111=. uach i nternationalen Vercinharungen bei 5000 11/. 
Supermarkt: Oer S11 pennarkt bt ein Einl.elhamlclsbetricb. der auf einer Verka11bllUclle von 11 1inde,te11s -WO 
m= Nahrun!!:<· nnd Gcn11l;111ittel einschließlich Fri,ch\\'arcn und e.rs:fü1;,,end Waren <le, tii,:lichcn und kur1.lri>1i­
ce11 BedaJ, anbietet. Nach der amtlichen Statistik hat (kr S11p�r111arkt höchstens ein� Verkauf,11:ichc ,·011 
1000 rn=. nach internationalen Panelin,lilllten ,·on 800 m= und nach der Abgrenzung de, E11rnplii,d1cn Han-
delsinstitutes von 1500 m=. 
Yl'rhrauch<'rnwrkt: Der Ve.rbraud1cr111arkt ist dn 2roßlliichi2er Einzclha11dclsbetrie.b. der ein breites und tie-
fes Sorti111cnt an Nahrunc?.s- und Gcnulln1illcl11 :<l>Wi� an Ge- t�nd Verbrand1s!!iitern des kurt. ·  und miuclfri,ti­
gcn lkdarb iiberwiegen ,in Selb,tbcdkm111g anbietet: hiiurig \\'ird e111\\'edcr ,;uf eine Dauerniedrigpreispolitik 

oder auf einc So11der:u12ebotspolitik ah,::estcllt. Die Verkaufsll,kh,' lie!!t nach der amtlichen Statistik bei min­
de,tens 1000 m=. nad, �ler Ahcren1tlll�-de, F.uropfüschcn H:,ndebinstitut, bei 1500 111=. nach interna1ionak11 

Erhd1u11g,,·erl'ahren von Panclinstit11tc;1 bei 800 111=. Ocr Stanclon i,t in der Rcg..:-1 autokuJ)(knoricntiert ( ... ). 
Warenhaus: Da, Warenhau, ist ein grol\thchigcr F.inzelhanuc.bbetricb. der in der Regel at1f mehreren Etagen 

hrc.itc und übcr"'ie�cnd ti.:rc Sortimente mehrerer Brand1cn 111it tendeu;,,iell hoher Se1'\'iceinte11,itiit und eher 
hohem Prci,niveau-an Standorten in der lnncn:;tadt oder in Einkaul'szentren anbietet. Nach der ,u1ulicl1en Sta­
tistik i,t eine Verkauf,llüche ,·un mindestcns >000 111= erforderlich. 
Zu den 1 111tcr,c.:hicdliche11 An,iitzen zur F.rkllirung des Fktricb,1',11·111enw:111dei:; "gl. detaillierter G1. 0CKNER­l-lüt.�tE ( 1 983J und Kl'I.KE ( 1 99.J ). 
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• GrL'.ndnutzeno.rientierte Ei'. 17 .elhandelsunlernehmen verfolgen aufgrund des preisori­enlte1 ten Kaufverhaltens e 11 1e Kostensen kungsstrategie mit dem Ziel der Preisführer­sch
8.ft. Vor all�m die Aufllebung der Preisbindung in Westdeutschland ( 1973) erhohte ehe D1tferenzierungspotentiale über den Preis und fiihrle zu s1ei2:enden Mar ktameilen discountorientierter und großllächiger Betriebsformen. die Kosten­se,� kungsstrmegien verfolgen (vgl. Tab. 2). Die Kos1ensenkungss1rategie beinhaltet au(. d.er ßetnebsebe 1�e die konsequente Umsetzung des SB-Prinzips mit einer Exter­nalistcrung der Bedienungs- und Beratungs kosten. was mit einer Ausweituno der Ver kaufsflüche einhergeht und die Beschäftigung von Teilzeit kräften und getinger qualtf1z1erten Personals zur Sen kung der Personal kosten ermöglicht. Kostensen­k.ungsstrategten erhöhen die Betriebskonzentration und verstiir ken verti kale und ho­nz.ontal.e lnt:grationen oder Kooperationen zur Erlangung von Größenvor1eilen 

�� 1111 E 11 1 kauf. Kostensen kungsstrategien schlagen sich auch in der S1anclor1wahl der l::..11 1zelhandelsunternehmen nieder. weil die Kostenminimierung bei der Erschlie­ßung und Unterhaltung der Betriebsstandorte zu einer bevorzugten Ansiedluno in nichtintegrierten Lagen führt. In mar ktwirtschaftlichen \Vinschaftssystemen ko,:imt de.m �oden- un� Immobilienmarkt mit einer rüumlich differenzierten Lagerente da-1 1111 eine wesentliche Rolle für die Standortwahl der Einzelhandelsbetriebe zu. 

• 

Tab. 2: Marktanteile unterschiedlicher Betriebsformen im westdeutschen Einzelhandel, 1995 
Betriebsform 

Fachgeschäfte 

Versandhandel 

Lebensmittel-Discounter 

Supermärkte 

SB-Warenhäuser, Verbrauchermärkte 

Lebensmittelfachhandel 

Warenhäuser 

Fachmärkte 

ambulanter Handel, Tankstellen ... 

Quell e: EHI: Handel aktuell 1996, S. 51 

Umsatz (Mrd. DM) 

430,3 

36,3 

64,1 

64,1 

54,9 

Marktanteil (in%) 

47,0 

4,0 

7.0 

7,0 

6,0 

7,0 

4,0 

12,0 
.......... { .......... .. . .. . .................. . 

6,0 

Z�t�'.11znu1.zenorie .n1ierte. ßetriebsformen verfolgen demgegenüber eine Strategie der D1tterenz 1erung uber die L eistung und orientieren sich an den se!!mentierten Kon­summustern der Verbraucher. Dies führt zur Ausdifferenzierung �von Betriebsfor­men. Die Differenzierung des Angebots über die Leistun!! ist deu;lich kostenintensi­ver. Sie erfordert den Einsatz qualifizierten StnnHnpers�nals und ein umfassencies Warenangebot von Gütern mit Erlebniseigenschaflen und S1atuskomponcnten sowie etne a11n'.k1i�e und aufwendige ästhetische Gestaltung von Betriebsfüichen. Zusatz­nu1zenonent 1erte ßetriebsformen verfolgen tendenziell eine andere Standonstrateoie als grundnutzenorientierte ßetriebsformen und wühlen eher innerstädtische Stat�I-
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Abb. 2 :  Betriebsformenpolarisierung im Einzelhandel 
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Quelle: KlEIN 1994: 56 (nach Horten AG) 

orte mit einer hohen Aufenthaltsqualität und externen Kopplungspotentialen. Damit 
wird nach KLEIN ( 1995: 42) die Polarisation der Betriebsformen auch in der räumli-
chen Ordnung des Einzelhandels sichtbar. . Eine Polarisierung der Betriebsformen durch Kostenminimierung versus Leistungs-

optimierung findet auch innerhalb einzelner Bt·anchen statt. Das Ge�ensatzp�ar ,,F�ro­
du kte des Grundnutzens" versus „Produ kte des Zusatznutzens·' läßt sich folglich nicht 
hinreichend mit der Branchenzugehürig keit definieren. Es richtet sich vielmehr nach 
den individuellen Präferenzen der Verbraucher und den spezifischen Konsummustern 
unterschiedlicher Lebensstilgruppen. Hiermit Hißt sich z.B. d ie wachsende Bedet'.tu1�g 
von Reform- oder Naturkostläden im Lebensmitteleinzelhandel er klären, der geme1nh111 
zum Gnmdnutzenbedarf zu zählen wäre. Auch der Bekleidungseinzelhandel zeigt, daß innerhalb einer Branche unterschiedl i-
che Nutzenzuweisunge1; durch den Verbraucher bestehen, was sich in den Distributi­
onsstrategien niederschlägt. So gilt der Textileinzelhandel als Branche , in der die zu­
nehmende Individualisierung des Ein kaufsverhaltens von den Unternehmen hohe Flexi­
bilität kleine Stüc kzahlen und hohe Beratungsintensität verlangt und economies of 
scale kaum dienl ich für die erfolgreiche Marktpositionierung sind. Auch diese Branche 
wird in den 90er Jahren jedoch von Konzentrationstendenzen erfaßt :  Die drei größten 

deutschen Textileinzelhiln<ller erhöhten ihren Umsatzanteil von 14,2 % ( 1989) auf 
20,7 % (1996) - der Marktante il der Top 10 stieg auf 39, 1 %9

• Gleichzeit i.g polaris.'.ert 

sich das Einkaufsverhalten. was sich in einer Polarisierung des Angebots niederschlagt. 
indem niedrigpreis- und ausgesprochen grundnutzenorientierte Betriebsformen große 

Marktanteile gewinnen (so ist Aldi 1996 der achtgrößte Textile inzelhändler Deutsch­
lands). Der Versuch, gruncl- und zusatznutzenorientierte Angebotsformen über die 
Branche zu trennen, muß somit scheitern. 
'> vgl. RFS-ak1ucll Nr. 39 vom 25.9.1997. S. 3. 
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Darüber hinaus stellt sich das Problem. daß sich der gegenwärtige rasche Wandel von Distributionskonzepten und deren große Vielfalt mit dem klassischen Betriebsfor­menbegriff nicht mehr fassen liißt (PÜTZ und SCHRÖDER 1997: 7). So werden derzeit im Parfümeriebereich Anbieter wie Tfte Uody Sftop oder Douglass gemeinhin der gleichen Betriebsform (Fachgeschäft) zugerechnet. obwohl sie sich hinsichtlich Preis- und Sor­timcntsgcstahung, Standortwahl, Zielgruppenorientierung usw. erhebl ich voneinander untersche iden. Auch mit einer K lassifizierung nach der Idee einer Polarisierung von Betriebsformen (vgl. Abb. 2) lassen sich lebensstilorientierte Betriebsformen, die prak­tisch in jedem Preis- und Leistungsniveau zu finden sind, nicht zuordnen. 
Wandel der Standortstruktur im Ei11ze/ha11del 

Der Betriebsformenwandel und die Konzentrationsprozesse verändern die Standort­
struktur des Einzelhandels. Im Bereich der städtischen Agglomerationen ist eine polari­
sierte Entwic klung zu beobachten, die als „dezentrale Konzentration'· zusammengefaßt werden kann und folgendermaßen zu chara kterisieren ist: Hohen Bedeutungszuwächsen von E in kaufszentren und Agglomerationen des grof.Hlächigen Einzelhandels in nichtin­tegr ierten Standorten sowie leichten Zuwächsen in den Innenstädten stehen Bedeu­
tungsverluste der innerstädt ischen Subzentren und der integrierten Streulagen in den Wohngebieten gegenüber (vgl. KULKE 1992. hierzu auch: TIETZ 1992b: zu abweichen­den Entwicklungen in den neuen Bundesländern vgl. MEYER 1992, 1997. PüTZ 1997a) 10• Niedrige Grundstüc kskosten und ausreichende Fliichenvcrfiigbar keit sowie die auto­vcrkehrszentrnle Lage an großen Ausfall- oder Umgehungsstraßen führen dazu, daß sich großfüichige und zumeist preisaggressive Betriebsformen bevorzugt in nicht integrierten Lagen und im Umland der Städte ansiedeln. Solche Bedingungen kommen vor allem den Kostensen kungsstrategien grundnutzenorientierter Betriebsformen entgegen. Die steigende !Vlotorisierung der Konsumenten und die Suburbanisierung der Bevöl kerung untersllitzen den Trend zur Dezentralisierung von Einzelhandelsunternehmen. B islang gelang es den Innenstädten westdeutscher Großstädte weitgehend, den zu­
satznutzenoricntierten Erlebniseinkauf an sich zu binden. Auch in diesem Segment nimmt der Wettbewerb zwischen den Standorten jedoch zu: B islang weitgehend 1;lono­fun ktionale und anspruchslos gestaltete periphere Ein kaul'sstanclorte integrieren zuneh­mend Erlebnisaspekte und wandeln sich im Sinne eines ,,Trading up'' zu Shopping­Malls, die einen vermehrten Wettbewerbsdruc k auf die lnnenstUdte ausüben. Daß der Standortwettbewerb bislang nicht einseit ig zugunsten peripherer Lagen ent­schieden wurde, ist vor allem dem stnndortgestaltenden Einfluß von Planern und Politi­kern zuzuschreiben. Zudem formierten sich in Westdeutschland star ke Lobbies von Ci­ty-Einzelhändlern. d ie ihre Interessen gegen das Wachstum nicht integrierter Standorte arti kulierten. Auch muß festgestellt werden. daß die Shopping-Center-Entwicklung 
10 In dieser Arhei1 wird der Begriff „nich1in1cgricne Standone" dem ßel!riff „t?rüne Wiese" vort?ezo,:en. da 
lc!Zlcrcr nach Ansicht des At11ors mißvers1iindlich is1. Die „griine Wiese"-beinh;l 1e1 im sem:1111iscl;cn Kontcx1 
nur Standorte aulkrhalb des bes1ehenden Siedlungsgebie1es oder der ad111inis1rativcn Grenzen einer Stadl. 
„J\ichti111cgriene Siandone" schließen dagegen auch Srnndonc ein. die z. ß. in Gcwcrbc!!cbictcn liegen und 
ebenfalls dem „sekundiiren Einzelhandclsnctz" (TIETZ 1992: 547) au lkrhalb illlc!!ricncr Z�ntrcn odcrS1rcula-
gen wzured111en sind. 

� 
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letztlich den Anstoß zu einer nachhaltigen Aufwenung der westdeutschen Innenstädte gab. Vor allem seit den 80er Jahren werden hier nämlich VitalisierungsmalJnahmcn wie der Bau innerstädtischer Passagen und Ein kaufsgalerien vorangetrieben. Nachdem zu. nächst Shopping-Center traditionelle Stärken der Innenstädte (Erlebnisein kauf) nachge­ahmt hatten, ist in jüngerer Zeit der Versuch der Innenstädte zu beobachten. Marketing­konzepte der Ein kaufszentren 7 .u übernehmen. Diese .. Verbetriebswirtschaftlichung" (HELBRECHT 1994: 3) in der Stadtplanung wird z.B. durch die Übertragung des Cen­termanagements auf ein innerstädtisches Citymanagement deutlich. Verlierer der Polarisierung in der Standortstru ktur sind die Streulagen in den Wohn­gebieten sowie die kleineren Stadtteilzentren. Dies ist auch auf die Konzentrationspro­zesse auf der Angebotsseite zurüc kzuführen: Bei kleinen Einbetriebsunternehmen flie­ßen viele Kostenelemente wie Unternehmerlohn, Eigen kapitalverzinsung und Mietwert eigener Gebäude nicht in die betriebliche Kal kulation ein (STEHMAI\N J 992: 45). Bei eigentlich zu konstatierendem betriebswirtschaftlichem Verlust können sie so auch an ungünstigen Standorten in Streulagen noch existieren: tritt der Besitzer in den Ruhe­stand, ist eine Aufgabe der Einzelhandelsnutzung jedoch vorprogrammiert. Filialisten beziehen dagegen alle Kostenelemente in ihre Kal kulation ein und wählen somit nur Standorte. die einen höheren Mindestumsatz gewährleisten. Hierbei handelt es sich in der Regel um Lagen in Zentren oder nichtintegrierten. aber ver kehrszentralen Standor­ten mit einem großen Kundeneinzugsbereich (KULKE 1996: 9). Auch die räumliche Ordnung des Einzelhandels wird damit langfristig von den Strategien der Mehrbetriebs­unternehmen bestimmt (KLEIN 1994: 218). 
2.1.1.3 Politisch-administrative Steuerung 
Die Entwicklungen im Einzelhandel mar ktwirtschaftlicher Wirtschaftssysteme sind nicht nur auf Mar ktbeziehungen zurüc kzuführen. Vieln1ehr modifizieren politisch­administrative Gremien (Politi ker. Planer) die Einzelhandelsstru ktur. die sich aus dem Zusammenwir ken von Angebot und Nachfrage ergibt. Die Art und die lntensitüt der Steuerung hängen dabei von den zugrunde! iegcnden normativen Planungsleitbildern sowie den Eingriffsmöglichkeiten und Gestaltungsinstrumenten ab (vgl. Abb. 1. S. 12). Eine wichtige Zielsetzung der Planungsgremien in Deutschland liegt traditionell in der Wahrung der Versorgungsfun ktion des Einzelhandels für die Bevöl kerung. Mit Strategien. die zumeist an der räumlichen Ordnung des Einzelhandels ansetzen. wird versucht, dieses Ziel zu erreichen, indem Planungsgremien eine zentralörtliche und an den Wohnstandorten der Bevöl kerung orientierte Verteilung von Einzelhandelseinrich­tungen anstreben. Bis in die 60er Jahre wir kten auch die ö konomischen Kräfte im Zu­sammenspiel von Angebot und Nachfrage überwiegend zentralisierend: aufgrund der geringen Mobilität der Bevöl kerung bestand eine enge Beziehung zwischen dem klein­räumigen Nachfragepotential und den Geschäftsstandorten. Steigende Realeinkommen der ßevöl kerung. deren zunehmende tvlot0risierung und vor allem der Wandel ange­botsseitiger Einflußfn ktoren führten aber dazu, daß seitdem die dezentralisierenden Kräfte immer stär ker wurden. Diese stehen im Gegensatz zu den zentralörtlichen Ent­wic klungsvorstellungen der Stadt- und Regionalplanung. weswegen politisch-
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administrative Gremien seit den 70er Jahren st:ir ker in die Standortstru ktur des Einzel­handels eingreifen. um ihren Auftrag der Sicherstellung „öffentlicher Interessen" umzu­setzen. Bereits hier wird deutlich. daß das staatliche Handeln nur selten vorausschauend a ktiv ist und in1mer nur mit Verzögerung auf neue Distributionsstrategien der Unter­nehmen reagiert. Die (rechtliche) lnstitutionenbildung im Bereich der politisch­administrativen Steuerung ist damit im wesentlichen als Anpassungsstrategie auf han­delsinterne Veränderungen zu interpretieren. Seit den 70er Jahren instrumentalisieren politisch-administrative Gremien die Ein­zelhandelsnetzgestaltung auch fi.ir die Umsetzung stiicltebaulicher Zielsetzungen. Dabei dominieren konservative stüdtebauliche Leitbilder der .. europäischen Stadt", die den ,,Schutz gewachsener Stadt kerne" und eine Fortführung des IVlodells einer zentrenori­entierten Stadtentwic klung verfolgen (HATZFELD 1991: 1 16). Zugleich bildete sich bei Planern das Bewußtsein heraus, daß Geschäfte neben ihrer Versorgungsfun ktion auch wichtige Identifi kations-. Kommuni kations- und Freizeitfunktionen erfüllen (KULKE 1992: 62) und eiern Einzelhandel damit zentrcnpriigende Fun ktion zu kommt. Die Ein­zelhandelssteuerung dient so als Hebel zur Verfolgung übergeordneter politisch­administrativer Ziele. Das Maß und die Art des Einflusses politisch-administrativer Steuerung auf die Ein­zelhandelsentwic klung variiert aber erheblich von Gemeinde zu Gemeinde. Die Ursache hierfür liegt vor allem in der institutionellen Verankerung der Entscheidungsmechanis­men im föderalen System. wobei zwei Spannungsfelder besonders hervorzuheben sind: • Das lo kal-nationale Spannungsfeld: Die Gestaltungs- und Eingriffsmöglich keiten der politisch-administrativen Steuerung werden auf nationaler Ebene festgelegt, weil der staatliche Gesetzgeber den Handlungsspielraum der kommunalen Entschei­dungsträger bestimmt. So sehen in Deutschland die Baunutzungsverordnung (BauNVO) und das Baugesetzbuch (BauGB) die Möglichkeit vor, die Größe oder die Branche (Breite und Tiefe des Warenangebots. Anteile von Kern- und Randsor­timenten) eines Einzelhandelsstandorts festzulegen. Maßgeblicher Akteur bei der politisch-administrativen Einflußnahme sind in Deutschland die Kommunen, die ihre Handlungsfreiheiten in unterschiedlichem Maße ausschöpfen. Diese lo kalen Regulierungsmechanismen beeinflussen die lo kale Einzelhandelsstru ktur häufig stärker als rahmensetzende Gesetzgebungen au!' natio­naler Ebene. Dies zeigt z.B. der inter kommunal unterschiedliche Umgang bei der Genehmigung großfüichiger Einzelhandelsbetriebe. Zudem besteht häufig ein inter­kommunaler Wettbewerb zwischen benachbarten Gemeinden. Vor allem Kommu­nen im Randbereich von Großstädten versuchen. durch die Genehmigung großflä­chiger Betriebe oder Ein kaufszentren ihre Gewerbesteuereinnahmen zu erhöhen. Dies fördert die Dezentralisierung des Einzelhandels. • Das politisch-planerische Spannungsfeld: Außer dem Spannungsfeld zwischen na ­tionalen Rahmensetzungen und lo kalen Regulierungsmechanismen besteht ein in­stitutionell verankertes Spannungsfeld zwischen den A kteuren auf der kommunalen Ebene. Dieses rührt daher. daß poli1ische Gremien wie Stadträte für die Entschei­dung über Standortgenehmigungen verantwortlich zeichnen und ad111i11istraliFe Gremien wie Planungsbehörden für die Vorbereitung und operative Umsetzung die-
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ser Entscheidungen zuständig sind (vgl. Abb. 1 .  S. 1 2). Hierdurch tritt häufig die 
Situation ein. daß die zentralönlich orientierten Stadtentwicklungskonzepte der Pla­
nungsbehörden von der Genehmigungspraxis konterkariert werden: Kommunale 
Politiker verfolgen oft andere Zielsetzungen als Planungsgremien und setzen diese 
im Genehmigungsverfahren als genehmigende Instanzen durch. Während für Planer 
versorgungspolitische und städtebauliche Ziele handlungsleitend sind, folgen die 
Entscheidungen von Politikern hiiufig den Interessen des kommunalen Finanzhaus­
haltes (l\tlaximierung der Steuereinnahmen) oder des i\tlachterhalts (Wiederwahl). 
Insgesamt dürfen die Gestaltungsmöglichkeiten administrativer Gremien jedoch 

nicht überschiilzt werden. Dies liegt vor allem daran, dal3 die räumlichen Kategorien. 
die den Strategien von Planern und Unternehmen zugrundeliegen. zunehmend ausein­
anderfallen: Für kommunale Planungsgremien stehen die lokalen Marktgegebenheiten 
im Zentrum des Interesses. überregional agierende IVlehrbetriebsunternehmen orientie­
ren sich aber immer weniger an den Gegebenheiten lokaler Mürkte, sondern immer 
stärker an ihren zentralen Marktbearbeitungsstrategien mit einheitlichen Handelskon­
zepten. die sie zum Zwecke der Kostensenkung unmodifiziert multiplizieren und auf die 
lokalen Mürkte übertragen. Dies wird nicht zuletzt dadurch ermöglicht. daß auch das 
Konsumverhalten der Verbraucher immer weniger durch regionale Bezüge bestimmt 
wird. Forderungen lokaler Behörden wie nach einer standortgerechten Anpassung des 
Sortiments (z.B. Verringerung des Anteils cityrelevanter Randsortimente bei Möbel­
oder Baumärkten) lassen sich somit kaum umsetzen. 

2.1.2 Einzelhandel im Spannungsfeld von „Internationalisierung" und 
,,Lokalisierung" 

In Kapitel 2. 1.1 wurden die wichtigsten Einflußfaktoren für die Entwicklungen und Ent­
scheidungsmechanismen im Einzelhandel am Beispiel Westdeutschlands aufgezeigt 
(vgl. Abb. 1 .  S. 1 2). Es stellt sich die Frage, ob diese Prozesse auch in anderen Ländern 
Westeuropas ähnlich ablaufen, dort zu identischen Marktergebnissen führen und somit 
als typisch für marktwirtschaftliche Wirtschaftssysteme gelten können. Trifft dies zu, 
ergeben sich für den Wandel der Einzelhandelsstruktur im Transformationsprozeß be­
reits konkrete Zielvorstellungen. 

Nach den bisherigen Ausführungen kann zunächst erwartet werden. daß sich die 
Einrtußfaktoren der Einzelhandelsentwicklung im internationalen Vergleich deutlich 
unterscheiden. Dies muß vor allem für die politisch-administrative Regulierung ange­
nommen werden, da die nationalen rechtlichen Bestimmungen den Handlungsrahmen 
der Einzelhandelsunternehmen in spezifischer Weise begrenzen. Zugleich ist z.u ver­
muten. daß sich auch die Nachfrage international unterscheidet, da viele der nachfrage­
bedingten Einflußfaktoren vom sozioökonomischen Entwicklungsstand einer Gesell­
schaft abhängen. 

Außer den Unterschieden auf nationaler Ebene sind Differenzen auf mikroräumli­
cher Ebene zu vermuten, sei es durch regional unterschiedliche Konsumpriiferenzen 
(z.B. unterschiedliche Ernährungsgewohnheiten). regionale Disparitäten der Einkorn-
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mensentwicklung. regional differierende Nachfragepotentiale (z.B. durch Siedlungs­
struktur) oder ein unterschiedliches ivlaß der politisch-administrativen Steuerung durch 
kommunale Entscheidungstriiger im Planungs- und Genehmigungsverfahren. 

Aus diesen Gründen gilt der Einzelhandel traditionell als ein Wirtschaftszweig mit 
einer stark lokalen Orientierung: .. Lokale Anbieter agieren mit lokalen Nachfragern vor 
einem spezifischen kulturellen und ökonomischen Hintergrund. Dadurch schaffen sie 
eine ganz spezifische lokale Einzelhandelsstruktur'' (SCl· IRÖDER 1997: 5 1  1 ). Dieses 
Charakteristikum. mit dem auch der irn Vergleich zur Industrie geringe lnternationali­
sierungsgrad des Einzelhandels crkliirt werden kann, gilt zwar auch in den 90er Jahren: 
aufgrund aktueller Entwicklungen muß es jedoch relativiert werden. 

Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes erleichterte den Verkehr von Wa­
ren, Dienstleistungen und Kapital zwischen den Mitgliedstaaten der EU nümlich erheb­
lich. l\tl it dem Ziel der Marktharmonisierung wurden zudem nationale rechtliche Be­
stimmungen wie die Steuergesetzgebung angeglichen. Gleichzeitig ist eine internatio­
nale Nivellierung von Konsummustern zu beobachten, die immer mehr durch globale 
Bezüge und immer weniger durch lokale Traditionen bestimmt werden (WERLF.N 1997: 
297f.). Die Veriinderungen auf der Nachfrageseite und auf seiten der politisch­
administrativen Steuerung fördern die Internationalisierung von Einzelhandelsunter­
nehmen, d. h. deren Expansion auf internationalen l\färkten. erheblich. Entwicklungen 
in der lokalen Einzelhandelsstruktur werden damit stärker als bisher auch von interna­
tionalen Prozessen gesteuert. Das in Abb. 1 erarbeitete Zusammenwirken der Akteure 
der gesellschaftlichen Teilsysteme kann damit nicht mehr als ein auf nationaler Ebene 
geschlossenes System betrachtet werden. Für die weitere Analyse stellt sich damit die 
Frage. inwieweit die Harmonisierung der Regulation, die Nivellierung der Konsumtion 
und vor allem die lnternationalisierungsstrategien der Einzelhandelsunternehmen zu ei­
ner Vereinheitlichung der Handelsstrukturen in Europa führen. 

2.1.2.1 Internationalisierungsstrategien des Einzelhandels in Westeuropa 
Seit den 60er Jahren gewinnen lnternationalisierungs�trategien im Einzelhandel an Be­
deutung, wobei zunächst internationale Beschaffungsaktivitäten und die Gründung 
multinationaler Einkaufskooperationen im Vordergrund standen. Erst in den 90er Jahren 
setzte dann jedoch ein wahrer lnternationalisienmgsschub ein (vgl. Abb. 3). Die Inter­
nationalisierung erfaßt dabei nahezu alle Branchen. Bei der Zahl ausländischer 
Markteintritte dominiert die Bekleidungsbranche, hinsichtlich des bewegten Kapitals 
bestimmt dagegen die Lebensmittelbranche die länderübergrei fende Marktbearbeitung 
in Europa (SCHRÖDER 1997: 5 1 1 ) 1 1

• 

Die zunehmende Internationalisierung ist auf unterschiedliche Ursachen zurückzu­
führen. Dabei lassen sich unternehmensexterne Faktoren und unternehmensinterne Mo­
tive für das ,.going international" unterscheiden (vgl. TREADGOLD 1990: 5. \VILLIAMS 

1 1 Dic lntcrprct�tion ,· on Abb. 3 unterliegt jedoch Vorbehalten. So flossen in dk Studie der Corporate lntelli­
gcncc Group (ClG) lediglich die Anzahl der Marktt:intri11e ein. nicht aber der.:n linif:111!!: Die Eröllmui;: ,·011 
nur einer Filiale \\'Urde genau,o ge\\'id1tet wie die Etablierung eines ttlllfan!!reicl;en Filialnctzc,; -(v�I. 
LINGEN FELDER 1996: 4:H. J. 

• -
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Abb. 3: Markteintritte ausländischer Handelsunternehmen in die nationalen Märkte der EU 
seit 1960 
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1 992: 8f.. GOBRER::i 1992: 100, TIETZ 1 992c: 233ff., ÜAWSON 1993: 29, TORDJ:vtA:--1 

1994: Sf.. MYERS I 995. Lli\GF.'.'IFELOER 1996. SCHRÖDER 1997): 
Zu den unternehmensexternen Faktoren der Internationalisierung sind zu zählen: 

• der erleichterte Marktzutritt durch die Marktharmonisierung und den freien Verkehr 
von Waren, Dienstleistungen und Kapital infolge der Vollendung des europäischen 

• 

• 

• 

• 

Binnenmarktes. 
die llinderübernreifende Homogenisierung der Nachfrage bei gleichzeitig zuneh-
mender Se!!me�tierun!! durch die Ausdillerenzierung interkultureller Lebensstile, 
das hienni; verbunder�e Auftreten internationaler Nischenmärkte sowie das Entste­
hen international homogener Märkte für Massenkonsumgüter. 
die Sättigung von Märkten bzw. Marktsegmenten im Stammland. bei gleichzeitiger 
Existenz� bislang unbearbeiteter oder ungesättigter Miirkte bzw. Marktsegmente im 
Ausland (hierzL7 ist auch die marktwirtschaftliche Öffnung der Länder Ostmitteleu-
ropas zu zlihlen). 
die planerischen Restriktionen in den Heimatmlirkten. die eine interne Expansion 
oroßflächiger Betriebsformen erschweren. 
;\ls untern�hrnensinterne Motive der Internationalisierung sind relevant: 

• die wegen des wnehmenden Verdriingungswettbewerbes auf gesättigten Heimat­
miirktc� bzw. IVlarktsegmenten höheren Kosten bei der Gewinnung wsiitzlicher 
Marktanteile, • die Risikostreuung durch Operieren auf unterschiedlichen Miirktcn und mit unter-
schied I ichen Handelskonzepten. 
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• die Erzielung von economies of scale und dadurch die Erhöhung der Verhand­
lungsmacht gegenüber den 1-krstellern. • die verbesserten Kommunikations- und Informationstechnologien. welche ein 
schnelleres Aufspüren internationaler fvlarktnischen und günstiger Beschaffungska­
rüile ermöglichen. • die Profitabilitfüsraten. die im Ausland z. T. höher sind als in den Heimatmärkten. • die von zahlreichen Unternehmen verfolgten wechselkursbedingten Kapitalanlage­
strategien. • die sinkende Bedeutung von Transportkosten. • die Nachahmung erfolgreicher lntcrnationalisierungsstrategien von Wettbewerbern. 
Untcrnehrnensinterne und -externe Ursachenkomplexe stehen dabei in enger Wech­

selwirkung und lassen sich nur analytisch voneinander trennen. Zudem bestehen bei den 
l'vlotiven für das ,.going international" und den verfolgten Internationalisierungsstrategi­
en Unterschiede zwischen den Branchengruppen und sind die l\tlotive für die Internatio­
nalisierung unterschiedlich stark zu gewichten. 

So basiert die Internationalisierung des großflächigen Lebensmitteleinzelhandels 
und anderer Betriebsformen mit Kostenscnkungsstrategien (z. B. Fachnüirkte) wniichst 
auf den Konzentrationsprozessen auf den Heimatmürkten - vornehmlich in Frankreich. 
Großbritannien und der Bundesrepublik. Erst hierdurch akkumulierten die Einzelhan­
delskonzerne nämlich die für den ausländischen Markteimritt notwendige l\tlasse an Ka­
pital und Know-how (SCHRÖOF.R 1997: 5 1 1  ). Es entstanden kapitalstarke und teilweise 
stark diversifizierte Unternehmen. die zur Risikostreuung mit unterschiedlichen Han­
delskonzepten sowie in unterschiedlichen Branchen und Marktsegmenten operieren und 
bereits hohe Anteile ihres Konzernumsatzes im Ausland erwirtschaften (vgl. Tab. 3) .  
Tab. 3 :  Die Internationalisierung der zehn umsatzstärksten Einzelhandelskonzerne in Westeuropa 
Unternehmen Land Umsatz ! Im Ausland 

Metro 

Tengelmann1 

(1996, in ! erzielter 
i Mrd. ECU) Umsatzanteil 

36 35,0 %2 A, DK, F, 1 

A, E, 1, NL 

Auslandsaktivitäten in den 
Mitgliedstaaten der EU 

1994 1996 

! A, 8, DK, E, F, L, GR, NL 

; A. E. F, 1, NL 

D 

D 

D 

F 

F 

· · · ··· · · ·- · · · - ·· · ·- · ·· · ·- ··· ·· ···· ·· 

Carrefour 

Aldi D 

Edeka D 

Auchan F 

Leclerc F 

lntermarche F 

22 

21 

20 

20 

1 ohne ameri kani sche Tochtergesell schatten 
2 Stand: 1991 
3 Stand: 1996 

E, 1 

D. E, GR, 1, P 

E, GB, 1. P 

A, 8, DK, F. GB, NL 

DK 

? 

B 

B. D, E, 1, P 

A, E, F, GB, 1 

B, E, GR, 1, P 

E, GB, 1, P 

· A, B, DK, F. GB, GR, NL 

A, DK, NL 

B, E, I, L, P 

E, 1. P 

' B, D, E, GB, 1, P 

Quellen: ScHROD::R 1997: 512. Corporate lntetligence on Retailing 1997: 51.. Europaische Kommission 1996, Handelsbl att (13.2.97) 
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Abb. 4: Lebenszyklen von Betriebsformen des Einzelhandels in der EU (Beginn der 90er Jahre) 
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Discounter 

Betriebsformen im 
Non-food-Handel 

Warenhaus 

Versandhaus 

Fachmarkt 

Einführung Wachstum Reife Rückgang 

nach: Eurostat 1993: 20 

Die mar ktführenden Einzelhandelskonzerne agieren in ihren Siammländern auf ge­sättigten Mär kten bzw. mit ihren Handelskonzepten auf gesfütigten Mar k1segmcnten. Zusälzliche J'vhtr ktanteilc durch Multipli kation lassen sich hier nur noch in einem ko­stenintensiven Verdrängungswettbewerb erzielen. Deshalb .. exportieren„ die Einzelhan­delskonzerne ihre erfolgreichen Handelskonzepte in unbearbeitcle oder ungesättig1e ausläncfü;che Märkte bzw. Marktsegmente. in denen die jeweiligen ßetriebsformen noch nicht die Reifephase ihres Lebenszyklusscs erreicht haben (vgl. Abb. 4). Aufgrund des konzentrierten Know-hows. enger Verbindungen ins Ausland über Licferantenbezie­hungen und strategische Allianzen. einer professionellen Marktforschung und der Nut­zung verbesserter Kommunikations- und Informationstechnologien können multina1io­nale Konzerne Marktlücken innerhalb kurzer Zeit aufspüren (SCHRÖDER 1997: 512. nach SALMON und TORDJ Mi\1" 1989) 12• Damit können sie schnell hohe Marktanteile gewinnen und in spezifischen Mark1segmenten im Ausland marktführende Positionen bcse1ze11. Der Markteintritt von Einzelhandelsunternehmen kann dabei grundsä1zlich auf vier Arten erfolgen: • durch interne Expansion. d. h. den eigensliindigen Aufbau von Filialen im Ausland. 
i: D<!r lkgriff „lv1ark1IU<.:ke" wird in dieser Arbeit verstanden als „faistcnz bistanl! 11nbcarbci1c1..:r l'vlarktsc�· 
111entc mit erl'olgvcrsprcd1endcn Marktbcarbcitu11gspmc111iak11". Damit betrifft cr��ownhl eine bislang 11nb�­
fricdig1c Nachfrage. ,. R. nach wc,1lichcn Kon,un1giitcm in u,1curop:ii,dwn ;,.1:irk1cn. als auch die . . Schaf­
fung" eine, Markt..:, durch crfolgr..:ichcs 1'lark..:1ing. 
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• durch Akquisi1ion. d. h. die Übernahme im Au:-lnnd bestehender Filialne1ze. • durch Kooperation. d. h. die Gründung von Tochterunternehmen/.loint-vcnllln::s im Ausland mit einem ausliindischen oder inliindischen Partnerunternehmen. • durch Franchising. d. h. die Vergabe von Lizenzen zum Produk1vertrieb an ausliindi­sche Konzessioniire (vgl. GEORGE und OIU .ER 1993: l 741T .. DA WS01" 1993: 30ff.). Die Unternehmensentscheidung über die Form der in1ernationalen Marktbearbei­
tung liißl sich mil GEORGE und DILLER ( 1993: 179ff.) und CRF.WF. und LOWE (1996) in die beiden Extrempositionen einer Globalisierun!!s�trate!!ie und einer Stra1cgie der An-passung an lo kale Mar ktstrnkwren einordnen: - � -
1. Bei der Globalisierungss1rategie werden na1ionale und regionale Märkte mit einem einheitlichen Handels konzept durch Multiplika1ion bearbeitet Fördernd für die e Strategie ist die zunehmende interna1ionale Homogenisierung von Konsummustern. Der Globalisierungsstrategie können sowohl Kostensen ku1H!S- als auch Differenzie-rungs- und Spezialisiernngsstrategien zugrundeliegen. � 

• Bei der Kostenscn kungsstra1egie verfolg1 die In1ernationalisiernng das Ziel der Umsetwng von economies 01· scale. Die Mark1bearbeitun!! richte! sich in erster Linie an die Nachfrage nach Giilern der Massenkonsumti;m und wird überwie­gend von großtlächigen Betriebsformen mit Discountorienticrung vcrfol!!l. die auf eine liinderübergreifende Priiferenz der Konsumenten stoßen. - -
• Bei der Differenzierungs- oder Spezialisierungsstrategie riclHet sich die Markt­bearbeiwng dagegen an die scgmentiene Nacl;frage d�r Konsumenten mit inter­kul1urellen Lebensstilen. Hierdurch entstehen länderübergrcifcnde Nischen­mür ktc. die mit internatiom1I profilierten l lanclels konzepten und/oder Produkten bearbeitet werden können. Beispiele hierfür sind global agierende Lifcs1yle­Unternehmen wie J\rmw1i. Be11etto11. The Body Shop oder Ltull'a Ashfer. Globalisierungsstralegien durch Multiplika1ion ver knüpfen sich häuiig mit den Mar kteintri11ss1rntegien der internen Expansion durch Filialautbau oder des Franchi­sing. die beide auf die Ausbildung liinclcrübergreitender Attrak1ivitfüsfa k1oren an­gewiesen sind. 2. Die Strategie der Anpassung an naiionale/regionalc Miirkte trägt dagegen den natio­nal bzw. regional verschiedenen Konsummustern Rechnung. Dementsprechend werden in unterschiedlichen Zielnüirkten un1erschiedliche Hanclclskonzep1e einge­setzl und un1erschiedliche l\tlar kctingstrmegien verfolg1. Diese kiinnen Sorlilllents!!e­staltungen be1reffon. aber auch - z.B. in Anpassung an eine geringe P k��v­Verfügbar keit - die Standortwahl ,·on Handelsbetrieben. Als Mar ktcintri11sformen bei einer Anpassungss1rategie eignen sich nach GEORGE und DILLER ( 1993: 183) bevorzugt die Kooperation und die Akquisition. da hierbei auf vorhandenes „regio­nales„ Know-how zurüc kgegriffen werden km111. Da eine reine Anpassungss1rat;gie aber tendenziell den Verzicht nur die Erzielung von economies of scale bedeutet. sind insbesondere bei der Internationalisierung des Lebensmilleleinzelhandels Mischstrategien eher die Regel. Hierbei kommt den .. Euro-Basis-Sor1imen1en" eine große Rolle zu. die in allen l\ilär k1en nachgefragt und lllit länder- bzw. regionstypi­schen Sortimenten ergänz! werden. 
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Tab. 4: Strukturmerkmale des Einzelhandels in den Ländern der EU 

Land 

Belgien 
Dänemark 
Deutschland 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Irland 
Italien 
Luxemburg 
Niederlande 
Österreich 
Portugal 
Schweden 
Spanien 
EU insgesamt 
Polerr 

1 Stand: 1990 

Betriebe 
pro 1 000 

Einwohner' 

14.1 

10.0 

8,5 

7,9 

6,9 

19,2 

8,5 

13,4 

14,9 

Beschäftigte 
pro Betrieb' 

2.0 

3,9 

4,4 

4,6 

4,8 

3,1 

4,2 

2,7 

3,5 
1,82 

Umsatz pro ! Anteil abhän- ! Anzahl der 
Unternehmen i gig Beschäf- ' Unterneh­
(in 1 000 ECU)' i tigter (in %)' menssitze, 

Top10/502 

859 

622 

951 

200 

645 

234 

471 

54,1 

84,9 

84,8 

81,0 

78.0 

28.9 

84,4 

72,9 

33,6 

70,5 

52,0 

- 1 2  

- / 1 

. / .  

- 13  

10/ 50 

1 Anzahl der Haup1sitze der 10 bzw. 50 größten Ei nzelhandel sunternehmen in der EU, 1996 

Konzentrati· 
onsgrad im 

EinzelhandeP 

1, 13 

1,08 

1.1 1 

1,29 

1 , 16 

1,31 

0,99 

1,18 

0,92 

i Anzahl an Ver kaursstell en pro Anzahl an Unternehmen 1995 (Werte unter 1 können daraus resul1ieren. daß in der Unternehmensstati­
sti k auch Betriebe ohne Ladenl okal geführt werden (Marktstände ... ). in der Verkaufssteil enstati sti k aber nicht berücksichtigt werden.) 

' Stand: 1996 
Quelle: eigene Berechnungen nach: M+M Eurodata 1996a. Europäische Kommission 1996, CtR 1997. GUS 1997 

2.1.2.2 Konvergenzen und Divergenzen der Einzelhandelsentwicklung in der 
Europfüschen Union 

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Angleichung der Konsumtion und Regulation 
stellt sich die Frage nach einer Konvergenz der Einzelhandelsentwicklung in den euro­
pfüschen Ländern. Hierbei 1.eigt sich deutlich das Nebeneinander von einerseits interna­
tional tihnlich ablnufenden Prozessen und andererseits nationalen bis hin zu regionalen 
und lokalen Unterschieden. was sich auch in den i'vlarktbearbeitungsstrntegien der Han­
delskonzerne widerspiegelt. So belegt eine Zusammenstellung von wichtigen Struktur­
merkmalen des Einzelhandels. daß zu Beginn cler 90er Jahre von einer einheitlichen 
Einzelhandebstruktur in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union noch keine Rede 
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sein kann (vgl. Tab. 4) 1'. Dies ist vornehmlich auf nach wie vor bestehende Disparitäten 
im sozioökonomischen Entwicklungsstand, divergierende rechtliche Rahmenbedingun­
gen und unterschiedliche Konsumpräferenzen der Bevölkerung zurückzuführen. 

Nach TORDJMAN zeichnet sich der Einzelhandel in Europa aber trotz der bestehen­
den Divergenzen durch konvergente Entwicklungspfade aus. Folgt man dieser Argu­
mentation. so sind die nationalen Divergenzen als unterschiedliche Stufen in einem 
.. iVlodernisierungsprozeß" des Einzelhandels zu interpretieren (vgl. Abb. 5). Aufgrund 
des unterstellten Entwicklungsdeterminismus ist ein solches Stufenmodell mit Vorbe­
halten zu betrachten. /\ls heuristisches Modell, das verdeutlicht. daß marktwirtschaft­
liche Rahmenbedingungen im Einzelhandel nicht unbedingt zu gleichen lVlarktergebnis­
sen führen müssen. wohl aber spezifische Entwicklungspfade typisch sind. erscheint es 
aber dennoch geeignet. Zur Bestimmung einer .. IVlodernisierung" im Einzelhandel kön­
nen Kennziffern auf nationaler Ebene herangezogen werden (vgl. Tab. 4). wobei sich 
tendenziell folgende Zusammenhänge skizzieren lassen: • Zunehmende Konzentration auf Unternehmens- und Betriebsseite: gekennzeichnet 

durch wachsende Ver kaufsfliichen pro Einwohner und abnehmende Verkaufsstel­
lendichte. wachsende Umsätze pro Unternehmen. zunehmende Marktanteile der füh­
renden Einzelhandelskonzerne und höhere Konzentrationsquotienten (Verhältnis 
Betriebs- zu Unternehmenszahl), wobei im Lebensmi11eleinzelhandel Tendenzen 
zum Oligopol bestehen. • Steigende Dominanz großflächiger Betriebsformen. einsetzend im Lebcnsmi11elhnn­
del: gekennzeichnet durch wachsende Marktanteile von Discountern. SB­
Warenhäusern und Fachmärkten sowie sinkende Umsatzanteile traditioneller Be­
triebsformen. • Zunehmender Einsatz innovativer Produktions- und Organisationsmethoden sowie 
„moderner'' Beschäftigungsverhältnisse: gekennzeichnet durch stärkeren Einsatz 

Abb. 5: Stufen der Einzelhandelsentwicklung in der EU im „Modernisierungsprozeß" 

traditionell im Umbruch 

Griechenland Ital ien 
Portugal Spanien 

I/ 
/ Belgien -� Frankreich 

Niederlande Großbritannien 
Dänemark Deutschland 

strukturiert modern 

nach: TORDJMAN 1994: 7 (verändert) 

1.1 Die Ver.,:leid1sda1en zur Einzelhandcbstruktur in Europa sind nur mit Vorbdialtcn zu intcrprctier<::n und 
spiegeln lediglich grobe Trends wider. Die ßen::<.:hnungsgrundlagcn variieren von Land zu Land (z.B. in der 
Zuordnung ,·on „Unterncluncn" und „Verkaut"sstdlen". die beispielsweise lktriebe des ambulanten Handels 
ein- oder aussclilicßen). Teilweise gra\'ierencle Unterschiede bestehen auch zwis<.:hen verschiedenen Publika­
tionen. z. U. denen von Eurostat (Europiiischc Kollllllission 1997) und denen \'On CIR ( 1997). 
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technologischer Neuerungen (z.B. ECR). zunehmende Externalisierung von Arbeit 
z. B. durch ,.Rack Jobbing„ 1�. steigenden Anteil weiblicher Arbeitnehmer und wach­
sende Bedeutung von Teilzeitbeschäftigung. 

• Ausdifferenzierung von Betriebsformen in Reaktion auf eine zunehmende Nachfra-
gesegmentierung. 

• Größere internationale Bedeutung der führenden Einzelhandelskonzerne; gekenn­
zeichnet durch die Konzentration von Hauptsitzen der umsntzsüirksten europäischen 
Einzelhandelskonzerne. 
Beim Modernisierungsprozeß des Einzelhandels spielen international agierende Ein­

zelhandelskonzerne eine tragende Rolle. da sie die llinderiibergreil'ende Diffusion mo­
derner Handelskonzepte erheblich beschleunigen. Hierdurch kommt es in Ländern mit 
einem traditionellen Distributionssystem zu einer Koexistenz von persistenten und mo­
dernen Handelsstrukturen. welche sich auch in der Standortstruktur des Einzelhandels 
widerspiegelt. Gleichzeitig verstärkt der Markteintritt ausHindischer Konzerne mit mo­
dernen Handelskonzepten den Wettbewerbsdruck auf den einheimischen Einzelhandel. 
Außer Betriebsschließungen nicht konkurrenzfähiger Betriebe reagiert dieser mit An­
passungsstrategien. z.B. durch Imitation der erfolgreichen Handelskonzepte ausländi­
scher Wettbewerber. Dies beschleunigt den Modernisierungsprozeß weiter. Wie die Ar­
beit zeigen wird. kommt es zusätzlich zu einer beschleunigten Institutionenbildung im 
Einzelhandel (z.B. durch die Gründung von Interessenverbänden zur Abwehr ausliincli­
scher Handelsketten) und im Bereich der politisch-administrativen Steuerung (z.B. 
durch eine Anpassung des planungsrechtlichen Instrumentariums an die neuen Rah­
menbedingungen). 

Trotz der zunehmenden Angleichung nationaler Einzelhandelsstrukturen sind natio­
nale und lokale Unterschiede in Europa nach wie vor prägend, was auch die an natio­
nale und/oder lokale VerhUltnisse angepaßten Markteintritts- und Marktbearbeitungs­
strategien der multinationalen Unternehmen zeigen. Außerdem beschränkt sich die Ho­
mogenisierung der Einzelhandelsstrukturen bislang fast ausschließlich auf grundnutzen­
orientierte Betriebsformen, vornehmlich im Lebensmitteleinzelhandel. Zudem verläuft 
die Modernisierung des Einzelhandels räumlich uneinheitlich, wie 7 .. 8. SCHRÖDER am 
Beispiel Italiens nachweisen kann. Demnach konzentrieren sich die Investitionen aus­
llindischer Unternehmen vor allem auf die Regionen, in denen eine „vergleichsweise ho­
he Kautkraft, eine moderne. ausdifferenzierte Gesellschaftsstruktur und eine aus logisti­
scher Sicht günstige, hohe Bevölkerungsdichte zusammentreffen" ( 1997: 5 1 3). Regio­
nal differenzierte Markteintrittsstrategien sind auch in Polen feststellen. wo sich moder­
ne Betriebsformen auf Warschau und die Großstädte konzemrieren (PÜTZ 1997d: 52 1 ). 

Somit sind beim internationalen Vergleich der Einzelhandelsentwicklung in Westeu­
ropa sowohl unterschiedliche als auch konvergente Entwicklungen zu beobachten. wo­
bei letztere an Bedeutung zunehmen: 

1' Die Exiernalisicrung vnn Arbciisprozessen und da111i1 die Aufgabe 1aylnris1ischer Bt:schäf1igungsverhiiltnis­
se is1 eine 1ragende En1wicklung im großlliichigen Einzelhandel hin zu flexibleren Dis1ribu1ionssys1emcn und 
belrifft hliufig 1m:hr als die 1-Iülfle der Bcschliftig1en. !\eben dem Rack Jobbing. d. h. der I3ewirt�chartung, von 
Verkaufsregalen abgegrenzter Warengruppen durch selbst;indige Unternehmer. zählen hierzu vor allem 
Fremdlinnen. denen zur eigenen Bcwin�chaftung Verkaut�llüchen ver111ie1e1 werden (vgl. hierzu WIRTH 
1994a und 1994b). 

32 

• Einerseits förderten die Harmonisierung der Regulation und die Nivellierun" der 
Konsumtion die Internationalisierung d�er Akku�1ulation, da sie neue Wach�um­
sperspektiven für die Einzelhandelsunternehmen eröffneten. Die Internationalisie­
rung der Unternehmen beschleunigte wiederum die Diffusion „moderner" Handels­
konzepte und die internationale Ausbreitung bislang national wirksamer Prozesse 
wie der Unternehmenskonzentration oder des Betriebsformenwandels. Dies gilt aber 
zunächst nur für solche Regionen, die attraktive Standortbedingungen bieten� In die­
sen Gebieten wird die lokale Einzelhandelsentwicklung wesentlich stärker als bisher 
von internationalen Prozessen gesteuert. 

• Andererseits aber bestehen in den Mitgliedssraaten der EU erhebliche Differenzen 
bei nationalen/lokalen Konsumprliferenzen. vor allem aufgrund regionaler so­
zioökonomischer Disparitüten und national/lokal unterschiedlicher Regulierungsme­
chanismen. Diese erfordern nach wie vor eine Anpassung der Marketingstrategien 
an national bzw. lokal unterschiedliche Marktbedingungen (vgl. Abb. 6). 

Abb. 6: Einzelhandelsentwicklung zwischen „Internationalisierung" und „Lokalisierung" 

"Internationalisierung" "Lokalisierung" .................... ·········":
_,_
·························································································· ............................................. . 

. Internationale Homogenisierung p Konsumtion , der Nachfrage und Segmentierung ersistenz lokaler bzw. nationaler 
(Soz, ales System) : mit der Ausbi ldung interkultureller 1111 „ Konsumweisen und 

1 Lebensstile Konsumpräferenzen 

-���-�-;��-i�-�··············:·····;�;����;i���;�·;��-1�;��-�-�-�- ���····································· ········ ············· ···················· ······· (Politisch- Rechlsnormen und zunehmende „ Lokale Regulierungsmeehanismen 
administratives ordnungspoliti sche Harmonisie- 1111 - im Genehmigungsverfahren 
System) rung der nati onalen Märkte 

································:······························································ ........................ ................................................ . 
: Internati onale Marktbearbeitung mit 

Akkumulation ( globalen Handelskonzepten 
(Wirtschaftssystem) : (Nlschenmärkte/-produkte versus „1111-----1 .. � 

! Massenmärl<lef' Eurobasi ssortimente") 

Anpassung der Marktbearbei­
tungsstrategie an lokale bzw. 
nati onale Besonderhei ten von 
Märkten bzw. Marktsegmenten 

Entwurf: R. Pütz 

Mil der Öffnung der osteuropäischen Märkte erhält die Internationalisierung des eu­
ropäischen Einzelhandels eine neue Dimension. Im Verlaufe der Arbeit wird gezeigt, in 
welchem Maße sich die westeuropäischen Konzerne auch dem polnischen Markt zu­
wenden und ob der Markteintritt dort - ühnlich wie in den südeuropäischen Ländern -
zu einer Modernisierung des Einzelhandels beitrügt. Als Grundlage des Verständnisses 
von Transformation werden im folgenden aber zunächst die Grund7.i.ige der Einzelhan­
delsentwicklung in Planwirtschaft;1 dargestellt. In Anlehnung an d;s für Marktwirt­
schaften entwickelte !Vlodell (vgl. Abb. 1 )  werden dabei die gesellschaftlichen Teilsy­
steme analytisch voneinander getrennt und die Einflußfaktoren der Einzelhandelsent­
wicklL!ng isoliert. Aussagen über die Entwicklungsprozesse im Einzelhandel 
planwirtschaftlicher Staaten werden anschließend aus dem Fallbeispiel Polen abgeleitet. 
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2.2 Einzelhandel in planwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen 

2.2.1 EinfluHfaktorcn und Entscheidungsmechanismen im Einzelhandel 
planwirtschaftlicher \.Virtschaftssysteme 

Im Unterschied zum kapitalistischen Herrschaftsmodell verhinderte das sozialistische 
Herrschaftsmodell die Ausdifferenzierung gesellschaftlicher Teilsysteme. insbesondere 
des Wirtschaftssystems. Seit der Einführung der Zentralverwaltungswirtschaft in den 
Uindern Ostmilleleuropas wurde deren winschaftliche Entwicklung nicht mehr von der 
Gesamtheit unabhängig handelnder Akteure gepriigt. Vielmehr wurde sie gesteuert 
durch miuel- und langfristige Pläne. die in ihrer güter- und leistungsbezogenen Zielset­
zung Ergebnis einer volkswirtschaftlichen Nutzenschiitzung staatlicher Entscheidungs­
träger waren. 

Wie die anderen Wirtschaftssektoren war auch der Einzelhandel in der sozialisti­
schen Planwirtschaft in ein hierarchisches System von Planungs- und Entscheidungse­
benen eingebunden. Standonrclevante Entscheidungsstränge verliefen autoritär von den 
politisch-administrativen Gremien unterschiedlicher Hierarchiestufen (staatliche Pla­
nungskommission. Branchenministerien. territoriale Organe der Staatsverwaltung) zu 
den Unternehmen des .,sozialistischen Einzelhandels·'. Dies waren staatliche Handels­
unternehmen und staatlich kontrollierte Konsumgenossenschaften. die zumeist über 
Monopolstellungen verfügten. Die Hierarchie der Planungs- und Entscheidungsebenen 
im politisch-administrativen System war dabei derart gestaltet, daß jede Planungsbehör­
de gemäß den Leitlinien des ,.Demokratischen Zentralismus·' jeweils zwei anderen Be­
hörden unterstellt war, und zwar den jeweiligen Fachbehörden der übergeordneten Ge­
bietskörperschaften und den jeweiligen kommunalen politischen Gremien (Stadt- und 
Kreisräte), die wiederum die Beschlüsse der sozialistischen Parteien umsetzten. 

Damit war die Einzelhandelsstruktur in den ostmiueleuropäischen Staaten nicht auf 
Aushancllungsprozesse zwischen öffentlichen Interessen und privatem Kapital zurück­
zuführen. Sie ergab sich vielmehr aus den gesellschaftspolitisch motivierten Entschei­
dungen der herrschenden Partei, welche die staatliche Planungsbürokratie umsetzte (vgl. 
Abb. 7) 15• Daneben spielten überkommene Strukturen aus vorsozialistischen Zeiten ei­
ne Rolle, z .B .  bei der infrastrukturellen Ausstanung mit Ladenlokalen. 

Wenn auch im Sozialismus das Wirtschaftssystem und das politisch-administrative 
System weitgehend vereint waren. so ist eine Differenzierung der Akteurgruppen in 
Anlehnung an Abb. 1 aus analytischen Zwecken und zur intersystemaren Vergleichbar­
keit dennoch sinnvoll. Der Einlluß der politisch-administrativen Steuerung, der Nach­
frage und der Anbieterseite auf die Einzelhandelsstruktur ist im Sozialismus dabei rol­
gendermaßen zu charakterisieren: • Die politisch-administrativen Gremien maßen eiern Einzelhandel im Vergleich zur 

Produktion nur eine geringe volkswirtschaftliche Bedeutung bei. Handelsaktivitäten 
" Bei enger 13egriffsauslcgung kann im Falle des sozialistischen Einzelhandels aufgrund fehlenden Unter ­
nehmertums eigentlich nicht von „Untemclunen" gesprochen werden. Wenn dieser Begriff im folgenden hci­
hchaltcn wird. so auch in ;\nldmung an die polnische Terminologie „przcdsi,;biorstwo" (= U111crnelm1e11}. 
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Abb. 7: Entscheidungsmechanismen im Einzelhandel planwirtschaftlicher Wirtschaftssysteme 
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Entwurf: R. Pütz 

galten als unproduktiv. Die \\1irtschaftspolitik konzentrierte sich dementsprechend 
auf die Produktions- und Investitionsgüterindustrie. Die Produktion und Distribution 
von Konsumgütern wurde bei der Zuteilung von lnvestitionsmilleln benachteiligt, 
wodurch sich die Ausstattung und der bauliche Zustand der Ladenlokale und han­
clelsrelevanten Infrastruktur kontinuierlich verschlechterten. 

Die Funktion des Einzelhandels beschränkte sich auf die Verteilung von preis­
und mengenmäßig festgesetzten Gütern. wobei die gesellschaftspolitisch motivierte 
Hauptaul'gabe darin lag, die Versorgung der Bevölkerung mit Waren der Grundver­
sorgung (vorwiegend Lebensmillel) sicherzustellen. Die räumliche Einzelhandels­
netzplanung diente dabei aw;schließlich der Umsetzung dieser versorgungspoliti­
schen Ziele. Die hierarchisch untergeordneten kommunalen Behörden verfügten da­
bei nur über wenig Gestaltungsspielraum, da auch Entscheidungen über die 
räumliche Verteilung von Einzelhandelsbetrieben zumeist zentral getroffen wurden. 
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Sie richteten sich nach Ausstattungskennziffern in Abhängigkeit von den ·Bevölke­
rungszahlen hierarchisch gestaffelter Versorgungsbereiche. Die Aktivilälen der 
kommunalen politisch-administrativen Gremien beschränkten sich auf die Umset­
zung der zentralen Vorgaben und. wie z.B. in Polen, auf gewisse Gestaltungsfrei­
räume bei der Wahl des Mikrostandortes oder bei der Entscheidung über die Zulas­
sung kleiner Privatbetriebe. 

• Der Einfluß der Nachfrage auf die Einzelhandelsstruktur der ostmilleleuropäischen 
Staaten war gering. Zum einen wurde - systemkonform argumentiert - postuliert. 
daß die Bedürfnisse der Menschen ,.objektiv'·, daher „wissenschaftlich erkennbar" 
und „im Sozialismus planbar'' seien (EBERT und TITTF.L 1989: 1 1 3). Zum anderen 
aber ist - aus marktwirtschaftlicher Perspektive betrachtet - das Nachfrageverhalten 
der Konsumenten in sozialistischen Staaten aufgrund der Verkäufermarktsituation 
nicht mit dem in l'vlarktwinschaften zu vergleichen. Zwar waren sozialistische Ge­
sellschaften aufgrund der Nivellierungsbestrebungcn der politischen Eliten weniger 
ausdifferenziert als westliche Gesellschaften. Selbst wenn sich jedoch unterschiedli­
che Konsumstile wie die Imitation westlicher Konsummuster ausbildeten. konnten 
die Konsumenten ihre Bedürfnisse kaum befriedigen, weil sie nur die \Vahl zwi­
schen Konsumgütern hatten, die im Rahmen der Zentralplanung zur Verfügung ge­
stellt wurden. Die Sortimente des sozialistischen Einzelhandels waren aber ausge­
sprochen eng. die Produkte qualitativ nicht differenziert und der Einzelhandelssektor 
zudem durch große Versorgungsengpüsse gekennzeichnet. 
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Staatlich festgelegte Einzelhandelspreise, die aufgrund der sozialpolitischen Re­
levanz insbesondere für Gnt11dnahrungsmittcl stabil gehalten wurden, führten in 
Verbindung mit steigenden Löhnen zu Einkommensgewinnen der Bevölkerung. 
Diese konnten wegen des mangelnden Warenangebots jedoch nicht verausgabt wer­
den. was in einem Kaufkraftüberhang und steigenden Sparguthaben der Bevölke­
rung mündete. Diese wurden zu großen Teilen in einer florierenden Schauenwirt­
schaft verausgabt. zumeist im illegalen Straßen- und Markthandel. Je größer die 
Versorgungsenpüsse im offiziellen Distributionssystem waren, desto größer war 
auch der Kautkraftabfluß in die Schattenwirtschaft, die symbiotisch mit der plan­
wirtschaftlichen Wirtscl1aftsweise verbunden war. 

Eine Berücksichtigung von Konsumentenbedürfnissen fand nur insofern statt, als 
daß sich die Planung von Einzelhandelsstandorten vor dem Hintergrund geringer 
Pkw-Verfügbarkeit an den Wohnstandorten der Bevölkerung und deren regionaler 
Verteilung (Bevölkerungsdichten) orientierte. Die städtebaulichen Richtlinien in den 
ostmitteleuropäischen Ländern forderten mehr oder weniger einhellig, daß pro 1 000 
Einwohner eine Kaufllalle und Fachgeschäfte mit zusammen etwa 300 m2 errichtet 
werden sollten, wobei die Entfernung von den Wohnungen zu den Verkaufsstellen 
ca. 800 111 nicht iiberschreiten sollte (vgl. RIETDORF und LIEBMANN 1994. RIETDORF 
1976). Ähnlich wie die Planungsgremien westeuropäischer Staaten folgte die sozia­
listische Planungsbürokratie damit zentralörtlichen Prinzipien. Realisiert wurden 
solche Leitbilder jedoch nur bei Geschäften der Grundversorgung und auch bei die­
sen nur eingeschränkt. Insbesondere in den Großwohnsiedlungen entsprach die tat­
sächliche Ausstatlung aufgrund fehlender Investitionsmittel häufig nicht den Plan-

vorgaben. Entgegen der vcrsorgungspolitischen Zielsetzung mußten die Verbraucher 
daher häufig weite Einkaufswege zur Deckung des Gn�1dnutzenbedarfs in Kauf 
nehmen. je nachdem in welchem Geschäft die entsprechenden Waren gerade ange-
boten wurden. 

- -

• Auf seilen der Handelsunternehmen führte die zentrale Leitung der Warendistri­
bution zum fast völligen Verschwinden wesentlicher Merkmale eines funktionieren­
den Wettbewerbs. Eigeninitiative. Elastizitiit und Anpassungsfähigkeit an Markbe­
dingungen verkümmerten. da die Betriebsdirektoren auf(Jrund der Trennuno von 
Nutzungs- und Verfügungsrechten kein persönliches lnt;resse an der effizienten 
Nutzung der ihnen anvertrauten Ressourcen besaßen (HALl3ACH J 993: 20: LEIPOLD 
199 1 :  3 1  ). Darliber hinaus verfügten die Einzelhandelsunternehmen nur über geringe 
Entscheidungsfreiheiten, da sie lediglich der operativen Umsetzung von \Va7-env;.. _ 
teilmechanismen dienten. die auf zentraler Ebene entworfen wurden. Der Wettbe­
werb wurde weitgehend unterbunden, da er als ressourcenverschwen<lend angesehen 
wurde. Die zentrale Festlegung des Sortiments. die staatliche Preisvorgabe �nd die 
mit der Standortplanung festgelegten Verkaufsflüchen schränkten die Differenzie­
rungsmöglichkeiten der Betriebe stark ein. Damit kam es nicht zu einer in Markt­
wirtschaften zu beobachtenden Ausdifferenzierung von Betriebsformen. Die Einzel­
handelsstrukturen waren vergleichsweise uniform, aus westlicher Perspektive mo­
derne Betriebsformen fehlten. Obwohl ein relativ dichtes Netz von wohnungsnahen 
Lebensmittelgeschäften bestand, war die Verkaufsflächenausstallung gering.� 

Die staatliche Leitung des Wirtschartsgeschehens und die Ausschaltung des markt­
wirtschaftlichen Wettbewerbs verfolgte das Ziel einer effizienten Steuerung der Volks­
wirtschaft. Es zeigte sich jedoch schon bald nach Einführung der Planwirtscl1aft. daß die 
zentralistischen Systeme außerordentlich ineffizient waren und zu schweren ökonomi­
schen Krisen führten. Diese betrafen auch den Einzelhandelssektor und die Versorgung 
der Bevölkerung mit Konsumgütern. Zu begründen waren die Krisen mit dem Fehlen 
von Preisen als Informationsträger, <lern komplexen Informationsbedarf in ausdifferen­
zierten Wirtschaftssystemen und der damit mangelnden Steuerbarkeit der Wirtschaft 
durch zentrale Planungs- und Leitungsinstanzen. Aus diesen Gründen kam es in einioen 
ostmitteleuropäischen Staaten bereits im Sozialismus zu einer Reihe von Reforn�n: 
Während die DDR und die Tschechoslowakei weitgehend die zentralstaatliche Wirt­
schaflssteuerung konservierten, implementierten Ungarn und Polen in den 80er Jahren 
marktwirtschaftliche Wettbewerbselemente, ohne allerdings grundlegende Prinzipien 
der Planwirtschaft (z.B. staatliches Eigentum an den Produktionsmitteln) aufwgeben. 

2.2.2 Einzelhandelsstruktur in planwirtschaftlichen Wirtschafts­

systemen. Beispiel Polen 

2.2.2.1 Durchsetzung sozialistischer Eigentumsvcrhfütnisse 

Die Verwirklichung sozialistischer Eigentumsverhültnisse im Einzelhandel war ein ge­
sellschaftspolitisches Ziel, dem die stalinistischen Eliten Polens nach ihrer Machtüber-
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nahme höchste Priorität emraumten. Die privaten Einzelhändler. welche 1946 noch 
89 % der Ladenlokale betrieben und 70 % der gesamten Einzelhandelsumsätze erwirt­
schafteten, stellten eine gesellschaftlich starke Gruppe dar. die dem neuen Regime 
liberwiegend kritisch gegenüberstand. Die Sozialisierung des Einzelhandels durch die 
„Bitwa o handel" ( .. Schlacht um den Handel"') wurde so zur gesellschaftlichen Aufgabe 
hochstilisiert und galt als zentraler Bestandteil beim Aulbau der sozialistischen Gesell­
schaft (EARLE LI. a. 1 994: 189). 

In der Folge wurde die Zahl der privaten Geschärte zwischen 1946 und 1955 von 
157 002 um mehr als 9 1  % auf 14 059 reduziert: alleine 1949 mußte die Hälfte der pri­
vat geführten Ladenlokale schließen (vgl. Abb. 8). Bis in die 80er Jahre hinein wurde 
privater Handel nur noch in kleinllächigen Ladenlokalen zugelassen. wo er als Anbieter 
von Nischenprodukten (überwiegend handwerkliche \:Varen. die von der staatlichen In­
dustrie nicht produziert wurden) oder landwirtschaftlichen Gütern aus der privaten 
Agrarwirtschaft fungierte. Die Mehrzahl der privaten Betriebe wurde bei der „Bitwa o 
handel" ersatzlos geschlossen. Dies führte. wie auch in anderen ostmitteleuropäischen 
Lindern, zu einer Ausdünnung des Verkaufsstellennetzes. die bis 1989 nicht ausgegli­
chen werden konnte. Viele der größeren Betriebe blieben erhalten und wurden entweder 
verstaatlicht oder aber den staatlich kontrollierten Genossenschaften zugesprochen, die 
zum mit Abstand bedeutendsten Warendistributeur wurden (vgl. Abb. 9). 

Konsumgenossenschaften besaßen im Distributionssystem aller sozialistischen 

Abb. 8: Ladenlokale des sozialistischen und privaten Einzelhandels in Polen, 1946-1989 
Anzahl der Ladenlokale 
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• 1946 inkl. Genossenschaften 1991: 72; GUS 1981 : 52: 1988: 152: 1993: 14 
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Abb. 9: Marktanteile des sozialistischen und privaten Einzelhandels in Polen, 1946-1989 
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Staaten Osteuropas eine wichtige Rolle, weil sie häufig schon vor der sozialistischen 
Mm:htiibcrnahme existierten und liber Erfahrungen im Einzelhandel verfügten, die sich 
der staatliche Handel erst mühevoll hätte aneignen mi.isscn (KLEER, LAURINKARI und 
BRAZDA 1996: �O). Ihr unterschiedliches Gewicht in den Distributionssystemen der so­
zialistischen Staaten hing davon ab. welchen Stellenwert und welche Aufgaben ihnen 
die jeweiligen Machteliten zuwiesen. Polen nahm hierbei eine Sonderrolle ein (vgl. Tab. 
5): Nur hier besaßen die Konsumgenossenschaften die A�1fgabe, auch in den StHdtcn die 
Grundversorgung der Bevölkerung zu sichern. Alle anderen osunitteleuropfüschen 
Staaten folgten demgegenüber dem Vorbild der Sowjetunion. nach dem die Konsumge­
nossenschaften mehr oder weniger ausschließlich die Grundversorgung der Bevölke­
rung in den liindlichen Gebieten wahrzunehmen hatten. 
Tab. 5: Marktanteile der Genossenschaften im Einzelhandel osteuropäischer Staaten 
Staat Anteil der Genossenschaften am Einzelhandelsumsatz (in %) 

1970 1988 
Polen 52,9 59.0 
Ungarn 33,6 34,8 · · - · - · . . . .. ...  -.... 
DDR 36,2 34,2 
Bulgarien 37,4 29,4 
Sowjetunion 29,6 26,9 
Tschechoslowakei 25,4 24,8 ·········-··· · - · · · · -·······- ······- · · · · ·· 
Rumänien 32.8 24.0 
Quell e: KL EER u. a. 1996: 31 (ergänzt) 

Die nach dem Zweiten Weltkrieg durchgesetzten sozialistischen Eigentumsverhiilt­
nisse blieben bis Ende der 80cr Jahre weitgehend unveriindert. Lediglich zu zwei Zeit­
punkten wurden die zentralstaatliche Planung des Einzelhandels und seine Organisati-
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onsstruktur reformiert: In den 70er Jahren in Form einer .. Zentralisierungsstrategie ... als 
die Kosten- und Effizienzfaktoren irn sozialistischen Einzelhandel eine Umbewertung 
erfuhren. und in den 80er Jahren in Form einer „Dezentralisierungsstrategie'" als Reakti­
on auf die schwere ükoriomische Krise Polens. die sich in Versorgungsengpässen nie­
derschlug. 

2.2.2.2 Zunehmende Zentralisierung der Einzelhandelsorganisation bis 1980 
Im Jahre 1976 wurde die Organisationsstruklllr des Einzelhandels in Polen erstmals seit 
der Durchsetzung sozialistischer Eigentumsverlüiltnisse neu geordnet. Alrnlich wie im 
Einzelhandel der DDR (vgl. PÜTZ 1994) bildeten die „Spezialisierung·' und „Konzen­
tration„ des Einzelhandels dabei das Kernstiick der Reformen. Diese standen im Zu­
sammenhang mit den allgemeinen Wirtschaftsreformen unter CIEl?EK. die als Reaktion 
auf die Systemkrise J 970 (vgl. detaillierter f-UHRMANN 1 990: l 24L) ins Leben gerufen 
wurden und organisatorische Konzentrationsprozesse in allen Wirtschaftsbereichen her­
bcifiihrte: Den formal selbständigen Unternehmen wurden zentrale Leitungsgremien fiir 
eine gesamte Branche iibergeordnet. die eine umfangreiche Yerfügungs1i1acht gegen­
über den angeschlossenen Unternehmen besaßen (VON OFLHAES 199 1 :  265f.). Auch die 
Umgestaltungen im Einzelhandelssektor führten zu einem Ausbau der zentralen Steue­
rung. Kernpunkte des Wandels in der Organisationsstruktur des Einzelhandels waren 
(vgl. NIESTRÖJ 1975. HALBACH 1 993): 
• Unternehmenskonzentrationen: Zur Effizienzsteigerung des Einzelhandels und zur 

Vermeidung eines „ressourcenverschwendenden" Wettbewerbs wurden Unterneh­
men gleicher Branche zusammengeschlossen. was sowohl den staatlichen als auch 
den genossenschaftlichen Sektor betraf. Im Lebensmineleinzelhandel bedeutete dies, 
daß die bis dahin staatlichen Betriebe an die Konsumgenossenschaften Spole111 und 
Samopo111oc Chlopska übertragen wurden. Diese erhielten eine nahezu uneinge­
schränkte Monopolstellung, wobei Spolem den Lebensmitteleinzelhandel in den 
Städten und Sa111opo111oc Chlopska den in ländlichen Gebieten kontrollierte. 

• Aufhebung der Trennung von Groß- und Einzelhandel: Tvlit dem Ziel einer effektive­
ren Warendistribution wurden der bis 1976 institutionell getrennte Groß- und Ein­
zelhandel zusammengefaßt. und die großen Handelsunternehmen schufen jeweils 
eigene D istributionsnetze mit Großhandelslagern. Die Monopolstellung der Han­
delskonzerne wurde hiermit weiter gefestigt, was zum endgültigen Verschwinden 
wesentlicher l\tlerkmale eines funktionsfähigen Wettbewerbs führte. 

• Zentralisierung der Entscheidungsstrukturen: Nach der Verwaltungs- und Gebietsre­
form von 1975 wurden auch die staatlichen Handelskombinate und die Konsumge­
nossenschaften neu organisiert und brnnchenmäßig spezialisierte Yerteilu1rnsunter­
nehrnen auf Woiwodsci,aftsebene begriindet 16. Auf �lieser Stufe besaßen die Handel-

1'' Die Woiwodschaften sind die oberste Stuft: der „Ciehictskörpcrschaften" i11 Polen. Anders ab die l .iinder in 
der ßundesrcpublik fungieren sie aber 11id11 als red11sfohige Subjekte. sondern dienen lediglich der operativen 
Umsetzung der Regierungspolitik auf n:gionaler Ebene. Mit de111 7.iel einer stlirkeren Zentralisierung der 
Yerwalwng wurde der dreislllfigc Staatsaulhau der Volksrepublik Polen 1975 in einen zwi!istuligcn urngc­
wanddt 1111d die Zahl der Woiwodsdial"ten von 1 7  auf -19 erhöh1. Gleichzeitig wurden Ge111e.indcn zusammen­
gefaßt. was ihre Zahl von mehr als 4000 auf 2-119 reduzierte. und die Kreise ab 111ittler.:: Gebietskörperschaft 
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Abb. 10: Organisationsstruktur des sozialistischen Einzelhandels in Polen (Anfang der 80er Jahre) 
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sorganisationen regionale Zentralen. Großlager und Einzelhandelsnetze. Die .,for­
male'" Gründung der Unternehmen auf Woiwodschahsebene war für ihre Privatisie­
rung nach 1989 entscheidend. im Sozialismus aber unbedeutend. Die regionalen 
Unternehmen wurden auf polnischer Ebene niimlich nochmals zusammengeschlos­
sen. wobei die Entscheidungszentrale in Warschau lag. Herausragende Beispiele für 
solchermaßen organisierte staatliche Organisationen waren Domar, das Handel mit 
Möbeln und Haushaltswaren betrieb. Ow.r. das die Distribution von Bekleidung und 
Schuhen kontrollierte, und das Multibranchenunternehrnen Arpis. 

landesweit wurden die staatlichen Einzelhandelsunternehmen nochmals zu­
sammengefaßt und der Centrala Pm1.1·two11·ego /-la11d/11 We1rn�trzego (Zemrale 
staatlicher Handelsunternehmen) unterstellt. Diese Organisation koordinierte und 
kontrollierte die Tätigkeiten der Einzelunternehmen. wies ihnen Investitionsmittel 
zu und leitete die zentralen Vorgaben der staatlichen Planungskommission bzw. des 
Jv!inisteriums für Binnenhandel an die Einzelunternehmen weiter (vgl. Abb. J 0). 

aufgelöst. Die Neugliederung lkr tcrritoriakn Verwaltung war ein Kenniel der Opposi1ionsbewegung z.ur Zeit 
der Wende und z:ihlt seitdem zu den vordringlichen Aufgahe11 der Regionalplammg. In den 90<.:r Jahren wur­
den die Kreise als mittlere Vc.rwaltunc:scbcnc wieder cin!!eiühn. Cber die Konze.11tra1ion der Woiwodschaflen 
auf weniger Einheiten nach dem Voibild der Uinder in-D.:utschland wird 1997 noch !!eru11c:cn (,;!!I

. detail-
lierter NO\\'ACKI 1987: VON DELHAES 199-1: iVIICIIAELSEN 1996). 

, , , 
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Die Konsumgenossenschaften waren demgegenüber historisch bedingt dreistufig 
organisiert. In d�r Zentralverwaltungswirtschaft wurden die bereits bestehenden lo­
kalen Konsumgenossenschaften zu größeren Verbänden auf Woiwodschaftsebene -
Spole111 und S;111wpo111oc Chlopska - zusammengeschlossen. die wiederum dem 
Dachverband in Warschau unterstanden. Die örtlichen Konsumgenossenschaften be­
saßen in diesem hierarchischen System keine Entscheidungsbefugnisse und mußten 
den größten Teil ihrer Einnahmen an die übergeordneten Organisationen abführen. 
Dies �sicherte der staatlichen Planungsbürokratie unmittelbare Einflußmöglichkeiten. 

Die Zentrale staatlicher Handelsunternehmen und die Konsumgenossenschafts­
verbände unterstanden dem Ministerium für Binnenhandel. das die Vorgaben betref­
fend Standortplanung (konzeptionelle Vorgaben), Investitionszuteilung u. s. w. zen­
tral anordnete. Daneben existierten - wie auch im Einzelhandel anderer so7.ialisti­
scher Staaten - weitere Hnndelsunternehmen. die je nach ihrer Branchen­
zugehörigkeit anderen l'vlinisterien unterstanden. Als bedeutendste sind hier die La­
denketten Pe,,·e.r und Baltono zu nennen, die gegen Hartwührung importierte Lu­
xusartikel vertrieben. Ihre wichtigste Funktion lag allerdings darin. die Versor­
gungslücken des durch Knappheit gekennzeichneten sozialistischen Einzelhandels 
�u s�chlief3en. der seine Aufanbe der Grundversorgungssicherung nur unzureichend 
wahrnahm: So erzielten die DevisengeschMte 80 % ihrer Umsfüze mit dem Verkauf 
von Waren des täglichen Bedarfä (HALBACH 1993: 24). Die theoretischen Zielset­
zungen der sozial�tischen Einzelhandelsplanung. die Versorgung der Bevölkerung 
mit �Waren des Grundbedarfs sicherzustellen, wurde so in der Praxis ad absurdum 
gefi.ihn 1

;. 

• Räumliche Konzentration und Spezialisierung: Vergleichbar der .. Einzelhandelsdi­
rektive'· in der DDR (vgl. PÜTZ 1 994: 326L) wurden auch in Polen zu Beginn der 
70er Jahre Handelseinrichtungen stärker räumlich konzentriert (vgl. NIESTRÖJ 
1 975): Zum einen wurde aus d�r Erkenntnis. daß klein flächige Verkaufsstellen hö­
here Betriebskosten verursachen als großflächige. eine Konzentration des Angebots 
auf größere Geschäfte vorangetrieben. Zum anderen wurden die Geschiifte in den 
Zent:en der Versorgungsgebiete konzentriert. Entsprechend dem Prinzip eines ge­
stuften konzentrischen Aufüaus sollten sich diese Ver sorgungsbereiche hierarchisch 
gliedern: Wohngebietszentren dienten nur der Nahversorgung mit Waren des Wgli­
�hen Bedarfs. S�adtteilzentren sollten auch Waren der periodischen Nachfrage und 
lediglich die Stadtzentren auch Waren des aperiodischen Spezialbedarfs anbieten. 

Parallel zur räumlichen Konzentration setzte ein Rückzug des sozialistischen 
Einzelhandels aus der Flliche ein: Jede Neugründung von großflächigen Ladenloka­
len ging mit der Schließung von kleinen Ladenlokalen in der niiheren Umgebung 
einh�r. �vas die Einkaufswege der Bevölkerung verlüngerte. Gleichzeitig wurden In-

" Eine Besonderheit in der Or�anis;uio11ss1ruk1ur de, polnischen Einzelhandel;; war das Unternd1111e11 /?11c/,. 
das bis 1990 eine Monopolstcllu ng auf dem polnbd1.:n Presse111ark1 besaß. Nuc/J \\'ar urspr(inglid1 eine lan­
desweit operierende Genossen,d:1f1. di.: 19 17  gegrlindc1 wurde. Im Jahr 1946 wurde Ruch der PZPR (Polsb Zjednoczona Pania Robornicza). der herrschenden kommunistischen Arbdterpanei Pokns. un1erstcllt. R1s 
1990 \\'ar das U111ernchmcn die Haupteinnahnic<Judle dieser Panei. Nuch k<.llltrollicrte die Herstellung aller 
polnischen Zeiischril'ten sowie deren Großhandel und End\'erkauf. Hierzu 11111crhielt es in Pokn ein Neu. von 
knapp 25 000 Kiosken (GUS 1988: 152) und 1.ahlreiche Verkaut'.�stellcn. 
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vestlttonen im Einzelhandelssektor nahezu ausschließlich für die Errichtung neuer 
Verkaufsstellen in den Großwohnsiedlungen bereitgestellt. Die Ladenlokale in den 
Gründerzeitgebieten verfielen deshalb infolge ausbleibender lVlittelzuweisungen 
dramatisch. 

2.2.2.3 Dezentralisierungsstrategien im Einzelhandel in den 80cr Jahren 

Ende der 70er Jahre erlebte Polen die schwerste Wirtschaftskrise seit Gründung der 
Volksrepublik. Zwischen 1979 und 1982 sank das produzierte Nationaleinkommen je­
des Jahr unter das Niveau des Vorjahres und erreichte 1983 nur noch 76 % des Standes 
von 1978. Gleichzeitig stiegen die Lebenshaltungskosten. Die Norninallöhne der Bevöl­
kerung wuchsen dagegen nur geringfügig. was die wirtschaftliche Situation der Haus­
halte massiv verschlechterte (vgl. Tah. 6). 

Tab. 6: Wirtschaftliche Entwicklung Polens, 1975-1989 

Produziertes 
Nationaleinkommen 

Lebenshaltungskosten 

Nominallohnentwicklung 

1979 

-2,3 

6,7 

2,2 

Quellen: Voss 1987: 60. l<AliCK1 1989: 81 

1980 

-6,0 

9,1 

3.9 i 

Veränderung im Vergleich zum Vo�ahr in % 

1981 ! 1982 1993 1984 1985 

.12.1 3,4 

24.4 

2,3 3,8 

1986 1987 

5.0 3,1 

17,5 25.5 

2,0 

Zudem bestanden seit Mitte der 70er Jahre Engpässe in der Versorgung mit Grund­
nahrungsmilleln und Konsumgütern. was zu lauten Protesten der Arbeiterschaft führte. 
Nachdem die polnische Regierung GtEREK Ende der 70er Jahre die Preise für Grundnah­
rungsmittel angehoben halle (die Subventionen für Grundnahrungsmi1tel betrugen da­
mals rund 40 % der polnischen Staatsausgaben). kam es zu einer bis dahin nicht ge­
kannten Streikwelle unter Führung der Gewerkschaft Solidarnosc. Diese war 1980 offi­
ziell anerkannt worden und hatte Ende 1980 bereits 1 0  der 1 6  Millionen Erwerbstätigen 
Polens als MiLglieder (BINGEN 199 1 :  1 961'.). Die katastrophale Versorgungssituation 
war ein maßgeblicher Auslöser der Protestbewegungen. Daneben führte sie zu einer 
Verschlechterung der Arbeitsmoral der Beschäftigten. zunehmendem Absentismus und 
dem Abwandern von Arbeitskraft in die Schattenwirtschaft. was die wirtschaftlichen 
Probleme noch verschürfte und erheblichen Reformbedarf hervorrief (GERNER und 
HEDLUND 1988: 373). 

lm Unterschied zu den zögerlichen Reformversuchen der Vergangenheit 1x, sah ein 
neues umfassendes Reformwerk der polnischen Regierung unter eiern Motto .. Oclnowa„ 

1' Friihere Krisen des Landes traten bereits Mille dt:r 50�r und Ende der 60cr Jahre auf und führten - da sie 
stets cli.:- Vcrsor!!111H!�la!!e der l:3evölkenm\! in erhehlichcm '.vlalk ,· erschlechtenen - jt:weils 7,11 Protesten der 
Arbeiter (7_ß. 1970 �Rebellion in den Zt:n�rt:n an der OstscekUstc). Aufgrund der krisenhar1e11 E111wickl11ng 
set21cn schon bald nach der Übernahme der Zcn1ralver\\'altungswin,chaft Diskussionen üher Jc.rcn Reform 
ein. Die Rcfonndiskussionen ,Vline der 50er Jahre ve1fo1llte11 quasi wirkung,lo,. Der Reformansatz 1973-1976 
beruhte zum dnen auf der organi,atorischc.n Konzentration der Wins,hafl (s.o.) und zum anderen auf einem 
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(Erneuerung) deutliche Eingriffe in <las Wirtschaftssystem vor. Als wichtigste Bestand­
teile der Reformanstrengungen sind dabei zwei Gesetze zu nennen. die im September 
1981 vom Sejm. dem polnischen Parlament, verabschiedet wurden: • Das „Gesetz über staatliche Unternehme1i-· (GstU): Mit dem Ziel einer effizienteren 

Unternehmensleistung und zur Erhöhung der Pro<luktivitfü sollten die Umernehmen 
mehr Entscheidungsbefugnisse über ihre unternehmerischen Aktivitiiten und Ver­
antwortung für deren Ergebnisse erhalten. Durch eine stärkere Gewinnorientierung 
sollten marktwirtschaftliche \:Vettbewerbselemente eingeführt und bei mangelnder 
Rentabilität erstmals auch Betriebe geschlossen werden (Artikel 24. 25) 19• • Das „Gesetz über die Selbstverwaltung der ßclegschafr· (GSelbst): Entgegen den 
Reformkonzepten in andern sozialistischen Staaten - so stärkte Ungarn die Stellung 
der Unternehmensdirektoren - wurden in Polen den Belegschaften weitgehende 
IVlitsprachercchte eingeräumt. was mit der starken Position der Gewerkschaften zu 
erklären ist. Über Arbeiterräte waren die Belegschaften seitdem maßgeblich für we­
sentliche betriebliche Entscheidungen verantwortlich20 
Nachdem die polnische Arbeiterklasse auch Anspruch auf die politische Führung 

des Landes erhob. wuchs in der Parteiführung - nicht zuletzt aufgrund von Interventi­
onsdrohungen aus der Sowjetunion - die Forderung nach einer gewaltsamen Ausschal­
tung der gewerkschaftlichen Bewegung. Dies mündete am 13 .  I 2. 1981 unter lVJinister­
präsi<lent lAtWZELSKI in der Verhängung des Kriegsrechtes und am 8. I 0.1982 im Verbot 
der Soli<larnosc. Nach der Ausschaltung der Opposition (das Kriegsrecht war bis Juli 
I 983 in Kraft) blieben die tatsächlichen Reformen weit hinter den ursprünglichen Vor­
gaben zurück. 

&epla111e11 ökonomischen r:onschritt mittels westlicher Kredite und Technologie zur tvlodernisie.rung. impor­tierte und krediifinanzicnc Konsumgiiler solllcn zude111 die „Werk1;iligen" zu höherer Leis1ung motivieren. Da <las anfön&liche Wachslllm der Procluk1ion jedoch nur durch immer s1iirkeren Einsalz externer f'ak1oren erzielt wurde. zeichnete sich bcrei1s seil Mille der 70er Jahre das Schei1crn der Wirtschaf'lspoliiik ab (vgl. de1ailliencr JUCI ILF.R 19S6 und 1994. Voss 1987. GAl3R1SCH 1988). ,., Ucrei1s Anikcl I G,1U isi als umwiilzend i'iir die sozialis1ische 7.en1ralverwahlm&swirtschaf! aufzufassen: .. Das s1aa1Iiche Umernch111en is1 ein selbs1lindigcs. selbsiverw altetes und sich selbst finanzierendes Wirt­sd1.1flssubjck1 und besi1z1 Reclnsföhigkeil". Ar1ikel 2. Abs. 2 fiihn en1sprechend aus: ,.Die S1aa1sorg:1ne kön­nen im Tätigkei1sbereid1 eines sta:11lichen Un1erneh111ens nur in den gesetzlich vorgesehenen Fiillen Entschei­dungen treffcn".(Alle in der Arbeit analysienen Gcsew:siexte werden nur 111i1 vom Autor fest&elegten Abkiir­zungen zitien. Die Originalquellen linden sich unter diesen Abkürzungen i111 Anhang 7.2) 1" So heißt es in Anikel 1. Abs.Hz 2 GSelbs1: .. Zur Sclbsive.rwaltung der Bele&schaf1 eines slaatlichcn Unter­nehmens gehören Bcschlu13fassun& in wesentlichen Angelegenheiten ( ... ) sowie i\usiiblm& der Kontrolle über die Unte rneh111e11s1iilit?kci1". Die „wcsellllichen An!!elcl!enhciten" werden von umersclliedlichcn Selbs1ver­walwn&s&remic11 der ßesc.;h:if'1igte11 111i1bes1imm1 un�I in{ GSclbsl we.itcr spezifizier\. E, &Chören hierzu: ße­schließung des Unternehmenss1aw1s. Ver1eilung der für die Bdegschafl bestimmten Gewinne. Beur1eilu11g des Bc1ricbsdirek10rs. Bcschlicfü111g der 111eh1jührigcn Un1ernehn1cnspl;ine (alle Anikel 10). Beschliissc in ln­vesti1ionsangele&enhei1cn. ßcschliisst: iiber die Vcrbindun& un<l Teilung von Unternehmen. Beschlüsse iibcr bc1rieblichen Wohnungsbau und soziale Einrichtlm&en (alle ;\nikel 2.:1). Zum Verhältnis zwischen Belcg­scl1af1 und Un1ernchmensdirekwren sind als „rcvolu1it>11;ir''. da erheblich in die zentrale hierarchische Planung eingreifend. hervorzuheben: .. Der Ulllcmeh111ensdirektor fiihn welche die Tätigkeit des Un1ernch111ens betref­fenden ßesdil(isse des Un1ernchmensbescl1;ifii,:te11ra1es aus" (Anikd .'\7. Abs. 2). und „dem Umernch111enshe­sch:il'lig1cnrat steht das Recht zu. die Ausfüh(i,, ng einer Entscheidung des üirekwrs auszusetzen ... " (Anikcl 40). In Vollcnd1111& dieser erheblichen Entscheidungsbefugnisse der Belegschaft bcs1imm1 GstU schließlich in Anikel 33. Abs. 1 :  .. Der Direktor eine, staatlichen Unternehn1cns wird vom ßeschüftigtenrat bernfen". 
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Erst 1987. also kurz vor dem Zusammenbruch des sozialistischen Systems. setzte 
die polnische Führung unter dem Zeichen von Perestroika wieder auf intensivere Re­
formen in Richtung Marktwirtschaft. Diese beinhalteten eine Liberalisierung der Grün­
dung privater Unternehmen und gewährten den staatlichen Unternehmen mehr Erll­
scheidungsautonomie. Aufgrund der härteren Stabilisierungspolitik und einer Vielzahl 
von Preiserhöhungen stießen die Reformen jedoch auf den Widerstand der Bevölkerung 
und wachsende Streikbereitschart (JUCHLER 1994: 195). 

Die wichtigste gesetzgeberische Maßnahme dieser Reformen war das „Gesetz über 
unternehmerische Aktivitäten·'. das am Vorabend des Systemumbruchs im Dezember 
1988 vom Sejm verabschiedet wurde. Dieses schrieb erstmals die .. Gleichheit aller 
Wirtschaftsaktivitäten" (GüW) fest. nach dem alle Unternehmensformen sowohl steuer­
lich als auch beim Zugang zu Krediten und Produktionsmitteln gleichbehandelt wurden. 
Jedem polnischen Bürger war es seitdem erlaubt. durch bloße Eintragung ins Handeb­
register ein Unternehmen zu gri.in<len21 . 

Den Einzelhandelssektor tangierten die Reformversuche der 80er Jahre in vierfacher 
Weise: • Wiederbelebung des staatlichen Lebensrnitteleinzelhan<lcls: Am 7. September 1981  

emschied der polnische Ministerrat, daß die branchenmäßige Spezialisierung der 
Einzelhandelsunternehmen abgeschafft werden sollte und neben dem konsurngenos­
senschaftlichen wieder ein staatlicher Lebensmittelhandel existieren sollte. Mit der 
Gründung des Unternehmens Przedzir;biorsfll'o /-/11rt11 Spoiywczego (P.11.S.) wollte 
<las Ministerium für Binnenhandel wieder Wettbewerbselememe einführen. Spole111 
und Sa111opo111oc Chlopska waren aufgrund ihrer Monopolstellung zu schwerfällig 
agierenden und ineffektiven Giganten geworden. welche ihren gesellschaftspoliti­
schen Auftrag der Versorgungssicherung nur ungenügend wahrnahmen. Die 
Schwerpunkte der Tätigkeit von P.H.S. lagen im Lebensrnittelgroßhan<lel. der wie­
der institutionell vom Einzelhandel getrennt. wurde. Von Beginn an war das Unter­
nehmen jedoch auch im Einzelhandel aktiv. Die anfänglich geplante Rücküberfüh­
rung der Ladenlokale. welche wiihrend des Zentralisierungsschubs der 70er Jahre an 
Spo/e111 und Sa111opo111oc Chlopska übergeben worden waren. scheiterte jedoch am 
Widerstand der Genossenschaften. Die Rolle von P./-1.S. im Lebensmittclcinzelhan­
del blieb deshalb bescheiden: So betrieb das Unternehmen 1989 z. B. in \Vroclaw 30 
Filialen, PSS Spo/e111 demgegenüber aber 558 GeschUfte ( I 990). • Ausbau des Kommissionshandels: Bereits Ende der 70cr Jahren hatte die Regierung 
GtEl?EK privaten Händlern die l\tlöglichkeit eingeräumt, nach dem sogenannten 
.,Agenturprinzip" Ladenlokale von sozialistischen Unternehmen zu pachten und -
vergleichbar dem Kommissionshandel in der DDR - eigenständig zu bewirtschaften. 

" Anikel I beschreibt den Grundgedanken dieses Ge�e1zcs. das 1cilwcise eine völlige Abkehr vom Prinzip der siaatlichen Steuerung des Wimchaftsgeschehens bede.u1e1: .. Die Aufnahme und Ausübung einer Win­schaftslfüi&kdl sind frei und jedermann nach den &!eichen Rechten unter Einhal1ung der durch Rechtsvor­
schriften bes1imn11cn Bedingungen &estallel". Gleichzeitig wurde in Artikel 6 festgeleg1. daß die Winscharts­$Ubjekte. das Recht haben . .. sich freiwillig in Organisationen der Winsdla fissubjckte" zu vereinigen. womit erstlllals auch die Eiablientn& von ln1eresscnverb/inden außerhalb der s1aa1lichcn Kontrolle zugelassen wurde. was im Transformationsprc.1zeß fiir die lnsiiwtionenbildung in diesem Bereich von großer Bedeutlm& is1 (vgl. hierzu detaillierter Kapi1el 5.2.'.1.3) 
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Die Agenturverträge waren jedoch restriktiv. Die Vertragsnehmer mußten bis zu 
70 1/r ihrer \Varen von den Vertragsgebern beziehen. und es bestanden strenge Vor­
gaben hinsichtlich Sortimentsgestaltung und Beschfü'tigtcnzahl. In der Regel waren 
die Geschiifte Einpersonenbetriebe. denen lediglich die Mitarbeit von Familienange­
hörigen (max. 4 Personen) gestattet war. 

Im Jahr 1980 wurden 32 % aller Verkaufsstellen des .. sozialistischen Sektors" 
von sogenannten Agenten betrieben. Aufgrund einer restriktiveren Handhabung pri­
vater Wirtschaftsaktivitäten nach Verhängung des Kriegsrechtes und einer Erhöhung 
der Steuerslitze für Privatunternehmen sank dieser Anteil bis 1986 auf 1 5  % 
(As1.UND 1985: 24f.. GUS 1988: 152). Erst die Reformen 1988 bauten das Pachtsy­
stem wieder aus. Seitdem konnten die Betriebe des .. sozialistischen Sektors" eigen­
süindig darüber entscheiden. ob sie ihre Betriebe selber bewirtschaften oder Privat­
;)erso,;en zur Pacht überlassen wollten. Gleichzeitig wurde das Beschtiftigungslimit 
für Agenturbetriebe von 4 auf 50 Personen angehoben und den Pächtern der Waren­
bezug und die Gestaltung des Warensortiments weitgehend freigestellt (o. V. 1988: 
1 1  ). Diese Liberalisierungen führten 1988/1989 zu einer raschen Zunahme von 
Auenturneschüften. Ihr Anteil an den Betrieben des sozialistischen Sektors schnellte 
m�' 33 % empor. wobei die staatlichen Unternehmen etwa 7 % und die Konsumge­
nossenschaften etwa 36 c1r ihrer Betriebe an Privatpersonen verpachteten. 

• Erleichterung des Privathandels: Im laufe der SOer Jahre liberalisierte die polnische 
Regierung sukzessive private Handelstägigkeiten. lVlit der vollständigen Gleichstel­
lung der Wirtschaftsaktivitäten von staatlichen, genossenschaftlichen und privaten 
Un;ernehmen fanden diese Libcralisierun!!en im Dezember 1988 ihren Höhepunkt. 
Die Reformen, von denen man sich eine Verbesserung der kntastrophalen Versor­
gungssituation versprach, führten zu einer raschen Zunahme privater Geschäfte. die 
1989 19 % der Ladenlokale in Polen stellten. Der Umsatzanteil der Privatbetriebe 
betrug demgegenüber nur 5 %, was auf die geringen Betriebsgrößen im privaten 
Einzelhandel verweist (vgl. Tab. 7). Die Bestimmungen für Unternehmensgründun­
uen waren nämlich restriktiv: 1983 verabschiedete die polnische Regierung ein 
Steuergesetz, das Privatbetrieben hohe Gewinnsteuern auferlegte und damit Anreize 
zur Gewinnerzielung und Investition unterband. Außerdem bestanden bis 19SS Be­
sclüiftigunusobergrenz.en für Privatbetriebe. Private Wirtschaftstfüigkeiten waren 
daher ,7ur die Erzielung von Einkommen unterhalb gewisser Schwellen ausgerichtet 
- durchaus im Sinne der sozialistischen Ideologie, die eine Ausdifferenzierung der 
Gesellschaft nach sozioökonomischen Merkmalen w unterbinden suchte. 

Tab. 7: Privater Einzelhandel in Polen, 1980-1989 

1980 1983 1986 1989 

Anzahl der Betriebe 10696 18363 21103 29156 

Anteil an Betri eben 8.2% 13,3% 14,6 % 19.2 %  

Anteil am Umsatz 1 .6% 2,7% 2.7 % 5,0% 

Quelle: GUS 1988: 152; 1993: 14 
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• Größere SclbstHndigkeit der staatlichen Unternehmen und Konsumgenossenschaf­
ten: Seit dem .. Gesetz über staatliche Unternehmen„ erhielten die Staatsbetriebe 
während der 80er .Jahre immer gröl3ere Entscheidungsfreiheiten. So wurden im Ja­
nuar 1983 die regionalen Zentralen der Cemmla Pa11st11·mrego Hall(l/11 J, f'e,1'11(!/rze­
go aufgelöst und die angeschlossenen Unternehmen - im wesentlichen Owr. D0111or 
und A1pis - verselbständigt (\Vt\L,\SEK. PAWLIKO\VSKI und GOCi;\l.1\ 1985: 153). 
Parallel dazu lockerte das Genossenschaftsgesetz vom September 1982 die starren 
Vorgaben des Zentralplanes für die Konsumgenossenschaften��. Die tragenden Be­
stanclteile des planwirtschaftlichen Systems blieben bis 1988 allerdings unangetastet 

(Voss 1987). Deshalb f'lihrte die größere Selbstiindigkeit der Unternehmen nicht 7.ll 
deren marktwirtschaftlichen Ausrichtung. Vielmehr wurden die immer noch zentral 
vergebenen lnvestitionswweisungen in undurchsichtigen Absprachen zwischen 
staatlichen Stellen und Unternehmensleitungen ausgehandelt (GARRISCH 1988: 1 ). 
Die unternehmerische Eigenverantwortung führte zudem zu einer Ausdünnung des 
Versorgungsnetzes: Viele Handelsketten gingen dazu über, unrentable Kleinbetriebe 
zu schließen, die sich nicht an private Händler verpachten ließen."·'. 
l'vl it den Liberalisierungsmaßnahmen in den 80er Jahren wurden einige marktwirt­

schaftliche Prinzipien im polnischen Einzelhandel implementiert. Das Ziel, die Versor­
gungssituation der Bevölkerung zu verbessern, scheiterte aber wegen der Beibehaltung 
gruncls:itzlicher Prinzipien der sozialistischen Wirtschaftspolitik (Vernachlässigung der 
Produktion und Verteilung von Konsumgütern) bis 1989. Auch die Gründung des 
,,Wettbewerbers·' P.H.S. im Lebensmitteleinzelhandel verbesserte die Versorgungslage 
ni<,:ht. Der Konsumgütermarkt blieb somit durch Desorganisation und Angebotsengpäs­
se gekennzeichnet. Selbst die Versorgung der Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln 
konnte zu Beginn der 80er Jahre nur über die Ausgabe von Lebensmittelkarten auf­
rechterhalten werden (MILIC-CZERNIAK 1990: 1 1 ). 

2.2.2.4 Schattenwirtschaft im Einzelhandel 

Der Nichtladeneinzelhandel spielte in Polen stets eine bedeutende Rolle. So existierten 
1985 mehr als 53 000 registrierte Kioske und Verkaufsstände. dies entsprach 43 % der 
Verkaufsstellen des Landes. Gleichzeitig war der private Einzelhandel im kleinbetrieb­
lichen Nichtladeneinzelhandel stets eher toleriert worden als im Ladeneinzelhandel (vgl. 
Abb. 1 1 ). So lag der Anteil des Privathandels an allen Betrieben des Nichtladeneinzel-

:: Erstmab wurck den Gcnosscnsd1:1flen auch wieder ZU!!CStanden. die lntt!rt!sscn ihrtr Mit2licdcr in !!leicht!m 
Maße \\'iC die staatlid1"11 Ver,orgung.,intcrcssen \\' al11·;lmd1111cn. So heißt es in ;\nikcl I de, G�nosst!n­
,chaftsgc,ctzes \'0111 1 6.9. 1982: . .In ihrer wins,haftlichcn T:iti!!keit liil.lt .,ich die Gcno,scnschaft ,· 011 den Rt!­
diirfniss.:n ihrer i\1itglicdcr und den Vorgaben der ,t!ntralen un�l lokalcn sozial-ökonomischt!n Prohlemt leiten 
!. .. ). 11111 das nwtcricllc und kulturelle Lebcnsni,·t!au und da, lkwußt,cin ihrer iVlit!!lieder :111/.llhebc.n und fiir 
das Wohl der Volksrepublik l'ok11 zu wirken" (\'!!I. KI.EER 1990: 509: 13ROCK�tEl�R 199-1: JOJ. Glcichzciti� 
biil3tcn die Zcntralverb:inde der Gc11osse11s,haflcn'crhcblicl1 an Eintlul3 ein. da die örtlichen Gcnossenschaftc:� 
seitdem eigenveramwo11lich WirtschaflspHinc erstellen clürfi:n (DYBO\\'SKI 1989: 1-16). 

'-' ,· gl. hierzu kritisch: .. \V okolicy pi. Grun\\'alclzkicgo \\'Ci:tz uby"·;i sklcpow spo;i.y\\'t1.yt1i-· (Der Schwund an 
Lcbcnsrnittclgesch:ilkn hiilt an). In: Wicczör Wrocla\\·ia vom 28.6. )989. Oit hiermit cinhcr!!cknclc Ver­
schlechterung der V,:rsorgungslagc. i,t ein wesentlicher Grund fiir die starke Zunahme schatten\\'irtschaftli,her 
Akti\'itfüen im Einzelhandel (\'gl. Kapit..:I 2.2.2.-IJ. 
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handels 1965 bei 17.9 % (Ladeneinzelhandel: 5.7 %) und stieg bis 1985 auf 3 1 .2 % (Ladeneinzelhandel: 16.8 %) an (GUS 1969: l ;  1988: 152). Der stantlich kontrollierte Nichtladeneinzelhandel wurde zum größten Teil von der Kiosk-Kelle Ruch dominiert. die 69 % aller Ver kaufss1ellen des genossenschaf'llichen Se k1ors ausmachte. 
Abb. 11: Entwicklung des registrierten Nichtladeneinzelhandels in Polen, 1950-1985 

Anzahl der Objekte des Nichtladeneinzelhandels (registriert) 

::::: ���
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" l 1 1 
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1 1 
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Eigentumsform: CJ staatlich C::=J genossenschaftl ich· C:=J pri vat 

• davon 1985: 24830 Rucll-Kiosks (= 69 %) nach: GUS 1968: 1: 1969: 9: 1981: 52: 1966: 152 

Parallel zum registrierten Nichtlacleneinzelhandel existierte stets eine bedeutende Scha11enwirtscha1'1. Außer dem Verkauf von Gütern „unter der Ladenthe ke" an Be­kan111e. Familienmitglieder oder - .. im Tausch" - an Personen. die Zugang zu anderen Waren hauen. war die Scha1tenwirtschart im Einzelhandel insbesondere illegaler Mar kt­oder Stralknhandel. Hier wurden vornd1mlich aus dem Ausland geschmuggelte westli­che Konsumgüter verkauft. aber auch Waren aus einheimischer Produ ktion gehandelt. Diese waren zuvor der offiziellen Produ ktions- und Distribulions ke1te entzogen worden und wurden anschließend nach spe kulativer Hortung weiterveräußert (!'vlROI'. 1989: 468). Die Schätzungen über die Bedeutung der Schauenwirtschaft gehen weit auseinander. Je nach Berechnungsansalz wird der Anteil der inoffiziellen Erwerbswirtschaft am BIP für Mille der 80er Jahre auf 8 % bis 29 % geschützt. Der Anteil illegaler Handelstätig­keit hieran wnr enorm: So wurden geschützte 35 % der nich1registricr1cn Ein kommen im illegalen Grenzhandel und weitere 20 % im i llegalen Einzelhnndel erzielt (G6RSKI und KlERCZYNSKI 1989: 369f.). Die Schattenmär kte stellten ein mnr ktwirtschaftliches Pen­dant zum offiziellen Distributionssys1em dar. waren nber dennoch symbiotisch mit der planwirtschaf1lichen Wirtschaftsweise verbunden. Einerseits boten sie Giiler an. die im staatlichen Handel nicht oder schwer zu kaufen waren. Sie waren elastischer. reagierten schneller auf Vcrsorgungscngp�isse und ermiiglichten Kon. umenten mit höheren Ein­kommen eine bessere Bedürfnisbefriedigung als der offizielle Mar kt. Andererseits aber beein1riichtigte die Schattenwirtschaf1 die Funktionsfähigkeit des s1aa1lichen Handels. e in sie diesem knappe V·hm .:n entzog und zu Einnahmeverlusten beitrug (lVIROi'. 1989: 472). In der zweiten Hülfte der 80er fahre nahn1 der inoffizielle Handel erheblich zu. Zu­vor war der Versuch der Regierung gescheitert. das unzureichende Angebot im Einzel­handel durch Kaufkraftabsen kungen mit der Nnchfrage in Deckung zu bringen. So wa­ren 1982 zwar Preiserhöhungen für zahlreiche subventioniene Verbrauchsgüter durch-
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gesetzt worden. was kurzzei1ig ein Drille! der Bevöl kerung unter die Armuts!?renze drückte (Voss 1987: 60). Zur politischen Stabilitfü hob die Recien111!? seit 1984 aber auch die Löhne an und versliir kte so die Inflation erheblich.� Hierchirch verfiel die Wenaufbc\\'ahrungsfi.m ktion des Zloty. Die l laushahe lösten daher ihre Ersparnisse auf uncl tauschten sie in wes1liche Valuta oder in Sachwerte. Der in Planwirtschaften ohne­hin hohe Nachfrageliberschuß nahm hierdurch zu. Gleichzeitig wuchs die Dollarisie­rung�.i bis 1989 auf den hohen Wert von 70 % (zum Vergleich Ungarn: 5 % ). Hiervon prol'itienen vornehmlich die illegalen Märkte Polens. auf denen gegen US-Dollar nahe­zu alles ge kauft werden konnte. In der Folge setzte Ende der 80e� Jahre ein massives Wachstum cler Schallenwirtschaf't ein. Diese profitierte auch von der Systemkrise und der zunehmenden Destabilisierung der politisch-administraiivcn Steuerung. 

2.3 EinzelhandeJ im Systemvergleich 

Aus den bisherigen Ausführungen ist deutlich geworden. daß die Einnußfo k1oren und Entwicklungsprozesse im Einzelhandel in plan- und 111ar ktwirtschaf1lichen Wirtschafts­sy. temen grundsätzlich verschieden sind. Als Hauplunterschiede der in idealtypischer Weise konstruierten Ausgangs- und Zielsituationen lnssen sich zusammenfassend die folgenden Mer kmale feststellen (vgl. Tab. 8): 
lnstitutio11elle Rah me11bedi11g1111ge11 
• 

• 

Im Einzelhandel marktwirtschaftlicher Wirtschaftssysteme ist die Standortstru ktur des Einzelhandels das Ergebnis des Zusammenwir kens von Entscheidungen der A kteure des Wir1schaflssys1cms (Einzclhandclsuntanehmen und Verbünde). des so ­zinlen Systems (Konsumenten) und des politisch-administrativen Systems (Planer und Politi ker). Die Interaktionen zwischen den Akteuren sind institutionell veran­kert. einer. eits durch „sozinle Normen" wie Rechtsverordnungen (Kanellrecht. Bau­nutzungsverordnung) und den 1.wischen den Un1ernehmen und Konsumenten be te­hendcn Preismechanismus, andererseits durch ,.Organisaiionen" wie kommunale Planungsbehörden. Letztere dienen zur institutionellen Veran kerung der Aushand­lungsprozesse zwischen privmem Kapital und öffentlichen Interessen� Das sozinlistische Herrschaftsmodell verhinderte demgegenüber die Ausdifferenzie­rung gesellschaftlicher Teilsysteme. Die Srandortstruktur des Einzelhandels resul-1ierte in planwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen nahezu ausschließlich aus den oe­scllschaftspolitisch motivienen Entscheidungen poli1isch-aclministra1iver Gremi:n. Zwischen den A kteuren bestanden vorwiegend institutionell veran kerte Anord· nungs mechan i smcn. 
:, Die Dollarisicrung. die den Anteil von Uankcinlagen in ausliindischcr Wiihn1n!! an der Gcid111e11�c „M2·· (ßnrgcld und liquide ßankci11lagen) bezeichnet. ent\\'ickche sich dabei parallel zu; JnOacion,ratc:. die- J 9$9 in Polen 6-G 'd' betmg (Dll.:IIL 1995: 473). 
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Tab. 8: Einflußfaktoren der Einzelhandelsentwicklung in markt· und planwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen 
Marktwirtschaft 

- Einzelhandelsstruktur ist das Ergebnis von 
Entscheidungen der Akteure des Wi rtschaftssy­
stems, des sozial en Systems und des politi sch­
administrativen Systems 

- Zwischen den Akteuren bestehen institutionell 
verankerte Aushandlungsmechanismen 

- Wandel der Einzelhandelsstruktur erfolgt konti­
nuierl ich in Anpassung an gesell schaftlichen und 
wirtschaftlichen Wandel 

Zentralverwaltungswirtschaft 

: . Einzelhandelsstruktur ist das Ergebnis von ge­
' Allgemeine i sellschaftspoliti sch moti vi erten Entschei dungen 
, Rahmen- i der politisch-administrativen Akteure 
: bedingungen ; - Zwischen den Akteuren bestehen insti tutionell 
: , verankerte Anordnungsmechanismen · 

• Wandel der Einzel handel sstruktur erfolgt pha-
senhaft bei Änderung politisch-administrati ver 
Leitlinien 

- Privateigentum an Produktionsmitteln sowie 
Boden- und Immobilienmarkt mit räumlich diffe- ! 
renzierter Lagerente ! 

- Staatliches Eigentum an Produktionsmitteln 
und fehlender Boden- und Immobilienmarkt 

. Bedeutende Schattenwirtschaft, symbiotisch 
mit Planwi rtschaft verbunden 

Einfluß': modifizierend 
- Hauptakteure: Kommunen, Handlungsbe­

schränkung durch obere Gebietskörperschaften 
. Primärziele: Versorgungssicherung, städtebau­

liche Gestaltung, kommunaler Finanzhaushalt 

Einfluß: bestimmend 
Politisch- · Hauptakteure: zen\ral staatliche Planungsbüro-

administratives krati e, Handlungsanweisungen an untere Ge-
System i bi etskörperschaften 

- Konfl iktfelder: � interkommunaler Wettbewerb 
� politische Zi ele versus planerische Zi ele 

j · Primärziel: Sicherung der Grundversorgung 
; . Konfliktfelder: 
, � keine bei politischer Steuerung der Planung 

Einfluß: hoch (Käufermarkt) 
- Konsumgewohnheiten sind bei hohem Wohl­

standsniveau und Wertepl uralismus Ausdruck 
selbstgestalteter Lebensstile 

- Kaufkraftzuwächse führen bei zunehmender 
Einkommenspolari sierung zu pol arisiertem 
Nachfrageverha lten bei Waren des Grund- und 
Zusatznutzenbedarfs 

- hohe Pkw-Verfügbarkeit, führt zu Bevorzugung 
von Zentren und autokundenorientierten Lagen 

• Differenzierung der Einkaufsstättenwahl nach 
Einkaufszweck ,Erlebnis" oder „Versorgung·' 

Einfluß: sehr hoch 
• Akteure verfolgen langfristi g Gewinnziele 
- Marktverhalten: ri valisierender Wettbewerb 
- Hohe Differenzierungsmöglichkeiten bedin-

gen unterschiedliche Wettbewerbsstrategien 

- Unternehmenskonzentration steigend, im Le­
bensmittelhandel weite Ol igopole durch Kos\en­
senkungsstrategien 

. Betriebsformenvielfalt steigend aufgrund von 
Differenzi erungsslrategien 

-Verkaufsflächenangebot wachsend 
- Betriebsdichte stagnierend oder si nkend 

• Bestimmt durch Kapitalverwertungsinteressen 
der Einzelhandel sunternehmen 

- Trend zur dezentralen Konzentration. gemin­
dert durch politisch-administrati ve Einflußnahme 

• Beispiel 1/Vestdeutschl and 
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Soziales 
System 

i Wirtschafts­
system 

Struktur­
merkmale 

des 
Einzel­
handels 

Standort­
struktur des 

Einzel· 
handels 

Einfluß: geri ng (Verkäufermarkt) 
. Konsumgewohnheiten sind Ausdruck be­

grenzter Handlungsspielräume und ei nge­
schränkter Konsummöglichkeiten 

• Kaufkraftzuwächse führen bei beschränktem 
Angebot zu steigenden Sparguthaben in Devi ­
sen und Verausgabung in Schattenwi rtschaft 
und Hartwährungsgeschäften 

. geringe Pkw-Verfügbarkeit, führt zu Bevorzu­
gung von Zentren und wohnungsnahen Lagen 

- Differenzierung der Einkaufsstättenwahl nach 
Einkaufszweck „Versorgung" (Verfügbarkeit) 

, Einfluß: geri ng (Warenverteilstellen} 
-Akteure verfolgen Planerfüllungsziele 
- Marktverhalten: zentrale Koordinati on 

. . Eingeschränkte Oifferenzierungsmöglichkei-
1 ten und ausbl eibender Wettbewerb 
1 - Unternehmenskonzentration sehr hoch, in al ­
! len Branchen staatliche/genossenschaftl iche · 

Monopole durch Kontrollkostenminimierung 
. Betriebsformenvielfalt geri ng wegen fehlender 

Differenzierungsmöglichkeiten und -anreize 
· - Verkaufsflächenangebot geri ng, stagnierend 
- Betriebsdichte rel ati v hoch und stagnierend 

• Bestimm\ durch Versorgungssicherungsinter­
essen politisch-administrativer Gremien 

• - Zentralörtliche Konzentration, mit wohnungs­
nahen Streulagen 

Entwurt: R. Pu\Z 

Ei11fl11ß politisc/1-ad111i11istrativer Gremien 
• In marktwirtschaftlichen Vlirtschaftssystcmcn modifizieren die Entscheidungen von 

kommunalen Politikern und Planern die Einzelhandelsstruktur, die maßgeblich von 
den Wettbewerbsstrategien der Einzelhandelsunternehmen bestimmt wird. Gestal­
tungsziele, Gestaltungsmöglichkeiten und Gestaltungsintensität differieren dabei im 
internationalen wie im interkommunalen Vergleich. was mit der institutionellen 
Verankerung der Entscheidungsprozesse zu begründen ist. Außer dem Ziel der Ver­
sorgungssicherung wird mit der Einzelhandelsnetzgestaltung häufig die Verfolgung 
übergeordneter Ziele wie der Stadtentwicklung instrumentalisiert, da dem Einzel­
handel in seiner Freizeit- und Kommunikationsfunktion zentrenprägende Bedeutung 
zugemessen wird. Aus dem interkommunalen \Vettbewerb um die Ansiedlung von 
Einzelhandelsgroßprojekten zur Aufbesserung des kommunalen Finanzhaushaltes 
erwachsen Konflikte, zu deren Ausgleich übergeordnete Richtlinien auf regionaler 
Ebene (Landesentwicklungspläne) und Bundesebene (z.B. Baunutzungsverordnung) 
zum Einsatz kommen. Weitere Konfliktpotentiale bestehen auf intrakommunaler 
Ebene in divergierenden Zielsetzungen kommunaler Planungsgremien und von Po­
litikern im Genehmigungsverfahren. 

• In Zentralverwaltungswirtschaften bestimmten die Entscheidungen politisch­
administrativer Gremien maßgeblich die Einzelhandelsstruktur. Die kommunalen 
Behörden besaßen dabei lediglich ausführende Funktion und setzten die Richtlinien 
der zentralstaatlichen Planungsbürokratie hinsichtlich der Einzelhandelsnetzgestal­
tung um. Das Prinüirziel der Einzelhandelsgestaltung lag in der Sicherung der 
Grundversorgung der Bevölkerung. Zu diesem Zweck wurde eine wohnungsnahe 
Streuung von Grundversorgungseinrichtungen und eine zenrralörtliche Verteilung 
von Einzelhandelsbetrieben des mittel- und langfristigen Bedarfs angestrebt. Dar­
über hinaus wurden dem Einzelhandel in der sozialistischen Stadtplanung keine 
weiteren Funktionen. z. B. als stadtbildpriigende Einrichtung, zugewiesen. 

Nachfrageseitige Einflußfaktoren 
• In marktwirtschaftlichen \Virtschaf'tssystemen ist das sich ändernde Nachfragever­

halten als Auslöser für die Modifizierung von Wettbewerbsstrategien der Einzelhan­
delsunternehmen anzusehen. Bei hohem Wohlstandsniveau und Wertepluralismus 
prägen die Verbraucher unterschiedliche Lebensstile aus. die sich mit spezifischen 
Konsummustern verknüpfen. Gleichzeitig entwickelt sich bei steigenden Einko111-
men ein polarisiertes Nachfrageverhalten. weil bei Waren des persönlich definierten 
Grundnutzenbedarfs rationale Kaufentscheidungen mit deutlicher Preisorientierung 
do111inieren. bei Waren des Zusatznutzenbedarfs aber emotionale Kaufentscheidun­
gen mit Lebensstilorientierung vorherrschen. Die Ausdifferenzierung von Lebens­
stilgruppen führt liber Anpassungsstrategien der Einzelhandelsunternehmen zu einer 
Ausdifferenzierung vielfältiger Betriebstypen. Die unterschiedliche Verteilung des 
Angebots an grund- und zusatznutzenorientierten Einkaufsmöglichkeiten schlägt 
sich in einer räumlich differenzierten Einkaufsstättenwahl der Konsumenten in Ab­
hängigkeit von dem Einkaufszweck .. Versorgung" oder .. Erlebnis·· nieder. 
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• In Zentralverwaltungswirtschafren halle das Nachfrageverhalten der Konsumenten 
kaum Einfluß auf das offizielle Distributionssystem. Die Verbraucher befanden sich 
in einer Verkäufermarktsituation, ihre Konsumgewohnheiten waren daher haupt­
sächlich Ausdruck begrenzter Handlungsspielräume und eingeschränkter Kon­
summöglichkeiten. Bedürfnisse, die aurgrund der Angebotsengpässe im offiziellen 
Einzelhandel nicht befriedigt werden konnten, führten zu Kaufkraftabflüssen in die 
Schauenwirtschaft, die im planwirtschaftlichen Einzelhandel eine wichtige Rolle 
einnahm und mit diesem symbiotisch verbunden war. Die Einkaufsstfütenwahl der 
Bevölkerung richtete sich bei geringer Pkw-Verfügbarkeit bevorzugt auf wohnungs­
nahe Standorte und Zentren. die mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar waren. 
Eine räumlich differenzierte Einkaufsställenwahl mit zum Teil langen Wegstrecken 
ergab sich aufgrund der zeitlich und räumlich unterschiedlichen Warenverfügbar­
keit. 

A11gebotsseitige Ei11flußfaktore11 
• In marktwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen wird die Einzelhandelsstruktur maß­

geblich durch die Wettbewerbsstrategien der Einzelhandelsunternehmen geprägt. 
Diese stehen in einem intensiven rivalisierenden Wettbewerb und verfolgen langfri­
stig Gewinnziele15. Kostensenkungsstrategien führten dabei in der Vergangenheit zu 
Konzentrationsprozessen auf Unternehmens- und Betriebsseite. Mit Differenzie­
rungsstrategien reagieren die Anbieter durch den Einsatz ihrer betrieblichen Hand­
lungsparameter (Sortiment, Preis, Größe ... ) auf das veränderte Nachfrageverhalten 
der Konsumenten. Dies führt zur Ausbildung unterschiedlicher Betriebsformen. 

• In planwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen vcrri.igten die Einzelhandelsorganisa­
tionen bei zentraler Leitung der Warendistribution nur über geringe Entscheidungs­
freiheiten. Bei fehlendem Wettbewerb war das Entscheidungsverhalten der Be­
triebsdirekt0ren durch Planerfiillungsziele gekennzeichnet. Aufgrund der zentralen 
Festlegung des Warensortiments. der staatlichen Preisvorgabe und der mit der 
Standortplanung festgelegten Verkaufsflächen waren die Differenzierungsmöglich­
keiten stark eingeschränkt. Die Betriebstypenvielfalt war daher ausgesprochen ge­
ring. Wegen der Kontrollkostenminimierung bestand ein sehr hoher Konzentrations­
grad auf Unternehmensseite, wobei staatliche und konsumgcnossenschaftliche An­
bieter in manchen Branchen über Monopolstellungen verfügten. 

Merkmale der Ei11ze/l,a11delsstr11kt11r 
• Die Standortstruktur des Einzelhandels in marktwinschantichen Wirtschaftssyste­

men ist durch die Kapitalverwertungsinteressen der Unternehmen geprägt. Bei pri­
vatem Eigentum an den Produktionsmitteln existiert ein Boden- und Immobilien-

�� Kurzfristig können Einzelhandelsunternehmen auch andere Zide wie Markterschliel3ung oder Verdriingung eines Wellbewerbers verfolgen. langfristig ist jedoch davon auszugehen, daß das Ziel der Überlebensflihig­keit des Unternehmens und damit die Erzielung einer ausreichenden Rendite mal3geblich ist. Wie STEH MANN belegt, orientieren sich auch unterschiedliche Entscheidungsträger wie Aktionäre. Eigentümeruntcrnehmer und angestellte tvlanager trotz der unterschiedlichen Veneilung von Nutmngs- und Verfügungsrechten lang­fristig an Gewinnzielen (1993: 62). 
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markt mit einer räumlich differenzierten Lagerente. Dieser beeinflußt die Standort­
wahl der Einzelhandelsbetriebe. was in Verbindung mit den Weubewerbsstrategien 
,,Kostenminimierung'· versus „Leistungsoptimierung" tendenziell zu einer räumli­
chen Polarisierung des Angebots bei Waren des Grund- und Zusatznutzenbedarfs 
führt. Insgesamt besteht ein Trend zur dezentralen Konzentration der Einzelhandels­
standorte. Veränderungen in der Einzelhandelsstruktur vollziehen sich in Anpassung 
an den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel. Der Einfluß politisch­
administrativer Gremien fungiert dabei als konservatives Element. 

• In planwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen war die Einzelhandelsstruktur bei feh­
lendem Bodenmarkt und verhinderter Ausdifferenzierung gesellschaftlicher Teilsy­
steme durch die versorgungspolitischen Zielsetzungen politisch-administrativer 
Gremien bestimmt. Zum Zwecke der Versorgungssicherung strebten diese eine zen­
tralörtliche Standortstruktur im Einzelhandel an. Das gesamte Distributionssystem 
war durch Knappheit gekennzeichnet. Veränderungen in der Einzelhandelsstruktur 
vollzogenen sich bei gebremstem gesellschaftlichen Wandel phasenhaft bei Ände­
rung politisch-administrativer Leitlinien oder im Zuge wirtschaftlicher Reformen. 
Die Einzelhandelsstruktur in den osteuropäischen Staaten war infolge der nur wenig 
differierenden Zielsetzungen der Entscheidungsträger im Vergleich zu Westeuropa 
ausgesprochen homogen. 
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3 Transforn1ation als Erklärungsrahmen für den 
Strukturwandel im Einzelhandel 

Die Gegenüberstellung der Funktionsweise des Einzelhandels in Plan- und Marktwirt­schafte,; als idcaltypis�he Ausgangs- und Ziel konstrukte verdeutlichte bereits die zu er­wartende Dynami k beim Systemübergang (vgl. detaillierter Tab. 8. S. 50). Im Unter­schied zum vorwiegend empirischen Systemvergleich verfolgt das nächste Kapitel einen theoriegeleiteten Zugang, in dem die „Black box„ der eigentlichen Transformation als Prozeß gesellschaftlichen Wandels im Vordergrund steht. Da Transformation als . .in­tendiert;r„ Systemwandel aufgefaßt werden kann, steht dabei zunächst die Frage im Vordergrund, welche theoretischen Konzepte zur Er klärung und zur Bewältigung des Systemwandels bereitstehen und inwieweit diese von den maßgeblichen Transformati­onsstrategen umgeset7 .t werden. Hieraus können anschließend die untersuchungsleiten­den Fragestellungen abgeleitet werden. 

3.1 Begriff der Transformation und maßgebliche Ansätze 
einer Transformationstheorie 

Die sozial- und wirtschaftswissenschaftliehe Transformationsforschung ist mittlerweile durch eine Flut von Publi kationen gekennzeichnet. Diese repräsentieren eine fast ebenso große Zahl an theoretischen Ansätzen. Allein für die Sozialwissenschaften weist KOLUvtORGEN ( 1994: 387f.) bei seiner Literaturstudie zwölf Theorieansfüze zur Trans­formationsproblernatik aus, die jeweils unterschiedliche Zugänge verfolgen. Ahnlich viele Einzeltheorien finden sich in den Wirtschaftswissenschaften (vgl. z.B. SCHÜLLER 1991 und 1992), wenn in dieser Disziplin auch ordnungspolitische Fragestellungen do­minieren und weniger die Erarbeitung einer Transformationstheorie als vielmehr einer Theorie der (optimalen) Transformationspolitik im Vordergrund steht (vgl. auch BOHNET und ÜIILY 1992 sowie Sct-lWARZ 1995). Die Suche nach einer übergeordneten Transformationstheorie muß mit der Feststel­lung schließen. dal3 es „eine Theorie der Transformation nicht gibt„ und daß es „eine Einheitstheorie der Transformation nicht geben kann .. (REISSIG 1994: 335). Ein solch komplexer Vorgang ist nämlich weder mit einem einzigen Theorieansatz zu er klären noch innerhalb einzelner Disziplinen zu erfassen. Zudem ist die Systemtransformation noch in vollem Gange, womit es nach REtSSIG zu frlih ist, umfassende Theorien zu ent­wic keln (ebd. 336). Diese erscheinen damit zunächst nur als heuristisches Konstrukt 
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sinnvoll. um aktuelle Vorgänge in osteuropäischen Staaten und Regionen interpretieren und bewerten zu können (vgl. auch SCHAMP und BERENTSEN 1995: 65). Die folgende Dis kussion transformationstheoretischer Ansiit7.e konzentriert sich auf die sozialwissenschaftliche Modernisierungstheorie und die neo klassisch orientierte Theoriebildung in den Wirtschaftswissenschaften. Diese Fo kussierung erfolgt aus zwei Gründen: Zum einen dominieren die beiden An�füze maßgeblich die theoretische Dis­kussion in der von Sozial- und Wirtschaftswissenschaften geprtigten Transformations­lorschung. Zum anderen erwuchsen aus modernisierungstheoretischen und neoklassi­schen Modellvorstellungen in hohem l\ilaf.le handlungsleitende KrUfte. weil sie in die Transformationsprogranune der Reformregierungen einflossen und so den Fortgang der Transformation prligten. 

3.1. t Begriff der Transformation 

Laut SCHWARZ (1995: 23) und KOLLMORGEN (1994: 383) wurde der BegrillTransfor­mation im sozialö konomischen Sinne zum ersten Mal 1920 von BUCHARIN verwendet. der hierunter den Umwandlungsprozeß der kapitalistischen in die kommunistische Ge­sellschaft verstand. Diese Verwendung führte jedoch nicht zu einer dauerhaften Etablie­rung. Vielmehr wurde Transformation zunächst zu einem Überbegriff flir ,.längerfristi­ge, komplexe, su kzessive Wandlungsprozesse von definierbaren Gesellschaften von ei­nem Ausgangszustand in einen angebbaren Folgezustand" (ebcl.). Solchermaßen kon kurriert der Transfonnationsbegriff mit einer Vielzahl anderer Bezeichnungen wie Transition, Zusammenbruch. Regimewandel oder Systemwechsel, die mitunter syn­onym angewandt werden (MERKEL 1994: 10). Seit den 90er Jahren bemühen sich daher einige Autoren um schürfer abgrenzende Begriffsdefinitionen. ohne daß dies bislang zu befriedigenden Ergebnissen geführt hätte. So wählt z. ß. MERKEL (ebd.) .. Systemwechsel·' als einen übergeordneten Begriff für die aktuellen Prozesse im Übergang von der Plan- zur Mar ktwirtschaft, um ihn von dem Begriff „Transformation„ zu trennen, der vor allem die Demokratisierungsprozesse in Lateinameri ka und Südeuropa in den 70er und 80er Jahren beschreibt. BRIE ( 1995: 47) will ,.Systemwechsel·' demgegenüber flir ,.beliebige Arten des Übergangs von einem System ( ... ) zu einem anderen System·· verstanden wissen und begrifflich von „Trans­formation" als Prozeß eines ,.geste11erte11 Wandels" trennen (Herrorh. d. Ve,f). Es zeigt sich also, daß der Transformationsbegriff in unterschiedlicher Weise ver­wendet wird. Die Definition variiert dabei häufig mit der Zugehörigkeit des jeweiligen Autors zu unterschiedlichen \\'issenschaftsdisziplinen. Seit den 90er Jahren wird .. Transfonnation„ allerdings von einer Mehrheit der Wissenschaftler als Sammelbegriff für die Chara kterisierung der Umbruchprozesse in den vormals sozialistischen Staaten verwendet. l'vlit REISSIG wird Transformation dabei als ein spezifischer Typ sozialen Wandels interpretiert. Sie ist gekennzeichnet .. durch einen Prozeß mehr oder minder bewufüer Änderung wesentlicher Ordnungsstru kturen und -muster'·. sie beinhaltet .. so­wohl gesteuerte wie eigenclynamische Prozesse". und sie bezieht sich .,eindeutig auf den Übergang vom Realsozialismus zum Postsozialismus, zu Mar ktwirtschaften und parla-
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mcntarischen Demokratien" ( 1 994: 324). In Anlehnung an diese Definition und den 
Vorschlag von KOLLMORGEN ( 1 994: 385) wird Transformation in der vorliegenden Ar­
beit verw-endet als „Überbegriff für die sachliche und zeitliche Gesamtheit der landes­
spezifischen sozialen. wirtschaftlichen und politischen Wandlungsprozesse in den post­
sozialistischen Staaten Ostmitteleuropas". 

3.1.2 Modernisierungstheorie und Neoklassik. Die dominierenden 
Ansätze sozial- und wirtschaftswissenschaftlicher 
Transformationstheorie 

Nach KOLLMORGEN verkörpert der Modernisierungsansatz - trotz intensiver Kritik -
.,bis heute die dominierende Erkliirungsstrntegie be7..üglich der Transformati.onsges�ll­
schaften·' ( 1994: 388). Mit dem Zusammenbruch der Zen1rnlverwaltungsw1rtschatten 
schien sich die klassische Modernisierungstheorie nämlich zu bestätigen. Demnach 
fiihrt der Weg in die Moderne über die Ausdifferenzierung der vier Funktionssysteme 
\.Virtschaft, P�litik, Soziale Gemeinschati und Kultur. Nach Ansicht PARSONS, auf den 
die Modernisierungstheorie maßgeblich zurückgeht, trügt dies universellen Charakter. 
Nur wenn Gesellschaften bestimmte „evolutionäre Universalien·' ausbilden, nämlich 
Bürokratie, Marktorganisation, universalistische Normen im Rechtssystem, demokrati­
sches Assoziationsrecht und allgemeine freie Wahlen, können sie langfristig ihren Be­
stand sichern ( 1 969: 57). Der Zusammenbruch der kommunistischen Systeme, welche 
die Ausdifferenzierung der gesellschaftlichen Teilsysteme verhinderten. schi.en diese 
These zu unterstreichen26

• Unter Modernisierungstheoretikern herrschte die Uberzeu­
gung, daß jetzt „universelle Innovationskräfte freigelegt, bisher verhind��·te Proz�ss� de_1: Institutionenbildung beschleunigt und so viele endogene V,'andlungskrafte mob1hs1e.rt. würden. so daß .,mit raschen Erfolgen des wirtschartlichen Wachstums und der poln1-
sehen Demokratisierung" gerechnet werden könnte (ZAPF 1996: 64 ). 

Neoklassisch geprägte Modellvorstellungen von Transformation basieren insbeson­
dere auf der alloemeinen Gleichgewichtstheorie. deren Annahme eine kolüirente Koor­
dination der dez�ntralen Aktivitäten rational handelnder Akteure sicherstellen soll (ebd.: 

:,, De.r Zusammenbn1d1 c.les sozialistischen Sy,t ems aufgrund der verhindenen Ausdifferenzierung g�scll­
schartlichcr Teilsyste111e lällt sich mit MERKEi. ( l 99�) in Anlehnung an LUH�IAN.\' ( 1986: 207-210) erklaren. 
Demnach kann kein Funktionssystem fiir ein anderes einspringen, e.s ersetzen oder auch nur cnilas.tcn

.' 
da the 

Teils\'steme auf Qrunds;itzlich verschiedenen „basalen Cotks" beruhen (der Code der Okono1rne be1sp1ebwe
:
1· 

sc aut'7.ahlunge1;. die ökonomische Rationalität im Umgang mit knappen Giitern garantieren). Wenn aber. w1_c 
im Konm1uni;mus. der ökonomische Code \' Oll einen1 der Herrschaftssicherung und einem „ kom111un1st1-
schen" Gesellschaftsmodell verptlicl1te1en Code überlagen wird. muß dies zur Effizienzminderung. d�r Re­
grc.ssion ökonomischer Wohlfahrt und schlid.llich zu Legitimationsverlusten des pohuschen Systems tuhren. 
so wurden im Sozialismus alle gesellschaf1lichen Teilsysteme den politischen Codes unterstellt, ohne daß 
aber das politische System genügend lnl'ormationen verarbeiten und hinreichend. komplex planen konnte. 11111 
die optimale Selektionsleistung den Teilsystemen \'erordn.:n zu können. Langlnsllg senkte die verh111derte 
Differenzien, iH! des Wirtschafosystems dessen Leistungsllihigkeit. wodurch die Versorgung dc.r 13evolkenmg 
mit niatericllen� Gütern zurückging. Dies aber verminderte wiederum die Anpassungsherc1tschalt der ßevolkc.­
runs:. womit der für das politische System liberleben�notwendige Input an aktiver Unterstutzung und passiver 
Ma;scnloyalitfü rnpitk ahnahm. l'vlit dem ;vtangd an Legitimi@ kommt es schließlich zum Zus:u11111enhruch 
des Systems. 
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49). Als Beispiel für solchermaßen argumentierende Wirtschaftswissenschaftler kann 
LÖSCH ( 1 996: 22) herangezogen werden. Nach ihm gibt es über das Ziel der Transfor­
mation keinen Streit, denn .,was die Marktwirtschaft ist und wie sie funktioniert. ist ( ... ) 
mit hinlänglicher Deutlichkeit erkennbar'·. Sie sei ein Regelmechanismus, ,,bei dem 
Marktproz;sse unter Wettbewerbsbedingungen ganz bestimmte Ergebnisse hervorbrin­
gen. nämlich: die Versorgung der Verbraucher zu kostennahen Preisen, Konsumenten­
souveränität, optimale Ressourcenallokation, hohe Anpassungstlexibilität. lVlaximierung 
des technischen Fortschritts und eine tendenziell leistungsgerechte Verteilung·'. Unter­
schiede zwischen dem .. z.B. amerikanischen und schwedischen Marktwirtschaftstyp" 
sind für LÖSCH dabei ebensowenig relevant wie die Ausgangslage der Reformländer. 
Diese sei ,.so unterschiedlich nicht, daß sich von da die Notwendigkeit oder auch nur 
die Möglichkeit unterschiedlicher Transformationspolititikerl'' erg/ibe. Bei .. grundsfüz. 
lieh gleichem Ziel und ähnlicher Ausgangssituation·' konzentriere sich das Interesse nur 
auf die Frage nach dem „richtigen Weg·' in die Marktwirtschaft27

. 

Auf den Zusammenhang 7..wischen Modernisierungstheorie und neoklassischer l'vlo­
dellbildung verweist MÜLLER ( 1995). Demnach seien die modernisierungstheoretisch 
geprägten Erwartungen der Soziologie in die Programme der neoklassisch orientierten 
Reformer eingebaut und in den Hilfsprogrammen der Internationalen Organisationen 
implementiert worden. Es sei so zu einer „bequemen Rollenverteilung zwischen öko­
nomischer Theorie, politischer Wissenschaft und Soziologie„ gekommen. ,.Neoklassi­
sche Ökonomen argumentieren mit den funktionalen Erfordernissen effektiver Märkte; 
Politikwissenschaftler klagen die Imperative einer Demokratie westlichen Musters ein; 
die Soziologie verweist auf die institutionellen Voraussetzungen funktionsfähiger '-

Märkte'· (42). 
Bei dem „richtigen Weg" werden prinzipiell zwei Strategien diskutiert: Eine gra­

dualistische. bei welcher der Übergang zur J\tlarktwirtschafl schrillweise erfolgen soll, 
und die sogenannte Schocktherapie, die von der Mehrheit der Ökonomen befürwortet 
wird28

. Kennzeichen der Schocktherapie ist, schlagartig marktwirtschaftliche Regulie­
rungsformen einzuführen. Darunter fallen die Schaffung der institutionellen lnfrastruk­
rn/Liberalisierungen, die mak.roökonomische Stabilisierung und die Privatisierung: 
• Sowohl in den-Sozial- als auch in den Wirtschaftswissenschaften gelten institutio­

nelle Reformen als zemrale Aufgabe bei der Bewältigung der Transformation. In-

27 Solche Vereinfochungen durch statische Annahmen iiber plan- und 111arktwi11schaftliche Systeme und lgno­
rierun!! (fü1derspezifischer Unterschiede sowohl bei den Ziel- als auch bei den Ausgangsökonomien kcnn­
zeich1�n die ldeolo�ic vieler neoklassiscl 1 orientierter Berater. Sie schlagen sich nieder in uniformen Blau­
p:msenrezepten „oh1�e Rii<: ksicht auf dii: besondere Lage eines Transformationssystems" (VO.\' BEY ME 1 995: 
1 23). Den vereinfachend.:n i'vlodellvorstdlungen. die Eingang in die wissenschaftliche Politikberatung fanden. 
\\'ird von vielen Seiten z. T. erheblich widersprocht!n. So nehmen F,\SS�l,\N:,; und LIC'HTFöNRERGF.R mit der 
Forn1ulierung einer Divergenzthese an. daß die e.inzelnen Staaten im Transformntionsprozell aufgrund der 
Riickkehr nmionaler ßeso71dcrhcitcn „ auseinanderdriften" werden ( 1995: 229). Auch St.:NDHAUSEN ( 1995) 
und JUCHL.ER ( 1993) - die stellvertretend für die i\khrzahl der Sozialwissenschaftler genannt seien - betonen 
die unterschiedlich historische Entwicklung der ostmittcleuropföschen Staaten. die den aktuellen Handlung­
spielraum begrenze. Zur Kritik an den \' Creinfachenden Vorstellungen über „das. was Marktwirtschaft ist" \'gl. 
Kapitel 3.1.3. 
:x Die theoretische Diskussion um unterschiedliche Strategien beim Umbau der Planwirtschaft wird in dieser 
Arbeit nicht vertieft. Einen Einstieg in die Auseinandersetzung bieten die Arbeiten von SANDi:!{ ( 199:\). F . .\LK 
und FU NKE ( 1993) sowii;: VON ßEntE ( 1994). 
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stitutionen sind eine Form der gesamtgesellschaftlichen Steuerung von Transforma­
tionsprozesscn, weil sie institutionelle ZwUnge schaffen und somit die Handlungs­
mö!?lichkeiten der Akteure in einem gewünschten Rahmen begrenzen. Damit sind 
sie ;uch Voraussetzung für den Rückzug des Staates aus dem \Virtschaftsgeschehen. 
Zu institutionellen Reformen zUhlen nach SIF.RERT ( 1993: 25) insbesondere: die Ge­
währung und Garantie von privaten Eigentumsrechten. die Wiederherstellung des 
IVlarktpreismechanismus durch Liberalisierungen, die Schaffung der Rahmenbeclin­
!?UJHten für die Faktormärkte wie Kapital-. Arbeits- sowie Bodenmarkt und die Ab­
gre1�zung von privatem und öffentlichem Sektor. d. h. die Aufgabe staatlicher Wirt­
schaftssteuerung. die Dezentralisierung der Verwaltung sowie der Auföau einer fö­
deralen Verwaltungsstruktur. 

Unterschiede zwischen den Transformntionsstaaten liegen einerseits in der Art 
und Weise, wie die institutionellen Reformen umgesetzt werden und andererseits im 
Grad der institutionellen Steuerung. Mit BRIE ( 1995: 47). der sich an Vorschliige 
von LF.HMBRUCI 1 ( 1994) anlehnt, kann demnach im Falle der DDR als Folge ihres 
Beitritts zum Rechtssystem der Bundesrepublik von einem „extern gesteuerten In­
stitutionentransl'er'' gesprochen werden. In den meisten ostmitteleuropfüschen Staa­
ten sei es dagegen eher zu einem „endogen gesteuerten lnstitutionenimport„ ge­
kommen. 

• Ein wesentlicher Bestandteil des institutionellen Umbaus sind Liberalisierungen: 
Hierzu zUhlen sowohl die Liberalisierung von Unternehmensgrünelungen, als auch 
Preisliberalisierungen. Diese sollen den Preismechanismus in Gang setzen, die 
.,First-best'·-Verwendung knapper Ressourcen herbeiführen und wr optimalen Allo­
kation führen. indem Preisen die Funktion als Knappheitsindikator zurückgegeben 
wird. Dies funktioniert aber nur unter Wettbewerbsbedingungen und nicht - wie es 
in den ostmitteleuropfüschen Stamen kurz nach der Wende die Regel war - bei ver­
machteten Märkten durch staatliche Monopolanbieter. Als unverzichtbar für erfolg­
reiche Preisliberalisierungen gilt daher die Außenhandelsliberalisierung. womit feh­
lender inlündischer Wettbewerb importiert werden soll. • Durch die Preisliberalisierungen und den Wegfall zahlreicher Subventionen wurden 
Preissteigerungen in vielen Bereichen erwartet. Wenn diese aber von Lohnsteige­
rungen begleitet werden, würde eine inllationäre Entwicklung einsetzen. Dieser 
Umstand erforderte daher weiterhin eine makroökonomische Stabilisierung mit 
einer strikten Anti-Inflationspolitik: Hierzu bestehen prinzipiell zwei lVlöglichkeiten: 
eine \Vährungsabwertung mit restriktiver Geld-, Kredit- und Staatsbudgetpolitik und 
eine strikte Einkommenspolitik zur Nachfragedämpfung. die sogenannte „Taxed­
bnsed income policy'', mit einer hohen Besteuerung von Lohnzuwächsen (vgl. für 
Polen Kapitel 4. 1 .3). • Ein wesentlicher Grund für den wirtschaftlichen Zusammenbruch der Länder i n  
Ostmitteleuropa lag i n  der fehlenden Risikobereitschaft der Direktoren staatlicher 
Unternehmen. in fehlenden Anreizen für Innovationen und in der Unmöglichkeit. 
die Aktivitäten einer Vielzahl von Wirtschaftsobjekten effizient zentral zu koordi­
nieren. Der Privatisierung von Staatsunternehmen. d. h. der Überführung der Ei-
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gentumsrechte an den Produktionsmitteln an privatrechtliche Organisationsformen. 
ist daher eine hohe Bedeutung für den Erfolg des Umbaus beizumessen. 
Bis auf Ungarn, das eine eher gradualistische Strategie umse1;,.te, folgten fast alle 

Länder Ostmitteleuropas - zumindest in der Anfangsphase der Transformation - der 
Schocktherapie und damit den neoklassisch orientierten Politikempfehlungen westlicher 
Berater. Polen übernahm dabei eine Vorreiterrolle (vgl. Kapitel 4. 1 ). Die Vorteile der 
Schocktherapie werden folgendermaßen begründet: • Schrittweise Reformen müßten vor allem aufgrund der Interdependenzen zwischen 

verschiedenen Teilbereichen der Reformen scheitern. Mikro- und makroökonomi­
sche Reformschritte müßten zudem I-land in I-land gehen, da partikulare i\llaßnahmcn 
ins leere liefen. So .. erfordere die finanzielle Kontrolle des öffentlichen Sektors ei­
nen funktionierenden Wettbewerb. der wiederum freien Handel und die freie Um­
tauschbarkeit der Währung voraussetze. Letztere mache im Verein mit stabilen 
Wechselkursen wiederum eine restriktive Geld- und Fiskalpolitik erforderlich„ 

(HÜBNER 1994: 348). • ,,Weil die aufgeblähten bürokratischen Apparate weder sofort abgebaut noch in ihrer 
politischen Bedeutung beeinflußt werden könnten, müßten umgehend marktförmige 
Parallelstrukturen aufgebaut werden. welche die bürokratische Kontrolle der Res­
sourcenallokation unterminieren. Preisliberalisierung genießt damit höchste Priori­
tät" (ebd.). 

• .,Nur die rasche Inthronisierung der Prinzipien des Freihandels, der Währungskon­
vertibilität und des freien Marktzutritts könnten gewtihrleisten, daß die notwendigen 
Anpassungsprozesse der etablierten ökonomisch-politischen Strukturen ohne größe­
ren politischen Widerstand der Betroffenen ins Werk gesetzt werden" (ebd.). • Transformationen gingen für viele Menschen mit Verlusten einher. welche darautliin 
versuchten, die Transformationen zu verlangsamen. Dies erfordere eine unwiderruf­
liche Umsetzung der Reformen. • Hyperinflationen wie in Polen erforderten rasche und unverzügliche makroökonomi­
sche Stabilisierungsmaßnahmen. 
BALCEROWICZ benennt weitere Aspekte, die für eine Schocktherapie sprüchen. So 

sei die soziale Akzeptanz von Transformationskosten in der Frühphase des Umbruchs 
höher als in späteren Etappen ( 1996: 53). Auch HÜBNER betont. daß bei einer schnellen 
Umsetzung der Reformen die insgesamt auflaufenden Umstellungskosten geringer sei­
en. Desweiteren erkliirt er die Dominanz von Schocktherapien damit, daß Transformati­
on im Sinne einer .,intentionalen Modernisierung'· als „Modelltransfer begriffen und or ­
ganisie,r sei. Bei diesem komme es darauf an, ,,die institutionellen Grundstrukturen ei­
ner ideal konzipierten kapitalistischen Geld- und IV!arktwirtschafl ( . . .  ) im 1 :  ! -Maßstab 
aus dem Modellbaukasten in die Praxis zu übertragen" ( 1 994: 350). 

MÜLLER ( 1 995) weist daneben auf den strategischen Sinn der offiziellen Reform­
programme ostmittelemopUischer Staaten hin, die überwiegend den neoklassiseh orien­
tierten Politikempfehlungen folgten. Diese seien nämlich nicht nur auf die 1-lcrstellung 
einer „reinen Ökonomie„ beschrUnkt, sondern sollten in erster Linie politische Irreversi­
bilitüt herstellen (47). Auch nach BRIE. ( 1995: 48) dienten die „Masterpläne·· der Sy­
stemtransformation in Form der Schocktherapie „vor allem dazu, daß schlagartig ein 
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umfassendes institutionelles Netzwerk implementiert wird, welches die Handlungs-
111öglichkei1en der Akteure zwanghaft uncl dauerhaft umstrukturiert und keiner ernst­
haften Revision mehr unterliegen kann. So sollen die früheren Strukturen unwiderruf­
lich demontiert und zeitgleich das notwendige Minimum der genannten Institutionen i r ­
reversibel implementiert werden". Gerade dieser Grundkonsens der demokratischen 
SRrrnnlungsbewegungen, wie der Solidarnosc-Elite in Polen (,111111erk. d. Ve,f). sei es 
gewesen. der den internationalen ökonomischen Experten für kurze Zeit unbeschriinkte 
Initiative überließ. 

3.1.3 Kritik 

Modernisicrungstheoretisch und neoklassisch geprügte Moddlvorstellungen der Trans­
formation waren in der Umbruchphase 1989/90 die dominierenden Theorien in den So­
zial- und Wirtschaftswissenschaften. Durch ihre Rolle bei der wissenschaftlichen Poli­
tikberatung beeinllußten sie zudem die Transformationsprozesse in Ostmineleuropa 
nachhaltig. Schon nach wenigen Jahren werden die e Modellvorstellungen jedoch viel­
fach kritisiert. Die Kritik bezieht sich einerseits darauf. daß die optimistischen Vorstel­
lungen von einem raschen winschaftlichcn Aufschwung und gesellschaftlicher Stabili­
sierung nicht von den tatsächlichen Transformationsverläufen bestätigt werden. ande­
rerseits wird an der Gültigkeit der theoretischen Ansätze selbst gezweifelt. 

3.1.3.1 Diskrepanz zwischen Theorie und Praxis 

Eine Zusammenstellung ökonomischer Indikatoren zeigt, daß die neoklassischen Stabi­
lisierungsprogramme vom IWF-Typ in der frühen Transformationsphase nur einge­
schränkt erfolgreich waren (vgl. Tab. 9). Die Restriktionspolitik erzeugte zwar den ge­
wünschten Rückgang der gesam1wirtschaftlichcn Nachfrage. hatte aber stärker stagtla-

Tab. 9: Ziele und Erfolge der Stabilisierungs- und Privatisierungsprogramme in Osteuropa (1991) 

Polen 

Programmziel 
Realität 

CSFR 

Programmziel 
Realität 

Ungarn 

Programmziel 
Realität 

Wachstum Inflation i Staats· , Leistungs- Privatisierungserfolge (1992) 
(in%) (in %) ! budgetsaldo I bilanzsaldo Anteil des pri vaten Sektors an: 

! (in% BIP) , (i n %  BIP) BSP Beschäftigten 

3 36 ·0,6 ·2,7 
. 7  70 -4 -2,9 51 % 57% 

.5 30 0.8 ·2.5 
-14 58 -2 0,7 23 % 19% 

! -
- -

. 3  31 ·1,5 ·3,6 
-12 35 .5 1,0 35% 17% 

Quellen: GUS 1994b, JUCHLER 1994: 99. 1 13, SAAOER 1993: 95 (nach BRUNO 1992· 754) 
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torische Wirkungen (sinkende Produktion) als erwanet (SA:-!DER 1 993: 93: JUCHI.F.R 
1993: 493). Zudem sank die Inflation wenigcr stark als erhofft, und die Auflagen zur 
Begrenzung der Budgetdefizite konnten nicht eingehalten werden. Lediglich die Han­
dels- und Leistungsbilanzen fielen oft besser aus als prognostiziert. Dies war nach 
SANDER jedoch nicht auf eine Verbesserung der ökonomischen Leistungsfähigkeit zu­
rückzuführen. sondern Konsequenz der ausgelösten Rc7.cssion. die zu einer Einschrän­
kung der Importe führte (cbd.: 96). Letztlich waren damit das auch von westlichen Poli­
tikberatern angekündigte .. Tal der Tränen .. (SACIIS 1 993) oder die . .J-Kurve in der An­
passung der Produktion .. (SI EBERT 1992: 138) sehr viel tiefer und mit höheren sozialen 
Kosten verbunden, als ursprünglich vorhergesagt worden war (vgl. ausführlicher 
QUAISSER 1992: 47-64). 

Auch die Privatisierung schrill nur sehr unbefriedigend voran und unterminierte so­
mit die klargeschnittene neoklassische Strategie. Zudem kam es aufgrund .,formeller 
Privatisierungen". bei denen Staatsbetriebe nur in privatrechtliche Organisationsformen 
überführt werden. nicht zur klaren Ausdiffercnzierung eines privaten-Sektors: .. Die nm 
schnellsten wachsende neue Eigentumsform ist eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung im Besitz anderer Gesellschaften mit beschränk1er Haflung. die sich im Besitz 
von Aktiengesellschaften. Banken und öffentlichen Großunternehn;en befinden. welche 
der Staat besitzt" (STARK 1994: 1 36). 

Ein Abweichen von neoklassischen Reformstrategien bei der Privatisierung war aus 
verschiedenen Gründen erforderlich: Zum einen konnte eine .,Schnellprivatisierung" 
nach eiern Modell Ostdeutschland mit der hohen Zahl an Betriebsliquidationen, Entlas­
sungen und vor allem gigantischen Transferzahlungen von den anderen Transformati­
onsstaaten nicht geleistet werden (ROGGEMAN 1996: 92). Zum anderen ging die neo­
klassische Politikberatung von der vereinfachten Vorstellung aus. daß -cle;. Staat in 
Planwinschaften Eigentümer der Produktionsmittel gewesen sei und daher nun die Be­
sitzverhältnisse reorganisieren könne. Faktisch waren die Verfügungsrechte aber häufig 
schon im Sozialismus an Belegschaften oder Betriebsmanagement verteilt worden, wie 
in Polen durch das „Gesetz über die Selbstverwaltung der Belegschafr·. Eine rasche 
Privatisierung „über den Marke'· mußte in solchen Fiillen häufig scheitern. Letztlich ge­
lang es Lindern wie Polen. welche die als ineffizient kritisiene . .lnsider­
Pri vatisierungen'· mit Belegschaftsvorrechten durchführten. schnellere Privatisierungs­
erfolge zu erzielen als Linder wie die CSFR. die sich streng an Wcubewcrbsprozedurcn 
hielten (vgl. Tnb. 9 und Kapitel 4.2.2). 

Die mangelnde Umsetzbarkeit der westlichen Stra1egieempfehlungen ist so wesent­
lich mit den unterschiedlichen Ausgangsbedingungen vor Einsetzen des Transformati­
onsprozesses zu erklären - ein Umstand. der von vielen Politikberatern anf'iin!!lich über­
sehen wurde. Zudem favorisierten die westlichen Blaupausenkonzepte eine Übertragung 
westlicher Orclnungsmustcr. insbesondere durch lnstitutionenimport. Dabei wurde hiiu­
fig das „Dilemma der Gleichzeitigkeit" (OFFE 199 1 :  279) übersehen. daß nümlich - in 
der internationalen Geschichte bislang einmalig - Demokratie und Marktwirtschaft 
gleichzeitig entwickelt werden mußten. Bei diesen Interaktionen zwischen ökonomi­
schen, sozialen und politischen Reformen waren eher Konflikte prUgend als eine komi­
nuierlichc .,Modernisierung" (ZAPF 1996: 65). 
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Hinzu kam, daß die Mehrzahl der Bevöl kerung in den Transformationsstaaten durch hohe soziale Transformationskosten belastet wurde: Mit Ausnahme der Tschechoslowa­kei stieg die Arbeitslosigkeit rasch an (vgl. Tab. 10). Nach der Liquidierung und Priva­tisierung von Staatsbetrieben wandelte sich die im Sozialismus „verdeckte Arbeitslosig­keit" in Form von Überbeschäftigung in eine offene Arbeitslosig keit. Durch Arbeits­platzfreisetzungen im staatlichen Sektor. vorwiegend in der Industrie, san k die Zahl der Arbeitsplätze. Gleichzeitig konnte der wachsende private Se ktor. vornehmlich im Dienstleistungsgewerbe. keine Stellen in gleicher Zahl bereitstellen. Hinzu kam eine wachsende Segmentierung des Arbeitsmarktes, in dem ,.Problemgruppen"' wie Berufs­anninger. Unqualifizierte und Frauen immer schwieriger eine Arbeit finden. Verglei­chende Paneluntersuchungen in den ostmitteleuropiiischen Staaten kommen zu dem Er­gebnis. daß nur eine JVlindcrheit der Haushalte ihren Lebensunterhalt aus regulären Hauptbesclüiftigungen decken kann. In Tst:hechien waren dies 1992 53 %, in der Slo­wakei 38 % und in Polen sogar nur 34 % der 1-laushalte (LAGEMANN 1995: 8). Die Mehrheit der Bevöl kerung verarmt und ist gezwungen, zusiit7.liche Einkommensquellen für den Lebensunterhalt zu erschließen. Außer dem Rlic kgriff auf im Sozialismus er­worbene Sparguthaben liegen diese vor allem im informellen Se ktor, der als Existenz­grundlage für große Bevölkerungsteile dient. 
Tab. 10: Arbeitslosigkeit und Reallohnentwicklung in Ostmitteleuropa 

Polen 

CSFR 

Ungarn 

1990 
1991 
1992 
1990 
1991 
1992 
1990 
1991 
1992 

Quell e: Ju:HLER 1994: 99 

Arbeitslosenrate (in %) 

6 
12 

14 
7 

5 

2 

Reallohnentwicklung 
(gegenüber Vorjahr in %) 

-24 
0 
- 3  
- 7 
-24 

9 
- 5  

8 � 

12 -1 

Zusiitzlich verschlechterte sich die wirtschaftlit:he Situation für die Bevölkerungs­mehrheit aufgrund von Realein kommensverlusten (vgl. Tab. 10). HÜBNER weist zur Er­klärung der sin kenden Realeinkommen darauf hin. daß die Preisliberalisierungen noch vor der Auflösung der staatlichen l\tlonopole stattgefunden hätten: ,,Preisfreigabe und gleichzeitig not:h vermachtete Angebotsstru kturen müssen aber nahezu zwangsläufig zu steigenden Preisen und - bei staatlich kontrollierter Lohnbildung [Anmerk. d. Ve,f 1 - zu einer Schlechterstellung der Nachfrager führen'· ( 1994: 347). Hierdurch san k die aggre­gierte Nachfrage. Zwar hat sich die Versorgungslage in den Transformationsstaaten mer klich verbessert; da die Mar ktharmonisierung aber durch Reallohnsenkungen erzielt 
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wurde, verlagerten sich für breite Bevöl kerungs kreise nur die Probleme: .. Früher hatte man keine Waren. jetzt kein Geld" (JUCI-ILER 1994: 497). Angesidlls der wachsenden Armut sprechen viele Autoren schon von einer Zwei­drittelgesellschaft, .,allerdings mit zum Westen umge kehrten Proportionen" (ebd.: 497). Gleichzeitig wHchst die soziale Polarisierung mit einer schmalen Schicht sehr reicher Transformationsgewinner, einer fast fehlenden Mittelst:hidll und der Masse der ein­kommensschwachen Bevöl kerung. Dies kann nicht nur die Reformprozesse und die wirtschaftlich-soziale Stabilität gefährden, sondern tangiert auch die politische Umge­stalwng. was die vorübergehend wachsenden Stimmenanteile post kommunistischer Parteien in vielen osteuropfüschen Lindern zeigen (vgl. SEGERT 1995). 
3.1 .3.2 Theoretische Defizite 
Wenn die Modernisierungstheorie den Zusammenbruch des Kommunismus auch gut er kliiren konnte. so sah sie die in vielen Staaten schleppend und krisenhaft verlaufenden Transformationsprozesse nicht voraus. Nid11 zuletzt deswegen ist die klassisd1e Moder­nisierungstheorie vielfacher Kritik ausgesetzt. ln erster Linie wird ihr vorgeworfen, ei­nen historisch singulären Prozeß (l\ilodernisierung im Zuge der industriellen Revolution) zu universalisieren und darüber hinaus insgesamt zu statisch zu sein (KOLLMORGEN 1994: 388). Der .,prominenteste deutsd1e Modernisierungstheoretiker" (ebd.) Wolfgang ZAPF versucht daher, mit seinem Konzept der „nachholenden Modernisierung" die Mängel der klassischen IVlodernisierungstheorie zu überwinden. Modernisierung sieht er dabei in einem dreifachen Bezug. Erstens beschreibe sie den säkularen Prozeß seit der industriellen Revolution, in dem sich die kleine Gruppe der „heute modernen Gesell­schaften'· entwickelt habe, zweitens kennzeichne sie die vielfältigen Aull1olprozesse der „Nachzügler'·, darunter insbesondere die Transformationsstaaten Ostmitteleuropas , und drittens seien hierunter die Bemühungen der modernen Gesellschaften selbst zu verste­hen, durch „Innovationen und Reformen ihre neuen Herausforderungen zu bewältigen" (1996: 63). Nach ZAPF ist es gemeinsames Merkmal von Transformationsprozessen, daß die Entwicklungsziele .,Demokrntie, Wachstum und Wohlfahrt" ,.prinzipiell bekannt'· seien und von den Reformländern mit der Übernahme oder Nad1erfindung von Basisinstitu­tionen der Vorbildgesellschaften wie Konkurrenzdemo kratie und Marktwirtschaft er­reicht werden wollten. Hierbei Hißt Z,\Pf" - angesichts der ostmitteleuropäischen Erfah­nmgen - jedoch zeitliche Variationen und auch „ S onderwege·' zu, womit er einem we­sentlichen Kritikpunkt an der klassischen Modernisierungstheorie begegnet. Insgesamt sei Transformation damit eine Teilmenge „11achho/e11der Modernisierungsprozesse in­nerhalb der Gesamtheit der ll'eitergehe11de11 Modernisierung·-. die als Ergebnis eines prinzipiell offenen Suchprozesses zu verstehen sei (ebd„ 67). Wenngleich ZAPr „mit seinem Konzept auch einige Defizite der klassischen Moder­nisierungstheorie abbauen konnte" (KOLLMORGEN 1994: 389) bleiben dennoch weiter­hin grundsfüzliche Kriti kpunkte bestehen. Hiervon sind zwei besonders hervorzuheben. da sie auch für die vorliegende Arbeit relevant sind: 
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• Makrosoziologische Ausrichtung: Die Modernisierungstheorie ist im wesentlichen 
eine ,.Theorie <ler Moderne·-, d. h. sie benennt einerseits l'vlechanismen ihres eigenen 
Fortkommens (weitergehende Modernisierung) und kann andererseits die Defizite 
vormoderner Gesellschaften ausweisen, welche (noch) nicht über <lie Basisinstitu­
tionen moderner Gesellschaften verfügen. Damit klafft aber eine theoretische Lücke 
hinsichtlich des Transformationsprozesses selbst. So können funktionalistisch­
makrosoziologische Großtheorien den Zusammenbruch totalitärer Systeme und die 
Entstehung von Demokratien nicht hinreichend erklären. da sie die .. Black box·'. die 
dazwischen liegt, nicht genügend erhellen: Selbst wenn - wie die Modernisierung­
stheorie unterstellt - sozialer Wandel als „selbstlaufender Optimierungsprozeß'· ab­
laufen sollte, stellt sich die Frage. wie sich die diesem Wandel zugrundegelegten 
„Systemimperative" in konkrete Handlungsstrategien der Akteure umsetzen 
(REISSIG 1994: 33 1 ). 

Eine Vielzahl von Autoren plüdiert daher dafür. in  der Transformationsforschung 
verstiirkt akteurtheoretische Ansätze zu berücksichtigen (z.B. MERKEL 1994. Bos 
1994, WIESF.NTHi\L 1996, SANDSCHNElDER 1994). Diese ermöglichen es, die Hand­
lungszusammenhänge der Akteure zu verfolgen und den Pro-:,eß der lnstitutionen­
bil<lung intensiver zu durchleuchten, der für den Verlauf der Transformation maß­
geblich ist. Erst über vielfältige Analysen und vergleichende Betrachtungen können 
dann zukünftig Aussagen über typische Verlaufsmuster der Transformation getrof­
fen werden. Damit ist die Akteurforschung eher „deskriptiv" und von „mittlerer 
Reichweite" (Bos J 994: 82). dafür aber .,von hohem Genauigkeitsgrad'' (REISSIG 
1 994: 334). 

Für einen solchen Ansatz spricht auch. <laß eine bloße ,.eins zu eins·'­
Übertragung von Institutionen in einen völlig andersartigen soziokulturellen Kontext 
unmöglich erscheint. Daher sollten vielmehr die Wechselbeziehungen zwischen den 
strukturellen Rahmenbedingungen und den Strategien einzelner Akteure beim insti­
tutionellen Umbau in den Vordergrund gestellt werden. Nur über einen solchen Zu­
gang, der mikro- und makroanalytische Konzeptionen miteinander verknüpft, lassen 
sich nämlich auch Aussagen über regional unterschiedlich verlaufende Transforma­
tionsprozesse treffen. Dies ist vor allem aus geographischer Perspektive von Be­
deutung. Transformation vollzieht sich nämlich räumlich uneinheitlich, und in den 
ostmitteleuropäischen Staaten brechen große regionale Disparitäten auf (vgl. PÜTZ 
l 998). Gleichzeitig sind auch Prozesse der Stadt- und Einzelhandelsentwicklung 
nicht nur mit nationalen Transformationsstrategien zu erklüren. Vielmehr werden sie 
- wie !!ezeiut werden wird - erheblich von <ler Ausgestaltung lokaler Regulierungs­
mecha71ism;n und lokaler Institutionen geprägt. Dies verweist auf die hohe räumli­
che Gebundenheit von Transformation als Prozeß gesellschaftlichen Wandels. <lie 
mit globalen makrosoziologischen Kategorien nicht hinreichend zu analysieren ist, 
sondern die verstärkte Einbeziehung räumlicher Kategorien in die Transformations­
forschung erfordert. 

• Ausblendung internationaler Verflechtungen: Modernisierungstheoretisch geprägte 
Transformationsforschungen konzentrieren sich auf die intemen Restrukturierungs­
prozesse <ler Reformstaaten. Vielfach unberücksichtigt bleibt <lie Tatsache, daß die 
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Transformation - nicht zuletzt aufgrund <ler politischen und wirtschaftlichen Öff­
nung - zunehmend unter dem Einfluß der westlichen Staaten steht. Hierbei sind 
zwei Punkte besonders hervorzuheben: 
• Parallel zum Zusammenbruch des Kommunismus vollzieht sich auch in den 

westlichen „Vorbildstaaten" ein historischer Umbruch (vgl. KLEIN 1 995: 62), der 
mit einer Krise der bisher vorherrschenden Regimes von Akkurnulation und Re­
gulation einhergeht. Die osteuropäischen Gesellschaflen treten so in eine Dyna­
mik ein, in der die vertrauten Fixpunkte der klassischen Modernisierungstheorie 
nur noch eingeschränkt Orientierung bieten. Deren Kernpunkte entwickelte 
PARSONS nämlich „unter dem Eindruck der keynesianischen Modernisierung des 
Kapiralismus, eines sozialintegrativen Musters, das seit den 70er Jahren stark 
relativiert wurde und für die osteuropäischen Gesellschaften nicht mehr zur Ver­
fügung steht" (MÜLLER 1995: 59). 

• lVlit der Außenhandelsliberalisierung der ostmitteleuropäischen Staaten begeben 
sich diese in eine weltwirtschaftliche Verflechtung, die durch zunehmende Glo­
balisierung von Kapital, Arbeit und Informationen gekennzeichnet ist. Hierdurch 
verlieren die Nationalstaaten erheblich an Steuerungskraft. Mit der Außenhan­
delsöffnung erfahren die regionalen Wirtschaftsräume eine Umbewertung hin­
sichtlich ihrer Attraktivität für wirtschaftliche Aktivitäten, wobei die strategi­
schen und gesellschaftlichen Zielsetzungen der sozialistischen Wirtschaftspla­
nung verdrängt werden. Stall dessen erhalten Wettbewerbsvorteile oder -
nachteile eine größere Bedeutung, die jenseits der Steuerbarkeit durch die natio­
nalen Regierungen liegen (vgl. auch POTZ J 998). Die Entwicklung der Reform­
staaten wird somit zunehmend von westlichen Ländern mitbestimmt, wobei die 
Gefahr besteht, daß die „Vorbildstaaten" die „Nachzügler" <ler Modernisierung 
daran hindern, sie nachzuahmen, ,,auch wenn sie das noch so sehr wollten" 
(REISSIG 1 994: 330, nach ROSE 1 992). 
Die Staaten Ostmitteleuropas stehen dadurch in einem doppelten Anpassungs­

prozeß: Einerseits müssen die bislang planwirtschaftlichen Strukturen über den in­
stitutionellen Umbau durch rnarktwirtschaftliche Strukturen ersetzt werden - dies 
wird in Anlehnung an FASSMANN und LICHTENRERGER ( 1995: 230) im folgenden 
mit ,.interner Restrukturierung" bezeichnet. Andererseits sind die Transformations­
staaten globalen Veränderungen ausgesetzt, die sie im Sozialismus „nur gebrochen 
und mit zeitlicher Verzögerung erreicht haben·· (ebd.: 13) - dies wird im folgenden 
mit „lnternationalisierung" beschrieben. Die lnternationalisierungsprozesse wirken 
in den Transformationsstaaten in vielfältiger \Veise und prägen gleichermaßen den 
Arbeits-, Boden- und Immobilienmarkt (eb<l.). Wie im folgenden zu sehen sein wird, 
wird auch die Einzelhandelserllwicklung in den ostmitteleuropäischen Ländern in 
erheblicher Weise von den Markteintrittsstrategien westeuropäischer Handelsunter­
nehmen beeinflußt, welche die Strategien des einheimischen Einzelhandels zur An­
passung an die Marktwirtschaft in hohem Maße beschleunigen und modifizieren. 

65 



1 1 1  

3.2 Faktoren der Einzelhandelsentwicklung im 
Transformationsprozeß 

Die bisherigen Ausführungen kennzeichnen zwei unterschiedliche Zugänge zum Thema ,.Einzelhandel im Transformationsprozeß"·. Kapitel 2. das die grundsätzlichen Unter­schiede in der Einzelhandelsstruktur plan- und mar ktwirtschaftlicher Wirtschaftssyste­me erläuterte. stellte heraus. daß Stru kturwandlungen im Einzelhandel grundsätzlich das Ergebnis von Entscheidungen der Akteure des politisch-administrativen Systems. des Wirtschaftssystems und des sozialen Systems sind. Der Systemvergleich zeigte, daß die mit den unterschiedlichen Gesellschaftssystemen verknüpften institutionellen Rahmen­bedingungen bestimmen, wie die Intera ktionen zwischen den Akteurgruppen stru ktu­riert sind. welche Handlungsfreiheiten die Akteure besitzen und daß sich dies letztlich in der Einzelhandelsstru ktur niederschlägt. Kapitel 3.1 behandelte anhand theoretischer Überlegungen zu Transformation als intendiertem Wandel grundsätzliche Problembe­reiche beim Übergang von der Zentralverwaltungs- zur Marktwirtschaft. Es wurde erar­beitet, daß der Umbau der institutionellen Infrastru ktur Kernbestandteil des Transfor­mationsprozesses ist und für diesen Konni kte weitaus prägender sind als eine kontinu­ierliche „Modernisierung". Tm folgenden werden beide Zugänge miteinander ver knüpft, indem die wichtigsten 
Fak1ore11 herausgearbeitet werden, die den Prozeß des Strukturwandels im Einzelhandel während der Transformation beeinflussen. Nach den bisherigen Überlegungen lassen sich dabei drei Haupteint1ußfaktoren unterscheiden, die jeweils in enger Wechselbezie­hung stehen und daher nur analytisch voneinander zu trennen sind: • der institutionelle Umbau im Transformationsprozeß. der räumlich und zeitlich ge­bunden ist, da er sich sowohl auf nationaler als auch auf lo kaler Ebene vollzieht und dabei zeitlich gebrochen verläuft, • die mit dem institutionellen Umbau verbundenen Anpassungsstrategien der Ak­

teure des sozialen Systems (Haushalte, Konsumenten), des Wirtschaftssystems (Einzelhandelsunternehmen und -verbände) sowie des politisch-administrativen Sy­stems (Politiker, Planer und deren Organisationen), • die zunehmende Internationalisierung im Einzelhandel, welche die Prozesse der internen Restrukturierung, d. h. den institutionellen Umbau und die Anpassungs­strategien der Akteure, überlagert. 

3.2.1 Umbau der institutionellen Ordnung 

Wie gezeigt wurde, ist der Umbau der institutionellen Infrastru ktur das Kernelement beim Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft. Institutionen begrenzen die Hand­lungsfreiheit der A kteure und stru kturieren die Interaktionen zwischen ihnen. Der insti­tutionelle Umbau hat maßgebliche Auswir kungen auf die Einzelhandelsentwicklung, da er einen Wandel der Entscheidungsgrundlagen und Handlungsfreiheiten der A kl'eure der gesellschaftlichen Teilsysteme bewir kl' und die Austauschmechanismen zwischen die-
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scn neu strukturiert, weil sozialistische Anordnungshierarchien durch markt­wirtschaftliche Preis- und Aushandlungsprozesse abgelöst werden (vgl. Abb. 12). Diese .,neuen" Intera ktionsformen sind in Marktwirtschaften durch Institutionen veran kert, die in Ostmilleleuropa bislang nicht existierten. Bei ihrem Aufbau treten eine Vielzahl von Konfli ktfeldern auf. die den Verlauf der Transformation wiederum erheblich beeinflus­sen. Drei Aspekte sind hierbei besonders hervorzuheben: 
Abb. 12: Wandel der einzelhandelsrelevanten lnteraktionsformen im Transformationsprozeß 
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1 .  Jnsti1utionelh:: Reformen erfordern im Prozeß der Sys1emtransformation zweierlei: 
• den Um- und Aufbau von Institutionen im Sinne .. sozialer Normen"' wie das 

Rechtssystem. Für die Einzelhandelsentwicklung sind dabei als wichtigste zu 
nennen: die Wiedereinführung des Marktpreismechanismus. die Liberalisierung 
unternehmerischer Aktivitfüen. die Wiederherstellung von privaten Eigenlllms­
und Verfügungsrechten und die hiermit verbundene Privatisierung staatlicher 
Unternehmen. die Wiederherstellung bzw. Liberalisierung des Boden- und Im­
mobilienmarktes sowie die Dezentralisierung staatlicher Macht durch Einfüh­
rung der kommunalen Selbstverwaltung. 

• den Aulbnu von Institutionen nls „Orgnnisationen·· bzw. deren Umbau im Sinne 
der neuen Machtzuweisung. Für die Einzelhandelsentwicklung zählen hierzu als 
wichtigste: auf der politisch-administrativen Seite Privatisiernngsorganisationen. 
Planungsbehörden und kommunale Selbs1verwaltungsgremien und auf seiten des 
Wirtschaftssystems Unternehmensverbiinde. 

2. Jnsti1utionelle Reformen werden nicht schlagartig umgesetzt, sondern in einem 
langwierigen „trial and error"'-Prozeß. Dies gilt sowohl fiir den Umbau des Rechts­
systems als auch für den langwierigen Neuautbau von Organisationen und der ent­
sprechenden Kompetenzverteilung. bei dem die unterschiedlichen Interessenlagen 
der politischen Akteure eine entscheidende Rolle spielen. Dieses Charakteristikum 
der Transformation erfordert. die bislang dominierende makroanalytische Perspekti­
ve um handlungszentrierte Ansätze zu ergünzen und den Blick vermehrt auf die 
Wechselbeziehungen zwischen strukturellen Rahmenbedingungen und den Strategi­
en von Akteuren. ihren Handlungszielen und -Optionen zu richten. 

3. Beim Umbau der instillltionellen Infrastruktur im Transformationsprozeß kommt es 
zu einem Phänomen, das als „institutionelle Lücke"' beschrieben werden kann und 
das den Verlauf der Transformation wie auch den Strukturwandel im Einzelhandel 
ganz erheblich beeinflußt. Die Ursachen der institutionellen Lücke lassen sich ana­
lytisch voneinander trennen und liegen darin, daß 
• aufgrund des langwierigen Prozesses der institutionellen Reformen ein . .time 

lag„ entsteht. und zwar zwischen der Schaffung eines groben marktwirtschaftli­
chen Ordnungsrahmens und der Ausarbeitung einzelrechtlicher Regelungen so­
wie dem Autbau der entsprechenden Organisationen, 

• dieser ,.time lag„ dadurch versnirkt wird. daß der institutionelle Umbau nuf ver­
schiedenen administrativ-riiumlichen Ebenen verortet ist und gleichermaßen den 
Stuat. die regionalen Gebietskörperschaften und die Kommunen betrifft - ein 
Punkt. den die bisherige Transfonnationsforschung weitgehend ausgeklammerte. 
Transformationsprozesse vollziehen sich damit im Spannungsfeld zwischen na­
tionalen. gesetzlich verankerten Transformationsstratcgien als Handlungsrahmen 
einerseits und Regulierungsmechanismen als Aushandlungsprozessen auf lokaler 
Ebene andererseits. 

Aus den drei genannten Fakt0ren lassen sich die Betrachtungsgegenstünde ableiten. 
die für eine Analyse der Konsequenzen des ins1i1utionellen Umbaus für die Einzelhan­
delsentwicklung am wichtigsten sind. Es sind dies die Wiederherstellung des Boden­
und Immobilienmarktes, die Wiederher. tellung privater Eigentumsrechte und die Libe-
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ralisierung unternehmerischer Aktiviüiten sowie die Privatisierun!! und die Dezentrali-
sierung der zentralstantlichen Administration und Planung. 

� 

H'ietlerherste/lung des Boden- 1111d Immobilienmarktes 
Die Wiederherstellung privater Eigentum rechte an Boden und Immobilien ist Kernbe­
standteil alkr Transformat.ionsstrategien und auch von geographischer Seite als zentra­
ler Bestandteil von Transformationsprozcssen aufgezeigt (z. B. SCH'.\11DT 1 995). Aus der 
hiermit zu erwartenden Etablierung eines räumlich differenzierten Preisniveaus er!.!cben 
sich unminelbare Konsequenzen für die funktionale rüumliche Struktur. Dies gi 11 �1sbe­
sondere im Einzelhandel. für den - in Anbetracht der Erfahrungen in Westeuropa - eine 
riiumliche Reorganisation in Abhängigkeit vorn entstehenden Mietpreisgradienten er­
wartet werden kann. Dabei is1 zu beachten, daß bei der Wiederherstellun!! des Immobi­
lienmarktes ein „time lag"' entsteht. weil die verfassungsrechtlichen Ret�rmen in Ost­
mitteleuropa zwar frühzeitig den Schutz des Privateigentums gewährten. die Deregulie­
rung des l nuuobilienmarktes. welche die Einführung des Marktpreismechanismus in 
diesem Faktormarkt erst ermöglicht, aber sehr langsam voranschreitet. Insbesondere 
ausländische Investitionen sind zumeist strengen Reglementierungen unterworfen. 

Selbst eine rechtlich vollstiindige Freigabe des Handels mit Immobilien kann aber 
noch nicht mit „freiem Immobilienmarkt"' gleichgesetzt werden, da zunächst die Ei­
gentumsfrage geklärt werden muß. Im Sozialismus war der S1aat der größte Grundei­
gentümer. Für die Boden- und J mmobilicnmarktentwicklung stellt sich damit die ent­
scheidende Frage, wer die Rechtsnachfolger des Staates als Grund- und Immobilienei­
gentümer sind und wie diese Rechtsnachfolger mit ihrem Eigentum verfahren. Es ist 
davon auszugehen. daß sich erhebliche Unterschiede bei den „tatsächlichen'· Dere!!ulie­
rungen und der Etablierung eines Boden- und Immobilienmarktes ergeben. je nachdem 
ob staatliche lnstillllionen Eigentümer bleiben. ob private oder - im Falle vormals staat­
licher Unternehmen - priva1isierte \A/irtschaftssubjekte Eigentümer ihrer Grundstücke 
und Immobilien werden oder ob die Kommunen die Eigentums- und Verfügungsrechte 
über den vormals staatlichen Immobilienbesitz erhalten. Im ersten Fall dominieren 
nümlich nationalstaatliche Intcri.:ssen und von makroökonomischen Strategien geleitetes 
Handeln. im zweiten Fall kommerzielle lmeressen und von mikroökonomischen Strate­
gien geleitetes Handeln sowie im dritten Fall lokal politische 1 nteressen und von Strate­
gien der räumlichen Entwicklung geleitetes Handeln. Für die Entwicklung der lokalen 
Einzelhandelsstruktur ist die jeweilige Eigentümerkonstellation auch in Hinblick auf die 
rüumliche Verteilung der Eigentumsformen im Stadtgebiet daher von entscheidender 
Bedeutung. 

lViederherstellung privater Eigentumsrechte 1111d Liberalisierung unternehmerischer 
Aktivitiiten 
Die Wiederherstellung privater Eigentumsrechte und Liberalisierung unternehmerischer 
Aktivitäten sind mitentscheidcnd für die erfolgreiche Etablierung eines privaten Wirt­
schaftssektors. Bis auf bestimmte geschlitzte Bereiche (z. 8. Waffenproduktion) erfolgte 
die Liberalisierung unternehmerischer Ak1ivitäten durch gese1z.mäßige Akte in allen Re­
formländern vollsWndig und frühzeitig - in Polen z.B. schon am Vorabend des eigentli-
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chen Systemumbruchs. Es ist davon auszugehen, daß die Auflösung der zentralistischen 
und hierarchischen Steuerungsmechanismen mit einer Erosion der staatlichen Kontrolle 

über das Wirtschaftsgeschehen einhergeht. Dies gilt um so mehr, als „neue·' Steue­
rungsmechanismen aufgrund der institutionellen Lücke beim Autbau einzelrechtlicher 
Reoelunoen wie des Steuerrechts erst Jahre nach der Aufhebung der Marktzutritts-o o 
schranken greifen. 

Aufgrund dieser Erosion staatlicher Macht ist eine Zunahme schattenwirtschaftlicher 
Aktiviüiten zu erwarten, die vor allem die Einzelhandelsentwicklung prägen. Es stellt 

sich die Frage. inwieweit es hierdurch zur Ausprägung transformationsbedingter .. Be­
triebstypen" kommt, ob diese sich nach ähnlichen Mechanismen wie im westeuropäi­
schen Einzelhandel ausdifferenzieren und ob sie nur eine temporäre Erscheinung sind 
oder sich langfristig  etablieren können. Für den weiteren Verlauf der Systemtransfor­
mation gewin�lt die� Frage an Bedeutung, wie effektiv politisch-administrative Gremien 
die Überführung der Schattenwirtschaft in legale Wirtschaftsaktivitäten angehen und 
durch welche Instanzen (Staat, Kommunen) dies getragen wird. 

Privatisierung von U11temehme11 
Außer der Liberalisierung unternehmerischer Aktivitäten ist die Privatisierung entschei­
dend für die Herstellung marktwirtschaftlicher Wettbewerbsverhältnisse. Für den 

Strukturwandel im Einzelhandel verknüpfen sich mit der Privatisierung zwei Fragestel­
lungen. Erstens ist es für die Weiterentwicklung des Einzelhandels in der Marktwirt­
sch;ft grundlegend, ob die staatlichen Ketten in Einzelbetriebe aufgelöst oder „als Gan­
zes" privatisiert werden. Hiermit entsteht beim Start in die Marktwirtschaft nämlich 
entweder eine auf Unternehmensseite stark dekonzentrierte oder aber eine durch Mehr­
betriebsunternehmen geprägte Einzelhandelsstruktur. Die Ausführungen zum Einzel­
handel in Westeuropa belegten. daß sich hieraus unmittelbare Folgen für die Standort ­
struktur ergeben (vgl. Kapitel 2. l . 1 .2). Zweitens ist zu prüfen, wer die maßgeblichen 
Akteure bei der Privatisierung sind, cl. h. ob die Privatisierung vom Zentralstaat oder de­
zentral von den Kommunen durchgeführt wird und in welchem Maße die zu privatisie­
renden Unternehmen/Betriebe am Entscheidungsprozeß beteiligt sind. Es ist nämlich 
davon auszugehen, daß die jeweiligen Akteure unterschiedliche Interessen bei der Pri­
vatisierung verfolgen und die jeweiligen Akteurskonstellationen das Privatisierungser­
gebnis beeinOussen. 

Deze11tra/isieru11g der ze11tralstaatliche11 Admillistration und Pla11u11g 
Die institutionelle Lücke prägt alle bislang genannten Einflußfaktoren der Transforma­
tion. In keinem Bereich kommt sie aber so deutlich zum Ausdruck wie bei der Dezen­
tralisierung staatlicher Macht durch die Schaffung einer föderalen Verwaltungsstruktur 
und die V�rteilung von Entscheidungskompetenzen auf untere Gebietskörperschaften -
insbesondere die Kommunen. Diese Dezentralisierung kann nämlich durch entspre­
chende Gesetze auf nationaler Ebene zwar frühzeitig erfolgen, in den Gemeinden selbst 

fehlen in der Regel jedoch die Gremien. die für die Wahrnehmung der neuen kommu­
nalen Aufgaben erforderlich sind. Außer den geeigneten Organisationsformen und ihrer 
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Einbindung in die kommunale Verwaltung betrifft dies auch die Formulierung von 
Leitbi leiern. 

Die institutionelle Lücke tritt besonders stark in der Stadt- und Regionalplanung auf 
- der Bereich. in dem die Kommunen im So7.ialismus nur wenig Gestaltungsmöglich­
keiten besaßen und den sie nun völlig eigenständig konzipieren und umsetzen müssen. 
Hieraus leitet sich die Frage ab. inwieweit die institutionelle Lücke dazu führt. daß sich 
die Kapitalverwertungsinteressen des Einzelhandels ungesteuert durchsetzen können. 
und ob dies die Standortstruktur des Einzelhandels langfristig prägt. 

3.2.2 Anpassungsstrategien der Akteure 

Institutionen bilden den Handlungsrahmen für die Akteure des sozialen Systems. des 
Wirtschaftssystems und des politisch-administrativen Systems auf der lokalen Ebene. 
Auf deren Zusammenwirken sind die Veränderungen in der Einzelhandelsstruktur als 
Trnnsformationsergebnis letztl ich zurückzuführen. Die Analyse des Strukturwandels im 
Einzelhandel erhält damit einen Fokus auf die Frage nach den Strategien der Akteure 

unter veränderten institutionellen und sozioökonomischen Rahmenbedingungen. 

Soziales System 
Es ist zu erwarten. daß sich im Transformationsprozeß ein Wandel vom Verkäufer- zum 
Käufermarkt vol lzieht und dem Einkaufsverhalten der Konsumenten und ihrer Ein­
kaufsstüttenwahl eine steigende Be<leutu11g für den Erfolg oder Mißerfolg von Einzel­
handelsunternehmen zukommt. Damit erhält die Nachfrage einen wachsenden Einfluß 
darauf. welche Standortlagen des Einzelhandels prosperieren oder stagnieren, d. h. wie 
sich die Standortstruktur des Einzelhandels im Transformationsprozeß verändert. Nach 
den Überlegungen in Kapitel 2. 1 . 1 .  l stellt sich dabei die Frage, welchen Stellenwert 
Einkommens-, Sozial-, Verhaltens- und Raumüberwindungsfaktorcn für die Einkaufs­
stättenwahl der Konsumenten besitzen und welche Angebotsparameter fiir die Einkaufs­
stättenwahl im Transformationsprozeß maßgeblich sind. Darüber hinaus gilt es zu prü­
fen, ob der gesellschaftliche Wandel zu einem polarisierten Einkaufsverhalten (Grund­
und Zusatznutzenbeclart) und einer Ausdifferenzierung von segmentierten Konsummu­
stern führt. \Vie das Beispiel Westdeutschland zeigte, gehen hiervon aufgrund der Diffe­
renzierungsstrategien von Handelsunternehmen nämlich entscheidende Impulse für den 
'vVanclel der Branchen-, Betriebsformen- und Standortstruktur des Einzelhandels aus. 

Wirtschaftssystem 
Mit der Einführung des lVlarktpre ismechanismus steigt die Bedeutung der Wettbewerbs­
strategien eigenstündig agierender Handelsunternehmen für deren wirtschaftl ichen Er ­
folg. Dabei ist grundsätzlich zwischen den privatisierten Unternehmen des vormals so­
zialistischen Einzelhandels und neugegründeten einheimischen Privatbetrieben zu un­
terscheiden, denn die Marktposition der privatisierten Unternehmen wird zunächst von 
den handelsexternen Privatisierungsstrategien bestimmt. Außerdem hängt der unter­
nehmerische Erfolg davon ab, inwieweit die Unternehmen Distributionsstrategien, Inve-
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stilionen und Beschäftigung auf die neuen Rahmenbedingungen umstellen können. Es 
ist zu vermuten, daß die Adaptions- und Innovationsfähigkeit des verantwortlichen Ma­
nagements hierfür entscheidend ist, weil die Betriebsleiter im Sozialismus in der Regel 
nach Qualifikationen ausgewählt worden waren. die heute obsolet geworden sind. und 
nun gezwungen sind. nach Marktgesichtspunkten zu entscheiden. 

Bei neugegründeten Unternehmen muß sich die Analyse demgegenüber zunüchst 
auf die Gründungsmotive der neuen Selbständigen konzentrieren. weil Betriebsgrün­
dungen im Einzelhandel aus 1nikroökonomischer Perspektive als Anpassungsstrategien 
der Haushalte an veränderte institutionelle und sozioökonomische Rahmenbedingungen 
zu interpretieren sind. Wie zu sehen sein wird, läßt sich aus diesem Blickwinkel auch 
der Prozeß der Betriebsformendiffcrenzierung maßgeblich erkliiren, der in den Trans­
formationsstaaten vollkommen anders als in Westeuropa abläuft. Darüber hinaus stellt 
sich die Frage nach der Standortwahl der neuen Betriebe, die in. der Frühphase der 
Transformation ausschließlich den Wandel in der Standortstruktur des Einzelhandels 
prägten. 

Politisch -admi11istratives System 
Mit der Aufgabe der Zentralverwaltungswirtschaft reduzieren sich die Steuerungsmög­
lichkeiten politisch-administrativer Gremien drastisch. Dabei bricht insbesondere der 
Einfluß zentralstaatlicher Planung zusammen, während lokale Steuerungsmechanismen 
aufgrund der Dezentralisierung staatlicher Entscheidungskompetenzen an Bedeutung 
gewinnen. Der Handlungsrahmen von kommunalen Politikern und Planern wird dabei 
maßgeblich von den auf nationaler Ebene verankerten institutionellen Rahmenbedin­
gungen begrenzt. Nirgends kommt das Spannungsfeld zwischen nationalen Transfor­
rnationsstrategien und lokalen Regulierungsmechanismen daher deutlicher zum Aus­
druck als bei dieser Akteurgruppe. In Anlehnung an die bisherigen Ausführungen muß 
sich die Analyse der politisch-administrativen Gestaltung der Einzelhandelsentwicklung 
dabei auf drei Fragenkomplexe konzentrieren: 
• Welche Planungs- und Entscheidungskompetenzen werden den Gemeinden im Zuge 

rechtlicher Reformen auf staatlicher Ebene zugesprochen, wie rasch gelingt der 
Autbau kommunaler Planungsinstitutionen sowie die Entwicklung kommunaler 
Leitbilder der räumlichen Entwicklung (Bauleitplanung) und welche Ziele - z.B. 
Versorgungssicherung, Städtebau, Einnahmenmaximierung - werden mit der Ein­
zelhandelsplanung verfolgt? 

• Wie groß ist die Verfügbarkeit der Kommunen an Ladenlokalen zur Regulation des 
lokalen Immobilienmarktes und des räumlichen Bodenpreisgefüges, was sind die 
Zielsetzungen und Modalitäten. die bei der Vergabe dieser Ladenlokale zum Einsatz 
kommen und wie werden diese Modalitäten zwischen den beteiligten Akteuren (Po­
litiker, Planer und Einzelhändler) ,,ausgehandelt'"? Wie zu sehen sein wird, kommt 
diesem Punkt auch für die Privatisierung des Einzelhandels in Polen große Bedeu­
tung zu. 

• Was sind die kommunalen Leitlinien beim Umgang mit schattenwirtschaftlichen 
Handelsaktivitäten und in welchem Maße können diese Leitlinien durchgesetzt wer­
den? 
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3.2.3 Interne Restrukturierung versus Internationalisierung 

Der institutionelle Umbau und die Anpassungsstrategien der Akteure hierauf sind in ih­
rer Gesamtheit als Prozeß der .,internen Restrukturierung" zusanunenzufassen. Die kri­
tische Auseinandersetzung mit transfonnationstheoretischen Ansätzen zeigte aber, daß 
Transformation auch von internationalen Prozessen beeinllußt wird. Gleichzeitig wurde 
erarbeitet, daß auch in Westeuropa aufgrund der Internationalisierungsstrategien von 
Einzelhandelskonzernen der Wandel lokaler und nationaler Einzelhandelsstrukturen nur 
unzureichend losgelöst von internationalen Prozessen analysiert werden kann. Gleiches 
gilt für die Transformationsstaaten Ostmitteleuropas. die als Absatzmärkte für interna­
tional operierende Handelsunternehmen zunehmend interessant werden. 

Untersuchungen zur Einzelhandelsentwicklung in den Reformstaaten müssen damit 
ein Spannungsfeld berücksichtigen, das mit „interner Restrukturierung·· versus . .Inter­
nationalisierung·· beschrieben werden kann (vgl. Abb. 13). Dabei ergeben sich folgende 
Fragenkomplexe: 
• In welchem Maße passen westeuropäische Handelsunternehmen ihre Markteintrit.ts­

stratcgien an die nationalen, bzw. lokalen Rahmenbedingungen in den Reformstaa­
ten an oder übertragen unmodifiziert ihre im \.Vesten erprobten Marktbearbeitungs­
strategien? 

• Inwieweit ist der Markteintritt westeuropäischer Handelsunternehmen an bestimmte 
institutionelle und sozioökonomische Rahmenbedingungen geknüpft? Schlägt sich 
dies in einer zeitlich abgestuften und auch räumlich differenzierten Expansion unter-

Abb. 13: Transformation im Spannungsfeld von interner Restrukturierung und 
Internationalisierung 

INTERNE RESTRUKUTU R I E R U N G  

nationale Transformatlonsstrategien 
- Um- und Aufbau der instituti onellen Infrastruktur 
- Stabilisierungs- und Liberalisierungsstrategien 
- Privati sierungsstrategien 
- Umbau und Dezentralisierung der politi sch-administrativen Steuerung 

t 
lokale Regulierungsmechanismen 

- Um· und Aufbau lokaler Institutionen 
- lokale Privatisierungsstrategien 
- lokale Steuerungsmechanismen der räumlichen Entwickl ung 

INTERNATIONALISIERUNG 

Entwurf: R .  Pütz 
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• 

schiedlicher Betriebsformenkonzepte nieder und führt in der Konsequenz zu einer räumlich begrenzten .. Modernisierung„ des lokalen Einzelhandels? Welche Wechselbeziehungen bestehen zwischen .. interner Restru kturierung·' und ,,Internationalisierung .. , d. h. in welchem Maße prägt das Phänomen der institutio­nellen Lücke den Umfang des Markteintrills. führt der Markteintritt zu einer be­schleunigten Institutione1;bildung sowohl auf der politisch-administrativen Seite (nationale Gesetzgebung. kommunale Bauleitplanung) als auch auf seiten des ein­heimischen Einzelhandels (Interessenverbände) und zeigt der einheimische Einzel­handel Anpassungsrea ktionen auf den Markteintritt westeuropiiischer Handels kellen. z.B. durch Betriebsschließungen oder die Adaption westlicher Handelskonzepte? 

3.2.4 Untersuchungsmethoden 

Auf Grundlage der bisherigen Ausführungen, nach denen der Strukturwandel im Ein­zelhandel als das Ergebnis von Strategien der Akteure unter veränderten institutionellen und sozioökonomischen Rahmenbedingungen zu interpretieren ist, gliedert sich das weitere Vorgehen in zwei Analyseschritte. J .  Am Fallbeispiel Polens werden zunächst auf makroanalytischer Ebene die wichtig­sten institutionellen und sozioökonomischcn Rahmenbedingungen in der Transfor­mation dargelegt und ihre Konsequenzen für die Einzelhandelsentwicklung auf na­tionaler Ebene untersucht (Kapitel 4). Dabei stehen vier Aspekte im Vordergrund: • Erstens wird der Umbau der institutionellen Infrastru ktur in Polen untersucht, der im wesentlichen auf die nationalen Transformationsstrategien zurückzuführen ist und der den Handlungsrahmen für die A kteure auf lokaler Ebene bildet. • zweitens werden die nachfragcrelevanten Rahmenbedingungen der Einzelhan­delsentwicklung diskutiert. die eng mit der wirtschaftlichen Entwic klung Polens und der Ein kommensverteilung im Land korrespondieren. • Dri11ens werden die verfolgten Privatisierungsstrategien besprochen und - im Vergleich mit anderen Reformstaaten - ihre Konsequenzen für die Einzelhan­delsstru ktur durchleuchtet. • Viertens wird der Umfang des Gründungsgeschehens im Einzelhandel analysiert, wobei das Spannungsfeld zwischen einheimischen Geschäftsgründungen und dem Mar kteintrill internationaler Handelsketten im Vordergrund steht. Die makroanalytischen Untersuchungen auf gesamtpolnischer Ebene stützen sich vornehmlich auf Sekundärauswertungen des Autors: Bei den Untersuchungen rnm Umbau der institutionellen Infrastruktur als Einflußjaktor handelt es sich um die Analyse von Gesetzestexten (insbesondere Verwaltungs-, Planungs- und Privatisie­rungsrecht); zur Analyse der Einzelhandelsentwicklung als Proz((ß werden statisti­sche Daten herangezogen. 2. Der zweite Analyseschritt befaßt sich am Beispiel Wroclaw mit den Anpassungs­strategien der A kteure (Kapitel 5.1 und 5.2) und den Konsequenzen des Akteurhan­delns rnr den Wandel der Standortstruktur im Einzelhandel (Kapitel 5.3). Die Fall­studie stlitzt sich auf Primärerhebungen, die der Autor 1995 und 1996 in Wroclaw 
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Abb. 14: Methoden zur Untersuchung des Strukturwandels im Einzelhandel von Wroclaw 

1 

Politisch-
Angebot Nachfrage administrative 

Steuerung 

1 
Kartierung 

1 
1 Befragung 1 

(standardisiert) 
Interviews 

1 
1 Befragung 1 (standardisiert) 

1 
Interviews 

1 

1 1 1 1 
Gesamtes 

J Einzelhandel Straßen- und 
1 Innenstadt Stadtteile 

r� Stadtgebiet (602 Betriebe) Markthandel (895 Besucher) (1 110 Besucher (8 194 Betriebe (404 Betriebe) 

Geschäfte Innenstadt Märkte: Innen- Handel s - Rynek Gründerzeitgebiet Oberbürger-
(4678) (193) stadt(127) verband (286) Sr6dmie$cie (283) mei ster 

"Warenhaus- Gründerzeit- Märkte: Neubau- Ausländische ul. Swidnicka Gründerzeitgebiet Wirtschafts-
handol" (221) gebi ete (142) siedlungen (117) Kette (189) Traugutta (188) dezernent 

Kioske Neubausied- Märkte: Sonstige Staatl iche ul. Pilsudskiego Neubausiedlung Leiter Amt für 
(648) lungon (145) Gebiete (122) Kotten (140) Gaj (134) Markthandel 

Mar!<thandel "Zentrum-Süd" Straßen- Privatisierte Hala Targowa Neubausiedlung Leiter Amt für 
(2264) (47) handel (38) Ketten (Markthalle, G<1d6w Maty (276) Handelskontro lle  

Straßenhandel 
108) 

-Warenhaushandel" Konsumge- SB-Warenhaus 
(383) (Innenstadt. 75) nossen· Hi/(229) 

schalten 

durchführte (vgl. Abb. 14). Es handelt es sich dabei um Befragungen und Inter­views, mit denen das Akteurhandeln als Einflußjaktor untersucht werden soll, und um Kartierungen. mit denen der Wandel der Angebotsstru ktur als raumwir ksamer Prozeß erfaßt und visualisiert werden soll. 
Kartieru11ge11 

Anlaß der Kartierungen waren die Fragen • ob und in welchem Ausmaß die Transformation im Einzelhandel solche ,.Moderni­sierungsprozesse" anstößt, wie sie den westeuropäischen Einzelhandel prägen und sich z.B. in einer zunehmenden Unternehmens- und Betriebskonzentration und ei­nem Betriebsformenwandel niederschlagen, • ob es zu einer Ausbildung .,transformationsspezifischer" Betriebstypen kommt, die in dieser Form im westeuropäischen Einzelhandel nicht oder kaum existieren, sowie • welche Auswirkungen dies auf den Wandel der Standortstru ktur des Einzelhandels hat. Zu diesem Zwec k wurden in Wroclaw im März 1995 und März 1996 alle Einzel­handelsbetriebe kartiert. die wichtigsten Strukturmerkmale des Einzelhandels (vgl. Tab. 1 1) .wa11dortbewge11 erfaßt und die erhobenen Daten nach Gebiets- und Zentrentypen kategorisiert (vgl. Tab. 12, Tab. 13). 
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Tab. 1 1 :  Kartierte Strukturmerkmale des Wroclawer Einzelhandels 

Kartierte Strukturmerkmale 
• Betriebsform: In Anlehnung an die Betriebsformendefinition der BAG (vgl. Ausschuß ... 1995): Fachgeschäfte, 

Fachmärkte, Kaufhäuser, Warenhäuser, Lebensmittelfachhandel. Lebensmiltel-Discounter. Supermärkte. Ver­
brauchermärkte, SB,Warenhäuser (aus Zeitgründen nicht erfaßt wurden detailli erte „Handelskonzepte", di e auch 
Zielgruppenorientierung, Verkaufsflächengestal tung u. a. umfassen müßten) 

• Betriebstyp: In Ergänzung zur Betriebsform Differenzierung nach: stationärer Ladeneinzelhandel, stationärer 
Markthandel. stationäre Kioske und Verkaufsbuden. ambulanter Straßenhandel (mit und ohne Verkaufsstand), 
Warenhaushandel (Stände von Pri vatbetrieben, die Verkaufsflächen in großfl ächigen Einzelhandelsbetri eben 
untermieten) 

• Verkaufsfläche in ml 
• Branche (für die Auswertung zusammengefaßt zu Branchengruppen): Branchenschwerpunkt des Betri ebs, nach 

Anteil des Kernsortiments an der Verkaufsfläche, bei großflächigen Einzelhandelseinrichtungen gesonderte Er­
fassung des Anteils der Lebensmittelbranche (aus Zeitgründen nicht erfaßt wurden die Angebotstiefe und -breite 
sowie das Preisniveau) 

Tab. 12: Erfaßte Viertelstypen im Wroclawer Einzelhandel 

Erfaßte Viertelstypen 

• Innenstadttage 
• Viertel gründerzeijlicher Mietskasernen 
• Großwohnsiedlung 
• Dorfgebiet 
• Einfamilienhaussiedlung 
• sonstiges Wohngebiet 
• Gewerbegebiet 

nichtintegrierte Lage 

Um die Veränderungen seit 1990 zu belegen, konnte auf Materialien der Wroclawer 
Stadtverwaltung zurückgegriffen werden. Als Grundlage für die Privatisierung des so­
zialistischen Handels und zur Evaluation der Privatisierungserfolge hatte das \Virt­
schaflsdezernat im April 1 990 und September 1992 alle Geschürte aufgelistet. die vor 
Einsetzen der kleinen Privatisierung von staatlichen oder genossenschaftlichen Han­
delsunternehmen betrieben wurden oder deren Ladenlokale sich in kommunalem Ei­
gentum befanden. Erfaßt wurden die Branche. die Verkaufs- und Geschiiftsfüiche. der 
Eigentümer des Ladenlokals und die Geschäftsadresse (Urzc1.d ... 1 990, 1 993, zu Lücken 
bei den kommunalen Betriebserhebungen vgl. Kapitel 5.1 ). 

Befragungen und lllterviews 

Die J\npassungsstrntegien der lokalen Akteure wurden durch standardisierte Befragun­
gen und qualitative Interviews ermittelt {vgl. Abb. 14): 
• Die standardisierten Befragungen diemen erstens der Frage. ob sich das Einkaufs­

verhalten der Konsumenten im Transformationsprozeß wandelt. Zu diesem Zwecke 
wurden zwei Fragebögen erstellt. von denen sich einer an Passanten in den Hauptge­
schäftsstraßen der Innenstadt und der Stadtteilzentren in den Gründerzeit- und 
Großwohngebieten richtete (vgl. Anhang) und der andere für die Besucher großer 
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Tab. 13: Erfaßte Zentrentypen im Wroclawer Einzelhandel 

Erfaßte Zentrentypen 

Hauptgeschäftszentrum 

Nebengeschäftszentrum 

Geschäftsstraße 

kleine Geschäftskonzentration 

Streulage 

. .. 

' Gebaude mi t zentralörth chen Einnchtungen/alle Gebaude 
1 Anzahl der Geschäfte 

Dichte• 

>80% 

> 50 % 

> 25% 

Anzahll 

> 100 

> 50 

> 10 

> 4  

< 4  

-

Einkaufsställen (Wnrenhäuser. rvlürkte. SB-Warl!nhaus) konzipiert worden war. 
Durch die Befragungen in verschiedenen Einkaufsstätten sollte auch untersucht 
werden. ob ein unterschiedliches Nachfrageverhahen in .. traditionellen". transfor­
mationsspezifischen und „modernen'· Betriebstypen des Einzelhandels besteht. Nach 
einem Pretest im April führten zwölf durch den Autor geschulte einheimische Be­
fragerinnen und Befrager im August 1995 die Erhebungen durch. wobei die Metho­
de der systematischen Zufallsauswahl angewendet wurde. Außerdem wurden Pas­
santen- und Kundenfrequenzen in den wichtigsten Wroclawer Einkaufsstraßen lmd 
Einkaufsstätten erhoben. 

Zweitens wurden zur gleichen Zeit standardisierte Betriebsbef'rauungen durchge­
rührt. die sich an den Ladeneinzelhandel (vgl. Anhang) und an die �ran�formatio�. -
spezifischen Betriebstypen Markthandel und Warenhaushandel richteten. Wie auch 
di� �efragungen zur Nachfragesituation fanden die Betriebsbefragungen in den do­
m1111erenden Standortlagen des Einzelhandels Stall. nämlich der Innenstadt. den 
Gründerzeitgebieten und den Großwohngebieten. Die Fragen konzentrierten sich auf 
das �ründungsgescheh�n i'.11 einheimischen Einzelhandel und die Entwicklungsper­
spektiven der unterschtedlJchen Betriebstypen, Betriebsformen und Standortlaoen 
im marktwirtschaftlichen Wettbewerb. 

0 

Die Interviews führte der Autor im Miirz 1996 durch. wobei ein polnischer Dolmet­
scher zur Klürung komplizierter Sachverhalte und zur präzisen Frageformulierunn 
hinzugezogen wurde. Die Interviews dienten der Erfassung unternel{merischer An� 
passungss�rategien unter marktwirtschaftlichen Wettbewerbsbedingungen. Hierzu 
wurden die Vertreter der größten Wroclawer Einzelhandelsunternehmen befragt. 
wobei das Ziel. jedes der in Polen eingesetzten Privatisierungsverfahren und alle 
vertretenen Betriebsformen des westeuropäischen Einzellwnd;ls abzudecken. au1·­
grund von Gcsprüchsverweigerungen nur eingeschränkt erreicht werden konnte (\'!d. 
Tab. 14 ). Vom vormals grüßten Einzelhandelskonzern. PSS Spole111. wurden vier 
Nachfolgeunternehmen interviewt, um - bei ühnlichen Ausgangssituationen - die 
Rolle unterschiedlicher Unternehmerpersönlichkeiten für den erfol!!reichen Über­
gang in die Mnrktwirtschaft zu analysieren. Zur Erfassung der Jnsti�ttionenbildun•' 
im Einzelhandel wurde der Priisident des örtlichen Handelsverbandes befraut. Inter� 
views mit einheimischen Geschäftsgrüneiern, die deren Gri.indungsmo�ve und 
Standortwahl genauer durchleuchten können als standardisierte Befragungen, konn-
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I I  Tab. 14: Interviewpartner zur Erfassung unternehmerischer Anpassungsprozesse im 
T ransformationsprozeß 

Unternehmenssektor Unternehmen i 
i 

Position' 1 Datum 

Privatisierte Kapitalprivatisierung DT Centrum SA Management 1 8.3.1996 
staatliche Ruch SA ! Direkti on Niederschlesien 12 3.1996 
Unterneh- P.H.S. SA 1 Direktion Niederschlesien men 4.3.1996 

- · .. .. - - - -
Privatisierung durch Liquidation Domar Management ?.8.1995 

- - - _j ·- - · -
Konsumgenossenschaften PSS Potudnie Management 

1 

28.2.1996 
PSS P61noc Management 531996 
PSS Feniks 1 Management 29.2.1996 
PSS Aslra 1 Management 1 28.2.1996 

- - - -
ausländische Handelsketten Hit (Dohle-Gruppe) ! Geschäftsführ��g 29 2.1996 

·- ·- -.. . . - · · ·  _ ... ... ·-······· 
Markthallen Goliat Inhaber 4.3.1996 

· -··· . . . .. . .  ·· - · ·  · ·- ··· ·  . . - · ·· - - - ·-
Einzelhandelsverbände Zrzeszenie Prywalnego i Präsident 12.3.1996 

Handlu i Uslug 

• auf Wunsch der Befragten anonymi sien 
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ten aus Kostengründen nicht geführt wurden - gleiches gilt für qualitative Befra­gungen von Konsumenten zu deren Antizipation des Wandels im Einzelhandel beim Übergang in die Mar ktwirtschart. ln diesen Bereichen besteht für die Zu kunft noch weiterer Forschungsbedarf. Aur der poli 1isch-administra1iven Seite dienten die Interviews zur Analyse der Zielsetzung. der Art und dem Maß der politisch-administrativen Steuerung im Wro­clawer Einzelhandel. Das Ziel „Expertengespräche", ver kehrte sich hierbei aller­dings zuwei len ins Gegentei l. Häufig sah sich der Autor bei den Befragungen in die Rolle des .. Experten" versetzt, der Auskunft über Möglichkeiten der Einzelhandels­steuerung und .. Gefahren·· durch großtlächige Betriebsformen in nichtintegrierten Lagen geben sollte. Daß sich hierdurch Rück kopplungen im Sinne des „action rese­arch" ergeben ist anzunehmen: Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit und die er ­hobenen Daten werden der Stadtverwaltung ab Grundlage für die Ausarbeitung ei­nes Leitbildes für die Entwicklung des Einzelhandels dienen. 

4 �.ede�tu�g nationaler Transformationsstrategien 
fur die Einzelhandelsentwicklung. Beispiel Polen 

4.1 Neue Rahmenbedingungen der Einzelhandelsentwicklung 

Mi t dem Übergang Polens von der Zentralverwahungs- zur Marktwirtschaft ändern sich die handelsexogenen Rahmenbedingungen der Einzelhandelsentwic klung. Dns Ausmaß dieser Veriinderungen ist dabei zun:ichst wesemlich auf die polnische Transformations­s1ra1egie zurückzuführen, die von der politischen Nomenklatura aur nntionnler Ebene entworfen wurde und wesentl ich unter dem Einfluß westlicher ßcrater stand. Nach den Vorüberlegungen in Kapitel 3.1.2 stellt sich dabei die Frage nach der praktischen Rele­vanz der Theorien zur „optimalerf· Transformat ionspolitik. Zur Prüfung der These. daß Transformation nicht als kontinuierliche Modernisie­ru_ng verlnufl_. sondern in erheblichem Maße durch zeitliche Diskont inuitäten geprügt wrrd, stehen 1111 folgenden zunächst die Sequenzierung der Reformschri11e in Polen und 
ihre Konsequenzen für den Transformationsverlauf im Vordergrund. Nach dieser Ana­lyse der „zeitlichen·· Gebundenheit von Transformation soll die „räumliche" Veran ke­rung der Wandlungsprozesse untersucht werden. die insbesondere auf Dezentralisie­rungss1ra1egien innerhalb des politisch-adminis1ra1iven Systems zurii c kzuführen sind. Abschließend werden Veri.inderungen in der sozioö konomischen Situation der Haus­halte als wichtigster nachfrageinduzicrter Wandel von Rahmenbedingungen der Einzel­handelsentwicklung beleuchtet. 

4.1.1 Transformationsstrategie Polens: Entwurf, Krise und 
Konsolidierung 

A11fii11ge der Demokratisierung und Liberalisierung 
Polen nimmt unter den ostmitteleuropiiischen Uindern eine Sonderstelluno ein. weil es einen ... �v�lutioniiren Übergang .. (Jt..:CHLER 1995: 80) zum Transforn�tionsprozeß durchliet. fa war niimlich das besondere Mer kmal Polens. daß die ersten Reformstrate­gien fiir den Weg in die Mar ktwirtschaft zwischen der kommunistischen Regierung und der Opposition ausgehandelt worden waren. - -

Grundlage hierfür bildeten die „Gespri.ichc am Runden Tisch", die in Rea ktion auf die liefe wirtschaftl iche Krise und die instabi le pol itische Situation im Frühjahr 1989 stattfanden. Der Erfolg dieser Verhandlungen lag hauptsächlich im Konsens: der iiber pol itische Reformen erzielt wurde. Bei grundlegenden wirtschaftspolit ischen fragen 
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Tab. 15: Ergebnisse der Verhandlungen am „Runden Tisch" zwischen Solidarnosc und Regierung 

Politische Reformen: 

• 

Wiederzulassung der Gewerkschaft Solidarnosc. 
Einrichtung eines Präsi dentenamtes mit weitreichenden Vollmachten. 
Einrichtung eines Senats (am 4.6.1989 frei gewählt). . . 
Festlegung regulierter Sejmwahlen (4./18.6.1989): der kommunistischen Regierung werden 65 %. der Oppos1t1 on 
35 % der Sitze zugeteilt. 

Wirtschaftspolitik: 
• Schrittweise Freigabe der Lebensmittelpreise (Vollendung am 1.7.1989). 
• Indexierung von Lohnsteigerungen auf 80 % der Inflationsrate. 

kam es demgegenüber nicht zu einer Einigung (PYSZ und QUA1SSER 1989: 178). Die 

politischen Vereinbarungen zwischen Gewerkschaft und Regierung sahen vor, daß zu­

nächst nur schrittweise demokratische Prinzipien eingeführt werden sollten (vgl. hierzu 

detaillierter KALLAS 1993). So wurde die Sitzverteilung des Sejm vor den Wahlen zu­

!!Unsten der kommunistischen Parteien festgelegt, lediglich die Mitglieder des Oberhau­

;es (Senat) konnten frei gewühlt werden (vgl. Tab. I 5). Die Wahle,� im Juni wurd�n für 

die kommunistischen Parteien jedoch zum Fiasko. Dies wertete ehe Gewerkschattsbe­

weoun" Solidarnosc als neue politische Kraft erheblich auf und vergrößerte durch den . o O 
Machtzuwachs der Opposition die politische Instabilität im Land (vgl. Tab. 16). 

Diese Probleme bei den ersten Demokratisierungsversuchen wurden von einer Ver­

schlechterung der wirtschaftlichen Lage begleitet. So hatte schon die kon�mu�istische 

Re!!ierun!! RAKOWSKI im Juli 1989 die Lebensmittelpreise freigegeben, die sich nach 

W;!!fall der Subventionen schlagartig verdoppelten. Aufgrund des Drucks der Solidar­

nos6 wurden aber gleichzeitig die Lohnerhöhungen an die Preissteigerungen �ekoppel�. 

Folge war eine Hyperinflation von 344 % ( 1989). Da die Reallöhne in der gleichen �e,t 

mit 386 % noch stärker stiegen, wuchs der schon zuvor hohe Nachfrageüberhang we11er 

an. lnfolge der Inflation sank gleichzeitig der Wert der Spareinlagen. Dies führte zu ei­

ner Flucht in ausHindische Währungen und in Sachwerte, die überwiegend in der 

Schattenwirtschaft erworben wurden. 
Infolge dieser politischen und wirtschaftlichen Krisen sank die Legitimität der 

kommunistischen Regierung, woran sie letztlich scheiterte: Am 20. August 1989 wurde 

schließlich mit Tadeusz J\tlAZOWIECKI der erste nichtkommunistische Ministerpräsident 

Polens nach dem Zweiten Weltkrieg berufen. 

Tab. 16: Politische Entwicklung in Polen, 1989 

• 
• 
• 
• 
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Juni: Wahlniederlage für die Regierungskoalition. Im Senat fallen 99 % der Sitze an die Solidarnosc, für die Wah-
len im Sejm erhal ten nur 2 Abgeordnete der Regierung die notwendige Mehrheit. . Juli: Rücktritt der kommunistischen Regierung RAKOWSKI. General JARUZELSKI wird von der Naltonal versammlung 
zum Präsidenten gewählt: die Solidarnosc stellte keinen Gegenkandidaten. . . August: Der neue Ministerpräsi dent K1szCZAK erkl ärt nach wenigen Tagen seinen Rücktritt. da ihm die Bildung e1· 
ner Koalition mit der Sol idarnosc nicht gelang. 
September: Unter Führung des Solidarnosc-Redakteurs MAZOWIECKI

. 
wird eine All-ParteiE;n·Regierung gegründet, 

der mit dem Vizepremier und Finanzminister BALCEROWICZ acht Minister der Soltdarnosc, vier der Kommunisten 
(PZPR). vier der Bauernpartei (ZSL) und zwei der Demokratischen Partei (SO) angehoren. 

Polens Tra11sformatio11sstrategie: Das BAI,CEROWICZ-Programm 
Nach dem Zusammenbruch des sozialistischen Gesellschaftssystems stellte sich das 
Problem, eine neue gesellschaftspolitische Zielvorstellung zu finden. Die Hinwendung 
zur Marktwirtschaft war hier nur ein grobes Ziel. Der gesellschaftspolitische Umbau er ­
forderte es  jedoch, konkrete Wegweiser für die Transformation zu schaffen, wobei ver­
schiedene Optionen bestanden, den Systemwechsel zu bewältigen (vgl. Kapitel 3.1 .2) 

Die Transformationsstrategie Polens war „im Vergleich zu den anderen osteuropäi­
schen Ländern durch ein außergewöhnliches Verhältnis zwischen politischem und wirt­
schaftlichem Umbau gekennzeichnet" (JUCHLER 1995: 8 1 ): Auf der einen Seite blieb 
die politische Veränderung nach wie vor nur gering, weil den kommunistischen Parteien 
in einem „politischen Pakt" weiterhin wichtige Ministerien überlassen wurden (vgl. 
auch ROB 1994). Auf der anderen Seite wurde ein radikaler wirtschaftlicher Wandel zur 
Marktwirtschaft vollzogen, der - dem Leitbild der Schocktherapie folgend - durch ei­
nen schlagartigen institutionellen Umbau konsolidiert werden sollte. Hierfür wurde ein 
Paket verschiedener Refonngesetze erlassen. 

Die Gesetze dieses nach dem polnischen Finanzminister benannten „BALCER0\\1/CZ­
Programms" wurden bereits kurz nach Amtsantritt der neuen Regierung vorbereitet und 
im Dezember 1989 vom Sejm mit großer Mehrheit angenommen. Sie traten am l. Janu­
ar 1990 in Kraft. Das Programm, welches maßgeblich von den Stabilitiitsprogrammen 
des lntcrnationalcn Währungsfonds beeinflußt wurde, war stark monetaristisch geprägt, 
d. h. die harte Anti-Inflationspolitik war seine Kernaufgabe. Dies ist nicht zuletzt darauf 
zurückzuführen, daß der JWF seine Unterstützungszahlungen ( 1 Mrd. Dollar Stabilitüts­
fonds und Umschuldungen) von entsprechend gestalteten Stabilitätsprogrammen abhän­
gig machte (QUAISSER 1992: 6). Das Reformprogramm folgte im wesentlichen den 
Empfehlungen westlicher Politikberater (darunter v. a. Jeffrey SACHS 1990 und 1993), 
trug stark neoklassischc Züge und ,.verzichtete weitgehend auf soziale Elemente" 
(QUAISSER 1990: 12). Begleitet wurde es von einer weitreichenden Verfassungsände­
rung (28.12.1989). die mit der Garantie privater Eigentumsrechte und der Garantie der 
freien Parteienbildung wichtige institutionelle Grundlagen einer marktwirtschaftlichen 
Wirtschaftsordnung herbeiführte. Zu den Kernelementen des BALCt:ROWICZ-Programms 
z1ihlten ( vgl. QUA ISS ER 1990, Kuss 1992, WELFENS 1993, SOL TYS 1995): 
• Institutionelle Reformen, nämlich vollständige Liberalisierung unternehmerischer 

Aktivitiiten, rechtliche Gleichstellung staatlichen, genossenschaftlichen und privaten 
Eigentums sowie Garantie privater Eigentumsrechte. 

• Preis- und Außenhandelsliberalisierungen, nämlich Freigabe fast sämtlicher Preise 
im Konsumgütersektor (97 % des Warenwertes), Anhebung der staatlich kontrol­
lierten Preise im Produktionsgütersektor (Kohle, Elektrizität. .. ) sowie partielle Au­
ßenhandelsliberalisierung und Senkung der Importzölle . 

• Geld- und Zinspolitik, nämlich hohe Zinsen, die über der Inflationsrate lagen (Ziele: 
Wertautbewahrungsfi.mktion des Zloty erhöhen, Geldmenge begrenzen), starke Ab­
we11tmg des Zloty sowie Einführung eines stabilen und einheitlichen Wechselkurses. 

• Einkommenspolitik durch prohibitive Lohnwachstumssteuer, wonach der Lohnan­
stieg im staatlichen Sektor nur 20 % der Inflationsrate betragen durfte, Lohnerhö-
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hunoen, die über diesem Wen lagen. mit 500 % besteuert wurden und Lohnanhe­
bun;en nur bei gleichzeitigem Stellenabbau zulässig waren"9

. 

Außer den Reformen des ßALCERO\Vtcz-Progrnmms ziihlte die Dezentralisierung zu 
den Strategiebausteinen. die in Polen hohe Priorilfü genossen. So wurde mit der Verab­
schiedung �des .. Gesetzes über territoriale Selbstverwaltung" im lVlai 1 990 frühzeitig die 
kornmun;le Selbstverwaltu1H! eingeführt, die zwei Jahre spfüer mit Verabschiedung der 
„kleinen Verfassung·' sogar in Verfassungsrang erhoben wurde (Artikel 70 kV). Den 
Kommunen wurden hiermit wesentliche Entscheidungsbefugnisse bei den Reformen 
übertragen. Diese Regionalisierungsstrntegie der Regierung führte dazu. daß Transfor­
mation als Prozeß auf der lokalen Ebene angestoßen wurde. Der gesamte Prozeß des 
Systemwechsels gewann damit erheblich an Komplexität - einerseits in praktischer 
Hinsicht. weil er eine vermehrte Koordination zwischen den politisch-administrativen 
Hierarchien erforderte. andererseits aus wissenschaftlicher Perspektive. weil Erklä­
rungszusammenhänge für Trnnsformationsphänome zunehmend jenseits nationaler 
Trnnsforrnationsstrategien gesucht werden müssen. 
Tra11sfor111atio11skrise zwischen 1990 bis 1993 
Mit der .. Schocktherapie'· l3ALCUWll'ICZs wurde ein Prozeß in Gang gesetzt. dessen 
Steuerung sich als ausgesprochen schwierig herausstellte. Zunüchst beeinflußte das Re­
formprogramm die wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Landes. Sein Erfolg lag 
darin. innerhalb kürzester Zeit einen marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen unwider­
ruflich implementiert zu haben. Zudem gelang es bereits nach wenigen Monaten, eine 
relativ ausgewogene Versorgungslage herzustellen und die Warteschlangen vor den Ge­
schäften verschwinden zu lassen. Erreicht wurde dies jedoch mit Preiserhöhungen und 
einem Abbau der Realeinkommen der Bevölkerung. was mit einem deutlichen Nachfra­
gerückgang einherging - durchaus das Ziel der Reformstrategie. Das Reformprogramm 
hatte aber weitaus stärkere stagflatorische Folgen als beabsichtigt: Der Rückgang der 
aggregierten Nachfrage nach Konsum- und lnvestilionsgi.itern führte zu einenl Nachfra­
geschock mit einem starken Produktionseinbruch und einem in der Folge rasch sinken­
den Bruttoinlandsprodukt (vgl. Tab. 17). 

Trotz der verschlechterten wirtschaftlichen Situation der polnischen Haushalte blie­
ben öffentliche Proteste in den ersten Monaten nach Inkrafttreten des ßALCER0\\1/Cl­
Programms aus. Auch bei den Unterndunen bcstnnd die Überzeugung. dal) der Anpas­
sungsschock nur kurzfristig sei und mit einem baldigen Aufschwung einhergehe. womit 
der zu Beginn nur sehr geringe Arbeitsplatzabbau zu erklären ist. Erst im Sommer 1990 
kam es zu vermehrten Konl'likten. weil unklar blieb. wie lange die sozialen Kosten der 
Reformen noch getragen werden müßten. Vor allem unter den Arbeitern, Bauern und 
deren Gewerkschaftsorganisationen wuchs die Unzufriedenheit mit den restriktiven Re­
formmaßnahmen. 
=·• 13is Oktober 1992 wurde der Indexierungskoefli'l.cnt für die Lohnzuwachssteuer von der Regierung lllonat­
lich bestimmt. was zu st:indil!Cll Sch\\'ankun\!ell f'lihne. So wurde die reale Zuwachsrate im Frühjahr 1989 auf 
80 % der Inlla1ionsrate res1g;lcg1. im Herbst-1989 auf 20-JO % reduzien und illl Herbst 1990 wieder auf 60 % 
;mgchobcn. Übcrschrt!itull\!Cll der so berechneten Lohnnonnen 11111 mehr ab 3 % zogt!n 1990 eine Steucr1.ah­
h11;g ,·on 500 'k für diesen-Lohnanlcil nach sich. Am 1 .  April 1994 wurde die Lohnzuwachssteuer abgeschafft 
(vgl. hicrl.LI detaillierter GRADAL SKI und WEISS 1995. ;vlüLLF.R 1995). 
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Tab. 17: Wirtschaftliche und soziale Entwicklung Polens, 1989-1996 

BIP 
(Veränderung zum Vorjahr) 

·- ·  ,_ ,. ,,,,_ . M  .. .  M • - "'  

Arbeitslosenrate 

1989 1990 

0,2 -11,6 

6.5 

Verbraucherpreiszunahme 251.1 585,8 
(lnßationsrate) 

···- · · ··- ·· ····- ·  .. · ·- ······- ·· ·  ········-

Reallöhne 
(Veränderung zum Vorjahr) 

' '" . . .. . . . .  , ,. , _ ,  .. , ,  . . . ... ..  ,_ o,., .. , - � 0 , 0 0 , , -0 , , , , M
.

O O O • • - • • >< - , , _  

Anteil des pri vaten Sektors 
am BIP (in %) 

9,0 -24,4 

... - , ,- ,  .. · - · ··- ... ·· 

30,9 

Quell en: GUS 1994b; GUS 1998: 181., Paiz 1997: 1 

(alle Angaben in %) 

1991 1992 i 1993 

-7,0 2,6 3.8 

12,2 14,3 16.4 

70.3 43,0 35,3 32,2 

-0.3 -2,7 -2,9 0,5 

42,1 50,5 52,1 

1996 1997 

7,0 6,1 6,9 

10,5 

27.8 14,9 

3,0 6,8 

Die politischen Konflikte über den weiteren wirtschaftspolitischen Kurs verschärften 
sich während des Präsidentschaftswahlkampfes im Herbst J 990 und spalteten schließ­
lich die Solidarnosc. Gewerkschaftsführer WALE;S,1 forderte als Zugestiindnis an die so­
ziale Lage der Arbeiter einen gcmUßigteren Reformkurs. Das Regierungslager um 
MAZOIVll:CKI beharrte dagegen auf der Richtigkeit der „harten'· Transformationsstratcgie 
und vertraute auf die Einsicht und Geduld der Bevölkerung. Dies erwies sich als eine 
Fehleinschätzung. wie die deutliche Wahlniederlage MAZOWll::CKls bei den Präsident­
schaftswahlen zeigte. 

Trotz der Niederlage MAZOIVIECK/s änderte sich die wirtschaftspolitische Strategie 
kaum, nicht zuletzt, um die guten Beziehungen zum Westen nicht zu belasten. Der re­
striktive Kurs wurde beibehalten; ßJ\L CERO\VICZ blieb trotz mehrerer Regierungsumbil­
dungen bis Dezember 1991  Finanzminister und dominierte die polniscl;e Wi1;schafts­
politik. In der Folge wuchsen die Konflikte innerhalb der Solidarnosc, und auch die so­
zialen Spannungen nahmen deutlich zu. was die wachsende Zahl von Streiks zeigte. 

Auch die Sejmwahlen im Herbst 1 99 1  konnten die politische Lage in Pol;n nicht 
stabilisieren. Im  Gegenteil: Da auf die Einführung von Prozentklauseln verzichtet wor­
den war, zogen 29 Parteien in das polnische Parlament ein, darunter viele populistische 
Gruppierungen wie die „Polnische Partei der Bierfreunde"'. Die instabile politische La ­
ge, die sich i n  zahlreichen Regierungs- und Koalitionswechseln niederschlug (vgl. Tab. 
18) verschlechterte sich noch aufgrund der anhaltenden wirtschaftlichen Probleme: 

Die Reallöhne der Haushalte sanken bis 1993 weiter. Gleichzeitig kletterte die Ar­
beitslosenquote bis 1993 auf über 1 6  % (vgl. Tab. 17). Auch die Pri�atisierungsergeb­
nisse blieben weit hinter den Erwartungen zurück: Trotz der frühen VerabschiedurH! des 
Privatisierungsgesetzes i m  Juli 1 990 wurde drei Jahre später noch knapp die 1-l älft� des 
BIP vom staatlichen Sektor erwirtschaftet. Lediglich die „kleine Privatisierung·' der 
Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe verlief überaus erfolgreich (vgl. Kapitel 4.2). 
Der Vertrauensvorschuß der untereinander zerstrittenen Solidarnosc-Parteien war auf­
grund der zunehmenden Unzufriedenheit der Bevölkerung mit ihrer sozialen Lage ver-
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Tab. 18: Politische Entwicklung in Polen, 1990-1993 
• Januar 1990: Auflösung der kommunisti schen Partei (PZPR) und Gründung der Nachfolgepartei .sozialdemokra­

tische Partei Polens• (SDRP) mit Aleksander KWA$NIEWSK1 al s Vorsitzenden. Umbenennung der ehemaligen 
Blockpartei ZSL in die Bauernpartei PSL. 
10. Mai 1990: Verabschiedung des .Gesetzes über territoriale Selbstverwaltung·, welches die kommunale Selbst­
verwallung einführ! und den Gemeinden wichti ge Enlscheidungsbefugnisse überträgt. 

• 27. Mai 1990: Kommunalwahlen. Bei einer Wahlbeteiligung von 42 % entfallen 41 % der Stimmen auf Mitglieder 
des Bürgerkomitees Solidarnosc, 40 % auf Unabhängige oder Ei nzelkandidaten, 6 % auf die Bauernpartei (PSL). 
1,7 % auf die Demokrati sche Partei (SD) und 0,3 % auf die postkommunistische Partei SDRP. 

• Sommer 1990: Zunehmende Spannungen innerhalb der Solidarnosc, vor allem zwischen der Regierung um 
MAZOWIECKJ und der als Nebenregierung auftretenden .Zentrale des Bürgerkomitees· um Lech WAll;SA in 
Gdar\sk/Danzig. Zahlreiche Regierungsumbildungen. 

• November/Dezember 1990: Bei den ersten freien Präsidentschaftswahlen Polens setzt sich Lech WALl;SA gegen 
MAZOVIIECKJ und den Exilpolen TYMJNSKJ durch. 
Dezember 1990: Rücktritt der Regierung MAZOWtECKI als Folge der Niederlage bei den Präsidentschaftswahlen. 

• Januar 1991: Jan B1ELECKI wi rd neuer Ministerpräsident. 
27. Oktober 1991: Die ersten freien Sejmwahlen bringen keine klaren Mehrheiten. Bei nur 43 % Wahlbeteiligung 
und fehlender Prozentkl ausel sind im neuen Sej m 29 Parteien vertreten. Stärkste Parteien mit je 12 % werden die 
Demokralische Union MAZOWIECKIS und das Wahlbündnis SLD mit der postkommunistischen SDRP als dominie­
rende Kraft. Gemeinsam mit der ehemaligen Blockpartei PSL erreichen die Exponenten des sozialistischen Sy­
stems damit knapp 20 % der Stimmen. Die in acht Nachfolgeparteien zersplitterte Solidarnosc verliert maßgeblich 
an Gestallungskraft. 

• Dezember 1991: Jan OLSZEWSKJ wird Mi nisterpräsident einer Mi nderheitsregierung, die von fünf aus der Solidar­
nosc hervorgegangenen Parteien getragen wird. Erstmals gehört der ehemalige Finanzminister BALCEROWICZ 
nicht mehr der Regierung an, sein wirtschaftspolitischer Reformkurs wi rd jedoch weitgehend fortgeführt. 

• Juni 1992: Sechs Monate nach seinem Amtsantritt stürzt die Regierung 0LSZEWSK1 durch Mißtrauensvotum auf­
grund wachsender Differenzen zwischen Kabinett und Präsident WALl;SA, zahlreicher Ministerrücktritte und der 
zunehmenden wi rlschaftlichen Schwierigkeiten des Landes. Mi l Waldemar PAWLAK wi rd ein Mitglied der ehemali· 
gen Blockpartei PSL auf Vorschlag WAt�SAs neuer Ministerpräsident. 

• Juli 1992: Nach erfolglosen Koalitionsgesprächen tritt PAv.tAK zurück. Hanna SUCHOCKA wird Ministerpräsidenti n 
einer Mitte-Rechts-Koalition aus sieben Parteien, die aus der Sol idarnosc-Bewegung hervorgingen. 

• Oktober 1992: Verabschiedung der Jleinen Verfassung", welche die sozial isti sche Verfassung teilweise aufhebt. 
Wichtigste Inhalte sind die Gewaltenteilung (Sejm und Senat als Legislative. Präsident und Ministerrat als Exekuti­
ve, unabhängige Gerichte al s Judikative), Erweiterung der Kompetenzen des Staatspräsidenten, Erhebung der ter­
ritori alen Selbstverwaltung in Verfassungsrang. 
Mai 1993: Nach ei nem Mißtrauensantrag der Solidamosc-Parteien wegen Differenzen mit dem Kabinett um die 
Wirtschaftspoliti k stürzt die Regierung SUCHOCKA. 

• 19. September 1993: Die Neuwahlen zum Sej m führen zu einem Linksrutsch. Bei einer Wahlbeteiligung von 52 % 
gewinnen die postkommunistischen Wahlbündnisse SLD (20 %) und PSL (15 %). Von den Solidarnosc-Parteien 
schafft nur die UD den Sprung über die 5 %-Hürde. 

• Oktober 1993: Waldemar PAWLAK (PSL) wi rd Ministerpräsident einer Koalition aus PSL und SLD, die zusammen 
über eine absolute Mehrheit im Parlament verfügen. 

spielt. Bei den vorgezogenen Parlamentswahlen im Juli 1993 errangen die postkommu­
nistische SLD und d ie ehemalige Blockpartei PSL einen deutlichen Wahlsieg und stell­
ten seitdem bis 1997 die polnische Regierung. 

Erholung 11011 der Transformationskrise 1111d wachsende Konsolidierung 
11011 1993 bis 1997 
1992 erzielte Polen als erstes der ostmitteleuropäischen Reformländer ein steigendes 
Bruttoinlandsprodukt. Mit Werten um 5 % weist das Land seitdem eine der höchsten 
\.\linschaftswachstumsraten in Europa auf und gilt für viele Beobachter mittlerweile als 
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„Tiger'' unter den Reformstaaten30. Die positive winschaftliche Entwicklung oino dabei 
zunächst aber nicht mit einem Wachstum der Realeinkommen der ßevölke;u:1g �inher. 
so daß die materielle Situation der polnischen Haushalte auch 1996 immer noch 
schlechter war als vor Beginn des Umbruchs (vgl. Tab. 17. S. 83). Erst die realen Ein­
kommensgewinne von mehr als 5 % im fahr 1996 sprechen dafür. daß Polen in eine 
Phase des Wirtschaftswachstums eintritt, in der auch die Bevölkerun!.(smehrheit vom 
wirtschaftlichen Aufschwung materiell profitiert. 

� 

D!e Gründe für das winschaft.liche \Vachstum sind nicht eindeutig zu benennen. Ei­
nerse'.ts wandte Polen als erstes der Reformländer die radikale Schocktherapie an und 
verzeichnete gleichzei tig am frühsten ein wirtschaftliches Wachstum. Die meisten Be­
obachter schließen hieraus, claß das Festhalten nm ßt1LCER01v1cz-Prooramm der Grund­
stein für den wirtschaftlichen Aufschwung gewesen sei und sich dies�s trotz der krisen­
haften Entwicklungen doch als „richtiges"' Reformprogramm erwiesen habe. Anderer­
sei ts weisen andere Autoren (z. B. JUCI ILER 1 995) aber zu Recht darauf hin. daß darüber 
hinaus „die sprichwörtliche polnische Anpassung. fähigkeit .. (91 )  einen bedeutsamen 
Anteil am Wirtschaftswachstum haue. Schon im Sozialismus sind nümlich die für Polen 
typischen .. geringen Steuerungskapazitfüen auf dem gesellschaftlichen Makroniveau"' 
durch .,ausgeprägte Adaptionsfähigkeiten auf dem Mikroniveau·· teilweise kompensiert 
worden (�0). Der ausgeprägte schattenwirtschaftliche Sektor ist· hierfür ein Beispiel 
(vgl. Kapttel 2.2.2.4). Daß die adaptiven Prozesse nur dem Mikroniveau in der Tat be­
sonders erfolgreich waren, zeigen nicht zuletzt die im Transformationsprozcß umfang­
reichen wi1tschaftlichen Aktivitäten in der Schattenwirtschaft. die - wie auch die Fatt­
smdie b�le�e1�. wir�I - für viele Menschen ein Sprungbrett in  die spätere legale Tätigkeit 
war. Auf die Uberfiihrung der Schattenwirtschaft in clen legnlen Sektor, die sich im Ein­
zelhandel seit 1993 erheblich beschleunigte. ist zweifellos ein Teil des wirtschaftlichen 
Au'.schwungs Polens zurückzuführen. Letztlich stellt sich hier d ie Frage, wie eine auf 
nat_1onaler Ebene entworfene Strategie das Handeln der Akteure beeinflußt. die spiiter 
nut lokaler Ebene zu untersuchen ist. 

Unbestritten ist. daß der Motor des polnischen Wirtschaftswachstums in der außer­
ordentlich dynamischen Entwicklung des privaten Sektors liegt. der in steigendem M a ­
ße Unternehmensgewinne realisiert und diese zu großen Teilen investiert. -Das Wachs­
tu'.11 des privaten Sektors ist vornehmlich das Ergebnis von Neugründungen kleiner und 

mmlerer Unternehmen. Die Liberalisierung der Unternehmenstütigkeit als ein zentraler 
Reformbaustein kann damit als außerordentlich erfolgreich bezeichnet werden. Außer­
dem trngen die ausländischen Direktinvestitionen zum wirtschaftlichen Wachstum bei. 
Vor allem seit 1994 ist ein sprunghaftes Ansteigen der Direktinvestitionen zu verzeich­
nen. was nuf folgende miteinander verbundene Faktoren zurückzuführen ist (vol. auch 
Pürz 1998): 

"" 

• Nach Jal�r�n hiiufiger _Regierungswechsel ist mit der Machti.ibernahme der post­
kommun1sttschen Paite1en. die 1994 ein Bekenntnis zur Fo1tführung der marktwirt­
schaftlichen Reformen ablegten, eine gewisse pol itische Stabilitüt ci;getreten. 

• Im Rechtssystem schritt der institutionelle Umbau voran. was die Rechtssicherheit 
fiir ausländische Investitionen erhöhte. Hierzu trug auch das Assoziierungsabkom-

'' ' ,· gl. .. Hoffen auf ein Wohb1andswunder" (Die Zei1 vom 30.5.1997). 
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Tab. 19: Politische Entwicklung in Polen, 1994-1997 

• 

Februar 1994: Inkrafttreten des Assoziierungsabkommens mit der EU. Dieses zieht zahlreiche Gesetzesänderun­
gen nach sich, die ausländische Investitionen, freien Devisenverkehr, Immobilienerwerb durch Ausländer u a. er­
heblich erleichtern. 
April 1994: Pol en stellt Antrag auf Mi tgliedschaft in der EU. 
Juni 1994 Verabschiedung der „Strategie für Polen" mit Bekenntnis zur Fortführung marktwi rtschaftlicher Refor-
men. 
März 1995: Jan OLEKSY (SLD) löst Wal demar PAWLAK (PSL) als Regierungschef ab. 
Juli 1995 Polen wi rd Mitglied der Wel thandelsorganisation (WTO). 
November 1995: Lech WAU;SA verl iert die Präsi dentschaftswahlen gegen Al eksander KwASNIEWSKI (SLD). 
Februar 1996: Wlodimierz C1Mosz1:w1cz (SLD) löst Jan OLEKSY als Regierungschef ab. 
November 1996: Polen wi rd in die OECD aufgenommen. 
Mai 1997: Die neue polnischen Verfassung (Grundgesetz) wird in einer Vol ksabstimmung angenommen und löst 
die sozialistische Verfassung vollständig ab. Die zweigliedrige Exekutive aus Präsident und Sejm wi rd beibehalten. 
aber mit einer deutlichen Stärkung des Parlaments. 
September 1997: Parl amentswahlen: Die in der AWS zusammengeschlossenen Nachfol geparteien der Solidar­
nosc erhalten als Wahlsieger 33,9 % der Sti mmen und stellen mi t der Unia Wolnosci (Freiheitsunion: 13,6 % der 
Stimmen) um Leszek 8ALCEROWICZ eine neue Koalitionsregierung mit Jerzy BUZEK als Ministerpräsidenten. Die 
SLD gewi nnt zwar 5 % Stimmenanteile hinzu (insgesamt: 26,8 %). muß aufgrund des schlechten Abschneidens 
des bisherigen Koaliti onspartners PSL (6,8 %) aber in die Oppositi on. 
April 1998: Beginn der E U -Beitrittsverhandlungen 

men mit der EU bei, das den Gesetzgeber zur Anpassung des polnischen Rechts an 
das Europarecht verpflichtete (vgl. Kapitel 4.3.2). 

• Polen verfügt mit 40 Mio. Einwohnern über den größten Binnenmarkt Ostmitteleu­
ropas und ist in Verbindung mit dem steigenden BIP und der zunehmenden aggre­
oierten Nachfraoe für absatzorientierte Investitionen ein attraktiver Standort. 0 "' 

• Aul3erdem werden vermehrt ressourcenorientierten Investitionen getätigt, die auf die 
niedrigen Arbeitskosten zielen. Polen wird mit der außenwirtschaftlichen Öffnung 
nfünlich verstürkt in die „neue internationale Arbeitsteilung" eingebunden, wobei die 
komparativen Vorteile bei arbeitsintensiven Produktionsprozessen (relativ gut aus­
gebildete Facharbeiter bei niedrigem Lohnniveau) vor allem in den westlichen Lan­
desteilen zahlreiche ausländische Investoren anziehen. 
Eine Analyse der Direktinvestitionen in Polen belegt erhebliche regionale Unter­

schiede: westliche Unternehmen siedeln sich fast ausschließlich in den polnischen 
Großstädten mit Warschau an der Spitze und in den westlichen Grenzregionen an (PÜTZ 
1998). Hier zeigt sich, daß insbesondere flir die regional unterschiedlich verlaufenden 
Transformationspfade Einflußfaktoren an Bedeutung gewinnen, die jenseits der Steuer­
barkeit durch die nationalen Regierungen liegen und nur in sehr geringem Maße auf na ­
tionale Transformationsstrategien zurückzuführen sind. 

Trotz des wirtschaftlichen Aufschwung Polens verloren die postkommunistischen 
Parteien ihre Regierungsmacht. Insbesondere wegen Vetternwirtschaft und der Vertei­
lung von Schlüsselpositionen in Staatsbetrieben, staatlichen JVledien und Streitkräften an 
Gefolgsleute verlor die Bevölkerung das Vertrauen in die Regierung. Hieraus resultier­
te, daß dem „wiedervereinigten" Wahlbündnis „Solidarnosc" (A WS) bei den Parla­
mentswahlen im September 1997 ein deutlicher \Vahlsieg gelang. Wahlsieger war auch 
die der Wirtschaft nahestehende Unia Wolnosci (UW, Freiheitsunion) von Leszek 
BALCERO\Vtcz. die 13,6 % der Stimmen errang. Seit Okt0ber 1997 bilden ASW und UW 
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gemeinsam eine neue Koalitionsregierung mit dem bislang weitgehend unbekannten 
Jerzy ßUZF.K als Ministerpräsidenten. Angesichts der widersprüchlichen wirtschafls-. fi­
nanz- und gesellschaftspolitischen Vorstellungen bleibt für die Zukunft abzuwarten. ob 
die heterogene Koalition dem Druck der Regierungsverantwortung standhalten wird. 

4.1.2 Dezentralisierung der politisch-administrativen Steuerung 

Mit der Wiederherstellung des Marktpreismechanismus durch Preisliberalisierungen 
und Liberalisierungen von Unternehmensgrünelungen wurden in Polen bereits frühzeitig 
Reformen umgesetzt. die den Einfluß des Staates auf das Wirtschaftsgeschehen reclt1-
zierten. Die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung übertrug zugleich umfang­
reiche Planungs- und Entscheidungskompetenzen vom Staat auf die polnischen Kom­
munen. was ebenfalls zu einer Minderung der zentralstaatlichen Steuerung beitrug. 

Gemäß den Überlegungen in Kapitel 3.2. 1 muß die Schaffung eines „groben markt­
wirtschaftlichen Ordnungsrahmens" aber flankiert werden von einzclrcchtlichen Rege­
lungen und dem Aulbau neuer Organisationsformen. Gleichzeitig wurde die These for­
muliert. da[) es aufgrund des zu erwartenden „time lags·' beim Umbau des Rechtssy­
stems und bei der unterschiedlichen aclministrativ-rHumlichen Verortung des institutio­
nellen Umbaus zu einer ,.institutionellen Lücke" kommt, die den weiteren Verlauf der 
Transformation beeinflußt. Außer bei der Privatisierung staatlicher Unternehmen (vgl. 
Kapitel 4.2) ist die institutionelle Lücke insbesondere bei der Wiederherstellung des 
Boden- und Immobilienmarktes und dem Umbau der räumlichen Planung zu erwarten. 
Schließlich waren die staatliche Verfügungsgewalt über Immobilien jeglicher Eigen­
tumsform und die zentrale raumwirtschaftliche Planung die beiden wichtigsten Instru­
mente der Einzelhandelssteuerung im Sozialismus. Welche Konsequenzen die Dezen­
tralisierungsstrategie für diese beiden wesentlichen Eintlußfaktoren der Einzelhandel­
sentwicklung hatte, soll im folgenden detaillierter analysiert werden. Dabei werden 
vornehmlich Gesetzestexte interpretiert, die als wichtigster Ausdruck staatlicher Trans­
formationsstrategien anzusehen sind. 

Folgen der Dezentralisierung für die Boden- und Immobilienmarktentwicklung 

Zu sozialistischen Zeiten existierten in Polen vier Eigentumsformen, die jeweils unter­
schiedlichen Schutz genossen: das „staatliche" Eigentum, das ,.gesellschaftliche'· Ei­
gentum von Genossenschaften, das ,.individuelle" Eigentum von Privatpersonen an 
Produktionsmitteln und das .,persönliche" Eigentum von Privatpersonen an Gebrauchs­
gütern (GRALLA 1996: 305). Mit der Verfassungsnovelle vom 29.12.1989 wurde in Po­
len frühzeitig wieder der einheitliche Eigentumsbegriff eingeführt und im Juli 1990 im 
Zivilrecht verankert. Hierin wurden die Privilegien des vergesellschafteten Sektors 
(staatliches und gesellschaftliches Eigentum) beseitigt (Artikel 44 ZGB). Damit wurde 
es zu einer entscheidenden Frage für den Fortgang der Liberalisierungen des Boden­
und Immobilienmarktes, wer die Rechtsnachfolge des Staates antrat, da zu erwarten ist, 
daß sich mit den unterschiedlichen Rechtsnachfolgern auch unterschiedliche Hand­
lungsstrategien bei der Weiterbewirtschaftung der Immobilien verknüpfen. 
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Grundsätzlich wurde mit dem staatlichen Eigentum an Grund und Boden so verfah­
ren, daß diejenige lnstanz, die im Sozialismus mit der ,.Verwaltung" des staatlichen Ei­
gentums beauftragt war, nun die Eigentumsrechte hieran zugesprochen bekam. Die 
wichtigsten Rechtsnachfolger waren dabei erstens der Zentralstaat, zweitens die staatli­
chen Unternehmen und drittens die Kommunen. Hierzu wurde aber kein umfassendes 

Gesetz verabschiedet. sondern es traten viele einzelrechtliche Teilbestimmungen in 
Kraft. 
• Die Übertragung staatlichen Eigentums an die polnischen Kommunen erfolgte auf 

der Rechtsgrundlage der „Einführungsbestimmungen zum Gesetz über die territo­
riale Selbstverwaltung" (GütSEinführ) vom l 0.5.1990. Artikel 5, Absatz I dieser 
Einföhrungsbestimmungen besagt: ,,Soweit durch andere Vorschriften nicht anders 
bestimmt, -wird das Staatseigentum, das zu den ( 1 )  Nationalräten und territorialen 
Or"anen der staatlichen Verwaltung der Grundstufe [= Gemeindenj, (2) staatlichen 

� � 
Unternehmen, für die Organe. die in Punkt I genannt wurden, das Gründungsorgan 

waren, (3) Betrieben und anderen Organisationen, die den in Punkt I genannten Or­
ganen untergeordnet waren, gehört, mit dem Tag des Inkrafllretens des vorliegenden 
Gesetzes rechtskräftig Eigentum der Gemeinden". 

Durch diese gesetzlich verankerte „Kommunalisierung;' staatlichen Vermögens 
bekamen die polnischen Gemeinden schlagartig große Teile an Boden und Immobi­
lien zugesprochen. Bei den Unternehmen, für welche die Gemeinden als „Grün­
dungsorgan" fungiert hatten, handelte es sich nämlich vor allem um die städtischen 
„Wohnraumbewirtschaftungsunternehmen". Insbesondere in den Innenstädten und 
<lcn gründerzeitlichen Wohngebieten waren diese bis 1 990 die wichtigsten Immobi­
lienbesitzer gewesen und hatten „im Auftrag des Staates'' die Vermietung von La­
denlokalen organisiert. In den Großwohnsiedlungen war dies weniger der Fall, da 
hier die Wohnungsbaugenossenschaften Eigentümer der Gebäude waren. Die Kom­
munalisierung staatlichen Eigentums prägte die Privatisierung im polnischen Ein­
zelhandel und die Entwicklung der lokalen Immobilienmärkte maßgeblich. Wie zu 
sehen sein wird, beeinflußte beides auch die Einzelhandelsentwicklung im Trans­
formationsprozeß. 

• Die Eigentumslibertragung an die staatlichen Unternehmen erfolgte auf Rechts­
grundlage des „Gesetzes über die Änderung des Gesetzes über die Grundstücksbe­
wirtschaftung und Enteignung von Liegenschaften" (ÄGB) vom 29.9.1990. Dem­
nach erhielten die staatlichen Unternehmen das Recht auf „ewigen Nießbrauch" an 
den kommunalen oder staatlichen Grundstücken (Art. 2, Abs. 1 ÄGB) und zugleich 
die auf diesen Grundstücken errichteten Gebäuden und Wohnungen als Eigentum 
(Art. 2, Abs. 2 ÄGB). Hierbei ist folgendes zu beachten : Da der staatliche und kon­
su,ngenossenschaftliche Einzelhandel in den meisten Fällen Ladenlokale in Gebüu­
den bewirtschaftete, die nach GütSEinführ an die Kommunen oder an private Ei­
gentiimer (meist Wohnungsbaugenossenschaften) fielen, und nur in wenigen Fällen 
(Kaufüallen und Warenhäuser) Gebäude mit eigenen Mitteln gebaut hatte, tangierten 
die Bestimmungen des ÄGB 1990 bestehende Ladenlokale kaum. Für die Schaffung 
neuer Verkaufsfüichen sollten sie sich aber als entscheidend erweisen, da sie große 
Teile des vormals staatlichen Eigentums dem kommunalen Zugriff entzogen. 
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Die Eigentumsrechte staatlicher Unternehmen wurden durch die polnischen Privati­
sierungsgesetze später noch reduziert bzw. auf die Gründungsorgane der Unternehmen 

- Woiwodschaften und Staat - übertragen (vgl. Kapitel 4.2). Als entscheidend für die 
weitere Analyse bleibt an dieser Stelle aber festzuhalten, daß die polnischen Transfor­
mationsstrategen das staatliche Eigentum an Kommunen, staatliche Unternehmen, den 

Staat und private Rechtssubjekte aufteilten. Die Eigentumsaufteilung wurde dabei von 

der funktionalen Zuordnung im Sozialismus bestimmt: Die kommunale Wohnungswirt­
schaft fiel an die Gemeinden, die genossenschaftliche Wohnungswirtschaft an die Woh­
nungsbaugenossenschaften und die meisten der gewerblichen Unternehmen (Industrie, 
Einzelhandel) an die jeweiligen Staatsunternehmen bzw. - je nach dem zum Einsatz 
kommenden Privatisierungsverfahren - an deren Gründungsorgane. 

Weil sich die jeweiligen Funktionen in unterschiedlichen Gebieten der Städte kon­
zentrieren, führte dies dazu, daß auch das Immobilieneigentum seit L 990 räumlich un­
gleich verteilt ist. Dabei ist tendenziell eine Dreiteilung zu beobachten: Die Kommunen 
sind größte Eigentümer in der Innenstadt und den gründerzeitlichen Wohnvierteln, den 

Wohnungsbaugenossenschaften gehören die Mehrzahl der Gebäude in den Großwohn­
siedlungen, und staatliche Unternehmen bzw. deren Gründungsorgane dominieren in 
den Gewerbegebieten. Aufgrund der unterschiedlichen Interessenlage bei der Bewirt­
schaftung der Immobilien beeinflußt diese räumliche Differenzierung der Eigentums­
verhältnisse auch die Einzelhandelsentwicklung in den unterschiedlichen Standortlagen. 

Folgen des i11stitutio11ellen Umbaus fiir die räumliche Planung 

Im Sozialismus war die räumliche Planung in hierarchisch aufeinander bezogene Pla­
nungsebenen eingebunden, die im polnischen Raumplanungsrecht spezifiziert wurden. 
Das Planungsrecht umfaßte dabei alle territorialen Einheiten vom Staat bis zu den 
Kommunen. Diese Regelung gilt bis heute und ist auf den niedrigen rechtlichen Status 
der Gemeinden im Sozialismus zurückzuführen, als sie keine eigenständige Rechtssub­
jekte darstellten (vgl. KULESZA 1987 und MtEl'vllEC 1987). 

Die sozialistische Raumordnung in Polen kannte drei Planarten: den .. Landesplan" 
als Raumordnungsplan für ganz Polen, den „Regionalplan", der in der Regel für das 
Woiwodschaftsgebiet aufgestellt wurde, und die „Ortspläne", die für das Gemeindege­
biet oder Teilbereiche desselben galten. Ähnlich wie in der bundesdeutschen Bauleit­
planung gab es dabei zwei Arten von Ortsplänen: den .,allgemeinen örtlichen Plan". der 
mit dem Flächennutzungsplan vergleichbar war, und den „detaillierten örtlichen Plan" 
(auch: örtlicher Raumbewirtschaftungsplan), der hinsichtlich Konkretisierungsgrad dem 
bundesdeutschen Bebauungsplan entsprach. Die Ortspläne waren aus vcrwaltungsrecht­
licher Perspektive dabei die wichtigsten Planwcrke, da sie die Grundlage für die „Bo­
denwirtschaft, die Entscheidung über die Nutzung von Grundstücken für Investitions­
zwecke und die Entscheidung über die Änderung der Bodennutzung" bildeten (Artikel 
32 Raumordnungsrecht, vgl. KULESZA I 987: 339). 

Die Erstellung von Ortsplänen war die Aufgabe der Gemeindevenrnlt1111g. Aufgrund 
der zentralistischen Planungshierarchien war diese jedoch weisungsablüingig von den 
oberen territorialen Behörden. Gemäß der „doppelten Unterstellung'· mußten zugleich 
die örtlichen Gemeinderii/e die Ortsplancntwürfc bestfüigen und annehmen. Nach offi-
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zieller Lesart sollte hiermit den .. örtlichen Interessen„ Rechnung getragen werden (ebd.: 
342), in der Realität war das Prinzip der doppelten Unterstellung aber wohl eher der In­
teressendurchsetzung der herrschenden sozialistischen Partei geschuldet (vgl. zu den 
Entscheidungsmechanismen der räumlichen Planung auch Abb. 7. S. 35). 

Parallel ;ur Raumplanung existierte in Polen �1it der .,sozialwirtschaftlichen Pla­
nung-' eine weitere Planungshierarchie, die ebenfalls dreistufig organisiert war. Ker­
nelemente der sozialwirtschaftlichen Planung waren l\ileh1jahrespläne des Landes. der 
Woiwodschaften und der Gemeinden. In den Fün�ahresplänen der Gemeinden waren 
dabei festzulegen: .. Organisatorische und ökonomische Handlungen zur Aktivierung 
und Steigerung der Effektivität ( ... ) im Handwerk sowie im Handel und Dienstleistun­
gen (und) Ent;, icklungsrichtungen der Tätigkeit der Unternehmen. deren Gründungsor­
gane Organe der staatlichen Verwaltung der Grundstufe sind" (Artikel 15) .  Allerdings 
�vurden die lokalen Pläne, die Jaul Gesetzestext eigentlich die Basis für die Bearbeitung 
der Woiwodschaftsplline sein sollten. erst nach den übergeordneten Plänen erstellt 
(KULESZA 1987). Der Grundsatz der hierarchischen Unterordnung. nach dem die Pläne 
unterer Stufe zur detaillierten Festlegung der Pläne übergeordneter Stufe dienen, konnte 
so auch in der sozial wirtschaftlichen Planung beibehalten werden. 

Raumplanung und sozialwirtschaftlicher Planung gemeinsam war die juristisch zwar 
vorgesehene. faktisch aber geringe Mitsprachemöglichkeit kommunaler Gremien. Dies 
ta1wierte auch die Einzelhandelsnetzplanung: So bestand für die Gemeinden zwar die 
Mö�glichkeit, Geschäfte des Privathandels zu genehmigen und deren Standorte zu be­
stimmen. Die ,.Entwicklungsrichtlinien der Tätigkeit der Unternehmen, deren Grün­
dungsorgane örtliche Organe der staatlichen Verwaltung auf Woiwodschaftsebene sind'· 
(Artikel 14) wurden jedoch von den Woiwodschaften festgelegt. Wie gezeigt, be.traf 
dies im Einzelhandel fast alle sozialistischen Handelsketten (vgl. Kapitel 2.2.2.2). Nach 
dem im Raumplanungsrecht verankerten ,.Lokalisationsverfahren" (Artikel 37) fiel da ­
her auch die Mehrzahl der Entscheidungen über Einzelhandelsstandorte und 
-betriebsformen in den Aufgabenbereich der Woiwodschaftsbehörden. 

Das zentralistische Planungssystem wurde durch die Verabschiedung des .. Gesetzes 
über die territoriale Selbstverwaltung'· (GütS) im Mai 1990 frühzeitig und weitreichend 
geändert. Seitdem umfassen die Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden viele 
Punkte. die für die Einzelhandelsentwicklung von Bedeutung sind: .. Raumordnung, 
Bewirtschaftung des Bodens'· (Artikel 7. Abs. 1 ), .,kommunaler Wohnungsbau" (ebd., 
Abs. 7) sowie „Marktplätze und Markthallen·· (ebd .. Abs. 1 1  ). Gleichzeitig wurden die 
Woiwodschaflsrfüe als territoriale Entscheidungsgremien aufgelöst. 

l\ilit der Verabschiedung des Gesetzes über die territoriale Selbstverwaltung war eine 
Situation eingetreten, in der die Gemeinden zwar schlagartig die Planungshoheit zu­
rückgewonnen hatten, die einzelrechtlichen Regelungen zur Durchsetzung dieser Pla­
nungshoheit jedoch noch nicht existierten. Hiervon war in erster Linie die Planungsge­
setzgebung betroffen. So wurde das .• Raumbewirtschaftungsgesetz .. (R�G), dessen Be­
stimmungen sich eng an die bundesdeutsche Bauleitplanung anlehnen>1

, in Polen erst 

�, Die Bctommg der kommunalen Planungshohei1 erfolgl d:1bei in Artikel 2 . .. Die Festlegung der Zweckbe­
sti1111nung eine; Gebietes und der Verfahren zur Raumbewinschaftung gt:schieht im örtlichen Raumbewirt­
schaftungspl:m" (Abs. 1 )  und in Anikcl 4: .. Die Festlegung der Zweckbestimmung und der Grundsätze;: fiir die 
Bewirtschaftung eines Gebietes gehört zu den ureigenstt:n Aufgaben der Gemeinde;:" (Abs. 1 ). Auch das bun-
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am 7. Juli 1 994 verabschiedet, und es trat erst am 1 . 1 . 1995 in Kraft. Die institutionelle 
Lücke in diesem Bereich bestand also mehr als fünf Jahre; ein Zeitraum. in dem noch 
das alte Raumplanungsrecht in Krafr war. Die institutionelle Lücke tangiert die poli­
tisch-administrative Steuerung der Einzelhandelsentwicklung dabei vornehmlich in 
zwei Bereichen: 
• tvlit der Wiedereinführung der kommunalen Selbstverwaltung und der Verabschie­

dung des Raumbewirtschaftungsgesetzes verschoben sich die Entscheidungsbefug­
nisse über die räumliche Planung auf die kommunale Ebene. Jegliche Nutz�mg. die 
dem örtlichen Raumbewirtschaftungsplan widerspricht. ist seitdem ungi.ilti!!. Hieraus 
können erhebliche Steuerungsmöglichkeiten der kommunalen Plan�1110 �1boeleitet 
werden. Eine andere Lesart d�s RBG muß aber zugleich konstatieren. d;ß alle Bau­
maßnahmen, die nicht „im Widerspruch zu den Feststellungen des örtlichen Raum­
bewirtschaftungsplans stehen. ( ... ) nicht abgelehnt werden·' dürfen (Artikel 43). Da 
gleichzeitig gilt, daß erst ,.mit dem Tag des lnkrafttretens des örtlichen Raumbewirt­
schal'lungsplans ( ... ) alle vorher gefaßten Beschlüsse über die Bedingungen der Be­
bauung und der Bewirtschaftung des Geländes" erlöschen (Artikel 35), ist die lokale 
Stadtentwicklungsplanung so lange an die zu sozialistischen Zeiten erstellten Raum­
bewirtschaftungspläne gebunden, bis die Gemeinderäte neue Pläne beschlossen ha­
ben. 

• Das Erstellen von neuen Plänen nimmt aber viel Zeit in Anspruch. Dies gilt insbe­
sondere im institutionellen Umbruch, in dem hierarchische Entscheidungsprozesse 
durch Aushandlungsprozesse abgelöst werden, nämlich zwischen den kommunalen 
Politikern, die Planwerke beschließen, und der Verwaltung, welche die Beschlüsse 
des Gemeinderats sowohl durchführt als auch vorbereitet (Artikel 30 GütS, zum 
Wandel der Entscheidungsmechanismen im Prozeß der räumlichen Planung vgl. 
Abb. 12, S. 67). Zudem befinden sich viele Verwaltungsorganisationen in den pol;i­
schen Gemeinden erst im Aulbau. Mit einer Verabschiedung gültiger Plnnwerke 
kann bei der Flächennutzungsplanung deshalb nicht vor 1998 gerechnet werden. Die 
Aufstellung von Bebauungsplänen wird noch länger dauern. 
Als Konsequenz der „institutionellen Lücke" ist die kommunale Stadtentwicklungs­

planung in hohem Maße an die Vorgaben der zu sozialistischen Zeiten erstellten Pläne 
gebunden. Investitionsvorhaben, die diesen Plänen nicht widersprechen. können nicht 
abgelehnt werden. Gleichzeitig aber haben sich die Rahmenbedingungen der Stadtent­
wicklung geändert. Im Einzelhandel gilt dies insbesondere für neue großfliichige Be-

desdeu1schc Gegenstromprinzip finde! sich im polnischen RBG. indem die „Gestaltung der Raumordnungs­
poli1ik �es S1aates und die Koordinierung von Programmen von iibcrörtlicher Bedeutung ( ... ) in d.:11 Aufga­
benbereich der obers1en und z.erllrnlen Organe der staa1lichen Verwaltung sowie der Woiwoden" fallen (Arti­
kel 4. Abs. 2 )  und die örtlichen Raumbewirtschaftungspliine .. die Ziele und die Schwerpunk1e der Raun1orcl­
nungspolitik des Staa1es auf dem Gebiet der Woiwodschaft" berücksichtigen miisscn (Artikel 6 .  Abs. 2). Die 
in Deulschland bek<inn1e zweis1ufigc Baulci1planung wird in Polen festgeschrieben durch die beiden Planwer­
ke „Studie". die dem bundesdeu1sche11 Flächennutzungsplan entspricht und - wie dieser - nur behördcnver­
bindlich ist (Artikel 6). und .. örtlid1er Raumbcwinscl1aftungsplan", der hinsichtlich Konkre1isierungsgrad dem 
bundesdeutschen Bebauungsplan en1spricht und ebenso als Gcmeindcsatz.ung vom Gemeinderat beschlossen 
wird (Anikcl 7-17) .  Die auch im bundesdt:uJschen Planungsrecht vorgesch;iebene Abstimmun,rspflicht mit 
Nachbargemeinden und den Triigcrn öffentlicher Belange und die Anhörungsptlicht von Bürgern im Rahmen 
t:iner öffentlichen Planauslcgung regeln in Polen Anikd 18. Abs. 2 (4. 6) RGl3. 
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triebsformen, die in  der sozialistischen räumlichen Planung keine Rolle spielten. Glei­
ches trifft im übrigen für die 1997 geltenden planungsrechtlichen Bestimmungen zu: 
Ein der bundesdeutschen Baunutzungsverordnung entsprechendes Instrument zur Be­
grenzung großflächiger Handelseinrichtungen wurde bislang in Polen noch nicht verab-
schiedet. Die Möglich keit der Gemeinden, die wirtschaftsräumlichen Entwic klung zu steuern, 
beschränken sich damit ausschließlich auf die Grundstüc ke und Immobilien. die sich in 
ihrem Eigentum befinden. Wie gezeigt wurde. ist das kommunale Eigentum dabei an 
innerstädtische Bereiche und gründerzeitlichen Wohngebiete gebunden. Spfüer wird zu 
sehen sein. daß sich diese räumlich unterschiedlichen Steuerungsmöglichkeiten auch 
deutlich im Wandel der Standortstru ktur des Einzelhandels widerspiegeln. 

4.1.3 Wandel nachfrageinduzierter Rahmenbedingungen 

Mit der Aufgabe der Zentralverwaltungswirtschaft wurde das Nachfragcverhalten der Bevöl kerung plötzlich zu einem ausschlaggebenden Faktor für den Erfolg von Einzel­handelsunternehmen. Dies gilt insbesondere bei dem steigenden Wettbewerb durch Zu­nahme privater Handelsbetriebe. Es stellt sich die Frage, ob das Konsumverhalten der polnischen Verbraucher bestimmte Angebotsformen begünstigt und damit die Ent­wic klung der Einzelhandelsstru ktur beeinflußt. Für das Nachfrageverhalten der polnischen Haushalte seit Einführung der Markt­wirtschaft lassen sich im wesentlichen drei Phasen unterscheiden, die unterschiedliche Konsequenzen für die Einzelhandelsstruktur besaßen (vgl. Tab. 17, S. 83 und Tab. 20). Es sind dies der hohen Kauf kraftiiberschuß zu Beginn des Transformationsprozesses ( 1989/90), der Rüc kgang der Reallöhne in der frühen Transformationsphase ( 1990-1993) und die anschließend einsetz.ende Ein kommenszunahme (seit 1995) sowie die über den gesamten Zeitraum zunehmende Polarisierung der Einkommensentwicklung. 
Tab. 20: Entwicklung nachfragerelevanter Indikatoren in Polen, 1989-1996 

1989 1990 1991 1992 1993 j 1994 1995 1996 1997 

Anteil Lebensmittel an 41,5 1 41,1 40,9 ! 
Haushaltsausgaben (i n%)  . .. . ..  _ .. , , ,- �,,, .. .. " 

-······- ···- ''" .... , , _ , , , ,_ ,, , , ,_ ,,,,,_ ,  .... ···· ·· · ·· · ·· ·· ··- ·· ··- · ·" ·' 
Einzelhandelsumsatz 
(Veränderung zum Vo�ahr in %) 

1 1 Lebensmittel - 14,3 3,0 5,5 3,8 2,4 3,0 2,5 8,6 
Non•food 6,1 -29.5 0.7 11 ,5 1 3,8 2,2 7,1 

Quellen: GUS 1992a: 98. GUS 1997: 3 

Nachfrageiiberhang bei Tra11sformatio11sbegi1111 
Kennzeichen der polnischen Wirtschaftskrise gegen Ende der 80er Jahre war eine Intla­tion mit Preissteigerungen im Einzelhandel von 250 % ( 1989). Gleichzeitig stiegen aber 
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die Nominallöhne in noch stär kerem l\ilaße an, so daß das lnllationspotential durch die Preissteigerungen nicht in vollem Umfang abgeschöpft wurde. Hieraus resultierte ein Nachfrageüberhang, der sich in steigenden Sparguthaben der Bevölkerung niederschlu!! 
(QUAISSER 1990: 20). Da infolge der Inflation die Wertautbewahrungsfun ktion de; Zloty san k, wurden diese Sparguthaben immer mehr in fremdwähru�gen angelegt. Aufgrund der Einzelhandelsplanung im Sozialismus, die sich lediglich auf die Versor­gung der Bevöl kerung mit Grundbedarfsgütern konzentrierte, bestand gleichzeitig eine hohe Nachfrage nach Gütern des Zusatznutzenbedarfs zur Erhöhung des persönlichen Lebensstandards, vorwiegend im Bereich westlicher Konsumgütern. In der frühen Transformationsphase (Ende 1989) löste die Freisetzung des ange­stauten Kauf kraftüberschusses und der Wunsch nach Dec kung des Präferenz.bedarfs bei den Konsumenten einen enormen Nachfragesog nach gehobenen Konsumgütern aus (TIETZ 1992d: 24, HANDEL 1994: 66). Hiervon profitierte insbesondere der illeoale ö Mar k t - und Straßenhandel, der im Zuge der wirtschaftlichen Liberalisierungen und der Erosion staatlicher Kontrolle star k zugenommen hatte. Schätzungen gehen� davon aus, daß 1990 etwa 30 % der Handelsumsätze über diese Karüile abgewickelt wurden 

'? 
(QUAISSER 1990: 22)''-. Es war vor allem die Schattenwirtschaft, die in kürzester Zeit zu einem star ken Wettbewerber für den staatlichen und konsumgenossenschaftlichen Ein­zelhandel wurde. Sie konnte westliche Konsumgüter nämlich nicht nur weitaus schnel­ler, sondern auch sehr viel preiswerter anbieten als das über kommene Distributionssy­stem aus sozialistischen Zeiten. Der Grund hierfür lag darin. daß die Kostensituation der inoffiziellen Schattenwirtschaft z.B. aufgrund ihrer fehlenden Besteuerung sehr viel günstiger war. Zudem bestanden für zahlreiche Konsumgüter hohe Importzölle, die mit der verbreiteten Schmuggeltätigkeit umgangen werden konnten. Dieser Kostenvorteil konnte durch niedrigere Preise an die Konsumenten weitergegeben werden. 
Einbruch der Realei11ko111me11 
1990 erlebte Polen eine Hyperinflation. l\ilit der Aufgabe staatlicher Preis kontrollen war diese als „ korrektive Inflation" zwar durchaus gewollt. in ihrer Höhe aber kaum erwar­tet worden (QUAISSER 1990: 20). Im Unterschied zu den vergangenen Jahren wurde der Lohnanstieg durch Lohnzuwachssteuern im staatlichen Sektor aber stark gedrosselt. Hieraus resultierte 1990 ein Einbruch bei den Reallöhnen, die bis 1993 kontinuierlich san ken. Auch nach dem Anstieg der Haushaltsein kommen seit 1994 ist die materielle Situation der Haushalte immer noch schlechter als 1989, was vor allem für Bezieher von Transfereinkommen wie Arbeitslose und Rentner gilt. Viele von ihnen rutschten unter die Armutsgrenze und können noch 1997 nur durch eine illegale Beschäftigung in der Schattenwirtschaft ihren Lebensstandard halten. Der Fall der Reallöhne führte zu einem Umsatzrüc kgang im registrierten Einzelhan­del, der im Krisenjahr 1990 mit einem Einbruch von fast 30 % besonders hoch im Non-
-'1.Darni1 müssen auch die offiziellen Umsaizzahlen für den Einzelhandel mi1 Vorsicht be1rachtet werden. Eine Vielzahl der über die Schaucnwirtschafl verausgabten Einkommen werden von der offiziellen Sta1is1ik nichl erfof.11. Der unerwa11et hohe Umsatzeinbruch des Lcbensrnineleinzclhandels 1989 ist angesichts dieser Daten­lage schw1eng zu 1nterpre11ercn. �s ist �u vermuten. daß die Einzelhandelsumsfüze im Krisenjahr 1989 w­nachst 111 allen Branchen sanken. die Freisetzung des Kaufkraftüberhangs. die ja ersl Ende 1989 erfoh.He. aber nur vorn Non-food-Bereich abgeschtipfl wurde. in dem der g,rößte Nachholbedarf bestand_ • · 
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food-Bercich war. Im Unterschied zur Reallohnentwicklung stiegen die Einzelhandel­
sumsätze in der Folge aber relativ schnell. Diese auf den ersten Blick widersprüchlichen 
Entwicklungen sind vor allem auf vier Sachverhalte zurückzuführen: • Erstens erzielte und erzielt ein Großteil der polnischen Bevölkerung Einkommen in  

der Schauenwirtschaft. d ie  statistisch nicht erfaßt wird. So ergaben landesweite Er ­
hebungen in  Polen. daß 1995 rast 1 0  % der Bevölkerung im erwerbsfähigen Aller 
einer Schwarzarbeit nachgingen. Für 960000 Menschen. das waren etwa 43 % aller 
nichtregistrierten Erwerbstätigen. stellte die verdeckte Beschäftigung sogar die 
Haupteinnahmequelle dar (OECD 1 997: 186). • Zweitens erwarb ein großer Teil der Bevölkerung Einkommen mit 1emporüren Be­
schäftigungen im westlichen Ausland, wodurch der statistisch ausgewiesene Real­
einkommensverlust höher war als der talsiichlichc. • Drittens löste die Bevölkerung zur Deckung ihres Konsumbedarfs zunehmend ihre 
Sparguthaben auf. Kennzeichen hierfür ist auch die rasch sinkende Dollarisierungs­
ra1e: Nach sehr hohen 70 % im Jahr 1990 betrug diese 1993 nur noch 29 % (DIEHL 
1995: 473). • Viertens werden zunehmend Kredite in Anspruch genommen. um Konsumwünsche 
zu befriedigen: Zwischen 1 994 und 1996 hat sich die Zahl der Konsumentenkredite 
von 3,4 Mrd. Zloty auf knapp 1 1  Mrd. Zloty mehr als verdreifacht. Die polnische 
Nationalbank stellte deswegen bereits Überlegungen zu einer Erhöhung der Leitzin­
sen an33 . 
Das Konsumverhalten der Bevölkerungsmehrheit wird trotz der aufgezeigten Fakto­

ren aber überwiegend durch deren schlechte materielle Situation geprägt. Dies zeigt sich 
auch darin, daß mehr als 40 % der Haushaltseinkommen in  Polen flir Lebensmittel ver­
ausgabt werden. Gleichzeitig steigen die Haushaltsausgaben für Wohnungsmieten und 
Energie, da der Staat die Subventionen hierfür sukzessive abbaut3". Die Mehrheit der 
Bevölkerung reagierte auf den Rückgang des verfügbaren Einkommens mit Konsum­
verzicht bei Waren des Zusatznutzenbedarfs. Gleichzeitig wurde der Preis zum ent­
scheidenden \Vcubewerbsfaktor bei Waren des Grundnutzenbedarfs, womit sich insbe­
sondere für discountorientierte Angebotsformen günstige Wachstumsperspektiven erge­
ben. Hinzu tritt die Distanz 7.um Einkaufsort. denn die Pkw-Verfügbarkeit ist seit l 989 
zwar von 12,8 auf 1 9,5  Pkw pro Einwohner ( 1 995) gestiegen (GUS 1 996: 69), im euro­
päischen Vergleich ist sie aber nach wie vor sehr gering. 
Z1111ehme11de Polarisierung der Ei11ko111111e11 
Bei insgesamt sinkenden Realeinkommen ist die polnische Gesellschaft durch eine 
wachsende Einkommenspolarisierung gekennzeichnet. Einer sehr schmalen Schicht von 
Transformationsgewinnern steht eine kleine Mittelschicht und die Masse der am Exi­
stenzminimum lebenden Bevölkerung gegenüber. Hierdurch entsteht eine Zwcidrittel­
gesellschafl, allerdings mit im Vergleich zum Westen umgekehrten Vorzeichen 
!! vgl. .. Ein Kredit fiir den Frühling gdiillig?·' In: Külner Stadt-Anzeiger vom 30. 12. 1996. S. 25. 
·"' So stieg der Anteil der Haushaltseinkommen. der fiir l'vtietcn verwendet werden muß. von 1 1  % im Jahr 
I 989 (SOi. BACH 1992: 19) auf 17 9,, illl fahr 1995 (GUS 1996: 20). Im gleichen Zeitraum stieg der für Ener­
gietr:igcr verwendete Einkommensanteil von 2.8 % au f' I 0.8 <;f (e.bd.) 
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(JUCt·ILER 1 994: 497). Zur wachsenden Einkommenspolarisierung trug auch die Lohn­
zuwachssteuer bei. die nur für die staatlichen Unternehmen und den öffentlichen Dienst 
galt. Dadurch hat sich die Einkommensschere im Vendcich zum Privatsektor erheblich 
geöffnet. Hinzu kommt eine Spaltung des Arbeits1m�·ktes durch die Internationalisie­
rung der polnischen Wirtschaft. Ausliindischc Unternehmen haben einen seomentierten 

0 Teilmarkl geschaffen und bezahlen hochqualifizierten Fachkriiften Löhne, die weit über 
dem Landesdurchschnitt liegen (FASSMANN 1995: 1 94). 

Der Bevölkerungsteil, der aufgrund hoher Einkommenszuwiichsc eher in der Lage 
ist. individuelle Konsumstile zu entwickeln. isl in Polen dementsprechend gering. Eine 
Polarisierung des Einkaufsverhaltens in Grund- und Zusatznutzenbedarf Hißt sich bei 
der Bevölkerungsmehrheit nur vereinzelt feststellen. Sie betrifft vor allem den Kauf von 
westlichen Imagemarken im Bereich Bekleidung und Unterhaltungselektronik. Bei Gü­
tern, denen dieser demonstrative Konsumnutzen nicht zugesprochen wird. dominiert 
dagegen die Preisorientierung (ZENTES 1993: 94). Auch das Marktsegment für Luxus­
waren ist ausgesprochen schmal. Wie zu sehen sein wird, steht dies in enoer Wechsel-o wirkung zu den regional differenzierten Arbeitsnüirkten und beschränkt sich damit auf 
Warschau und die anderen Großstädte. Sowohl die Nischenmärkte für Luxusbednr1· als 
auch die für lebensstilorientierte Produkte und Betriebsformen werden dabei im we­
sentlichen von westeuropäischen Handelsunternehmen bearbeitet (vgl. Kapitel 4.3.2). 

4.2 Regionalisierungsstrategien bei der Privatisierung des 
sozialistischen Einzelhandels 

\.Viehtiger Bestandteil der Transfonnationsstrategien aller ostmittelcuropüischen Staaten 
war eine frühe und umfassende Privatisierung des Einzelhandels (z.B. BALCEROWICZ 
1996), weil der Herstellung marktwirtschaftlichen Wettbewerbs in diesem Wirtschafts­
sektor eine zentrale Rolle für den Erfolg des gesamten Transformationsprozesses zuge­
sprochen wird: Handelsunternehmen .,ermitteln Angebot und Nachfrage ihrer l'vlarkt­
partner auf den unterschiedlichen Wirtschaftsstufen und bringen sie z. B. über Preis­
und Sortimentsentscheidungen zur Deckung. Auf diese Weise sorgen sie für stündig 
neues Wissen über Produktinnovationen auf den vorgelagerten und-über Prüferenzve1� 
änderungen auf den nachgelagerten Distributionsebenen. Sie erhöhen auf den stets un­
vollkommenen Miirklcn die Informationstransparenz für alle Marktbeteiligten und stel­
len damit ein wichtiges Element innerhalb einer funktionsfähigen marktwi7-tschaftlichen 
Winschaftsordnung dar'· (AHRENS 1993: l 6f.). 

Polen war bei der Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse im Einzelhandel beson­
ders erfolgreich. In  weniger als drei Jahren stieg der Marktanteil des privaten Einzel­
handels von 5 % auf 90 % (vgl. Tab. 22). Bezogen auf die Verkaufsstellen vollzog sich 
der Umbruch noch radikaler: Bewir1schaf1etcn sozialistische Ketten 1989 noch 8 1  % der 
Verkaufsstellen Polens. so sank dieser Anteil innerhalb nur eines Jahres auf unter 35 % 
(vgl. Tab. 2 1  ). Der wachsende Marktanteil des privaten Sektors ist nicht nur der Privati-
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Tab. 22: Marktanteile des staatlichen, genossenschaftlichen und privaten Einzelhandels in Polen, 
1989-1992 

Anteil am Umsatz (i n%) 

1989 1990 1991 1992 

Staatlicher Einzelhandel 33,1 26,0 14,2 10 

Genossenschaften 62,2 42,8 21,6 
90 

Privater Einzelhandel 4,7 31,2 64,2 

Quelle: HALBACH 1993 

sieruno zuzuschreiben. sondern in erster Linie auf Gründungstiitigkeiten zurüc kzuführen 
(v!!I. Kapitel 4.3.1 ). Aber auch bezogen auf absolute Zahlen verloren die sozialistischen 
Ur�ternehmen zwischen 1990 und 1992 58 % ihrer Verkaufsstellen. 

1996 betreiben private Händler 92 % aller Geschäfte Polens, die Umsatzanteile 
dürften nur wenig darunter liegen. lm Unterschied zur Industrie ist die Umwandlung der 
Eigentumsverhältnisse im Einzelhandel damit im wesentlichen abgeschlossen. Der Er ­
folo der Privatisieruno im polnischen Einzelhandel ist einmalig in  Ostmitteleuropa 
(H:LßACH J 993: 27. EARLE u. a. 1994: 175). Zurüc kzufül�r�n ist e1: auf die in Po�en  ver­
fol!!ten Privatisierungsstrategien, auf die im weiteren deta1ll1erter e111gegangen wird. 

Q -

Tab. 21: Staatliche, genossenschaftliche und private Geschäfte in Polen, 1989-1996 

Anteil an den Verkaufsstellen (in %) 

1989 1990 1991 1992 
! 1993 1994 1995 

Staatlicher 18,0 6,0 1,8 1 ,5 
Einzelhandel 

Genossen· 62,8 28,8 
schatten 

Privater 65,2 
Einzelhandel 

Anzahl der Verkaufsstellen 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Staatlicher 27354 14312 9440 9613 8620 1 6287 
Einzelhandel J - ··· · ·� -. ...  , _ ,,  .. ,,-«• •• - •><••·······-

Genossen- 95561 68454 51 044 
schatten 

Privater 29156 154659 250482 300 441 
Einzelhandel 

Gesamter 152 071 237 425 310966 352502 380 582 415449 425600 

Einzelhandel 

Quellen GUS 1993: 14; GUS 1997: 4 
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1996 

1,3 

6,5 

92,2 

1996 

5399 

26316 

373848 

405563 

4.2.1 Regionalisierung und Zentralisierung der 
Einzelhandelsprivatisierung 

Bei der Privatisierung des sozialistischen Einzelhandels in Polen kamen die Strategien der sogenannten „ kleinen" und der „großen" Privatisierung zum Einsatz. die sich hin­sichtlich ihres Ablaufes und ihrer Bedeutung grundlegend voneinander unterscheiden: 
Die kleine Privatisierung im polnischeu Einzelhaudel 
Die rasche Herstellung mar ktwirtschaftlicher Wettbewerbsbedingungen im polnischen Einzelhandel ist fast ausschließlich der kleinen Privatisierung zuzuschreiben. So verlo­ren die staatlichen Ketten 1990 - dem Jahr, in dem die kleine Privatisierung in Kraft trat - 48 % und die Konsumgenossenschaften 28 % ihrer Ver kaufsstellen (vgl. Tab. 21 ). Damit war die kleine Privatisierung für die Eigentumsumwandlung weitaus wichtiger als die große Privatisierung. Ihr Erfolg ist mit zwei Sachverhalten zu erklüren: 1. Die kleine Privatisierung war gar kein eigentliches Privatisierungprogramm und fußte nicht auf irgendwelchen Privatisierungsgesetzen. So wurden bei dieser Privati­sierungsvariante auch nicht die staatlichen Umemeh111en oder Konsumgenossen­schaften privatisiert. Statt dessen handelte es sich bei der kleinen Privatisierung um einen Transfer von Eigentumsrechten an den Lade11/okale11, in denen die sozialisti­schen Unternehmen operierten. Hierzu bestand ein Konglomerat an unterschiedli­chen Gesetzen und Verordnungen, die jeweils einzeln verabschiedet wurden und keinen Bezug zu einem übergeordneten Privatisierungsziel hatten. Zwei Gesetzge­bungsakte waren dabei von besonderer Bedeutung (vgl. auch T AMOWICZ i 993, EARLE LI. a. 1994): • Das ,.Gesetz über die territoriale Selbstverwaltung·· (GütS) und seine „Einfüh­rungsbestimmungen", welche die Eigentumsrechte an einer großen Zahl von Grundstüc ken, Gebäuden und Unternehmen vom Staat auf die Kommunen über­trugen. Gleichzeitig bekamen die Gemeinden das Recht, über die Nutzung dieser Liegenschaften selbst zu entscheiden (Arti kel 45, Abs. 1 GlitS). • Die ,.Novelle zum Wohn- und Gewerberaumrecht" (Raumrecht) vom 23. März 1990. Zuvor konnten Immobilieneigentümer nicht eigenständig über die Nutzung ihres Besitzes entscheiden, was in dem „Wohn- und Gewerberaumrecht vom IO. April 1980" gesetzlich veran kert worden war. So besaß der Staat die Option, je­des Ladenloka l  für sich zu beanspruchen, wenn in diesem ein Betrieb des soziali­stischen Einzelhandels etabliert werden sollte. Zudem bestand ein zentralstaat­lich festgelegtes Mietensystem, das - je nach Nutzungsart - die Mieten für die betreffenden Ladenlokale fixierte. Beide Verordnungen wurden mit der Novelle zum Wohn- und Gewerberaumrecht im März 1990 aufgehoben. Die Eigentümer von Ladenlo kalen, also überwiegend die polnischen Ge­meinden, erhielten nun wieder das Recht, Mieten nach eigenem Ermessen zu e r ­heben und - dies war für die kleine Privatisierung entscheidend - bestehende Mietverträge mit dreimonatiger Kündigungsfrist auflösen. Dies wurde durch die Gesetzesänderung ermöglicht, daß „vom Tag des ln krafttretens des Gesetzes für Gewerberaumvermietungen die Vorschriften des Zivilrechtes gelten, insbesonde-
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re im Falle der Auflösung von Mietverträgen'" (Artikel 2, Abs. 1 Raumrecht). Den bisherigen Mietern stand lediglich das Recht zu, ,,die Art zu wühlen, wie sie an dem Rm;m vorgenommene Aufwendungen für Modernisierungen und Reno­vierun"en wiedererlan"en·' (Artikel 4) - eine Einschr/inkung, die für die fakti­sche Ausgestaltung d:;. Eigentumsrechte an Ladenlo kalen gewisse Bedeutung erlangen sollte (vgl. Fallstudie Wroclaw). 2. l\tlit dieser „Kornmunalisierung" staatlichen Eigentums wurde die kleine Privatisie­run!! nicht zentral vom Staat oder e iner übergeordneten Privatisierungsbehörde dur;hgefiihrt. sondern dezentral von den Gemeinden. Damit wurden de facto 2 419 eigen;tändige Privatisierungsprogramme der polnischen Kommunen parallel umge­setzt. Die lokalen Regulierungsmechanismen gewannen hierdurch erheblich an Be­deutung für die weitere Nutzung der Ladenlo kale und beeinflußten damit die Ent­wic klung des Einzelhandels im Transformationsprozeß in hohem Maße. Die Institutionalisierung des Privatisierungsverfahrens auf kommunaler Ebene als Ergebnis einer „strategischen Regionalisierung" im Sinne von VOLLMER ( 1998) ist das zentrale Element der kleinen Pr ivatisierung. Die Kommunalisierung staatlichen Eigen­tums führte dabe i zur weitgehenden Auflösung der staatlichen Handelsketten und Kon­sumgenossenschaften. Die polnischen Gemeinden zeigten in der Rege l nämlich kein Interesse daran, die Handelsorganisationen des sozialistischen Se ktors zu schützen. Vielmehr ergriffen sie die Gelegenheit zur Zerschlagung d ieser Ketten. zu denen kaum Bezieht1111.!en auf lokaler Ebene bestanden (vgl. Fallstudie Wroclaw). Die sozialistischen Unterneh�1en mußten meist a l l  jene Betriebe aufgeben, deren Ladenlokale sich in kom­munalem Eigei1tum befanden, und konnten nur diejenigen weiterführen, die sie in der Vergangenheit selber errichtet hatten. Die Handelsorganisationen verloren daher vor­nehmlich kleinfüichige Ladenlo kale, während die Kaufhallen. Kaufüüuser und Waren­häuser häufig in ihrem Eigentum verblieben. Dies zeigt auch der Mar ktanteil des staatli­chen Einzelhandels nach der kleinen Privatisierung: 1991 betrug er nur noch 3 % an den Ladenlokalen. aber 14.2 % am Umsatz des polnischen Einzelhandels (vgl. Tab. 22). Wie auch die Fallstudie zeigen wird, waren die Nutznießer der kleinen Privatisie­rung im wesentlichen die ehemaligen Belegschaften und Ver kaufsstellenleiter, die den Sprung in die Selbständig keit wagten. Im Gegensatz zu den zentralstaatlich geleiteten Handelsunternehmen konnten sie nämlich vielfältige Konta kte auf lokaler Ebene nut­zen, ihre Interessen gegenüber den kommunalen Privatisierungsbehörden leichter arti­kulieren und häufig günstige Miet- und Übernahme konditionen einfordern. Dies ist nicht zuletzt auf den starken Einfluß der örtlichen Solidarnosc-Bewegungen zurüc kzu­führen, die in hohem Maße mit den kommunalen Behörden verbunden waren. So nah­men die meisten polnischen Gemeinden von einer Privatisierung „über den Mar kt" Ab­stand. Bis Mitte 1990 vergaben sie nur geschätzte 9,3 % ihrer Ladenlokale durch Au k­tionen an den Meistbietenden, obwohl die hierbei erzielten Mieteinnahmen weit über denen lagen, die bei der Vergabe an die ehemaligen Mitarbeiter erreicht wurden (FRYDtvtAN und RAPACZYNSKI 1993: 45). Die kleine Privatisierung in Polen war damit im wesentlichen eine „Insider-Privatisierung". Ausländische Einzelhandelskonzerne hatten bei dieser Privatisierungsstrategie. bei der Beziehungen auf lo kaler Ebene in ho-
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hem Maße ausschlaggebend für die Vergabe der Ladenlo kale waren, de facto keine Möglich keiten wm Markteintritt. Mit der kleinen Privatisierung und der hierbei wm Einsatz kommenden Insider­Privatisierung entfernten sich die polnischen Kommunen von der von wirtschaftspoliti­schen Beratern empfohlenen Privatisierung „über den Markt". die als einzige zur „opti­malen Ressourcenallo kation" fiihre (z.B. VtNCENC J 993: l 5ff .). Allerdings war in Po­len die Privatisierungsgeschwindigkeit enorm. Dies belegt der Vergleich n;it der Tsche­choslowa kei. die Ladenlokale kompromißlos ausschließlich durch marktwirtschaftliche Wettbewerbsverfahren vergab. Die aufwendigen Ausschreibungs- und Versteigerungs­verfahren führten aber dazu, daß bis zum März 1992 erst ein Viertel der Geschäfte pri­vatisiert werden konnten (FRYD:vtAN und RAPACZYNSKI 1993: 46). Polen konnte die gleiche Anzahl an Betrieben dagegen schon in der ersten Hälfte des Jahres 1990 privati­sieren. Zu diesem hohen Privatisierungstempo trug auch bei, daß die Privatisierun!! - anders als z. B. in Ungarn - nicht von einer zentralen Behörde durchgeführte wurd;, sondern dezentral auf kommunaler Ebene erfolgte. Darüber hinaus war die ungarische Privatisie­rungsbehörde bestrebt. Mehrbetriebsunternehmen möglichst als ganzes zu erhalten und zu veräußern. Daraus resultierte nicht nur eine langsamere Privatisierungsgeschwindig­keit, sondern auch ein merklicher Einfluß auf die Einzelhandelsstru ktur, weil ausländi­sche Unternehmen in kurzer Zeit beträchtliche Mar ktanteile erwerben konnten. 
Die große Privatisierung im pol11ische11 Ei11ze/lu111del 
Auch die Strategie der großen Privatisierung unterschied sich in Polen von der anderer Reformstaaten. Diese Privatisierung der staatlichen U111erneh111e11 setzte in  Polen erst ein, als die kleine Privatisierung schon in vollem Gange war und betraf damit nur noch die verbliebenen Filialnetze des staatlichen Einzelhandels. Die große Privatisierung kann im Einzelhandel auf dreierlei Weise erfolgen: auf dem Wege der „Kon kurspri­vatisierung", der „Privatisierung durch Liquidation" - diese Verfahren sind im Einzel­handel 1997 weitgehend abgeschlossen - oder aber auf dem Wege der „Kapitalprivati­sierung" - diese Verfahren befinden sich 1997 erst in der Abwicklung (vgl. Abb. 15)35: 
1 .  Konkursprivatisierung: Bereits das „Gesetz über staatliche Unternehmen" vom 25. September 1980 sah in Polen die Möglichkeit vor, Betriebe bei mangelnder Renta­bilität zu schließen (vgl. Kapitel 2.2.2.3). Bis zur Einführung der Mar ktwirtschaft wurde h iervon aber kaum Gebrauch gemacht. Nach der Wende konnte auf dieses Gesetz zurüc kgegriffen werden, um unrentable und nicht als überlebensfähi!! einge­schätzte Betriebe aufzulösen bzw. zu privatisieren. Hierzu wurde das Geset;im J�,li 1991 durch eine Reihe ergänzender Arti kel zur Liquidierung und zum Konkurs von Unternehmen (Arti kel 18a und 24a GstU), zur Unternehmensleitung (Artikel 45a-d, 
,; Im Rahmen dieser Arhei1 wird nur auf Priva1isic111ngsvcrfahrcn eingegangen. die für den Einzelhandel wicl11ig sind. In der Li1cratur vielfach disku1ier1e Verfahren wie die Massenpriva1isier11ng werden daher nicht behandelt. Hierzu vgl. deiailliencr: LOIVITZSCH und HERMANN 1995 (zu den un1crschiedlichen Reteili�unns. formen im Privatisierungsprozcß): LOWITZSCH 1994. FISZER 1994 (zur Massenprivatisierung): MOIIL�K 1994, KI.F.ER 1994 (zum Problem der Reprivaiisicrung); DASZKOWSKI 1997 (zum neuen polnischen Privati­sierungsgeseiz 1997: Kommerzialisierung) GOMULKA und .l,\Sll\"SKI 1994. POZNA�SKA 1994, LOWITZSCH 1993 und v. a. tvlOHI.F.K 1997 (als Überblicksdarstellungcn). 

99 



1 1  

1 Abb. 15: Verfahren zur Privatisierung des staatlichen Einzelhandels in Polen 
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die insbesondere das Mitspracherecht der Belegschaft regeln) und zum Unterneh­
mensvermögen (Artikel 46a) erweitert. Da mit der Konkursprivatisierung in der Re­
gel viele Arbeitsplätze verloren gehen, stieß sie bei den Belegschaften aber nur auf 
wenig Akzeptanz. Im Vergleich zur „Privatisierung durch Liquidation" war sie da­
her in Polen von geringerer BedeutL111g.16• 

Im Einzelhandelssektor wurde die Konkursprivatisierung nur bei einem landes­
weit bedeutsamen Unternehmen angewendet. Dabei handelte es sich um die Beklei­
dungskette Otex, das bis wr Wende zweitgrößte polnische Handelsunternehmen, 
welches 1989 alleine in Wroclaw 207 Verkaufsstellen betrieb. Im Konkursverfahren 

'6 Bezogen auf die Zahl der Priva1isierung.cn steht die Konkursprivaiisicnmg mi1 1 320 Verfahren bis Juni 1995 deutlich vor der „Privaiisienmg durch Liquidation" ( 1 049). Sie wurde jedoch vorwiegend bei kleineren Unternehmen angewendet und isl von ihrer Bedeutung daher geringer einzuschätzen (GUS 1995b: 16). 
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wurde Otex vollständig aufgelöst. Anschließend wurden die einzelnen Geschäfte 
weiter privatisiert. Wie auch die kleine Privatisierung war die Privatisierung von 
Betriebsteilen auf kommunaler Ebene institutionalisier� was zu ähnlichen Priv;tisie­
rungsergebnissen führte: Aufteilung der Konkursmasse in einzelne Ladenlokale, an­
schließende Insider-Privatisierung und damit fehlende Beteiligungsmöglichkeit 
ausländischer Handelskonzerne. 

2. Privatisierung durch Liquidation: Weitaus wichtiger als die Konkursprivatisie­
rung ist im Einzelhandel die Privatisierung durch Liquidation, die auf Grundlage des 
im Juli 1990 verabschiedeten und August 1991 in Kraft (>etretenen Privatisie;unos-� "' "' 
gesetzes (PrivG) durchgeführt wird. Dieses Privatisierungsgesetz wurde in der Fol-
gezeit mehrfach novelliert und im April 1 997 durch das neue polnische Privatisie­
rungsgesetz, das „Gesetz über die Kommerzialisierung und Privatisierung von 
Staatsunternehmen" (PrivG96) vom 30.8. 1996 ab2clöst37• 

Die Privatisierung durch Liquidation betrifft �ach PrivG96 nur solche Staatsun­
ternehmen, die nicht mehr als 500 Personen beschäftigen und zugleich nicht mehr 
als 6 !Vlio. ECU Umsatz pro Jahr erwirtschaften (Artikel 39). Erfolgreiche Großun­
ternehmen sind damit von diesem Privatisierungsverfahren ausgeschlossen. Im Un­
terschied zur Konkursprivatisierung erfolgt die Privatisierung durch Liquidation 
immer unter Beteiligung der Belegschaften, die auch von sich aus einen Antrag auf 
Privatisierung stellen können. Diese in Ostmitteleuropa einzioartioe Bevorzuouno o o o e 

der Belegschaften wurde durch die Neufassung des Privatisierungsgesetzes noch er-
heblich ausgebaut (s. u.). 

Fi.ir das Privatisierungsergebnis ist es entscheidend, daß die Privatisierung durch 
Liquidation stets mit einer Teilung der Handelsketten auf Ebene der Woiwodschaf­
ten einhergeht, die anschließend die Privatisierung abwickeln. Diese regionale Auf­
teilung läßt sich mit dem Gesetz über staatliche Unternehmen begründen, in dem es 
heißt: ,,Staatliche Unternehmen werden gegrlindet durch oberste und zentrale Orga­
ne der Staatsverwaltung ( ... )" (Artikel 7, Abs. 1). Dabei handelte es sich in den mei­
sten Fällen um die Woiwoden, die formalrechtlich die ,.Gri.indungsorgane" der auf 
gesamtpolnischer Ebene zu Verbänden zusammengeschlossen Unternehmen waren 
(vgl. Kapitel 2.2.2.2). Zentralstaatliche Grlindungsorgane besaßen nur wenige po­
lenweit operierende Einzelhandelsketten wie das Warenhausunternehmen Cent rn111 
oder P.H.S. Im Zuge der Privatisierung fiel auch das Immobilieneigentum der Un­
ternehmen damit an die Woiwodschaften. 

Nach der Aufteilung der Handelsunternehmen in regionale l\ilehrbetriebsuntcr­
nehmen bestehen für die weitere Privatisierung drei verschiedene Möglichkeiten 
(Artikel 37 PrivG bzw. Artikel 39 PrivG96): 

� 

• Der Verkauf regionaler Ketten oder einzelner Betriebe. Bei dieser Privatisie­
rungsvariante, die im Einzelhandel selten ist, werden seit September J 992 auch 
ausländische Investoren zugelassen. 

·" Dieses Gese1z bezei chnet die Privatisierung durch Liquidation als „direkte Privatisiernng" (Artikel 39-54). aufgrund der n1 d�r L11eratur bereits cingcfühncn ßcgrifllichkcitcn soll im folg.enden jedoch .,Privatisierung durch L1qu1dat1on als Bezeichnung beibehalten werden. 
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• Das Einbringen der regionalen Ketten in neue Unternehmen. Hierzu ist im Rah­men von Joint-ventures auch eine Beteiligung ausländischer Unternehmen mög­lich. aber relativ selten (Beispiele: Die Kooperat ionen von ßilla und Po/111arck sowie von Sajell"ay und Marc-Pol). • Management-Buy-Out (MßO) oder Employee-Buy-Out (EBO). Bei dieser im Einzelhandel am häufigsten vor kommenden Privatisierungsvariante besteht Hir die Dire ktoren oder Beschäftigten der betroffenen Betriebe entweder die Miig­lichkeit. das jeweilige Handelsunternehmen bzw. einzelne Betriebe über eine neugegründete Ge. ellschaft zu kaufen oder aber - dies ist der hüufigere Fall -über einen mehtjährigen Zeitraum zu leasen. Nach Ablauf des Leasingvertrages geht das Unternehmen dann einschließlich der Immobilien und Grundstücke in den Besitz der neuen Gesellschaft über. Da der Betrieb. rat dem Leasingvertrag zustimmen muß. kommen reine MBO pra ktisch nicht vor. Die Regel ist vielmehr die Mischform des .. Management-Led-Employee-Buy-Out" (LOWITZSCII und HERMANN 1995: 6). d. h. ein Buy-out beider Gruppen unter der Leitung des Ma­nagements (Beispiel: Die Privatisierung der polnischen Möbel kette D0111ar in Wroclaw). 3. Kapitalprivatisierung: Die Kapitalprivatisierung ist die einzige Variante, bei der die verbliebenen staatlichen Unternehmen als ganzes privatisiert werden und bei der das Privatisierungsverfahren zentral beim Privatisierungsministerium veran kert ist. Die Unternehmen werden dabei zunächst kommerzialisiert, d. h. in Aktiengesell­schaften mit dem Staat als einzigem A ktionär umgewandelt (Arti kel 5 PrivG). Die eigentliche Privatisierung erfolgt spfüer. Außer dern Börsengang sind hierbei auch MBO und EBO und - dies ist die hüufigste Variante - der Ver kauf des Unterneh­mens an externe Investoren möglich. Die Kapitalprivatisierung betrifft Großunter­nehmen mit mindestens 500 Beschäftigten. die sich in günstiger wirtschaftlicher Verfassung befinden. Im Einzelhandel sind dies drei Unternehmen: 
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• die polenweit operierende Kios k-Kette R11ch, die bis 1990 der polnischen Arbei­terpartei unterstellt war und noch 1997 der bedeutendste Distributeur für Zeit­schriften ist. Nachdem der Antrag der kommunistischen PZPR auf Rechtsnach­folge von Nuch im März 1990 abgelehnt worden war, wurde das Unternehmen in die Unternehmensteile Presse. Druc k und Vet1rieb aufgegliedert. Anschließend wurden die einzelnen Zeitungen privatisiert, woran sich auch ausländische Ver­lage beteiligten. Ähnlich wurde mit dem Bereich Druc k verfahren, in dem ein­zelne Druc kereien ausgegliedert und in Mitarbeitergesel lschaften überführt wur ­den. Die Privatisierung des Vertriebs, der vor der Umstrukturierung liber 25 000 Ver kaufsstellen in Polen verfügte und 1996 noch mehr als 14 000 Mitarbeiter be­schäftigte, gestaltete sich demgegenüber schwieriger. Seit 1994 sichtet clas Pri­vatisierungsministerium Angebote für eine strategische l\tlehrheitsbeteiligung. von der man sich Kapital für dringend notwendige Investitionen erhofft. Nach langwierigen Ausleseverfahren bl ieben im März 1996 noch die Übernahmeange­bote der französischen HDS (Hac/1ette Distrib111io11 Press) und der schweize­risch-polnischen Investmentfirma Polim1es1 librig. Über die endgültige Privati­sierung wird.1997 noch verhandelt. Seit der Umstru kturierung von Ruch können 

Kios k-Betreiber ihre Verkaufsstellen kaufen oder mieten und eigenverantwort­lich weiterführen. • das Großhandelsunternehmen P.H.S (Przedsi�biorsMo Hum, Spoiy1vczegn), das seit seiner Gründung 1982 auch im Einzelhandel tfüig ist. Jnfolge der kleinen Privatisierung verlor das Umernehmen die Mehrzahl seiner Ver kaufsstellen im Einzelhandel an die ehemaligen Belegschaften, die dem Unternehmen teilweise noch iiber Großhandelsbeziehungen verbunden sind. Von den im Jahre 1990 rund 3 000 Einzelhandelsgeschäften und 130 Großhandlungen betreibt P.!-1.S. 1995 nur noch 736 Geschäfte und etwa 100 Großhandlungen. Durch den Verlust des rentablen Standbeines .. Einzelhandel'· sieht sich das Umernehmen vor oroße • . D l 1t1a 1melle Prc��lenie gestellt. wobei angesichts des geschrumpften Filialnctzes vor allem die Uberbc. chäfrigung in der Verwaltung problematisch ist. Zur wirt­schaftlich angespannten Situation triigt in zunehmendem Maße auch die auslän­dische Kon kurrenz bei. die im polnischen Großhandel enorm ist: So stand der bis 1993 größte polnische Handels konzern 1995 nur noch an fünfter Stelle der Top 50 im polnischen Großhandel (nach Umsätzen) - nach eiern Spitzenreiter Makro Cash & Can:\· (mit Beteil��ung der Metro) und zwei weiteren westeuropäischen Großhandelsunternehmetl"'�. Ein Kernproblem von P.11.S. ist die Zersplillerung des polnischen Einzelhandels. da sich die H�indler noch nicht zu Einkaufsgenos­senschaften o. ä. zusammengeschlossen haben. C & C-Großmär kte sind b�i sol­chen Einzelhandelsstrn kturen sehr viel erfolgrl!icher. wie die wachsenden Markt­anteile ausländischer Großhandelsunternehmen belegen. Aufgrund der Kapital­knapphe_it kann P.H.S. die notwendigen Umstellungsinvestitionen jedoch nicht leisten. Uber die endgültige Privatisierung von P.H.S .. das 1993 in eine staatliche Kapitalgesellschaft umgewandelt wurde. ist 1997 noch nicht entschieden. • die polnische Warenhauskette Cent mm: Das 1949 gegriinclete U nternchmen wurde 1993 in eine staatliche Aktiengesellschaft umgewandelt. Da es sich bei den 36 polnischen Cem1w11-Warenhäusern um ausschließlich wirtschaftlich oe­nutzte Objekte vormals staatlichen Eigentums handelte, verlor das Unternehn;en in der kleinen Privat isierung keine seiner Niederlassungen. sondern be kam sie als Eigentum zugesprochen. Bis Ende 1996 wurden nur �wei Angebote für Cen­
tn1111 eingereicht. die vom zuständigen Privatisierungsministerium als .. cntüiu­schend·· abgelehnt wu1·den39

. 

Privatisierung der Ko11.rn111ge11osse11sclurfte11 
Die Privatisierung der Konsumgenossenschaften. die bis 1989 eine Monopolstellung im polnischen Lebensmit1eleinzelhandel hatten, begann schon vor der Übernahme von La­denlokalen durch die polnischen Kommunen. Mit eiern „Gesetz über die Restru kturie­rung der Genossenschaften" löste bereits die polnische Reg ierung MAZOll'll::CKI im Ja­nuar 1990 die Warschauer Zentrale der Konsumgenossenschaften auf. Ebenso verfuhr sie mit den regionalen Organisationszentren in den Woiwodschaften. wodurch die lo-
" ,·gl. .. De1al i hurt • najwi„ksze firmy" (Ein7d- und Großhandel - die größten Unternehmen). In: 1 lande( ( 1996) 6. s. 12-16. "' vgl. .. Prywat}'La<.·ja DT Ccntrunr·. In: H:mdd ( 1996) 8. S. 6. 
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kalen Genossenschaften wieder verselbständigt wurden. Als Ergebnis wurde z.B. die 
Konsumgenossenschaft Spolem in Wroclaw in zehn unabhängige Einzelgenossenschaf­
ten aufgeteilt (vgl. Kapitel 5. 1.3.2). 

Mit der regionalen Aufteilung ähnelt die Privatisierung der Konsumgenossenschaf­
ten der „Privatisierung durch Liquidation·'. Aufgrund der Zersplitterung auf lokaler 
Ebene war die Zerschlagung der Konsumgenossenschaften jedoch sehr viel umfassen­
der. Allerdings ist es den Konsumgenossenschaften als nunmehr privaten Wirtschafts­
unternehmen freigestellt, sich wieder zu regionalen Verbänden zusammenzuschließen. 
Wie das Beispiel \Vroclaw zeigen wird, befinden sich solche Kooperationen jedoch erst 
im Aufbau und beschränken sich derzeit auf vereinzelte Zusammenarbeit beim Einkauf. 

4.2.2 Beurteilung der polnischen Privatisierungsstrategie und ihre 
Konsequenzen für die Einzelhandelsentwicklung 

4.2.2.1 Die polnische Privatisierungsstrategie im ostmitteleuro1>äischen Vergleich 
Die Privatisierungsstrategien Polens unterscheiden sich deutlich von den anderen Staa­
ten Ostmitteleuropas. Dies betrifft vor allem: 
• die außerordentlich hohe Vielfalt der Privatisierungsverfahren insbesondere im Be­

reich der großen Privatisierung, bei der nahezu alle theoretisch denkbaren Privatisie­
rungspfade (Verkauf, EBO, MBO, Börsengang, Joint-venture, Massenprivatisierung 
an Bevölkerung ... ) beschritten wurden, 

• die Bevorzugung von Insider-Privatisierungen sowie EBO und MBO, 
• den ausgesprochen dezentralen Charakter der Privatisierung, der sich sowohl bei der 

kleinen Privatisierung (Dezentralisierung an die Kommunen) als auch bei der großen 
Privatisierung (Dezentralisierung an die Unternehmen durch deren Beteiligungs­
möglichkeiten) widerspiegelt, 

• die institutionelle Verankerung des Privatisierungsverfahrens, einerseits beim Staat 
(Privatisierungsministerium), andererseits aber auf regionaler (Woiwodschaften) 
und lokaler Ebene (Kommunen), 

• den ambivalenten Erfolg, der bei der kleinen Privatisierung außerordentlich hoch, 
bei der großen Privatisierung und hier vor allem bei der Kapitalprivatisierung aber 
nur mäßig war. 
Mit HEIN�RICH ( 1994) lassen sich die Unterschiede bei den Privatisierungsstrategien 

der ostmitteleuropäischen Staaten auf deren politische Entwicklung und die Verfü­
gungsrechte an den staatlichen Unternehmen zurückführen (vgl. Abb. 16). Dabei han­
delt es sich um Charakteristika, die von vielen westlichen Beratern häufig übersehen 
wurden. Diese waren nämlich häufig vereinfachend davon ausgegangen, daß der Staat 
in den Reformstaaten Eigentümer der Betriebe sei und somit auch über deren Privatisie­
nmg entscheiden könne. 

In der Realität aber führten anhaltende wirtschaftliche Schwierigkeiten und Proble­
me mit der Zentralplanung in einigen Ländern bereits in den 80er Jahren zu einer De­
zentralisierung wirtschaftlicher Entscheidungsbefugnisse. Von „Staatsbetrieben", die in 
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Abb. 16: Eigentumsrechte und politische Stabilität in osteuropäischen Staaten 
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jeglicher Beziehung im Besitz und unter der Kontrolle des Staates standen, konnte dem­
nach nur im Falle der DDR und der CSFR gesprochen werden, die das zentralistische 
Planungssystem bis 1990 ohne wesentliche Reformen beibehielten. 

In Polen aber führte die Krise Anfang der 80er Jahre zu einer Auflösung der hierar­
chischen Planungsbürokratie. Nicht zuletzt als Konzession an die Solidarnosc räumte 
die Regierung mit dem „Gesetz über die Selbstverwaltung der Belegschaft" den Mitar­
beitern weitgehende l\tlitbestimmungsrechte bei der Führung der staatlichen Unterneh­
men ein. Der staatliche Einfluß auf die Unternehmen reduzierte sich hiermit erheblich, 
und die faktischen Verfügungsrechte an den Betrieben verschoben sich zugunsten der 
Arbeiterräte. Eine Privatisierung dieser Staatsbetriebe an externe Investoren setzte daher 
voraus, daß die „Insider" zunächst „enteignet" werden mußten. Es entstand so die para­
doxe Situation, daß der „Staat erst die Kontrolle über die ,staatlichen Unternehmen' zu­
rückgewinnen mußte, bevor er als Eigentümer über sie im Rahmen der Privatisierung 
verfügen konnte" (LOWITZSCH und HERMANN 1995: 3). 

Hierzu notwendige Privatisierungsprogramme, die Mitarbeitern keine Privilegien 
einräumen, waren aber nur in Ländern mit einer stabilen politischen Situation und einer 
starken Regierung möglich: in Ostdeutschland und Tschechien, nicht aber in Polen. So 
entschied man sich in Ostdeutschland bei der Wahl der Privati.sierungsinstitution mit der 
Treuhandanstalt für eine unternehmensähnliche Institution als Träger der Privatisierung. 
Im Zuge einer „gesetzlichen Globalfiktion (Volkseigentum = Staatseigentum) mit an­
schließender Globalverfügung (Funktionsträger des Staatseigentums = Treuhandanstalt) 
wurden der Treuhandanstalt sodann sämtliche Eigentumsrechte an den zu privatisieren-
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den Unternehmen übertragen (LOWITZSCH und HERMANN 1 995: l). Diese waren zuvor 
- mit Inkrafttreten des Treuhandgesetzes - am 1. Juli 1990 simultan in Kapitalgesell­
schaften umgewandelt und kommerzialisiert worden (vgl. TreuhG § 1 1 ). Bei der an­
schließenden Privatisierung wurde dem Verkauf von Unternehmen oder Unternehmens­
teilen der absolute Vorrang gegenüber anderen Privatisierungsverfahren beigemessen 
(ebd. § 8). 

Dagegen wählte Polen mit dem Privatisierungsministerium eine Institution, die un­
mittelbar in der Regierung verankert war. Politischen Zielsetzungen kam bei der „gro­
ßen Privatisierung" damit ein wesentlich höherer Stellenwert zu, was sie zum zentralen 
„Gegenstand des politischen Tagesgeschehens" werden ließ (LAIER 1996: 124). Es ist 
einsichtig, daß die häufigen Wechsel an der Spitze des Privatisierungsministeriums 
(fünf Privatisierungsminister zwischen 1990 und 1993) eine kontinuierliche und konse­
quente Privatisierungspolitik erschwerten. Gleichzeitig konnte die „Schnellprivatisie­
rung nach dem Modell Deutschland" (ROGGEMANN 1996: 92) von Polen aus finanz­
und sozialpolitischen Gründen nicht vollzogen werden. Statt dessen mußte das Land 
weniger verlustbringende und - auch aufgrund der politischen und gesellschaftlichen 
Akzeptanz - sozialpolitisch abgefederte Privatisierungsstrategien verfolgen. 

Hierbei zeigte sich, daß gerade die Privatisierungsverfahren, welche die Gewohn­
heitsrechte der Belegschaften in offiziell anerkannte Verfügungsrechte umwandeln, we­
sentlich erfolgreicher waren als solche, die diese Gewohnheitsrechte zu ignorieren oder 
abzuschaffen versuchen (HEINRICH 1994: 64, STAHL 1996). Dies gilt sowohl für die 
große Privatisierung, bei der die Privatisierung mit Leasing durch die Mitarbeiter erfolg­
reicher als die Kapitalprivatisierung verläuft, als auch für die kleine Privatisierung, bei 
der die ehemaligen Belegschaften ihre Interessen nach einer Insider-Privatisierung ge­
genüber den kommunalen Privatisierungsträgern einfordern konnten. 

Im jüngsten Privatisierungsgesetz wurde diese Privilegierung nochmals ausgebaut. 
Demnach erhalten die Beschäftigten bei der Kapitalprivatisierung nunmehr 15 % der 
Aktien unentgeltlich (bislang 20 % zu reduziertem Preis) und können darüber hinaus bis 
zu 100 % der Aktien zu einem reduzierten Preis erwerben (Artikel 36 PrivG96). Gleich­
zeitig muß in kommerzialisierten Betrieben mit mehr als 500 Beschäftigten ein Mitglied 
des Vorstands durch die Beschäftigten gewählt werden (Artikel 1 6  PrivG96), was die 
historisch starke Position der Belegschaften auch in der Marktwirtschaft institutionali­
siert. Letztlich kann bei einer Analyse des Privatisierungsgeschehens in Polen MOHLEK 
(1997) gefolgt werden, der den konkreten Verlauf der Privatisierung weniger durch die 
Reformgesetze der 90er Jahre als vielmehr durch die Reform des Staatsunternehmens­
rechts Anfang der 80er Jahre gesteuert sieht. 

4.2.2.2 Folgen der Privatisierung für polnische Einzelhandelsstruktur 

Die in Polen angewendeten Privatisierungsstrategien führten zu einer erheblichen De­
konzentration im Einzelhandel. Dies gilt zunächst für die kleine Privatisierung, in deren 
Verlauf die Mehrzahl der staatlichen und konsumgenossenschaftlichen Ladenlokale 
ausgegliedert und an Einzelunternehmen vergeben wurden. Die Zersplitterung der vor­
mals staatlichen Handelsketten auf einzelbetrieblicher Ebene war außerdem das Resultat 

106 

der Konkursprivatisierungen, die bei Otex zur Anwendung kam. Auch die „großen" Pri­
vatisierungen durch Liquidation trugen durch die Teilung der Handelsketten in regio­
nale Mehrbetriebsunternehmen zur Dekonzentration des Einzelhandels bei. Gleiches gilt 
für die Konsumgenossenschaften, die in Unternehmen mit nunmehr lokalen Filial netzen 
aufgespalten wurden. 

Die Dekonzentration im polnischen Einzelhandel hält bis 1 997 an. So haben mehr 
als 98 % der Einzelhandelsunternehmen neben ihrem Stammlokal nur maximal eine Fi­
liale. Ein weiteres Prozent der Unternehmen verfügt über ein Filialnetz von 3-10 Betrie­
ben. Der Anteil der Betriebe mit mehr als zehn Verkaufsstellen sank seit L 991 sogar 
kontinuierlich, weil die Auflösung staatlicher Handelsketten nicht durch das interne 
Wachstum privater Handelsunternehmen kompensiert wird (vgl. Tab. 23). 

Tab. 23: Konzentrationsgrade im polnischen Einzelhandel, 1991-1996 

Größe der Anzahl der Unternehmen 
Unternehmen 

1991 l 
1 1992 ! 

i 1993 1 1994 1 
1 -2 Betriebe 254867 306318 328352 365998 i 

j 

3 · 1 O Betriebe 2211 2604 2787 3114 
,, _ ,, ,_ ., .. .  -.. .. ..  -..... _ ., .. .. .. .  � .. . .. .. . ..  -.. .. .. .  ,_ 
11 · 20 Betriebe 1 239 1 244 1 142 1 054 ....... ,_ ... . ,_ .. ,, ,  .. _,.,,,_ .. . ....... .. -................ -
21 · 50 Betriebe 882 599 479 409 
über 50 Betriebe 107 67 49 41 

Anteil an Unternehmen (in %) 

1991 1992 1 1993 1994 

1 - 2 Betriebe 98,20 98,55 98,67 98,76 ... -.. ..  -.. .  ·- ·· ·- ·· "- - · · ·- · · "- ' ' ' - -····· ·-
3 • 10 Betriebe 0,85 0,84 0,84 0,84 .., _ .. ,, _ .. ,,,_ .. ,.. _ .. ..  _ ,, ,,, _ ,,_ ,,, _ ,,,, ,,  .. .  
11 -20 Betriebe 0,48 0,40 0,34 0,28 .. , - ,  .. � .. .. ..  _ , ,, _, ,,_ ....................... _ , . ,  .. .. . . 
21 -50 Betriebe 0,34 0,19 0,14 0,11 ................ -.... ,-.. ..  , ............... -..... -.......... 
über 50 Betriebe 0,04 0,02 0,01 0,01 
Quelle: GUS 1997: 39 

1995 1 
i 

1996 

377 547 1 358482 
389- 1·· - -· · - -· -39 4504 · " ·- ·· · - ·· ·- ······-
969 882 
337 290 
33 30 

1995 1996 

98,60 98,43 
1,04 1,24 
0,25 0,24 
0,09 0,08 
0,01 0,01 

Infolge der polnischen Privatisierungsstrategie und des Wachstums im privaten Ein­
zelhandel wird die Einzelhandelsentwicklung in Polen im wesentlichen von Einbe­
triebsunternehmen getragen. Auch die Standortstruktur im polnischen Einzelhandel 
wird damit hauptsächlich von den Standortstrategien der Einzelunternehmen bestimmt. 
Neben die Vielzahl an Kleinstbetrieben treten nur wenige Mehrbetriebsunternehmen mit 
regionalen Verkaufsstellennetzen. Diese sind infolge der Privar.isierung und der Um­
stellung auf Wettbewerbsbedingungen aber mit schwierigen Anpassungsproblemen 
konfrontiert, weshalb expansive Tendenzen durch Filialisierung nach Kapitalakkumula­
tion von ihnen nicht ausgehen. 

Hinzu kommt, daß die polnische Privatisierungsstrategie ausländischen Handelskon­
zernen kaum die Möglichkeit zum Markteintritt bot: Diese verfügten entweder nicht 
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über die notwendigen Kontakle auf lo kaler Ebene, oder sie waren im Rahmen der Insi­der-Pri vatisicrung faktisch vom Privatisierungsverfahren ausgeschlossen - auch wenn ihre Beteiligung jurislisch durchaus möglich gewesen wäre. I n  Polen wurde die Einzel­handelsentwicklung daher viel länger als in anderen Transfonnationsstaaten von Pro­zessen der ,.internen Restru kturierung" bestimmt. Expansive Wachstumsstrategien aus­ländischer Handels konzerne selzten hier erst Mitte der 90er Jahre in größerem Umfang ein. Damit unterscheidet sich Polen deutlich von anderen Ländern Ostmilteleuropas. So konnten sich in Ungarn zahlreiche ausländische Konzerne im Rahmen von Privatisie­rungsverfahren bereits frühzeitig hohe Mar ktanteile im Einzelhandel erwerben, was in manchen Branchen bereits zu Monopolsituationen führte (AHRENS 1993: 19). 

4.3 Interne Restrukturierung versus Internationalisierung im 
privaten Einzelhandel 

4.3.1 Betriebsformendifferenzierung im einheimischen Einzel- und 
Markthandel 

Außer der Privatisierung kommt der Liberalisierung als Transformationsbaustein eine entscheidende Rolle zu, da sie Gründungen im privaten Einzelhandel erleichtert und so eine zentrale Bedeutung für die Wettbewerbsherstellung besitzt. Wie auch in den ande­ren Uindern Ostmitteleuropas und in der DDR wurde diese private Einzelhandelstätig­keit in Polen sowohl von stationären Betrieben in Ladenlokalen als aber auch von am­bulanten Händlern und statio1üiren Marklhändlern getragen. Am Beispiel des Grün­dungsgeschehens in Folge der Liberalisienmgsmaßnahmen kann besonders deutlich die räumliche Gebundenheit von Transformationsprozessen aufgezeigt werden. 
4.3.1.1 Gründungsboom und regionale Entwicklungsunterschiede 

Unmittelbar nach den Liberalisierungsmaßnahmen setzte in Polen ein starker Grün­dungsboom im privaten Ladeneinzelhandel ein. Zwischen 1990 und 1995 eröffneten e f ­fektiv mehr als 270000 neue Einzelhandelsbetriebe, davon die Htilfte alleine i n  den Boomjahren 1990 und 199140. Für die Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse und die Herstellung mar ktwirtschaftlicher Wettbewerbsbedingungen übertrifft der Gründungs­boom die Bedeutung der Privatisierung damit bei weitem (vgl. Tab. 24). Das Grün­dungsgeschehen im Ladeneinzelhandel wurde durch eine Verordnung BALCERO\\IICZs 

411 Die Anoaben wr Privatisierun!! und Neugründung von Unternehmen in Tab. 24 dienen als Richtwerte. Die wtsächliche Zahl der Neugründu�gen dlirft; wegen der nicht erfaßten Betriebsschließungen viel höher liegen. Auch staatliche Einzelhandelsbetriebe. die nach ihrer Privatisierung durch andere Funktionen genutzt oder ge­schlossen wurden. konnten nicht quantifizien werden. I n  Anbe1rncht des Wachstums im Einzelhandel ist je­doch davon auswgehen, daß die Lecrst:inde gering ,incl. Dies besläligen auch die Ergebnisse der Erhebungen des Autor in Wroclaw. 
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Tab. 24: Bedeutung von Gründungsboom und Privatisierung für den Wandel der Eigentumsverhältnisse im polnischen Einzelhandel 
1990 1 1991 1 1992 

! 
i 1993 

! 
1 1994 ; 

Anzahl neugegründeter Geschäfte 85354 73541 41 536 ! 28080 34867 L · · - ·····- · · · - - · ·- · · · · · ·- ·· · · -·····-····· · - · · · -····- · · · ·- ·· ·- · · · · - - · · · - · · ·  .....•. ·· ·- · ·· 
Anzahl privatisierter Geschäfte' 40149 22282 8423 i 7254 4905 : j 

Verhältnis Privatisierung zu i 

1 

i 
Neugründung 1 :  2,1 1 1 :  3,3 1 :  4,9 i 1 :  3,9 1 : 7, 1 ; i • mkl. Ausgliederungen aus Genossenschaften Quelle: eigene Berechnungen nach: GUS 1993: 14, GUS 1996b: 4 

1995 ! 1996 

10151  - 16093 . ... _ 
4243 3944 

1 : 2,4 

noch dadurch forciert, daß alle Personen und Personengesellschaften, die im Zeitraum vom 31 .5.1990 bis zum 31.12.1990 eine Wirtschaftstätig keit im Groß- und Einzelhandel ausübten, für zwei Jahre (beim Handel mit Lebensmitteln) bzw. für ein Jahr (beim Han­del mit Industrieprodukten) von der Umsatz- und Einkommenssteuer befrei! worden wa­ren (Dziennik Ustaw Nr. 35, Pos. 203). Mit dem \.Vachstum des privaten Einzelhandels stieg die Ver kaufsfläche des Laden­einzelhandels pro Einwohner von 0,36 m2 (1986t1 m/0,54 ni2 (1996). Das Wachstum wird dabei fast ausschließlich durch Kleinstbetriebe getragen. So hat sich zwischen 1986 und 1996 die Zahl der Geschäfte pro l 000 Einwohner in Polen von 3.8 auf J 0,5 fast verdreifacht, die Ver kaufsfläche stieg dagegen nur um weniger als die Hälfte (nach GUS 1988: 152; 1997: 45). Das Jahr 1996 markierl eine Trendwende in der polnischen Einzelhandelsentwicklung. Erstmals seit der Wende san k die Zahl der Geschäfte (-4,7 %), während im gleichen Jahr die Gesamtverkaufsfläche um 6,2 % weiter zunahm (vgl. Tab. 21, S. 96). Hier scheint sich eine Entwic klung anzudeuten, die im westeuro­päischen Einzelhandel schon seit geraumer Zeit prägend und in Kapitel 2.1.1.2 als ,,Konzentrationsprozeß" ausführlich dargestellt worden ist. Außer der Zunahme des Ladeneinzelhandels ist der enorm wachsende Mar kthandel eine typisches Transformationsmer kmal. So existieren im Jahre 1996 in Polen 102 953 M�r ktstf n�e auf 2 418 permanenlen Mär kten mit einer Gesamtver kaufsfläche von 9,4 Mio. rn- 4•• Der Marklhandcl erreicht damit 45 % der Ver kaufsfläche des Ladeneinzel­handels und 31 % der Gesamtverkaufsfläche (nach GUS 1997: 49f.). Das Wachstum des Markthandels ist ungebrochen. So nahm die Zahl der Marklstände im Unterschied zum Ladeneinzelhandel nochmals um 9 % zu, was den Annahmen über „im Modernisie­rungsprozeß" zunehmende Konzentrationsgrade völlig entgegenläuft. Dieses Wachstum ist nur zum Teil mit Überführungen von schattenwirtschaftlichen in legale Handelstä­tig keiten zu er klären. Die Ursachen für die nach wie vor hohe Bedeutung des IVlar kt­handels lassen sich mit der zumeist üblichen makroö konomischen Argumenlaiion, die den Mar kthandel als das Ergebnis von Angebotslücken im Ladeneinzelhandel interpre-
J'. Der tatsächliche Wert muß etwas höher gelegen haben. da Angaben über die Verkaursmichen der Betriebe bis .1989 nur rlir sozialistische Un1emehmen ausgewiesen wurden. Im Falle der Gcsannvcrkaufsflliche di.irflen die l ll der Regel kleinllächigen Privatbe.triebe aber nur geringfiigig ins Gewicht gefallen sein. "� Hinzu kommen noch 4 605 periodische 1'.färkte. die im polnischen Einzelhandel aber nur eine u111er1?eord· nctc Rolle einnehmen und nicln weiter be1rnchtet werden. In dieser Arbeit beziehen sich alle Aussage� über den Markthandel daher nur auf den permane111en Markthunde!. -
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tiert, nicht erfassen. Vielmehr ist zur Analyse des Markthandelswachstum ein mi­
kroökonomischer Zugang erforderlich. der die Ursachen für das Gründungsgeschehen 
als Anpassungsprozeß der Haushalte an die veränderten sozioökonomischen Rahmen­
bedingungen auffaßt (s. u.). 

Zudem muß die Bedeutung des Markthandels im Transformationsprozeß differen-
ziert betrachtet werden. So können in Polen nach ihrer Funktion drei Typen von l\llärk­
ten unterschieden werden. Diese sind untereinander in hohem Maße funktional ver­
flochten und tra!!en Anzeichen einer in sich geschlo,,t·nen Distributionskelle: 
• Märkte mit Exportfunktion: Eine Vielzahl der polnischen Märkte basiert fast aus­

schließlich auf dem Verkauf von Waren an Ausländer. So verkauften 1995 alleine 
fünfzehn der umsatzstärksten polnischen Märkte Waren im Wert von umgerechnet 
etwa drei Mrd. DM an ausländische Kunden. Diese Märkte befinden sich vornehm­
lich an den westlichen und östlichen Grenzen des Landes. Die westpolnischen 
Märkte profitieren nahezu ausschließlich vom Einkaufstourismus deutscher Ver­
braucher, die den Preisvorteil bei Grundnahrungsmitteln. Zigaretten und Bekleidung 
nutzen. Die Märkte in Ostpolen werden demgegenüber überwiegend von Groß­
händlern aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion frequentiert, die vornehmlich 
westliche Produkte, Hausrat und Bekleidung erwerben (vgl. D,\13ROWSKI 1996). Der 
größte Markt mit Exportfunktion befindet sich allerdings im ,.Stadio X-lecia" in 
Warschau, der 1995 Waren im geschätzten Werl von 350 Mio. $ ,,exportierte". Wäre 
der Basar nicht nur eine lockere Ansammlung von Straßenhändlern und Ständen, 
sondern ein Unternehmen, so würde dieses Unternehmen Polens fünftgrößten Ex­
pot'teur darstellen" (OECD 1 997: 182). 

• Märkte mit Großhandelsfunktion: Die umsatzstärksten Märkte nehmen vornehmlich 
Großhandelsfunktion wahr und liegen am Rande fast jeder polnischen Großstadt. 
Hier kaufen lokale Einzelhändler, meistens aber Händler der innerstädtischen 
Märkte ihre Waren ein (vgl. Fallstudie). Außerdem existieren vor allem in Zentral­
polen eine Reihe von großhandelsorientierten Märkten mit überregionaler Reich­
weite, auf denen die Händler der Grenzmärkte und der örtlichen Großhandelsmärkte 
ihre Waren beziehen (MIKUSINSKA-ÜZIJOßINSKA 1997: 14). 

• Märkte mit Versorgungsfunktion: Das Angebot der meisten polnischen Märkte 
richtet sich direkt an den polnischen Endverbraucher. Es handelt sich um Miirkte, 
die unmittelbar seit dem Systemumbruch entstanden und seitdem kontinuierlich ge­
wachsen sind. Vor allem in den Großwohngebieten der polnischen Großstädte, in 
denen aufgrund der mangelnden Planerfüllung in sozialistischer Zeit noch 1997 ein 
unzureichendes Angebot an Ladenlokalen besteht, nehmen diese Märkte mit ihrem 
häufig preisgünstigen Angebot wichtige Versorgungsfunktionen für immobile und 
arme Bevölkerungsschichten wahr (vgl. Fallstudie). 

Regio11al 1111terschiedliche E11twicklu11gspfade 

Die rüumliche Verteilung von Ladenlokalen und Märkten in Polen belegt, daß deut­
liche Unterschiede zwischen den östlichen und westlichen Landesteilen sowie stlidtisch 
und ländlich geprägten Gebieten bestehen (vgl. Karte l ,  Karte 2). So nimmt in Ostpolen 
der Markthandel mit einem Anteil von über 40 % an der Gesamtverkaufsfläche eine 
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ü�errag.ende. Pos!tion ein, während er im Westen nur eine untergeordnete Rolle spielt. 
Hier wml ehe Emzelhandelsstruktur fast ausschließlich durch den Ladeneinzelhandel 
geprägt. Die Ursachen für diese signifikanten Unterschiede sind bei fehlender Daten­
gi·undlage nur hypothetisch über einen makroökonomischen Zugang und nicht mono­
kausal zu erklären: 

Karte 1 :  Regionale Unterschiede im polnischen Einzelhandelsnetz, 1996 

T S C H E C H I S C H E  
R E P U B L I K  

1 0.2.,__,,!,, 50 20.2........,EOkm 

Verkaufsfläche pro Einwohner 

D unter 0,35 m' 

D o,35 -o,44 m' 

� 0,45 - 0,54 m' 

� 0,55 - 0,64 m' 

• 0,65 m' und mehr 

Durchschnitt Polen: 0, 54 m' 

L I T A U E N  

Verkaufsstellen pro 1 000 Einwohner 

8 unter 9,50 

e 9.50 - 10.49 

0 10.50 - 11.49 

<±> 11.50 - 12.49 

(E) 12,50 und mehr 

Durchschnitt Polen: 10.5 Entwurf: R. Pütz 
nach: GUS 1997: 44 ff. 
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• Die Zunahme des Ladeneinzelhandels verlief in städtischen und ländlich geprägten 
Reoionen uneinheitlich. was sich in der räumlichen Verkaufsflächenausstattung d�r 
W;iwodschaften widerspiegelt. So entwickelte sich die Geschiiftszahl in de,� pol111-
schen Stächen mit 2 10  % Wachstum zwischen 1990 und 1995 außerordentlich dy-

Karte 2: Regionale Bedeutung des Markthandels in Polen, 1996 

T S C H E C H I S C H E  
R E P U B L I K  

O 50 100 150 --- 20.2...,_lSO km 

Marktverkaufsfläche pro Einwohner 

D unter 0, 10 m' 

D 0.10-0.19 m' 

D 0.20- 0.29 m' 

0 0,30 - 0,39 m' 

0,40 - 0,49 m• 
• 0,50 m• und mehr 

Durchschnitt Polen: 0,24 m' 

Anteil des Markthandels 
an der Gesamtverkaufsfläche 

8 unter 16,0 % 

8 16.0-27.9% 

0 28,0 -39,9 % 

(±) 40,0 - 51,9 % 

@ 52,0 % und mehr 

Durchschnitt Polen: 31,0 % 

L I T A U E N  

0 
z 
� 

Entwurf: R. POtz 
nach: GUS 1997: 48 ff. 
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namisch. Das Einzelhandelswachstum in den ländlichen Regionen war demgegen­
über mit einer Betriebszunahme von nur 1 10 % im gleichen Zeitraum viel geringer 
(GUS 1993: 14, 1996: 4). Außer der günstigeren Nachfragcsituation in zentralen 
Orten, z.B. durch die höhere Bevölkerungsdichte, kann eine Ursache für diese Dis­
krepanzen auch in der größeren Verfügbarkeit von Ladenlokalen liegen. So konnte 
in den Stiidten auf im Sozialismus geschlossene Ladenlokale der Vorkriegszeit zu-
rückgegriffen werden - in den ländlichen Regionen war dies weniger der Fall. 
Daneben dürfte die Persistenz der priisozialistischen infrastrukturellen Ausstattung 
bis heute clie Einzelhandelsstruktur beeinflussen. Zur Zeit der polnischen Teilungen 
vor 1918  bildete sich eine deutliches Gefälle von den zu „Preußen/Deutschland ge­
hörenden, in fast jeder Hinsicht hochentwickelten Westgebieten" zu dem .,lange 
vernachlässigten Großteil des Landes'·, dem heute östlichen Polen, heraus 
(BUCHHOFER 1991 :  329). Es ist anzunehmen, daß diese Ausstattungsunterschiede 
auch die Handelsinfrastruktur einschlossen. so daß in Westpolen ein dichteres Netz 
an Ladenlokalen bestand. Die Vernachlässigung des Konsumgütersektors im Sozia­
lismus konnte diese Disparitäten nicht abbauen. 

• Der Ladeneinzelhandel dominiert vor allem in den Landesteilen, die durch eine ins­
gesamt günstigere Nachfragesituation aufgrund höherer Haushaltseinkommen ge­
kennzeichnet sind (vgl. SZLACHTA 1995: 133). Hieraus lassen sich günstigere Rah­
menbedingungen für Einzelhandelsbetriebe ableiten. Auf der anderen Seite können 
schlechtere ökonomische Rahmenbedingungen in den östlichen Landesteilen dazu 
führen, daß mehr Menschen ihre Einkommensverluste durch Nebenbeschäftigungen 
im Markthandel ausgleichen. 

• Der Markthandel prägt die Einzelhandelsstruktur vornehmlich in den östlichen Lan­
desteilen, in denen der Ladeneinzelhandel eine geringere Bedeutung hat. Hier dürf­
ten gegenseitige Abhiingigkeiten bestehen. Zum einen kann vermutet werden. daß 
der Markthandel einen örtlichen Nachfragei.ibcrhang abschöpft, der durch die unter ­
durchschnittliche Aussrattung mit Ladengeschüften entstanden ist. Zum anderen 
werden die östlichen Woiwodschaften stark vom „exportorientierten Markthandel" 
geprägt. Dessen Angebote nutzt jedoch auch die dort ansässige Bevölkerung, wo­
durch die Märkte zu Wettbewerbern für den lokalen Ladeneinzelhandel werden. Wie 
Untersuchungen von Pow�SKA belegen. führt dies auch zu einer Vielzahl von Ge­
schäftsaufgaben ( 1995: 299). In den zentralen Landesteilen um L6dz und Warschau 
dürften die .,Großhandelsmärkte" zu den hohen Marktanteilen beitragen. 

• Das Verkaufsflächenwachstum in den polnischen Woiwodschaften kon-eliert in ho­
hem Maße mit dem Ausmaß der Gcschiiftsgründungen im Einzelhandel. Eine mög­
licherweise stärkere Durchdringung sozioökonomisch begünstigter Gebiete von 
„modernen" Betriebsformen des großflächigen Einzelhandels schlügt sich somit auf 
makroanalytischer Ebene noch nicht nieder. 
Die Frage, ob sich das Einkaufsverhalten der Bevölkerung räumlich differenziert in 

ein .,westliches", das mehr auf stärker formalisierte Einkaufsstütten zielt. und ein „östli­
ches", was eher auf informellere Kaufbeziehungen gerichtet ist. miißte durch umfang­
reiche qualitativ-sozialwissenschaftliche Studien erst belegt werden. Daß die Transfor­
mation im Bereich der Einzelhandelsentwicklung aufgrund des Spannungsfeldes zwi-
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sehen nationalen (Liberalisierungs-) Strategien und regionalen Unterschieden in der 
Faktorausstnttung vollkommen unterschiedliche regionale Entwicklungspfade hervor­
bringt. die teilweise bereits im Sozialismus bestehende Disparitäten verstärken oder 
überlagern, ist nach der makrounalytischcn Analyse jedoch unbestreitbar. 

4.3.l.2 Gründungsmotive und Auswirkungen auf die Einzelhandelsstruktur 

Grii11du11gs111oti11e und -restriktio11e11 

Die aufgezeigten regionalen Entwicklungsunterschiede und die auf den ersten Blick wi­
dersprüchlichen Entwicklungstendenzen im Ladeneinzelhandel, bei dem seit 1996 Kon­
zemrntionstendenzen zutage treten. und im Markthandel. der durch einen ungebroche­
nen Gründungsboom und wachsende Dekonzentration gekennzeichnet ist, sind aus ma­
kroanalytischer Perspektive kaum zu erklären. Vielmehr müssen zusätzlich die lokale 
Ebene und handlungszentrierte Ansätze berück ichtigt werden. Dabei steht die Frage im 
Vordergrund, wie die Rahmenbedingungen einer jetzt liberalisierten Wirtschaft von den 
einzelnen Akteuren für unternehmerisches Engagement genutzt werden (vgl. detaillier­
ter Fallstudie Wroclaw). 

Aus einem solchen mikroökonomischem Blickwinkel läßt sich bereits an dieser 
Stelle die These formulieren, daß der Gründungsboom im Ladeneinzelhandel und 
Markthandel nicht eine makroökonomisch begründete Folge der hohen Nachfrage ist, 
sondern vielmehr als eine Anpassungsstrategie der Haushalte an die veründerten wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu interpretieren ist. Aus die­
ser akteurzentrierten Perspektive kann der Gründungsboom mit den persönlichen An­
triebskräf'ten der Betroffenen für den Weg in die unternehmerische Tätigkeit erklärt 
werden. Hierbei lassen sich - auf der Grundlage der Untersuchungen in Wroclaw - zwei 
gegensätzliche Motivationsstrukturen identifizieren: Die Handelstätigkeit als Überle­
bensstrategie und die Handelstfüigkei1 als Wohlstandsstrategie. Für die Art und Weise 
der unternehmerischen Betätigung und die Wahl der ,.Betriebsform" beim Mark1eintritt 

lassen sich die materiellen Restriktionen der Unternehmensgründer als dritter entschei­
dender Faklor ableiten: 
• Handelstätigkeit als Überlebensstrategie: Mit dem Ende des Sozialismus wurde 

auch der sozialistische „Sozialkontrakt'· hinfällig, der den Menschen ein verhUltnis­
mäßig hohes Maß an sozialer Sicherheit und Berechenbarkeit der Lebensumstände 
auf bescheidenem materiellen Niveau geboten hatte (LAGF.MAN:-1 1995: 7). Steigen­
cle Arbeitslosigkeit und sinkende Realeinkommen, die nur noch einer Minderheit der 
Bevölkerung die Sicherung ihres Lebensunterhaltes gewährleisten, sind ein Zeichen 
hierfür. Die Mehrheit der polnischen Bevölkerung zählt in materieller Hinsicht da­
mit eindeutig zu den Transformationsverlierern und ist gezwungen, sich zusätzliche 
Einkommen zu erschließen, um wirtschaftlich überleben zu können. Das Grün­
dungsge. chehen in Polen ist hierauf in hohem Maße zurückzuführen. Für diese Auf­
fassung spricht auch der Vergleich mit Ostdeutschland: ln den neuen Bundesländern 
war der Existenzgründungsdruck aufgrund der vom Westen übernommenen sozialen 
Sicherungssysteme und der jährlich mehrere Milliarden DM umfassenden Transfer-
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zah_lun.�
en �ehr :'iel niedriger als in  Polen, was sich auch in geringeren Gründungs­

akt1v1taten 1111 Ernzelhandel niederschlug. 
U1�ternehmensgründungen als Überlebensstrategie werden wegen der begrenzten 

matenellen Handlungsspielräume vor allem in Bereichen oetfüiot die nur oerinne 
A'.1fangsinvestitionen erfordern. Hierzu zählen vornehmlich Täti;keiten im Dien;t. 
le1stungsse�tor L�nd dabei vor allem im Handel. Im Unterschied zum produzierenden 
Ge,�erbe s111d hier außerdem keine berunichcn Vorqualifikationen zwingend erfor­
derlich. Da_1:über hina�s ist davon auszugehen. daß diejenigen. die einen 1\rbeitsplatz 
haben

'.. zu�ach_st 1��1r. emen Ne
_
benerwerbsbetrieb gründen werden. Der Sprung i 11 die 

Se_lbst_and1gke11 durfte nur bei Arbeitslosigkeit erfolgen oder wenn die Selbständin­
ke11 em gesichertes und höheres Einkommen als das der bisherigen Beschäftiour�g 
erwarten läßt. - "' � 

• Handel�tätigkeit als Wohlslandsstrategie: Beim Übergang von der Plan- zur 
Mark twirtschaft werden beträchtliche Teile des volkswirtschaftlichen Vermöoens 
neu verteilt. Der Transformationsprozeß bietet riskikobereiten und unternehmerisch 
orientierten . Menschen damit große Chancen des Vermögenserwerbs. Gleichzeitig 
war zu Beg111n d�s Umbruchs eine Beschäftigung im Handelssektor überaus erfolg­
versprechend. Mit dem Ende der sozialistischen Zentralverwalrunoswirtschaft wurde 
nämli_ch ein erheblicher Nachfrageüberhang nach Konsumgüten� offenbar, der für 
den emzelnen hohe und schnelle Verdienstmöglichkeiten erwarten ließ. 

• Materielle Ressourcen als limitierender Faktor: Die Art der unternehmerischen 
Aktivität wircl zudem von den zur Verfügung stehenden materiellen Ressourcen 
d. h. der Menge des investierbaren Kapitals geprägt. Die insgesamt große Kapitalar� 
mut der Haushalte schlägt sich dabei in der Einzelhandelsstruktur Polens nieder die 
durch Kleinstbetriebe bestimmt wird. Angesichts hoher Zinssütze der Bai;ken 
kommt eine kreditfinanzierte Unternehmensgriindung meistens nicht in Fraoe wes­
�vegen Existenzgründer auf private Ersparnisse zurückgreifen müssen. Dies� �varen 
m Po_len beim Eintritt in die Marktwirtschaft jedoch vergleichsweise hoch. So nutz­
�en v1ele _Polen die im Sozialismus bestehenden Reisemöglichkeiten dazu. periodisch 
nn westlichen Ausland zu arbeiten und auf diesem Wege Ersparnisse zu bilden. Zu­
dem kann davon ausgegangen werden, daß Einkünfte aus der Schattenwirtschaft in 
Hartwährungen angespart wurden und nach dem Ende der Zentralverwaltungswirt-
schaft für bescheidene lnvestitionen eingesetzt werden können. � 

ßetriebstype11differe11zieru11g 

Die unterschiedlichen Motive für die Aufnahme einer unternehmerischen Tätinkeit und 
di_e Menge an einsetzbarem Investitionskapital bilden sich in unterschiedlichen „Be­
triebstypen". im  polnischen Einzelhandel ab. die sich aufgrund ihres Formalisierunos. 
grades und ihrer Kapitalintensität differenzieren lassen und zu denen der Markthandel 
und der Lad�neinz�lhand�I als wichtigste zählen (vgl. Abb. 17). Wie das Fallbeispiel 
konkreter_ zeigen wird, re1cl�t das Betriebstypenspektrum von modernen Luxusgeschüf­
ten wes�ltcher Investoren bis zu ausgesprochen transformationsspezifischcn ßetriebs­
t�pen ,�1e de'.11 ambulanten Straßenverkauf .,aus der Hand", der für die meisten Händler 
eme ex1stent1elle Bedeutung einnimmt. Der Einzelhandel wird so zum Spiegelbild der 
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Abb. 17: Betriebstypendifferenzierung des einheimischen Einzelhandels im 
Transformationsprozeß 

,:: u 0 ,:: 

C) 
C: - � 
C) 

................................................. t···········
······· 

gering mittel 

Formalisierungsgrad 

Laden· 
einzelhandel 

hoch 

Entwurf: R. Pütz 

gesellschaftlichen Polarisierung, die mit den Begriffen „Tran�fonnati?nsverlierer" und 
Transformationsoewinner" beschrieben werden kann. Bereits an dieser Stelle kann " • 0 . • • 

damit festgehalten werden, daß der (endogene) Betriebsformenwandel 1111 i:ransformatt· 
onsprozeß in einem grundlegend anderen Begriindungszusammenhang als 111 yvesteu1:o­
pa steht, wo der strategische Einsatz betrieblicher Handlungsparameter z�r �1ff�renz1e­
rung der Unternehmensleistung die Hauptursache für die Betriebsformenv1eltalt 1st. 

Bei den „Transformationsverlierern" sind vor allem alte Menschen zu n�nn�n. de�·en 
Renten zur Bestreituno des Lebensunterhalts kaum ausreichen und für dte eme „for­
melle" und außerhalb

0 
der Schallenwirtschaft liegende unternehmerische Betätigung 

auch aufgrund der Gewöhnung an sozialistische Arbeitsverhältnisse nicht in Frage 
kommt. So bieten viele der „Ärmsten der Armen" noch 1997 ihre Waren an den ?tra­
ßenrändern in der Innenstadt, vor den Toren großer Einkaufsmagneten oder auf den 
Gäncren der Märkte zum Verkauf an: selbstgefertigte Produkte, Bekleidungsstiicke oder 

0 
Haushaltsgegensüinde aus Privatbesitz, selbstgepfüi,ckte Blumen oder Erzeug111sse aus 
privat betriebenem Gartenanbau. . . . . 

Eine Betätigung im Markthandel ist aufgrund von Kap1talernsatz un? m'.ttlerwe!le 
weitoehender Leoalisierung als unterste Stufe „formalisierter" Handelstfü1gke1ten anzu­
sehe� wobei es ;uch hie/erhebliche innere Differenzierungen von „Marktbetriebsfor ­
men" 'gibt. Sie reichen vom täglichen Anmieten kleiner Ver�aufstische bi� zum Betrei­
ben fester Verkaufsbuden und können sogar den Aufüau ernes Mehrbetnebsunterneh-
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mens mit Marktständen auf unterschiedlichen Marktplätzen einschließen. Der notwen­
dige Mindestkapitaleinsatz im Markthandel ist minimal, da dieser zu großen Teilen ein 
,,halbschattenwirtschaftlicher" Wirtschaftszweig ist: Viele l\färkte operieren zwar ille­
gal, werden aber von den kommunalen Behörden geduldet. Die einzelnen Verkaufsstän­
de entrichten nämlich Abgaben an die Gemeinden, die täglich Angestellte zum Ein­
sammeln von Marktgebühren zu den Händlern entsenden. Abgesehen von diesen Abga­
ben ist der Markthandel steuerfrei. Investitionen sind nur beim Kauf oder der 
Anmietung einer festen Verkaufsbude erforderlich. Insgesamt sind die Marktzutritts­
schranken im Markthandel damit gering, womit dieser Betriebstyp für viele de1jenigen, 
die als „Überlebensstrategie" eine Selbständigkeit eingehen, häufig die einzige gangbare 
Handlungsalternative darstellt. Hierin liegt eine wesentliche Ursache für die nach wie 
vor ungebrochene Griindungstütigkeit im Markthandel. 

Die Eröffnung eines Ladens erfordert meist eine hauptberufliche Tätigkeit, viel ein­
setzbares Kapital sowie die Bereitschaft zu hohem unternehmerischen Risiko und ist 
damit die oberst.e Stufe der Verselbständigung im Handelssektor. Häufig steht die Er­
öffnung eines Ladenlokals am Ende einer „Karriere" im Markt- oder Warenhaushandel, 
in der das notwendige Grundkapital erworben wurde. Die dünne Eigenkapitaldecke der 
meisten Jungunternehmer im Einzelhandel ist verantwortlich dafür, daß nahezu aus­
schließlich kleinflächige Geschäfte eröffnet werden. Eröffnungen großfüichiger Laden­
lokale sind im einheimischen Einzelhandel eine seltene Ausnahme. Sie werden nur 
manchmal von Exilpolen getätigt, die im Ausland größere Vermögen erwerben konnten 
und nun in den polnischen Einzelhandel investieren. 

In der Konsequenz dominieren Kleinstbetriebe die Betriebsgrößenstruktur im polni­
schen Einzelhandel: 9 1  % der Verkaufsstellen in Polen haben nur eine Verkaufsfläche 
von unter 50 m2 (vgl. Tab. 25). Als Folge des Griindungsbooms und der kleinen Privati­
sierung ist der polnische Handel damit durch eine extreme Dekonzentration gekenn­
zeichnet. Seit 1995 kehrt sich der Trend wachsender Dekonzentration allerdings um, 
und es zeigen sich erste, wenn auch schwache Konzentrationstendenzen auf Betriebse­
bene: Seit dieser Zeit nimmt die Zahl großflächiger Einzelhandelsbetriebe zu, was auf 
Erweiterungen bestehender Betriebe und Neuinvestitionen durch ausländische Handels­
ketten zurückzuführen ist. Der Rückgang bei den Verkaufsstellen ist dagegen aus­
schließlich auf Betriebsschließungen von kleinfüichigen Ladenlokalen zurückzuführen. 
Wie das Beispiel Wrocfaw zeigen wird, werden diese in den meisten Fällen durch den 

Tab. 25: Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur im polnischen Einzelhandel, 1992-1996 

Verkaufsfläche 
der Geschäfte 

1992 

<50m2 317 424 
- ··- · ··· ·- · ·· ·· ··- ·· ··- ·· ·- -··· ·· - ·  . . . .... .... -... ,. 
50 bis 100 m2 21 243 

····-·····-······- ····-·····- · · · · · - .. .  ,._ ,  ... ,,.,_ ... ,,. _ , ,  .. .  
101 bis 400 m2 11 862 

· · · - · ·- ·······- · · · · - ····- ·· ·- .. . . .... 
> 400 m2 1 973 

Anzahl der Geschäfte 

1993 ! 1994 

.34 7
.
�50 1 383 064 

19875 19421 ·1 . 
. ... .. .  

11 131 , 10970 

1 926 : 1 994 

! 1995 

391297 

20268 

1 1 804 
, .. . .. .. . . .. .. . .. . .  

2231 

Quell en: GUS 1993: 37; 1994a: 56; 1995a: 49; 1996a: 41 

Anteil an Geschäften (in %) 

! 1996 1992 ! 1993 1 1994 1 1995 1 
1 l f 

369926 90,0 91,4 : 92,2 91,9 
i 

20661 6,0 5,2 1: 4,7 4,8 

12416 3,4 2,9 2,6 2,8 

2560 0,6 0,5 ' 0,5 0,5 

1996 

91,2 

5,1 

3,1 

0,6 
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Markteintritt ausHindischer Handelsketten ausgelöst und beschränken sich fast immer 
auf Standorte in unmittelbarer Nachbarschaf1 w den neuen We1tbewerbern. 

4.3.2 Internationalisierung im polnischen Einzelhandel 

Die Priva1isierung des sozialistischen Handels und der Gründungsboom im privaten 
Einzellrnndel sind unmi11elbar mit dem Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft 
verknüpft. Sie vollziehen sich losgelöst von internationalen Verflechtungen und sind 
daher als Prozesse der .. internen Restrukturierung'· anzusehen. Parallel zu diesen inter­
nen Restrukturierungen wird die Einzelhandelsemwicklung aber zunehmend auch durch 
lnternationalisicrungsstrategien der westeuropäischen Einzelhandelsunternehmen ge­
prägt. die sich in verstärktem Maße clen ostmittelcuropäischen Märkten zuwenden. 

4.3.2.1 Institutionelle und sozioökonomische Rahmenbedingungen der 
Internationalisierung 

Das .,going international'' westeuropäischer Einzelhandelskonzerne beschleunigte sich 
mit der Öffnung der Reformstaaten eine erheblich. Nach REYNOLDS ( 1 997) konzen­
trierten sich zwischen 1995 und 1997 mehr als 45 % aller ausländischen Markteintrit1e 
in Europa auf die Visegraclstaaten Tschechien, Ungarn und Polen. Als Erklärung hierfür 
wird meist aus makroökonomischer Perspektive argumentiert und auf das wirtschaftli­
che Wachstum als wichtigstem At1raktivitätsfaktor für die westeuropäischen Unterneh­
men verwiesen. Als Erklärung fi.ir Internationalisierung ist diese Perspektive jedoch un­
zureichend. wie die großen Unterschiede zwischen den Reformstaaten belegen. 

Anders als in den anderen ostmitteleuropäischen Reformstaaten begann die Expan­
sion westeuropäischer Handelskonzerne in Polen nämlich erst relativ spät. Der Haupt­
grund hierfür lag in der fehlenden Gelegenheit. sich im Rahmen der Privatisierung an 
polnischen Unternehmen Zll beteiligen. Daß die institutionellen Rahmenbedingungen als 
Erklärungsfaktor für Internationalisierung damit weitaus wichtiger sind als die in Ost­
mitteleuropa vergleichsweise ähnlichen sozioökonomischen Verhältnisse. zeigt vor al­
lem der Vergleich Polens mit Ungarn. Auch die meisten weiteren Gründe für die „ver­
zögerte„ Internationalisierung des Einzelhandels in Polen liegen in den institutionellen 
Rahmenbedingungen. Es sind dies: 
• die lange Zeit instabilen politischen Machtverhältnisse mit vielen Regierungswech­

seln und häufig variierenden wirtschaftspolitischen Strategien. 
• die unsicheren rechtlichen Rahmenbedingungen für ausländische Investoren. die 

aufgrund der hiiufigen Regierungswechsel eine geringe Kontinuität aufwiesen und 
• die in der frühen Transformationsphase fehlencle Möglichkeit, Gewinne in unbe­

schrfü1ktem Maße ins Ausland zu transferieren. Hinzu treten: 
• die in der Frühphase ungünstigen sozioökonomischen Rahmenbedingungen. 
• die nur eingeschränkte Verfügbarkeit von Informationen über den neuen lVlarkt 

(Konsumentenverhalten. Wettbewerbssituation. rechtliche Rahmenbedingungen ... ). 
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Seit 1994 verbesserten sich die institutionellen Rahmenbedingungen für ausländi­
sche lnve�toren su_kzessive. vor allem aufgrund der wachsenden politischen Stabilität 
�ncl dem fortschre11enden Umbau im Rechtssystem. Zudem wurde Polen mit dem Er ­
folg der Wirtschaftsreformen und dem erheblichen Wirtschaftswachstum als Investiti­
onsstandort attraktiver. Hierzu trägt auch der große Binnenmarkt Polens bei. der eine 
Bevölkerung von knapp 40 Mio. Einwohnern umfaßt. 

Ein entscheidender Schrill w mehr Rechtssicherheit war das Assoziierungsabkom­
mcn '.11i_t der Europäischen Union. das am 1 .  Februar 1 994 in Kraf't trat. Es erieichtene 
den freren Warenverkehrs erheblich (Artikel 7) und verpnichtete den polnischen Ge­
s.etzgeber darüber hinaus wr Anpassung des nationalen Rechts an das Europarecht (Ar­
tikel 68 und 69). was sich auf die .Markteintrillsaktivitüten auslUndischer Handelskon­
zerne au�wirkte. So liberalisierte das polnische Devisengesetz nm 3 1 .  Dezember 1994 
cl�n Kap11alverkehr. Seitdem besteht für ausliinclische Konzerne die Möglichkeit Ge­
w111ne �h,_1e Beschränkung ins Ausland zu transferieren. Zudem erlcichte�·tc der ,;olni­
:�he M111r�1errat 1111 Juli 1994 die Niederlassung ausHindischer Unternehmen und er­
fullte damit Artikel 44 des Assoziicrungsabkornmens. Außerdem bedarf es seitdem kei­
ner _Ge�ehmigung für Kapitalbeteiligungen an einheimischen Unternehmen mehr. 
S�hlreßl

'.
ch wur�e die Expansion ausländischer Handelskonzerne dadurch gefördert, daß 

dre Regierung rm Frühjahr 1996 die Bestimmungen des Grundstückserwerbs durch 
�uslUnde'.· lockerte. Seitdem brauchen ausländische Unternehmen zum Grundstückskauf 
1. d. R. kerne Genehmigung des Innenministeriums. wenn die Grundstücke nicht urößer 
als 4 ha und unbebaut sind. 

-

Mit de_r steigenden Attraktivität des polnischen Marktes und der Erleichterung des 
Marktrntrrtts nahm die lnternntionalisierung im polnischen Einzelhandel Mitte det:-90er 
Jahre deutlich zu. Unternehmen wie Me1ro, die bis 1 995 in Polen kaum investierten er­
k_lärten m'._nn��hr. daß das Land „absolute strategische Priorität„ bei der Jnternatio,;ali­
s1erung halle · . Demnach plant das Unternehmen bis zum Jahr 2002 Investitionen in 
Höhe von 1 ,5 Mrd. DM in Polen. Me1ro arbeitet dabei mit der polnischen Bank Hand-
1�." 'Y zusammen. die sich mit 25 % an den beiden J\1/erro-Töchtern Real Sp.;,.o.o. und 
1_,p-Disco'.'.111 _Polska Sp.z..o.o. beteiligte. Diese finanzielle Unterstützung der Expansion 
erne_s a�_slanclrschen Konzerns mu_ß von einheimischen Einzelhiindlern als „Schlag ins 
Gesicht be1rachtet werden. da die polnischen Geschtiftsbanken von ihnen sehr hohe 
Zinssätz_e verlangen und so das Wachstum einheimischer Unternehmen verhindern (vgl. 
Fallstud1_e Wro�law). Die a_usländischen Einzelhandelskonzerne können sich dagegen 
a�rf der:_ mtcr'.1atronalen K:1p11aln�ärkten günstiger Kapital verschaffen. Ähnliche Expan­
s1ons1?lane �vre Me1ro verfolgen fast alle großen Einzelhandelskellen West..:uropas. 

. Dre Aufnahme Polens in die Europäische Union wird die Internationalisierunu im 
E'.n�elhandel nochn_rnls bes�hleunigen. Es stellt sich die Frage. inwieweit der polni�che 
E111zelhandel. der bis_ dato fast _ausnahmslos durch „interne Restrukturierungen" geprägt 
worden war. durch diese Entwicklungen überprägt wird. Mit dem Markteintritt westeu­
ropliis�her Einzelhandelskonzerne verbreiten sich in Polen nämlich Betriebsformen. die 
dort bislang unbekannt waren und auch bei den Neugründungen durch einheimische 

"' · "gl.: .. Wnrschau�r Handlowy-Bank hilrc b.:i tkr Exp;m,ion ,·on Tip und Rc· 1I" 1,1· 1 1·1,id'lsbl•tc 
30.7. 1997. 

' ' ' ' C · " \0111 
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Einzelhändler keine Rolle spielten: Discounter, Verbrauchermärkte, SB-Warenhäuser 
und Fachmärkte. 

4.3.2.2 Raum-zeitliche Gebundenheit von Markteintritts- und 
Marktbearbeitungsstrategien 

Eine Analyse der Markteintrittschronologie in Polen zeigt, daß die Expansion von Be­
triebsformen des Lebensm.itteleinzelhandels und des Non-food-Handels zeitlich und 
räumlich uneinheitlich verlief, wobei sich drei Phasen unterscheiden lassen: 
l. Bereits kurz nach Einführung der Marktwirtschaft expandierten vor allem Einzel­

handelsbetriebe des gehobenen Bedaifs. Dabei handelt es sich durchweg um Kon­
zerne wie An11m1i oder Laura Ashley, die mit international profilierten Markenpro­
dukten globale Nischenmärkte bearbeiten. Ein solches Marktsegment hatte sich auch 
in Polen innerhalb kurzer Zeit etabliert. Die in  der Mehrzahl herstellergesteue11en 
Distributionssysteme zielen auf das außerordentlich kleine Nachfragesegment ein­
kommensstarker Bevölkerungsschichten, die westlichen Luxuswaren einen hohen 
demonstrativen Konsumnutzen beimessen. Ihre Expansion beschränkt sich daher auf 
die polnischen Großstädte, wo sie vornehmlich in  die J a -Lagen der Innenstädte 
drängen. Dabei ist eine Diffusion von Warschau, wo westeuropäische Hersteller be­
reits 1 990 erste Geschäfte eröffneten, abwärts der polnischen Städtehierarchie zu 
beobachten: So wies FALK für Krakau schon für 1 993 eine große Anzahl von Fach­
geschäften internationaler Einzelhandelsunternehmen rings um den zentralen Markt­
platz nach ( 1 994: 273). In Wroclaw setzte die Expansion ausländischer Unterneh­
men erst nach 1 993 ein (vgl. Kapitel 5.2.3). 

2. Die Expansion des westeuropäischen Lebensrnitteleinzelhandels begann erst später. 
Bis 1993 waren nur wenige „Pioniere" in  Polen tätig, wie der belgische Konzern 
G/P, der bereits 1992 Hauptgesellschafter der Globi Polish Rerailing wurde, oder 
die zur Dohle-Gruppe gehörende deutsche SB-Warenhauskette Hit, die 1993 ihre er ­
ste Niederlassung in  Warschau griindete. Der eigentliche „Run" auf den neuen 
Markt erfolgte erst 1995, als die Reformerfolge der polnischen Regierung sich kon­
solidierten. Seitdem sind fast alle europäischen Lebensmittelkonzerne mit unter­
schiedlichen Betriebsformen im polnischen Einzelhandel vertreten (vgl. Tab. 26). 

Hierbei zeigen Discounter sowie großflächige Verbrauchermärkte und SB­
Warenhäuser besonders expansive Tendenzen. Diese profitieren von den fehlenden 
Standortbeschränkungen im polnischen Raumplanungsrecht. Aufgrund ihrer Nied­
rigpreisorientierung und der angespannten ökonomischen Situation der Haushalte 
stoßen sie zudem auf eine hohe Akzeptanz. Aber auch Supermärkte, die in den 
westeuropäischen Ländern bereits die Reifephase ihres Lebenszyklusses erreicht ha ­
ben, erleben in Polen einen neuen Aufschwung. Für die polnischen Verbraucher 
verknüpfen sie die Vorteile eines Vollsortimenters mit denen eines Nahversorgers, 
was insbesondere bei der geringen Pkw-Verfügbarkeit der Haushalte eine große 
Rolle spielt. 

120 

Tab. 26: Westliche Handelskonzerne im polnischen Lebensmitteleinzelhandel (Auswahl) 

1 Markteintritt Anzahl Betriebe 

Unternehmen Land Jahr 
1 

Form Betriebsform 1 1.4.98 1 geplant 

Aldi D 1993 Eigenaufbau Disco unter 1 ? 
Auchan F 

Docks de France Übernahme 1995 Übernahme Robert Supermärkte 1 1  70 (·2000) 
Mammouth 1995 Eigenaufbau "'' .. ·-· 1 35 (-2007) -- ........... ..... 

Carrefour F genaufbau SB-Warenhäuser 1 4 ( -1999) .. .. .. ..  ,_ ...... _ , , ,  

Casino F 
Geant 1996 Eigenaufbau SB-Warenhäuser 3 15 (-2000) 

,, , _ ,,, ,, ,_ ,,,. _, ,. ,_ .. .. ... .. . .. ... .. ..  _ .. ,, ,. .. _ , ,, ,, _  .. , ,._ ,,, _,. , _  ,, _ , ,. ,,_ .. .. ..  :._ .. ... .. .... .. .. .  ... . .. .. .  _ . .. ... 
Costcutter GB 

Costcutter 1997 Eigenaufbau Oiscounter 1 40 (-1999) 
Dohle D 

Hit 1993 Ei genaufbau SB-Warenhäuser 5 20 (-2000) 
Edeka D 

E-Discount 1997 Übernahme MOA Oiscounter 24 150 (-1999) ..................... -.................... _ .. .. . ..  -. ...... ... ,, .. ,_ . .  ,,_ ... ,_ ...... 
GIP B 1992 Übernahme GPR Supermärkte 15 100 (-2002) ..... -. .. ........ ,_., ... _,. ... _ .......... .............. _ ..... ,...., ... _,,,_,,.,_ 

Leclerc F 1992 Eigenaufbau SB-Warenhäuser 1 ? .. .. .. .. .. .. . .. ........ -..... -.......... _ .. . ,, ... _. ,  .. ....... . .  , .. _ .... , ... ,-, .. ,_ . .. . 

Mainl AU 1997 Übernahme Major Supermärkte 5 40 (-2000) 
,, .. , ,,_ ...................... _, .. ,_,,,_., .. ,.,_,.,,,_.,, ........ .... -.. ,-.... -
Metro-Gruppe D 

Allkauf &Ahold (NL) Joint-venf. 1995 Eigenaufbau Oiscounter Sezam 45 Ausbau 
1995 Übernahme Mitex Supermärkte Max 6 18 (-2000) 
1995 Eigenaufbau SB-Warenhäuser 2 12 (-2000) 

Real 1995 Eigenaufbau SB-Warenhäuser 4 25 (-2000) 
Ti p 1994 Eigenaufbau Oiscounter 37 Ausbau 
Metro & SHV (NL) Joint-vent. 1993 Eigenaufbau CC-Großmärkte 13 18 (-2000) 

_ ,, _ ,, _ ,, _ ,, ,, _ ,,, _,, _ ,,, ,, _ ,, ,, _ ,, _ ,, _ ,, _ ,, .. , 

Reitangruppen AS (Rema) N 1993 Franchising Supermärkte 20 30 (-2000) 
, _ ,, ,,_ ,,, _, ., _ ,,,, ,, _ ,, ,, , _ ,,, _ ,,,, ,,_ ,,,, ,_ ,,, _ ,, _ ,, _, , ,, ,  

Rewe D 
Billa (AU) Übernahme 1992 Joint-vent. Polmarck Supermärkte 10 40 (-2000) 
MiniMal 1996 Eigenaufbau Supermärkte 7 10 ( -1999) 
Penny 1996 Eigenaufbau Discounter 1 Ausbau 

., _ , .... , ,, ,_ ,, ,,,,_ .. .............. , _  .. .. .... .  ,_ .... , .. ,  .. ,- ,  .. .. ... .. . . . . 
Safeway USA 1994 Joint-vent. Marc-Pol Supermärkte 61 ? ........... _ .. . ..  -.. .. .  -.... -.... -.... ,-........ -............ . .. -.......... -... , . .. . . ..  
Spar D 

Eurospar 1996 Eigenaufbau Supermärkte 12 Ausbau 
Selbständige Einzelhändler Eigenaufbau SB- Geschäfte 60 160 (-2000) 

,,_ ,,,, , _ ,, ,, _ ,,, _ ,,, _,, _ ,,, _  ,,, _ ,, ,_ ,, ,,_ ,, ,_ ,, _ , ,,  _ , .. .. 
Tengelmann D 

Plus 1995 Eigenaufbau Discounter 51 1000 (2002) 
Tesco GB Übernahme Savia Supermärkte 36 Ausbau 
Quelle: Zusammenstell ung Pütz. nach: polnische Fachpresse. Unternehmensangaben 

Das Engagement des westlichen Lebensmitteleinzelhandels ist 1997 insgesamt 
noch bescheiden, alle am Markt vertretenen Unternehmen haben jedoch z. T. erheb­
liche Expansionsabsichren. Schätzungen gehen daher davon aus, daß sich der Anteil 
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ausländischer Konzerne am Umsatz im Lebensmitteleinzelhandel von 1996 noch 
1 1 ,5 % in den kommenden vier Jahren mehr als verdoppeln wird44

. 

3. Als aktuellste Entwicklung der Internationalisierung ist ein verstärktes Vordringen 
von Fachmärkten zu beobachten. In diesem Betriebsformensegment nimmt das 
schwedische Unternehmen Ikea ein Vorreiterrolle ein. das im November 1996 mit 
dem Standort in Wroclaw bereits seine fünfte Niederlassung in Polen eröffnete. 
Nach /keo hegen fast alle in Westeuropa e1folgreichen Fachmärkte Expansionspläne. 
Dies betrifft insbesondere etablierte Fachmarktkonzepte wie Baumärkte (z.B. Prak­
tiker), Möbelmärkte (Möbel Wolther - Sconto), Drogericmärkte (Ross111a1111), Be­
kleidungsmärkte (Adler), Fachmärkte im Bereich der Unterhaltungselektronik (Me­
dia Morkt) und des Bürobedarfs ( Office Depot). 
Die westeuropl'iischen Einzelhandelskonzerne treten durch Franchising, Kooperation 

(Joint-ventures), Akquisition (Übernahme, Mehrheitsbeteiligung) und interne Expansi­
on (Autbau eigener Filialnetze) in den polnischen Markt ein. Diese Markteintrittsstrate­
gien können schematisch nach dem Grad der Kontrolle liber das Distributionssystem im 
Zielmarkt und der Dauer vom Markteintritt bis zur Markterschließung differenziert 
werden (vgl. Abb. 18, und Kapitel 2.1.2. l). 

Demnach werden Globalisierungsstrategien einerseits von Lifestyle-Unternehmen 
und Anbietern von Luxusbedarf verfolgt, andererseits von discountorientierten Ange-

Abb. 18: Schema der Markteintritts- und Marktbearbeitungsstrategien ausgewählter 
westeuropäischer Konzerne im polnischen Einzelhandel 

C> 
C 
::, t :� 
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................................................. = .. - - -cc, ······································ ----.. ················· 
KOOPERATION 
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Ahold & Allkauf • Mitcx 

Auchan (Docks de 
France) • Robert 

Tesco • Savia 

gering mittel hoch 
Markteintrittsstrategie (Grad an Kontrolle, Risiko, Kosten) 

Entwurf: R. Pütz 
(in Anlehnung an GEORGE und OlllER 1993) 

•·• vgl. ,,Noch kaufen die meisten Polen nach wie vor im Laden an der Ecke". In: FAZ vom 10.3.97. 
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botsformen, vornehmlich im Lebensmittelbereich. Beide Handelskonzepte stoßen auf 
länderübergreifende Attraktiviliilsfaktoren bei den Konsumenten, weswegen ein 
Markteintrill auf dem Wege der Multiplikation erfolgversprechend ist. Mit dem Fran­
chising und der internen Expansion werden bei der Globalisierungsstrategie Marktein­
triusformen gewählt, die entgegengesetzte Pole von „Markt" und „Hierarchie" im Di­
stributionsweg besetzen: 
• Globalisierungsstrategien von international agierenden Lifestyle-Unternehmen ba­

sieren auf der Existenz länderübergreifender Nischenmärkte, die mit international 
profilierten Produkten bearbeitet werden können. Von wenigen Ausnahmen abgese­
hen (La11ra Ashley) erfolgt der Markteintritt in Polen ausschließlich durch Franchi­
sing. Diese „vertikale Kooperation" zwischen rechtlich unabhängigen Unternehmen 
hat den Vorteil vergleichsweise niedriger Transaktionskosten (FISCHER 1993: 252). 
Aufgrund der Aufteilung von Verfügungsrechten zwischen Franchisegeber und -
nehmer an den lnputfaktoren erfordert sie zudem nur einen relativ geringen Kapital­
einsatz und eine niedrige Bindung von Managementkapazität. Neue Märkte können 
deshalb innerhalb kurzer Zeit erschlossen werden. Für den polnischen Markt kommt 
hinzu, daß - bei der vorherrschenden Vergabe von Ladenlokalen auf kommunaler 
Ebene - die Kooperation mit einem selbständigen lokalen Unternehmen den 
Markteintritt erheblich erleichtert. Erfolgt Franchising im Lebensmitteleinzelhandel 
durch Supermärkte, die weniger auf länderübergreifend homogene Nachfragepräfe­
renzen stoßen (z.B. Reita11gmppe11), kann neben der schnellen l\ilarkterschließung 
das ,,lokale Wissen" des Kooperationspartners über lokale Marktstrukturen und 
Konsumpräferenzen als vorteilhaft angesehen werden. 

• Die Markteintrittsstrategie der internen Expansion basiert auf der länderiibergrei­
fenden Existenz von Märkten für Güter der Massenkonsumtion, in Polen bislang 
primär im Bereich des discountorientierten Lebensmitteleinzelhandels. Außer dem 
hohen Kontrollgrad über das Distributionssystem liegen die Vorteile des Eigenauf­
baus vor allem in der Kostendegression durch gemeinsam genutzte Ressourcen im 
Bereich Einkauf, Logistik und (zentralisierter) Verwaltung. Außerdem ist die interne 
Expansion in Polen bei vielen Handelskonzepten der einzig gangbare Weg des 
Markteintritts: Insbesondere großflächige Betriebsformen wie Verbrauchermärkte, 
SB-Warenhäuser und Fachmärkte finden in Polen keine geeigneten Filialnetzc für 
eine mögliche Übernahme vor. Mögliche Kooperationspartner verfügen zudem sel­
ten über genügendes Kapital. Wie das Beispiel Hit in Wroclaw zeigen wird, ist eine 
„reine" Multiplikationsstrategie bei der internen Expansion aber selten, da in der 
Regel Anpassungen an die lokalen Marktstrukturen vorgenommen werden mlissen. 
Diese betreffen die Standortwahl, die sich in  Polen eher an den Wohnstandorten der 
Verbraucher orientiert, und ebenfalls die Sortirnentspolitik, die neben Konsumpräfe­
renzen vor allem im Lebensmittelbereich auch die Produktionsstrukturen auf lokaler 
Ebene berücksichtigen muß. 
Strategien der Kooperation und Akquisition haben gegenüber der internen Expansi­

on den Vorteil, daß Märkte innerhalb kürzester Zeit erschlossen werden können�5. Die-

,; Die Ausführungen beschrUnken sich auf Akquisi1ionen von bzw. Kooperationen mi! polnischen Un1ernch­men. Daneben werden zum Markteintriu in Ostrninelemopa auch litiufig stra!egische Allianzen zwischen 
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sem Vorteil steht gegenüber, daß ausländische Unternehmen in Polen zumeist eine ver­
altete Handelsinfrastruktur des kooperierenden bzw. akquirierten Unternehmens über­
nehmen, deren Modernisierung mit hohen Investitionskosten verbunden ist. Zudem be ­
schränken sich Kooperations- und Akquisitionsstrategien auf solche Betriebsformen, die 
im polnischen Einzelhandel bereits eingeführt sind - im Lebensmittelbeieich betrifft 
dies vor allem Supermärkte und SB-Gesclüifte. Darüber hinaus waren Akquisitionen 
aufgrund der fehlenden Beteiligungsmöglichkeiten im Rahmen der Privatisierung bis­
lano selten und erfoloten in der Regel erst nach der Privatisierung an Mitarbeitergesell-o o -
schaften oder inländische Investoren. 

Betriebsforme11differe11zierwzg und räumlich differenzierter Nlarkteintritt 
Mit dem Markteintritt westlicher Handelsunternehmen kommt es in Polen zur Verbrei­
tung von Betriebsformen, die dort bislang unbekannt waren. Diese orientieren sich in 
der Frühphase der Transformation an den Wohnstandorten der Bevölkerung und festi­
oen somit die Standortstruktur, die bereits im Sozialismus vorhe1nchte. Im Zuge eines 0 

allgemeinen Einkommensanstieges und größerer Pkw-Verfügbarkeit werden jedoch 
auch zunehmend nichtintegrierte Standorte gewählt. Hiermit kommt es zu einer Koexi­
stenz der Standortstruktur des einheimischen Einzelhandels und dem Standortmuster 
ausländischer Handelskonzepte (vgl. Kapitel 5.2.3). 

Der Markteintritt vollzieht sich jedoch räumlich unterschiedlich, d. h. auf wenige 
Orte begrenzt: Fast alle ausländischen Konzerne konzentrieren ihre Standortsuche beim 
Markteintritt auf Gebiete, die durch eine vergleichsweise hohe Kaufkraft und eine hohe 
Bevölkerungsdichte gekennzeichnet sind. Dies sind vor allem die polnischen Großstäd­
te, wobei sich eine Diffusion der modernen Betriebsformen abwärts der polnischen 
Städtehierarchie vollzieht. Insbesondere hochpreisige Geschäfte konzentrieren sich fast 
alle in Warschau und sind ansonsten nur in den Großstädten zu finden. 

Wie die späteren Ausführungen zu Wroclaw zeigen werden, führt der Markteintritt 
ausländischer Unternehmen auf der lokalen Ebene zu erheblichen Anpassungsstrategien 
im einheimischen Einzelhandel und trägt so zu einem beschleunigten und zunächst 
räumlich begrenzten Strukturwandel des Einzelhandels bei. Unmittelbare Anpassungs­
prozesse liegen dabei in Betriebsschließungen durch polnische Händler. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß der einheimische Einzelhandel in hohem Maße zersplittert und 
aufgrund der bislang fehle-nden Kapitalakkumulation kaum konkurrenzfähig ist. Die 
fehlende Möglichkeit des kleingewerblichen Einzelhandels, economies of scale zu er ­
reichen, ist auch der fehlenden Institutionenbildung im  Einzelhandel zuzuschreiben: 

westeuropäischen Einzelhandelskonzernen geknlipft, die auf Kostenreduktion durch economies of seale und Streuung des Risikos beim Markteintritt gerichtet sind. Diese strategischen Allianzen betreffen neben dem Lebensmittelcinzelhandel (z. B. Joint-venture von Allkaufund Ahold) auch den Non-food-Handel. So grlindete 
Ross111m111 ein Joint-venture unter dem Namen R&R mit dem niederHindischen Unternehmen Ro/1111(11111 (Gro­
emvoudt-Gruppe). Ziel der Allianz ist die Erschließung des osteuropäischen Marktes. wozu Rol/111a1111 seine bisherigen Tochtergesellschaften in Polen ( 1 3  DrogeriemUrkte). der CSFR (12) und Ungarn ( 13) in die neue Umernchmung einbrachte. Auch Akquisitionen von westlichen Umernehn!en werden zunehmend vor dem Hintergrund des Markteintritts nach Osteuropa getätigt. So galten bei der Ubernahmc von /Jilla durch Rewe im Sommer 1996 die Osteurop.iaktivitätcn von /Jilla (darunter 1 1  Supermfükte in Polen) - neben der starken Marktposition in Österreich - als zentrales Übemahme7.iel. 
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Angesichts der gerade erst gewonnenen „Freiheit" ist es für viele Händler noch undenk­
bar, sich zu Einkaufskooperationen zusammenzuschließen. Ähnliches gilt für die Bil­
dung von Interessenverbänden, mit denen der einheimische Einzelhandel seine Interes­
sen gegen ein „übermäßiges" Wachstum des großflächigen Einzelhandels artikulieren 
könnte. 

Die lnstitutionenbildung wird durch den Markteintritt westlicher Konzerne aber er­
heblich beschleunigt (vgl. Fallstudie, Kapitel 5.2.3.3). Einerseits sind vermehrt hori­
zontale und vertikale Kooperationen zu beobachten, die vor allem vom Großhandel aus­
gehen. Andererseits wird der institutionelle Umbau im politisch-administrativen System 
forciert, weil sich die Diskussion um eine adäquate Erweiterung des rechtlichen Instru­
mentariums erheblich intensiviert. Dies ist auch ein Ergebnis der beschleunigten Lob­
bybildung auf der Angebotsseite: Einheimische Einzelhändler schließen sich als Reakti­
on auf den Markteintritt ausländischer Unternehmen bereitwilliger als bisher zusammen 
und artikulieren ihre Interessen gegenüber politisch-administrativen Gremien. 

1997 besitzen die lokalen Planungsgremien in Polen aufgrund des institutionellen 
Umbaus und der institutionellen Lücke in der räumlichen Planung kaum eine Handhabe 
zur Steuerung der Einzelhandelsentwicklung (vgl. Kapitel 4.1.2). Insbesondere fehlen 
Bestimmungen zur Ansiedlung großflächiger Betriebsformen. Als Reaktion auf den 
Druck durch einheimische Einzelhändler befaßt sich das polnische Wirtschciftsministe­
rium seit Frühjahr 1997 aber mit der Ausarbeitung eines entsprechenden Gesetzes, wel­
ches Vorschriften zur Standortbestimmung großflächiger Handelsstätten (Einzelhan­
delsgeschäfte ab 400 ni und Einkaufszentren ab 1 000 nl) enthalten soll. Demnach 
sollen für großmkhige Betriebsformen gesonderte Genehmigungen des Gemeinderates 
erforderlich werden. Wenn sich dieses Gesetz - wie derzeit geplant - aber nur auf die 
kommunalen Grundstücke beschränkt, deren Bebauung ohnehin leichter beeinflußbar 
ist, werden die Gemeinden hierdurch kaum größere Gestaltungsmöglichkeiten erhalten. 

125 



5 Bedeutung lokaler Regulierungsmechanismen für 
die Einzelhandelsentwicklung. Beispiel Wroclaw 
(Breslau) 

Im vorangegangenen Kapitel wurden auf makroanalytischer Ebene die wesentlichen 
Einflußfoktoren der Einzelhandelsentwicklung im Transformationsprozeß vorgestellL 
und die Grundtendenzen der Einzelhandelsentwicklung in Polen analysierl. In der fol­
genden Fallstudie sollen diese Elemente der Dezentralisierung, Privatisierung und Libe­
ralisierung aus rnikroanalyt.ischer Perspektive durchleuchtet werden. Dies entspricht zu­
gleich einem Fokus auf die lokalen Regulierungsmechanismen. womit der räumlichen 
Gebundenheit von Trnnsformationsprozessen Rechnung getragen wird. Zudem werden 
auf Basis empirischer Erhebungen die Anpassungsstrategien der relevanten Akteure 
unter geänderten sozioökonomischen und insLitutionellen Rahmenbedingungen unter­
sucht und deren Konsequenzen für den Wandel der Standorlstruktur des Einzelhandels 
analysiert. Hiermit soll den aufgezeigten Schwächen eines rein makroökonomischen 
Zugangs begegnet und das Wechselspiel zwischen den aufgezeigLen institutionellen 
Rahmenbedingungen und den individuellen Strategien lokaler Akteure untersucht wer­
den. Darüber hinaus wird detailliert.er auf den Aspekt von „Modernisierung" durch In­
ternationalisierung eingegangen und geprüft, ob sich diese Modernisierung kleinräumig 
disparitär vollzieht. 

Die Fallstudie weicht dabei von dem Analyseschema des Kapitels 2 ab, welches die 
Einllußjäktoren der Einzelhandelsentwicklung betonte, und gliederl sich in Anlehnung 
an die Pro-::.esse des Strukturwandels in1 Einzelhandel. Dabei wird nach „Privatisie­
rung". ,,Gründungsboom" und „Internationalisierung" unterschieden, da dies nach den 
Vorüberlegungen in Kapitel 3.2 die wichtigsten Aspekte der Einzelhandelsentwicklung 
im Transformationsprozcß sind. Durch die Hinzuziehung von Untersuchungsergebnis­
sen zum Einkaufsverhalten der Bevölkerung sowie zur politisch-administrativen Steue­
rung findet dabei ein regelmäßiger Perspektivenwechsel zwischen Prozeß und Einrluß­
.faktoren statt. Ein Großteil der folgenden Ausführungen konzentriert sich auf ausge­
wählte Fallbeispiele, die gut dafür geeignet erscheinen, das Zusammenspiel 
unterschiedlicher handelsexogener und -endogener Faktoren zu analysieren. 

Zur Einordnung des Untersuchungsgebietes soll zmüichst ein kurzer Überblick über 
die Wrodawer Stadtentwicklung gegeben werden. Dies ist auch deshalb relevant, weil 
bauliche Persistenzen die unternehmerischen Anpassungsprozesse im Transformations­
prozeß limitieren. 
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Karte 3: Siedlungsetappen Wroclaws bis zur Neuzeit 

Siedlungsetappen 
A, B Dom- und Sandinsel als älteste Siedlungskerne 
C Stadtgründung nach Magdeburger Recht (1242) 
D Gebiet der ersten Stadterweiterung (1261) 
E Gebiet der zweiten Stadterweiterung (1327) 
F Ausbau der Festungsanlagen (1768-1783) 

Wmclmver Suu/te11twick/1111g im Überblick 

Entwurf: R. Pütz 
Kartengrundlage: Stadtplan von 
Friedrich Gottli eb Endler, 1807 

(i n: DOBESZ 1993: 58) 

Der erste urkundliche Nachweis einer festen Ansiedlung in Wroclaw datiert auf das Jahr 
1000, als der spätere polnische König Boleslaus auf der Dominsel den Sitz eines Bi­
stums gründete ( .. A" in Karte 3)�6• Die günstige Furtlage und der erleichterle Oderüber­
gang bildeten die Grundlage für das rasche Wachstum der Siedlung, die neben den alten 
Siedlungskernen auf der Dom- und der Sandinsel ( .. B" in Karte 3) schon frühzeitic eine 
Handwerkersiedlung auf dem südlichen Oderufer mnfaßte. Seit 1226 tritt diese al; .. Ci-

M, Zur historischen Entwicklung \Vroclaws vgl. detaillierter: ENDERWIT7. 1925. PETRY 1984. VON Pt.:TZ 1987. 
i'vtAL ACI 101\'ICZ 1992 und KOZACZE\\'SKA-GOLASZ 1995. 
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vitas Vratislavia'' in den Urkunden auf. Im Jahr 1241 eroberten die Mongolen Wroclaw 
und zerstörten die Stadt vollständig, die häufig als „erstes Wroclaw·' bezeichnet wird. 

Der heutige Grundriß wird durch die Neuanlage Wroclaws nach Magdeburger Stadt­
recht im Jahr 1 242 geprägt, als die Stadt gezielt zur Erschließung des Ostens neu be­
·gründet wurde. In für Städtegrünelungen der Ostkolonisation typischer Weise wurde 
Wroclaw im planmäßigen Schachbrettgrundriß angelegt (vgl. Karte 3). Das Stadtzen­
trum bildete der Ring (Rynek), der das Rathaus und die millelalterlichen Tuch- und 
Kaufüallcn umschloß. Um den Rynek herum befanden sich die Handels- und Wohnhäu­
ser der Fernhanclelskaufleute. Der Neumarkt im Nordosten und der Salzmarkt im Süd­
westen des Ryneks waren weitere bedeutende Handelsplätze. die bis heute die Physio­
!.!llOmie Wroclaws bestimmen. 
� Im Jahr l 261 wurde das Stadtgebiet erweitert. 1327 fand die zweite Staclterweite­
nmg statt, und die 1263 im Osten der Stadt gegründete Neustadt fiel an Wroclaw. Drei 
Jahre später sicherte eine neue Mauer das nun auf 133 ha angewachsene Stadtgebiet, das 
in dieser Größe bis ins 18. Jahrhundert bestehen blieb. 1335 wurde Wroclaw der böhmi­
schen Krone einverleibt. 

Die Erweiterung der Befestigungsanlagen nach dem Prinzip sternförmiger Bastionen 
begann 1 768, 26 Jahre nachdem Wroclaw an Preußen gefallen war, und dauerte bis 
1783 an. Die neuen Befestigungen konnten die Einnahme der Stadt durch napoleonische 
Truppen 1807 jedoch nicht verhindern. Im Jahr 1808 wurden die Stadtbefestigungen ge-

Tab. 27: Flächen- und Einwohnerentwicklung Wroclaws 

Jahr 

1350 

1520 

1750 

1811 

1842 

1880 

1900 

1924 

1940 

1950 

1960 

1970 

1980 

1990 

1996 

Fläche (in ha) 
133 
133 
133 
133 

2 060 
3 032 
3 032 
4 920 
4 920 

22 500 
22 500 
22 900 
29 280 
29 280 
29 280 

Einwohner 
13 000 
23 000 
50000 
62 000 

100 000 
260 600 

.... .. .. .. .. .. ..  ; .. . .  -.. .. ,_ .. .. , . .. . .. . . ..  · ····-····· · - · · · · -· · · · - · · ···-······ ,,, 

; 

428 000 
560 000 
630 000 
308 900 
435 400 
526 000 
617 700 

.. .. .. .. .. -.. .  - ,  .. , .. . .. .. .. .. . . .. . .  . .......... , -... · - ····- · · · ·- ·····-····· 643 200 
642 084 

Quell en: VON Perz 1987: 69; GöRClYil SKA u.a. 1971: 78, 83: LOBODA 1989: 213: JERKI EWICZ 1996: 204; Urza,d Stat. Wroclawiu 1996: 9 
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schleift. womit eine wesentliche Grundlage für das Wachstum der Stadt im Tndustrie­
zeitalter geschaffen worden war. Die Einwohnerzahl Wroclaws stieg im Zuge der Indu­
strialisierung um mehr als das Fünffache, wobei sich vor allem in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts eine explosionsartige Zunahme vollzog (vgl. Tab. 27). Mit dem Bevöl­
kerungswachstum entstanden um die mittelalterliche Stadt ausgedehnte gründerzeitliche 
Wohngebiete mit außerordentlich hohen Bevölkerungsdichten von bis zu I 000 Ein­
wohnen1 pro ha. Die l'vlietskasernenviertel waren durchsetzt mit lndustrietlächen. die 
sich an den seit 1 842 angelegten Eisenbahnlinien orientierten (vgl. Karte 5, S. 1 3 1  ). Im 
Süden der Stadt bildeten sich mit der einsetzenden Suburbanisierung der Oberschicht 
große Villenkolonien. 

Parallel zum Großstadtwachstum setzte die Citybildung ein. Nach der Niederlegung 
der Wallanlagen und dem Bau des Hauptbahnhofs Mitte des 19. Jh. im Süden der histo­
rischen Innenstadt wurde die vom Rynek nach Süden verlaufende ul. Swidnicka 
(Schweidnitzcr Str.) zur wichtigsten Geschäftsstraße. Hier befanden sich die meisten 
Banken, Hotels, Theater und die größten Kauflläuser Wroclaws. Die ul. Kuznicza 
(Schmiedebrücke) als nördliche Verlängerung der ul. Swidnicka, sowie die ul. Olawska 
(Ohlauer Str.) und ul. Ruska (Reuschestr.) als Ost-West-Achsen entwickelten sich zu 
weiteren Hauptgeschäftsstraßen (KIRSCHKJ::: und KIRSCHKE 1995; vgl. Karte 15, nach S. 
278). 

Der Zweite Weltkrieg bedeutete für die Stadtentwicklung eine doppelte Zäsur. Ei­
nerseits fiel die Stadt an das nunmehr sozialistische Polen. womit ihre weitere städte­
bauliche Entwicklung von den Leitbildern des sozialistischen Städtebaus bestimmt wur­
de. Andererseits erlitt Wroc!aw vor allem in den letzten Kriegsmonaten schwere Kriegs­
schäden. In der Stadt wurden 68 % der Gebäude zerstört. Am stärksten traf es die 
gründerzeitlichen Wohn- und Industriegebiete südlich und westlich der Innenstadt, in 
denen nur 1 0  % der Gebäude erhalten blieben. Im Stadtzentrum blieb etwa die Hälfte 
der Gebäude vom Krieg verschont, vornehmlich im westlichen Teil. Die östliche Innen­
stadt wurde dagegen nahezu vollständig zerstört (vgl. Karte 4). 

Nach der Triimmerräumung hatten die Sicherung der Sakralbauten und der Wieder­
aufbau der Wroclawer Innenstadt Priorität. Dabei wurde der Rynek weitgehend erhalten 
und die hier stehenden Bürgerhäuser im ursprünglichen Stil wiedererrichtet. Der Aufbau 
im übrigen Stadtgebiet stand demgegenüber unter dem Einfluß des sozialistischen 
Städtebaus, der dem Erhalt des historischen Bauerbes nur einen geringen Stellenwert 
einräumte. So wurde die östliche Innenstadt, die bis l 939 am intensivsten von der City­
bildung erfaßt worden war (KÜHN und KNIPPING 1 936: 166), zu einem fast reinen 
Wohngebiet in industrieller Bauweise umgestaltet und den mittleren und westlichen Be­
reichen mit nach wie vor zentralen Funktionen gegenübergestellt. Zerstörung und Wie­
deraufbau führten so zu einer funktionalen und baulichen Zweiteilung der Innenstadt, 
die sich auch im Transformationsprozeß in einer unterschiedlichen Einzelhandelsent­
wicklung niederschlägt�7• 

01 Der während der eri;1cn Hiilf'le der 50er Jahre in Osteuropa vcrbrci1c1c sialinzei1liche S1fühebau (sozialis1i­scher Realismus) findet sich in Wroclaw nur im Süden der Altstadl, auf der ul. Swidnicka zwischen dem pi. Kosciuszki und der ul. Pilsudskicgo. Zur s1ädtebaulichen Entwicklung Wroclaws im Sozialismus v11I. auch MAI.ACIIOWICZ 1985. LOBODA 1989 und CZERWINSKI 1993. -
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Karte 4: Bauliche Polarisierung der Wroclawer Innenstadt durch Kriegszerstörungen im Zweiten Weltkrieg 

Kriegsschäden an den Gebäuden: - nicht wesentlich beschädigt 

!llllJ teilweise erhalten 
D total zerstört nach: MAlACHOWl CZ 1985: 105 

Auch die Entwic klung außerhalb des Stadtzentrums war durch sozialistische Städte­baupolitik geprägt. Seit den 60er entstanden - vornehmlich in peripherer Lage - Groß­wohnsiedlungen, die aufgrund der Verwendung minderwertiger Bauteile und schlechter Fertigung, ihrer fehlenden städtebaulichen Einbindung, ihrer Monotonie durch endlos wiederholte Wohnblöc ke, ihrer l\tlonofun ktionalität und ihrer mangelnden infrastru ktu­rellen Ausstattune heute erhebliche Probleme aufweisen (MISIAK 1993). Das Di ktat des Fun ktionalismus �vurde erst seit Ende der 70er Jahre schrittweise aufgegeben. Seitdem wurden Neubausiedlungen errichtet, die sich durch abwechslungsreichere Bauformen und Gebäudeanordnung stärker an den Wohnbedürfnissen der Bevöl kerung orientierten (z.B. Kozan6w). 
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Seit den 80er Jahren wandten sich die Stadtplaner wieder den innerstädtischen Quartieren zu und schlossen durch den Krieg entstandene Baulücken durch ,.Plomben". Hierbei wurden architektonisch anspruchsvollere und individuelle Entwürfe mit ange­paßten Baumethoden umgesetzt. Insgesamt aber vernachlässigte die Stadtplanung wäh­rend der gesamten sozialistischen Epoche die über kommene Bausubstanz. Bis auf die Erhaltung bedeutender Kulturden kmäler flossen die meisten Investitionen in die Er­richtung von Neubaugebieten, und die Gebäude in den gründerzeitlichen Vierteln ver­fielen zunehmend. Aufgrund der unterschiedlichen Überprägung durch die sozialistische Stadt- und Einzelhandelsplanung unterscheidet sich die Einzelhandelsstru ktur in den Wroclawer Stadtgebieten erheblich. Außer der Kartierung, die das gesamte Stadtgebiet umfaßte, wurden die empirischen Erhebungen daher schwerpunktmäßig in drei Stadtteiltypen durchgeführt (vgl. Karte 5): in  der Innenstadt, in den gründerzeitlichen l\tliets kasernen­viertel Sr6dmiescie und o k. Traugutta, welche die einzigen im Zweiten Welt krieg zu-
Karte 5: Gebietstypen und Untersuchungsgebiete in Wroclaw 

Wonc1wc9c 

·•··•·• focnbohncn 

- Suoßen _1.000 .....,2;.000 

Gebietstypen 
i=i Siedlungsgebiet 
- Innenstadt 
llllllCl Gründerzoitgobiete 

' Untersuchungsgebiete 
Geschäftszentren 
e Besucherbefragungen 

Elnzelhändlerbofragungen 
Besucherzählungen \:;:�;�\ Großwohnsiedlungen 

� Gewerbegcbiote 0 Einzel händlerbefragungen 

Märkte 
• Besucherbefragungen 

Markthändlerbefragungen 
Besucherzählungen 

O Markthändlerbefragungen 

Warenhäuser/Einkaufszentren 
• Bosucherbefragungen 

Händlerbefragungen 
Besucherzählungen 

a Besucherbefragungen 
Besucherzählungen 

o Händlerbefragungen 

1 3 1  



sammenlüin!!end erhaltenen Wohnviertel sind, und in den Großwohnsiedlungen Gaj und G�d6w Maly, die mit mehr als 60000 bzw. mehr als 30 000 Einwohnern zu den größten Neubausiedlungen Wroclaws zählen und die idealtypisch den Leitbildwandel im sozia­listischen Städtebau und in der Einzelhandelsplanung verkörpern. Ergänzend flihrte der Autor Untersuchungen zur Angebotssituation (Einzel- und \Vlarkthändlerbefragungen) in weiteren Großwohnsiedlungen und kleinen Gründerzeitgebieten der Stadt durch (vgl. Karte 5). Stellvertretend für das Wachstum nichtintegrierter Lagen wurde das randlich eines Gewerbegebietes gelegene SB- Warenhaus Hit ausgewählt. 

5.1 Lokale Regulierung bei der Privatisierung des 
Einzelhandels 

5.1.1 Durchsetzung sozialistischer Eigentumsverhältnisse nach dem 
Zweiten Weltkrieg 

Ähnlich wie in ganz Polen (vgl. Kapitel 2.2.2.1) wurden in Wrodaw während der „bit­wa o handel" (Schlacht um den Handel) binnen acht Jahren mehr als 2 500 private Ein­zelhandelsbetriebe geschlossen, so daß 1955 nur noch 50 private Geschäfte existierten. Die Zahl der Einzelhandelsbetriebe insgesamt san k hierdurch seit 1947 um mehr als die Hälfte - im Vergleich zur Vorkriegszeit nahm die Zahl der Gesclüifte sogar um mehr als das sechsfache ab (vgl. Tab. 28). Die Eliminierung des privaten Handels geschah überwiegend durch Schließungen. Diese betrafen meistens kleintlächige Ladenlo kale in den gri.inderzeitlichen Wohnvier­teln, aber auch Großbetriebe in der Innenstadt. Hier widmeten die Behörden große 
Tab. 28: Wandel der Eigentumsverhältnisse im Wroclawer Einzelhandel im Sozialismus 

Jahr Anzahl 
Geschäfte 

1939 7774 

1947 2506 

1950 1445 

1955 1 193 
.... . -.. ,.,_,,,, .. . ,, ,,,- , .. .. . 
1960 1 761 

... . . ... . . , ... ,_ .. _ , . ... 
1970 1771 

19901 1 572/1829 

Sozialistischer Einzelhandel 

Anzahl Geschäfte 1 Anteil an Geschäften 

198 7,9 % 

61,2% 

95,8 % 

86,5% 

90,2% 

92,1 %/87, 3 %  

Privater Einzelhandel 

Anzahl Geschäfte Anteil an Geschäften 

7 774 100,0 % 

2308 

561 

50 

92,1 % 

38,8 %  

4,2% 

13,5% 

9,8% 

7,9%1 12.7% 

1 Stand vor der kleinen Privalisierung, Angaben Sladtverwaltung / eigene Hochrechnung 

Quelle: eigene Berechnungen nach: BAHR und KÖNI G 1967: 250; F1RKO u.a. 1971: 147; Urzqd ... 1990, eigene Erhebungen 1996, 
eigene Befragungen 1996 
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Kaufüäuser um. die bis zum Ende des Sozialismus als Bürollächen (z.B. das ehemali!!e C&.A-Kaufhaus). öffentliche Gebäude (z.B. ehemaliges Kaufüaus Schottliinder) oc�r Produ ktions- oder Lagerställen (z.B. das heutige Kaufüaus Otis) genutzt werden. Ande­re großflüchige Geschäfte wurden verstaatlicht oder den Konsumgenossenschaften übergeben. So beherbergt das ehemalige Kaufl1aus Wertheim in der t7' . Swidnicka ein staarliches Ce1111w11-\Varenhaus. Die Konsumgenossenschaft SjJOle111 be kam das Kauf­haus Schneider (heute Podirale) und das am Rynek gelegene Warenhaus der Gel>riider 
Bamsc/1 (heute PSS Fe11iks) zugesprochen (vgl. KIRSCHKE und KIRSCHKE 1995. BINKOWSKi\ 1993). Aufgrund des zentralistischen Planungssystems folgte die Nach kriegsentwic klung im Wroclawer Einzelhandel den landesweiten wirtschaftspolitischen Leitlinien. Vor al­lem die Krisen Ende der 50er und Anfang der 80er Jahre führten dazu, daß die Grün­dung privater Einzelhandelsbetriebe erleichtert wurde. Dies schlug sich auch in Wro­daw jeweils in wachsenden Anteilen des Privatsektors nieder. der kurz vor Einsetzen der kleinen Privatisierung fast l 3 % an den Ladenlo kalen erreichte (vgl. Tab. 28)48

. Be­sonders stark vertreten waren kleinfllichige Privatgeschäfte in den Gründerzeitgebieten. Insgesamt dominierten Betriebe des sozialistischen Einzelhandels, wobei staatliche Unternehmen gegenüber den Konsumgenossenschaften im Vergleich zu ganz Polen überdurchschnilllich stark vertreten waren (vgl. Tab. 7. S. 46). Der Grund hierfür lag in der branchcnmäßigen Spezialisierung der sozialistischen Ketten. Während staatliche Konsumgenossenschaften vorwiegend der Sicherung der Grundversorgung mit Le­bensmitteln dienten, nahmen staatliche Unternehmen die Ver sorgung mit höherwertigen \.Varen wahr. Dementsprechend konzentrierten sich die staatlichen Ketten überdurch­schnilllich stark auf die zentralen Orte, während die Konsumgenossenschaften auf dem Lande relativ stär ker vertreten waren. 

5.1.2 Bedeutung von lokalen Akteurskonstellationen für die 
Privatisierung 

Zerschlagung der sozialistischen Hmufelskette11 
Mit dem Übergang zur Marktwirtschaft vollzog sich im Wroclawer Einzelhandel zum zweiten rvtal innerhalb von 45 Jahren ein radikaler Wandel der Eigentumsverhältnisse: 
"' Die Angaben der Wroclawcr Stadtverwallllng zur Einzelhandelsstruktur in Tab. 28 w.:isen einen sys1en1ati­schcn Fehler auf. der mit der Zielsetzung bei Aullistung der Betriebe zu begründen ist (vgl. S. l .'l2). Die Be­fragungen des Autors unter den Wroclawer F.in�elhiindlern ergaben, daß im privaten Sektor 87,5 % dcr be­fragten Privatbetriebe nicht in der Aullisnmg der Stndiverwaltung aufgefiihJ'I waren. obwohl sie zum fragli­chen Zeitpunkt bereits existiencn. Bei den Betrieben des sozialistischen Einzelhandels lag diese Quote bei 1 1.8 %. In Tab. 28 wurden die Ergebnisse der Befragung den offiziellen Angaben der Stadtverwaltung hinw­gefligt, da diese Befragungsergebnisse als gesichert angesehen werden konnten. woraus sich die \Vene von 1 448 Betriebe des sozialistischen I iandels und 124 Betriebe des privaten H;mdels ergeben. Diese \Vene werden für alle weiteren Ausführungen zugrundegelegt. Dabei ist zu beachten. dal3 die Zahl der Privatbetriebe l'ür das Jahr 1990 immer noch etwa 53 % w niedrig sein diirfte (aufgrund der Kleinlliichigkcit der Betriebe ist die Fehlerquote bei den Vcrkaufsll,ichen�ngaben erheblich geringer). die entsprechende fchlcrquotc bei Betrie­ben des so;dalistis,hen Handels ist dagegen mit etwa 9 % zu veranschlagen (vgl. Hochrechnungen des Autors aur Grundlage der Befragungsergebnisse in Tab. 28). 
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Zwischen April 1990 und September 1992 stieg der Anteil des privaten Einzelhandels 
an den Ladenlokalen von knapp 8 % auf fast 80 % an - vier Jahre später betrieben pri­
vate Händler bereits 96,5 % der Verkaufsstellen in der Stadt (vgl. Tab. 29). Das 
Wachstum des Anteils des privaten Einzelhandels ist in erster Linie auf Betriebsneu­
gründungen im Zuge der Liberalisierungsmaßnahmen zurückzuführen. Hierdurch er ­
höhte sich die Verkaufsfläche in der Stadt von 0,2 auf 0,6 m2 pro Einwohner (inkl. 
Markthandel). 

Tab. 29: Wandel der Eigentumsverhältnisse im Wroclawer Einzelhandel im 
Transformationsprozeß 

Anzahl Geschäfte Verkaufsfläche (i n m2) 
i 

1 
! ! 

1990 l 1992 1996 1990 ! 1992 ! 1996 

Staatlicher Einzelhandel' 720 366 ! 71 67529 49339 20915 - · ···- ·· .. - ,, .. ,_ ........... _ ... ... -, ..... _, ,,, .. - , , , , _,,,,,_ , , , , , _  

Genossenschaften 728 188 93 64306 36957 30014 - · ·- - ,  ............. ,.,_ .. ,_.. .. ,_ . .. _ ,,,,,,_ ,, , _,,,,,,_ .... 
Privater Einzelhandel 124 2141 j 4568 5114  92420 271057 
davon ausländ. Unternehm. . 1 1 63 990 36089 

Wroclaw insgesamt 1 572 2695 1 4 732 136949 ! 178 716 ! 321986 i i 
Anteil an Geschäften (in%) Anteil an Verkaufsfläche (i n%) 

1990 1992 
! 
! 1996 1990 1992 

Staatl icher Einzelhandel' 45,8 13,6 1,5 49,3 27,6 - ·· - ·· ·- ·· ·- ·· -" · · -· " '_,,, __ ,, ..... _ ............ ,_, .. , .. 
Genossenschaften 46,3 7,0 2,0 47,0 20,7 - ·· -- -- - · · ·- ·· -" " ·- " ·�-.. .. .  -.......... , .. -··· ··- ····· 
Privater Einzelhandel 7,9 79,4 96,5 3,7 51,7 
davon ausländ. Unternehm. . 0, 0 1,3 . 0, 6 

' inkl. Sonstiger Sozialistischer Handel -ohne ambulanten Handel , Markthandel, Warenhaushandel Einzelhandel Quelle: eigene Berechnungen nach: Urza_d ... 1990, 1992; eigene Erhebungen 1995, 1996 

1 1996 

6,5 
9,3 ... . .  ,-.... · -··· ·- ·· 84,2 

11,2 

Außer den Gri.indungsaktivitäten war die Privatisierung der zweite Faktor, der den 
Wandel der Eigentumsverhältnisse herbeiführte. Durch sie verloren die sozialistischen 
Ketten zwischen 1 990 und 1 996 fast 90 % ihrer Betriebe und i.iber 6 1  % ihrer Verkaufs­
fläche - vornehmlich während der „kleine Privatisierung" zwischen 1 990 und 1992. In 
dieser raschen Privatisierungsgeschwindigkeit schlagen sich die auf nationaler Ebene 
verfolgte strategische Dezentralisierung des Privatisierungsverfahrens und die institu­
tionelle Trennung von Unternehmens- und Immobilienprivatisierung nieder. Die erfolg ­
reiche Umwandlung der Eigentumsverhältnisse ist nämlich nur wenig auf die eigentli­
chen Privatisierungsprogramme in Polen zuri.ickzuführen, sondern vielmehr auf den 
Transfer von Eigentumsrechten an den Ladenlokalen dieser Unternehmen vom Staat an 
die polnischen Kommunen (vgl. Kapitel 4.2. 1). 

Die Stadt Wroclaw war durch diese „Kommunalisierung" staatlichen Eigentums im 
September 1 992 Eigentümer von 1 6 1 5  Ladenlokalen in der Stadt, dies entsprach fast 
60 % aller Geschäfte. Hinzu traten die Wohnungsbaugenossenschaften, denen knapp 
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20 % der Verkaufsstellen gehörten (vgl. Tab. 30Y19. Die Vergabepraxis von Ladenloka­
len durch die kommunalen Behörden wurde damit zu einem entscheidenden Einfluß­
Faktor fi.ir den Verlauf des Privatisierungsprozesses. Gleichzeitig stellt sich die Frage 
nach unterschiedlichen Vergabepraktiken der Kommune und der Wohnungsbaugenos­
senschaften. Das Eigentum an den Ladenlokalen ist infolge der in Polen verfolgten 
Strategie bei der Aufteilung des staatlichen Eigentums (vgl. Kapitel 4.1.2) nämlich 
räumlich differenziert: Während die Wohnungsbaugenossenschaften überwiegend Ei­
gentümer der Gebäude in den Großwohnsiedlungen sind, konzentriert sich der Immobi­
lienbesitz der Gemeinde auf die Innenstadt und die Viertel grlinderzeitlicher Mietslüiu­
ser50. Dieses Phänomen ist in Wroclaw besonders stark ausgeprägt, weil nach dem 
Zweiten Weltkrieg der gesamte vormals deutsche Grundbesitz an die staatlichen Woh­
nungsbewirtschaftungsunternehmen bzw. 1990 an die Gemeinde fiel und eine Rückgabe 
an Alteigentümer in den „Westgebieten" ausgeschlossen ist. 

Tab. 30: Eigentum der Stadt Wroclaw und Wohnungsbaugenossenschaften an Ladenlokalen 

Eigentümer 

Stadt Wroclaw 

Anzahl Ladenlokale 

1990 1992 

1 058 1615 ·· ·- · ···- ··· - ·· · ··- ···· -· ··-·· .. _,,, .. _.,,._,,,, ..... -.... ,_ ............ -. ........ .. ... ... .  ·- · ···· - ··· ·- ·· ·· ···- · ···- · ··· - ·· · ·····- ·· ·· - · ··· - · ·· - ·· ·- ···- +· -· ·- ·· ·- ··- · ·· ·· ·· ··- ·· ·· ·- ·· ·- · ··-· · ····· ··-...... . . ....... . 
Wohnungsbaugenossenschaften 239 527 
Quell e: eigene Berechnungen nach: Urz,1d ... 1990, 1992 

Eine Analyse der Privatisierungspraxis in Wroclaw zeigt die Bedeutung von lokalen 
Akteurskonstellationen deutlich. So waren hier, wie in den meisten anderen polnischen 
Gemeinden, die gewandelten Machtverhältnisse im Stadtrat der entscheidende Impuls 
zur Auflösung der Filialnetze des sozialistischen Einzelhandels. Die Kommunalwahlen 
im Mai 1990 hatten in Wroclaw einen überwältigenden Erfolg für das Wahlbündnis der 
Gewerkschaftsbewegung Solidarnosc gebracht, das seitdem 67 der 70 Stadtratssitze 
stellt (KURCZ 1 996: 1 30)51

• Diese Stadträte nutzten ihre neugewonnenen Entschei­
dungsbefugnisse zur Zerschlagung der sozialistischen Einzelhandelsketten. Zu den zen­
tralstaatlich geleiteten Handelsunternehmen und Konsumgenossenschaften bestanden 
kaum Kontakte auf lokaler Ebene. Zudem galten sie als Protagonisten des von der Soli­
darnosc bekämpften kommunistischen Systems, das es so schnell und umfassend wie 
möglich zu beseitigen galt. 

>•J Die 7.un�hme der Betriebe im kommunalen und wohnungsbaugcnossenschaftlichen Eigen1um zwischen 1990 und 1992 ist auf Be1riebsneug1iindungen zu1iickzuführcn. Auch 1996 dominien kommunales und woh­nungsbaugenossenschaflliches Eigentum an den Ladenlokalen. Die Befragungen des Autors un1er den Eim:el­händlcrn ergaben, daß neben der Stadt Wroclaw (44,4 %) und den Wohnungsbaugenossenschaften (20, 1 %) die Geschäfte selber mit 17 % eine wichtige Eigen1iimergruppe stellen. Hiem1 z;ihlen vermehrt einheimische Produktionsbetriebe. die Produktionsflächen in Verkaufsrtiume umwidme1en und mit einem Engagement im Einzelhandel den Absatz ihrer Produkte sicherstellen wollen. 50 Die Stadt Wroclaw war 1 994 Eigentümer von etwa 84 000 der ca. 205 000 Wohnungen in der Stadt (KUKCZ 1996: 139), 1 3  500 dieser Wohnungen sind seit 1990 von den Mietern erworben worden (MISIAK 1996: 221 ). 51 Bei den zweiten polnischen Kommunalwahlen 1994 wurden die meisten dieser Stadtriite wiedergewählt. obwohl sie sich zuvor von der Solidarnosc getrennt halten (KURCZ 1996: 130). 
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ln der Folge mußten die Konsumgenossenschaften und die staatlichen Handelsun­ternehmen all jene Betriebe aufgeben, deren Ladenlo kale sich im Eigentum der Ge­meinde Wroclaw befanden. Sie konnten nur diejenigen Lokale weiterführen, die sie in den vergangenen Jahren selbst errichtet hauen, in die sie in der Vergangenheit umfang­reich investiert hatten oder die nach dem .,Gesetz über die Änderung des Gesetz über die Grundstücksbewirtschaftung ... " (vgl. Kapitel 4. l .2) dem staatlichen Fis kus oder an­deren Rechtsnachfolgern des Staates zufielen. Die Konsumgenossenschaft Spolem. die bis 1990 über das größte Filialnetz in Wroclaw verfügt hatte, verlor durch diese kleine Privatisierung 85 % ihrer Ver kaufsstellen in der Stadt. Ähnliche Einbrüche in ihren Fi­lialnetzen mußten auch die staatlichen Handelskonzerne verzeichnen - und zwar ohne daß die Unternehmen selbst bereits privatisiert worden waren (vgl. Tab. 31 ). 
Tab. 31: Entwicklung der Filialnetze ausgewählter Unternehmen des sozialistischen Einzelhandels 

in Wroclaw, 1990-1996 

1 Anzahl Geschäfte Verkaufsfläche Veränderung 1990·1996 (in %) 

Unternehmen 1990 1992 1996 1990 1992 1996 Geschäfte Verkaufsfläche 

Genossenschaften 

PSSSpolem 559 128 86 55899 31050 29483 - 84,6% -47,3 % 

W.S.RH. 56 32 7 3981 2730 531 -87,5% -86,7% - - --
Staatliche Ketten 

PHV Otex 207 1 13856 90 . 

Arpis 48 . 2720 . 

Dom Ksiqiki ' 45 17 11 2880 1 167 583 -75,6% · 79,6% 

Domar 39 4 2 7228 3800 12400 - 94,9% +71 ,6% 

P. H.S.' 27 14 9 4179 2413 1719 • 66,7 % -58,9% 

• 1997 noch nicht privatisi ert 
W.S.R.H.: Wroclawska Sp61dziel nia Rolniczo Handiowa: P.H.S. :  Przedsi�biorstwo Hurtu Spoiywczego 
Quelle: eigene Berechnungen nach: Urzad ... 1990, 1992; eigene Erhebungen 1995, 1996 

Nutznießer der Privatisierung und Aushandlung der Privatisierungsstrategie 
zwischen lokalen Akteuren 
Wie auch in den meisten anderen polnischen Gemeinden war die „kleine Privatisierung" in Wroclaw überwiegend eine Insider-Privatisierung an die ehemaligen Verkaufsstel­lenleiter und Belegschaften. Die Ausgestaltung der lokalen Regulierungsmechanismen war neben der Institutionalisierung des Privatisierungsverfahrens auf kommunaler Ebe­ne hierfür von ausschlaggebender Bedeutung. Die Insider-Privatisierungen waren näm· lieh nicht das Ergebnis einer einheitlich konzipierten kommunalen Privatisierungsstra­tegie des Wroclawer Stadtrates. Vielmehr resultierten sie aus einem langwierigen „trial and error"-Prozeß, der wesentlich durch Konfli kte und Aushandlungsprozesse zwischen 
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1 
den beteiligten A kteurgruppen Händler und Politiker gekennzeichnet war. Die folgende Analyse der Privatisierungschronologie zeigt dies deutlich52. Der erste Privatisierungsplan wurde im April 1990 noch von der Wroclawer Woi­wodschaftsbehörde erarbeitet, also kurz vor den Kommunalwahlen in Polen. Die Strate­gie der Woiwodschaft sah vor, daß alle Einzelhandelsbetriebe, deren Ladenlo kale von der Kommune verwaltet wurden. bis zum 30. September 1990 in private Hände überge­ben werden sollten. Dabei schlugen die Behörden ein gestaffeltes Vor kaufsrecht vor, wonach die Pächter der nach dem Agenturprinzip arbeitenden Geschäfte das Erst kaufs­recht genießen sollten. In allen anderen Geschäften sollten die Belegschaften das Recht auf Ersterwerb erhalten. Flir den Fall. daß diese Gruppen nicht an einer Übernahme des Ladenlokals interessiert waren. sollten zunächst Übernahmeangebote einzelner Anoe­stellter berüc ksichtigt werden. Erst wenn keiner der solcherm�ßen Beglinsti!!len den Betrieb übernehmen wollte, sollte das Lokal in eine öffentliche Versteigeru,;g gelan­gen(l 1. Im polnischen Staatsaufbau sind die Woiwodschaften nicht als „eigens�'indige·' Gebietskörperschaften anzusehen. sondern sie dienen lediglich der operativen Umset­zung der Regierungspolitik auf regionaler Ebene. Vor diesem Hintergrund wird deut­lich, daß der Privatisierungsplan der Woiwodschaft ausschließlich den Strategien der polnischen Regierung MAZOWIECKI entstammte, die wiederum wesentlich von der Ge­wer kschaft Solidarnosc geprägt wurde. Mit der Einführung der territorialen Selbstverwaltung wechselten die Entschei­dungsbefugnisse über die kleine Privatisierung von der staatlichen auf die kommunale Ebene. Damit änderte sich zugleich die Zielsetzung bei der Privatisierung des Wrocla­wer Einzelhandels. So erging am 7.7.1990 eine Entschließung des Stadtrats, nach der alle zu privatisierenden Ladenlo kale öffentlich versteigert werden sollten - zugleich wurden sie grundsätzlich nicht ver kauft, sondern lediglich vermietet. Das einzige Zuge­ständnis an die Belegschaften war, daß diese nach der Versteigerung „ihr" Ladenlokal zu dem marktlich festgestellten !Vlietpreis übernehmen durftenm. Die Wroclawer Privatisierungsstrategie deckte sich zum damaligen Zeitpunkt weit­gehend mit den Empfehlungen westlicher Politi kberater, die nur durch eine Vernabe „über den Markt" eine optimale Allokation von Betrieben gewährleistet sahen. Hierin lag jedoch nicht die Motivation für die kommunalen Stadträte. Diese sahen in der Ver­mietung vielmehr ein Mittel zur Erzielung langfristiger Einnahmen, das angesichts der hohen Inflation auch ökonomisch günstiger als ein Ver kauf erschien und durch die meistbietende Versteigerung maximal ausgeschöpft werden sollte. Seit der Wiederein­führung der kommunalen Selbstverwaltung müssen die Gemeinden nämlich große Teile 

�= Die Privatisierungschronologie stützt sich dabei auf eine Analyse der ßerichtcrstattung in der Wroclawer 
Tagespresse. in der auch Rekanntmachungcn des Wroclawer Stadtrats abgedruckt wurden (Angaben in 
Klammem werden im Text zitiert): ( 1 )  .. Prywatne h1111ownic. prywarnc sklepy" (Privater Großhandel. priva1c 
Geschäfte). In: ,,Wicczor Wroclawia vom 2.5.1990. (2) ,.Obradowala Rada Micjska" (Beratung des Stadtrats). 
In: Wieczor Wroclawia vom 10.9.1990. (3) . .7.ale i obawy handlowc6w" (Klagen und .Ängste der l ländlcr). 
In: Wieczor \Vroclawia vom 20.7.1990. (4) .. Klopoty z pl)'Watyzacj:( (Streit rnn die Privatisierung). In: 
Wieczör Wroclawia vom 27.7.1990. (5) ,.Picrwszy przetarg" (Erste Verstcigenmgen). In: \Vieczör Wroch1wia 
vom 4.9.1990. (6) ,.Nie tylko przetargi" (Nicht ausschlierJlich Versteigerungen). In: Wicczor Wroclawia vom 
13.4.1992. (7) .. Spolem a rei'orma - 1 eo dalcj?" (Rcfonnen bei Spolem- Und wie weiter'?). In: Wieezor \Vro­
clawia vom 4.1.1989. 
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ihres Haushalts aus eigenen Einnahmen decken (Artikel 54 GütS): Mieteinnahmen zäh­
len dabei zu den wichtigsten Einnahmequellen53. 

Die marktorientierte Privatisierungsstrategie des Stadtrats stieß bei den tvlitarbeitern 
der betroffenen Betriebe auf hel'ligen \;Viderstand. Diese klagten, daß sie aufgrund der 
geringen Umsütze keine Chance bei den Versteigerungen besäßenm. Hinzu käme. daß 
die Situation der Händler aufgrund steigender Einkaufspreise ohnehin angespannt sei 
und Mietsteigerungen über höhere Preise auf die Konsumenten abgewälzt werden 
müßten. In der Folge schlossen sich die Belegschaften der staatlichen Unternehmen und 
Konsumgenossenschaften zusammen und ar tikulierten ihre Interessen liber die lokalen 
Medien. Darüber hinaus plakatierten die Mitarbeiter von Spolem und den größten staat­
lichen Unternehmen wie P.H.S. ihre Geschäfte und Schaufenster mit Protestplakaten 
gegen die Privatisierungsstrategie der Stadtverwaltung(·1 1• 

Daß die Befürchtungen der Händler berechtigt waren, zeigten die ersten Versteige­
nmgen von Ladenlokalen. So wurde am 3.9.1990 das erste Geschäft in Wroclaw ver­
steigert. Das Eingangsgebot für den 29 m2 großen Betrieb am Rynek lag bei einer Mo­
natsmiete von umgerechnet etwa 135  DM (4,65 Dl\il pro m2 Verkaufsfläche). Verstei­
gert wurde das Geschäft für eine Miete von etwa 2 900 DIV! ( 100 DM pro 1112). Der ur­
sprünglich angesetzte Mietpreis stieg so im Laufe der Versteigerung um das 2 1  fache(5l. 

In Reaktion auf Händlerproteste und nach mehrfachen Verhandlungen zwischen 
Händlern und Politiken, gab der Wroclawer Stadtrat seine anfängliche Privatisierungs­
strategie wieder auf. Am 8.9. 1 990 erging ein Beschluß. nachdem die Belegschaften das 
Recht auf eine Erstbelegung der Betriebe erhielten, wenn sie eine neue Gesellschaft 
gründeten, an der mindestens die Hälfte der Belegschaft vom 30.6. 1990 beteiligt sein 
mußte5�. Mit diesen Betrieben wurden für die Dauer von 1 ,5 bis 2,5 Jahren Mietverträge 
zu günstigen Mietkonditionen geschlossen, die sich nach einem kommunalen Mieten­
schliissel richtetc<6i. Die Regelung, nach der die Belegschaft das Erstbelegungsrecht zu 
einem per \lersteigerung ermittelten Marktpreis erhält, wurde nur noch in der Innenstadt 
beibehalten. Somit kam es zu einer differenzierten Privatisierungspraxis in Abhängig­
keit von der Lage des Ladenlokals: Während innerstüdtische Betriebe „über den Markt" 
privatisiert wurden. operierten Geschäfte außerhalb des Stadtzentrums in einem ge­
schützten Markt. Die Folge waren unterschiedliche Transformationsgeschwindigkeiten 
beim Strukturwandel des Einzelhandels in den verschiedenen Standortlagen. 

Zum Einlenken des Wroclawer Stadtrats trug bei, daß die meisten Mitarbeiter der 
sozialistischen Handelsunternehmen in lokalen Gruppen der Gewerkschaftsbewegung 
Solidarnosc organisiert waren, die wiederum eng mit den neuen Stadträten verflochten 
waren. Eine breit angelegte Kampagne in mehr als 1 000 Ladenlokalen gegen drohende 
Arbeitsplatzverluste aufgrund .,kapitalistischer" und unsozialer, da an den Interessen der 
Arbeitnehmer vorbeigehender Privatisierungsstrategien konnten sich die aus der Soli­
darnosc-Bewegung hervorgegangenen Stadträte Wroclaws kaum leisten. Als folge des 

;! So erzielte die Stadt Wroclaw 1994 Einnahmen in l löhe von 354 097 Mio. zl durch die Vermietung kom­munaler Riiumlichkeiten sowie die Verpachtllng ,· on Liegenschaften zum ewigen Nießbrauch. Dies entsprach mehr als 26 % der „eigenen Einnahmen„ der Stadt (eigene Berechnungen nach KL:RCZ 1996: 145). JJ Die Stadtverwaltung trnnsf'cricne hiermit tihnlich lautende Rechtsvorschriften des Staates über die .,Privati· sierung durch l .iquidatio,i-· (insbesondere Anikel 5S PrivG bzw. Anikcl 51 PrivG96) in ihre Verwaltungspra­xis. 
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Protestes der Belegschaften und der ehemaligen Verkaufsstellenleiter war die kleine 
Privatisierung im Wroclawer Einzelhandel im wesentlichen eine . .Insider­
Privatisierung". Befragungen des Autors ergaben. daß 7 1  % der Betriebsbesitzer, die im 
Laufe der Privatisierung ein Ladenlokal übernommen hatten, schon vor der Privatisie­
rung im selben Ladenlokal beschäftigt gewesen waren (vgl. Abb. 19). 

Abb. 19: Bedeutung von Insider-Privatisierungen im Wroclawer Einzelhandel 

Vorherige Handelstätigkeit der Besitzer von privatisierten Geschäften 

davon beschäftigt... 
84.9% 

Quell e: eigene Befragungen 1995 

5 . .1.3 Anpassungsstrategien der privatisierten Unternehmen. 
Beispiel PSS Spolem 

Die weitgehende Auflösung der staatlichen Ketten und Konsumgenossenschaften im 
Zuge der kleinen Privatisierung und der in Wrodaw verfolgte Privatisierungsweg haben 
die Weltbewerbssituation grundlegend verändert. Es stellt sich die Frage nach den Kon­
sequenzen der Privatisierung für die staatlichen Unternehmen und die Konsunurenos­
senschaften. Wie beeinflußt die Privatisierung deren Wettbewerbsfähigkeit und \;eiche 
Strategien verfolgen die Umemehmen, um sich den marktwirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen anzupassen? Diesen Fragen wird im folgenden anhand des größten Wrocla­
wer Einzelhandelsunternehmens, der Konsumgenossenschaft PSS Spolem, nachgegan­
gen. Ergebnisse von Interviews mit den Betriebsleitern des ehemals staatlichen Handels 
werden dabei zur Ergänzung herangezogen. 

5.1.3.1 PSS Spolem im Sozialismus 
Die Konsumgenossenschaft Powszec/111a Sp6/dzielnia Spotywcow (PSS) Spo/em we 
Wroclawiu wurde im September 1945 begrlindet. Im selben Jahr eröffnete das Unter-
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nehmen neun Lebensmittelgeschäfte in der Stadt und erhielt das \:\'arenhaus Feniks am Rynek zugesprochen ( WALASEK, PAWLIKOWSKI und GOGi\LA 1985: 53f.). Der Auf­schwung von S110/e111 zum bedeutendsten Distributionsunternehmen Wroclaws setzte 1948 ein, als in ganz Polen die lokalen Konsumgenossenschaften zu übergeordneten Verbänden zusammengeschlossen wurden. In Wroclaw betraf dies 16 schon vor dem Krieg bestehende Genossenschaften, nach deren Aul'1ösung und Zusammenschließung zu Sj)ole111 ein Filialunternehmen mit 161 Geschäften, 4 Großhandelslagern. 14 Bäcke­reien. 2 Metzgereien und zahlreichen Gastronomiebetrieben entstand. Durch weitere angeordnete Zusammenschlüsse und Enteignungen privater Betriebe wuchs die Zahl der Einzelhandelsgeschäfte Spole111s bis 1952 auf 298 an. Das Jahr 1976 brachte eine Konzentration der Geschäftstfüigkeiten: Nach der Neu­gliederung der Administrativräume in Polen wurden die drei städtischen Konsumgenos­senschaften PSS Polnoc (,,Nord·"), PSS Po/11d11ie (,,Süd .. ) und PSS Ce11tnt111 mit Genos­senschaften der umliegenden Gemeinden auf der Ebene der neuen Woiwodschaft Wro­claw zusammengefaßt. Spolem in Wroclaw verfügte zu diesem Zeitpunkt bereits über 429 Geschäfte, darunter ein Warenhaus und ein Kaufhaus. Das Wachstum des Filialnet­zes hatte sich bis dahin maßgeblich dadurch gespeist, daß im Zuge der landesweit statt­findenden Unternehmenskonzentrationen zur „Vermeidung ressourcenverschwendenden Wettbewerbs" zahlreiche staatlich geführte Lebensmittelbetriebe an Spole111 übertragen worden waren. Die organisatorischen Änderungen der 70er Jahre waren die letzten, die eine Zentra­lisierung der unternehmerischen A ktivitäten mit sich brachten. Seit den frühen 80er Jah­ren und dem Inkrafureten des wirtschaftspolitischen Reformwer ks „odnowa·' (Erneue­rung) setzte die polnische Führung verstär kt auf die Dezentralisierung von Planungspro­zessen (vgl. Kapitel 2.2.2.3) und verlagerte Entscheidungs kompetenzen su kzessive auf die einzelbetriebliche und lo kale Ebene. Diese nationalen Strategien tangierten auch die Organisationsstruktur von Spole111 in Wroclaw und die Einzelhandelsentwicklung in der Stadt. Als Folge der Entscheidung des polnischen Ministerrates über die Umstru kturie­rung des Einzelhandels mußte Spole111 1981 zahlreiche Ver kaufsstellen an neue staatli­che „ Wettbewerber" abtreten. Hierzu zählten 17 Al koholverkaufsstellen, die an das staatliche Unternehmen Ponal fielen, 9 Metzgereien, die dem staatlichen Lebensmittel­konzern PP,\tl zugesprochen wurden, und ein Großhandelslager, das an das neugegrün­dete Unternehmen P.H.S. übertragen wurde. Im Januar 1983 kam es zu einem erneuten Dezentralisierungsschub im polnischen Wirtschaftssystem, in dessen Verlauf' Spolem in der Woiwodschaft Wroclaw in 12 Ge­schäftsbereiche unterteilt wurde, darunter in Wroclaw in die Einzelhandelsbereiche PSS 

Po/11d11ie, PSS P6/noc und PSS Ce11t1w11 mit eigenen Filialnetzen sowie PSS Fe11iks als Warenhaus. Das 1985 fertiggestellte Warenhaus PSS l\stra in der Großwohnsiedlung G<1.d6w Maly trat zwei Jahre später als fünfter Geschäftsbereich hinzu. Diese Geschäftsbereiche erhielten im Laufe der 80er Jahre zunehmende Entschei­dungsfreiheiten, bis sie im Dezember 1988, als Folge des „Gesetzes über staatliche Un­ternehmen .. , vollständige Entscheidungsautonomie erlangten. Erstmals war es den lo­kalen Konsumgenossenschaften als „juristischen Personen" nun gestattet, eigenstHndig über die Verwendung der von ihnen erzielten Gewinne zu entscheiden, Investitionen 
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vorzunehmen und neue Einzelhandelsstandorte zu erschließen. Die größere Selbstän­digkeit hatte jedoch nicht nur positive Effe kte. Die Zentralverbände hatten nämlich auch als Koordinations- und Dienstleistungszentrum für ihre l'vlitglieder fungiert: Sie ge­währleisteten die Versorgung mit technischen Dienstleistungen und Know-how und or­ganisierten den Groß- und Außenhandel. Mit dem Wegbrechen dieser Distributionska­näle mußten die Genossenschaften eigenverantwortlich handeln, wobei es vorn Ge­schick des einzelnen Managers abhing, sich auf die neuen Bedingungen umzustellen. Die Verselbständigung der lokalen Konsumgenossenschaften zeigte bald Auswir­kungen auf die Einzelhandelsstruktur in Wroclaw. Nachdem das „Gesetz über staatliche Unternehmen" die Gleichstellung der Eigentumsformen festgeschrieben hatte, lösten sich die meisten der Agenturbetriebe von Spo/em und machten sich selbstHndig. Für die Konsumgenossenschaften bedeutete dies erhebliche finanzielle Einbußen. da die Ge­samteinnahmen sanken. die Kosten insbesondere aufgrund der (nun) überdimensionier­ten Verwaltung jedoch kaum zurüc kgingen(7l. Die fehlenden Einnahmen wurden nur teilweise ausgeglichen, da sich zugleich die Zahlungen an die übergeordneten Organi­sationseinheiten von Spolem reduzierten. Die Reduzierung des Filialnetzes forcierten die Konsumgenossenschaften auch sel­ber. So nutzten einige Genossenschaften ihre neugewonnene Entscheidungsfreiheit da­zu, sich von unrentabel arbeitenden Filialen zu trennen und ihre Geschäftstätigkeiten auf großflächige Verkaufsstellen zu konzentrieren. Auf diese Weise gelangten schon 1989 -kurz vor dem Zusammenbruch des kommunistischen Systems - 19 Geschäfte Spole111s an private Händler, welche die aufgegebenen und an die Stadtverwaltung ,,,:urückgege­benen" Betriebe mietetcn55. fn�gesamt blieben clie Auswirkungen der internen Um­strukturierungen von Spolem auf die Wroclawer Einzelhandelsstruktur jedoch sehr ge­ring, da die Zeit der Selbständig keit im Sozialismus nur kurz währte. Ein Jahr nach der Verselbständigung der lo kalen Konsumgenossenschaften endete das kommunistische System in Polen, und die Konsumgenossenschaften erfuhren im Zuge der „ kleinen Pri­var.isierung" eine tiefgreifende Umstrukturierung. 
5. 1.3.2 Wandel der Unternehmensstruktur im Privatisienmgsprozen 

Das „Gesetz über die Restru kturierung der Genossenschaften" vom Januar 1990 schrieb die Verselbständigung der örtlichen Konsumgenossenschaften fest. Seitdem bestehen in Wroclaw fünf unabhängige Konsumgenossenschaften im Bereich Einzelhandel und fiinf weitere Genossenschaften, die aus anderen Geschäftsbereichen von Spole111 hervorgin­gen und nun auf Woiwodschaftsebene operieren (vgl. Abb. 20). Die Kooperation zwischen den Einzelgenossenschaften und sogar ihre Fusion war durchaus zugelassen. Es zeigte sich aber, daß die neuen Konsumgenossenschaften ange­sichts der gerade erst gewonnenen unternehmerischen „Freiheiten" hieran kaum interes­siert waren. Erst im Februar 1996 rangen sich vier der fünf Wroclawer Spolems dazu durch, einen gemeinsamen Großhandel zur Erzielung günstigerer Einkaufspreise zu 
55 vgl. ,.\V okolicy pi. Grunwaldzkicgo wci;iz ubywa sklepöw spoiywczych" (Der Schwund an Lcbensmiuel­geschäflen hält an). In: Wieczör Wroclawia vom 28.6.1989; ,.PSS Pölnoc miastu prekazujc sklepy .. (PSS Pöl­noc übergibt der Stadt Geschiifie). In: Wieczör Wroclawia vom 18.9.1989. 
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Abb. 20: Entflechtung und Privatisierung von PSS Spo/em in Wroclaw 
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5 Einzelgenossenschaften auf Woiwodschaftsebene: 

1990 

Gastronomie Reparatur Großhandel! 
Dienstleistungen Lebensmittelprodukti on 

1996 

Gründung 
gemeinsamen 
Großhandels 

(1

.
2

.
1996) 

Entflechtung Schrumpfung Konsolidierung 
"Gesetz über die Restrukturierung 

der Konsumgenossenschaften" 
(1.1.1990) 

"kleine Privati si erung" Beginnende Kooperationen 

Quell en: eigene Berechnungen nach: 
Urzact ... 1990; eigene Kartierungen 1996 

gründen. Der höhere \Vettbewerbsdruc k, vor allem durch den Mar kteintritt ausländi­scher Handelsunternehmen, war hierbei ein entscheidender Antriebsfa ktor. Gleichzeitig dient die Kooperation beim Ein kauf der Vorbereitung einer intensiveren Zusammenar­beit. Daß es hierzu wahrscheinlich kommen wird, ist auch auf die persönlichen Kon­takte zwischen den Nlanagern der Konsumgenossenschaften zurückzuführen, die alle schon zu sozialistischen Zeiten leitende Positionen wahrnahmen. Nach der Restru kturie­rung wurden sie von den Genossenschaftsmitgliedern in ihren neuen Ämtern bestätigt. Durch die kleine Privatisierung und die Schrumpfung der Filialnetze änderte sich die Netzstru ktur der Spo/e111-Genossenschaften. Dies betrifft insbesondere die Betriebsgrö­ßenstru ktur der Filialnetze, aber auch deren Branchen- und Standortstru ktur (vgl. Tab. 32), was jeweils unterschiedlich zu bewertende Auswirkungen auf die zu künftige Wett­bewerbsfähigkeit der Unternehmen hat: 1. Unabhängig vom Wandel der Filialnetzstru ktur ist die Reduzierung von Geschäfts­zahl und Ver kaufsfläche ein Kernproblem der mehrbetrieblichen Konsumgenossen­schaften. Zwar ist mit dem Verlust von Filialen an die ehemalige Belegschaften auch die Zahl der angestellten Ver käufer zurückgegangen. Die Zahl der Angestellten in der Verwaltung hat sich aber nicht reduziert. womit sich das Verhältnis von Ver­käufern zu Verwaltungsangestellten in Richtung letzterer verschob. 
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Tab. 32: Wandel der Filialnetzstruktur von PSS Spolem im Privatisierungsprozeß 

Merkmale der Anzahl 
Filialnetzstruktur Geschäfte 
von PSS Spolem 

1990 i 1996 

Betriebsgrößenstruktur 

25 m2 und weniger 21 3 

26-50 m' 217 17 

51-100 m2 21 17 

101-400 m2 80 36 

401-1 200 m2 17 10 

mehr als 1 200 m2 3 3 .. _ . . .. .. .  �, ... ,, . ... .. . - ······ - ·· · - · ·· · - · · ·· - ·· ·····- ... 
Standortstruktur (1) 

Innenstadt 94 16 

Gründerzeitgebiet 323 30 

Großwohngebiet 89 28 

Sonstige Lagen' 53 12 ·····-···- ·· ·- ····- · · ·  . . - ·.,,,._,,,, ........... ··- · · ···� · .. ,, ,_ ,,, ,, ,_ ,, ,  ... ,,
.

, _ ,, ,_ , ,, .. 
Standortstruktur (2) 

Hauptgeschäftszentren 110 7 

Nebengeschäftszentren 59 10 

Geschäftsstraßen 82 14 

,,kleine Konzentrationen" 166 31 

Streulagen 142 24 ' ' " · - ·····-··"·· ..... ....... ..... -.... -.. · - · - · ·- .... - • • " • • - • • • «> ··• 
.. l ,  

.
.. 

Branchenstruktur 

Lebens-, Genußmittel 440 69 

Bek.leidung, Texti lien 20 1 

Hausrat 46 8 

Körperpflege.Gesundheit 35 1 

Warenhäuser 3 3 

Sonstiges 15 4 

Summe PSS Spolem 559 ' 86 

Verkaufsfläche 
(inm2) 

1990 ! 
i 1996 
: 

2417 55 

7985 647 

8564 1 237 

14934 6817 

9002 4980 

12997 15 747 

12250 8363 

17813 5334 

23322 14 775 

2514 1 011 

13573 9274 

1 1 753 9874 

4 184 1 243 

13742 5 628 

12647 3 464 

36220 11 160 

610 20 

3479 1482 

1 447 64 

12997 
1

15747 

1 146 1010 

55899 ! 29483 

Anteil an Anteil an 
Geschäften Verkaufsfläche 

(in%) (in%) 
! 

1990 1 1996 1990 
1 1996 

! 
21,6 3,5 4,3 0,2 

38,8 19,8 14,3 2,2 

21,6 19,8 15,3 4.2 

14,3 41,9 26,7 23,1 

3.1 11.6 16,1 16,9 

0,6 , 3.4 23,3 53,4 
.. ... ···-············ 

16,8 18,6 21 ,9 
! 

28,4 

57,8 34,9 31,9 . 18,1 

15,9 32,6 41,7 50,1 

9.5 13,9 4,5 3.5 
· · · -· · ·  .. -.. . , 

19,7 , 8,1 24,3 31,5 

10,6 . 11,6 21,0 33,5 

14,7 16,3 7,5 4,2 

29,7 36,0 24,6 19,1 

25,4 27,9 22,6 11 ,7 . .. . .. -.. .  

78,7 ! 80, 2 64,8 37,9 

3,6 1,2 1, 1 0,1 

8,2 9,3 6,2 5,0 

6,3 1,2 2,6 0,2 

0,5 3,5 23,3 53,4 

2,7 4,6 2,0 ' 3,4 

100,0 ! 100,0 100,0 i 100,0 
• Dorfgebiete, Einfami lienhaussiedlungen, sonstige Wohngebiete, Gewerbegebiete und nichlintegrierte Lagen 
Quelle: eigene Berechnungen nach: Urzqd ... 1990, 1992: eigene Erhebungen 1995, 1996 

durchschnitt!. 
Verkaufsfläche 

(in m') 

1990 1996 

.. _ , ,  ... . -... ·-···-··-.. 

130 523 

55 178 

262 528 

47 84 
···-

123 1 325 

199 987 

51 89 

83 182 

89 144 ·· ·- ... .. .. ... . 

82 162 

31 20 

76 185 

41 64 

4332 5249 

76 252 

100 343 

Die Konsumgenossenschaften sind daher durch einen enormen Personaliiberhan,t belastet. Dieser ist vor allem deshalb problematisch. weil die Mitglieder der Kon� sumgenossenschaften nach dem polnischen Genossenschaftsrecht weitreichende 
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Mitbestimmungsrechte besitzen. Die Genossenschaftsmitglieder sind nämlich bei allen Personalentscheidungen abstimmungsberechtigt. Da die meisten l'vlitglieder aber gleichzeitig Angestellte der Unternehmen sind, besteht kaum Aussicht auf Ab­bau des Personalüberhangs. 2. Der Verlust Spole111s an Betrieben (- 85 % ) war höher als der Verlust an Verkaufs­fläche (- 47 %) (vgl. Tab. 32): Während Spole111 die meisten großfüichigen Ge­schäfte mit mehr als 400 m2 Ver knufsfüiche behalten konnte, gingen fast alle Kleinstbetriebe unter 50 m2 verloren. Die durchschnittliche Ver knufslläche der Be­triebe erhöhte sich hierdurch von 100 1 1 12 auf 343 ni2. Für diese Entwicklung, die -folgt man den Annahmen über die geringere Wettbewerbsfähigkeit kleintlächiger Unternehmen - die Marktposition von Spole111 langfristig sogar verbessern kann, waren im wesentlichen zwei Ursachen verantwortlich: • Bei den Betrieben. die Spole111 zu sozialistischen Zeiten selber errichtet hatte, handelt es sich um größere Kautnallen. Betriebe, die aus Zwangsvereinigunen von Genossenschaften oder Enteignungen privater Betriebe in den 50er Jahren stammen und im Zuge der Kommunalisierung an die Stadt Wroclaw fielen, wur ­den demgegenüber bereits vor dem Krieg errichtet und sind durch kleine Ver ­kaufstlächen ge kennzeichnet. • Die beiden großflächigen Warenhäuser Feniks und Podivale konnte Spofem übernehmen, obwohl sie sich bis zur Wende in kommunalem Eigentum befan­den. Der Grund hie1t·ür liegt in den umfangreichen Renovierungsarbeiten, die 
Spo/em an diesen Gebäuden vornahm und die nun Rückerstattungen der Stadt er­fordert hätten. Angesichts der knappen Haushaltsmittel entschieden sich die Stadträte daher für einen Ver kauf der Warenhäuser an die Konsumgenossen­schaften, welche die Kaufpreise über Ratenzahlungen finanzieren. 3. Außer der Betriebsgrößenstruktur änderte sich die Standortstru ktur von Spole111 in­folge der kleinen Privatisierung (vgl. Tab. 32): • Einerseits verlor Spolem signifikant mehr Geschäfte in den Gründerzeitgebieten als in den Großwohngebieten (vgl. Tab. 32), was mit der unterschiedlichen Pri­vatisierungspraxis von Stadt und Wohnungsbaugenossenschaften zu er klären ist: 
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Während die Stadträte das politische Ziel der Zerschlagung der sozialistischen Handelsketten verfolgte, handelten die Wohnungsbaugenossenschaften eher aus ö konomischen Erwägungen. Wenn die Konsumgenossenschaften zur Zahlung höherer Mieten bereit waren, sahen viele Wohnungsbaugenossenschaften von ei­ner Kündigung des Mietvertrages ab. Ähnliches gilt fi.ir die staatlichen Mehrbe­triebsunternehmen wie P.f-f.S., die seit der Wende ebenfalls in den Großwohnge­bieten überdurchschnittlich star k vertreten sind. • Hierzu trug auch bei, daß die Vermjetung von Ladenlokalen in den Großwohn­gebieten zunehmend durch lo kale Wohnungsbaugenossenschaften bestimmt wird, die sich von ihren übergeordneten Verbänden lossagten (vgl. Kapitel 5.3.1 ). Die Sicherung einer ausgewogenen Einzelhandelsstruktur „im Interesse der Bewohner" (= Genossenschaftsmitglieder) hat daher oberste Priorität bei der Vermietung. Bereits bestehende Lebensmittelbetriebe wurden hierbei häufig be­vorzugt. Hierdurch konzentrierten sich die Geschäftstätig keiten Spofe111s auf die 

• 

5.1.3.3 

Großwohngebiete, während die relative Bedeutung der Gründerzeitviertel, der sonstigen Lagen und der Innenstadt als Unternehmensstandorte sank. In der In­nenstadt gilt dies allerdings nur für die Geschäftsanzahl. Bezogen auf die Ver­kaufsflächen erfuhr das Stadtzentrum aufgrund der Beibehaltung der Warenhäu­ser einen Bedeutungszuwachs. Andererseits konzentrieren sich die Geschäftstätig keiten von Spole111 auf langfri­stig als vorteilhaft einzuschätzende Standorte: Die Konsumgenossenschat·ten verloren kleint1ächige Geschäfte in den Streulagen und „klein;n Geschäftskon­zentrationen", während sie die großflächigen Ladenlo kale in den begünstigten Lagen „Haupt- und Nebengeschäftszentrum" behielten. Hierin spiegelt sich die sozialistische Einzelhandelsnetzplanung wider, die eine Konzentration der Ge­schäfte in den Zentren der Wohngebiete vorantrieb. Dies galt insbesondere in den Neubaugebieten, während in den Gri.inderzeitgebieten vornehmlich die über­kommene Handelsinfrastruktur genutzt wurde. 
Anpassungsstrategien an  marktwirtschaftliche Wettbewerbsverhältnisse 

Die unterschiedliche Betroffenheit der Konsumgenossenschaften vom Privatisierungs­prozeß wirkt sich langfristig auf deren Wettbewerbsfähigkeit aus. Es stellt sich die Fra­ge, inwieweit sich dies in unterschiedlichen Anpassungsstrategien der Unternehmen an marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen niederschlägt, da sich hieraus wesentliche Implikationen für die weitere Einzelhandelsentwic klung in der Stadt ergeben. Darüber hinaus ist zu prüfen, welche Rolle den verantwortlichen Managern zukommt. Zur Be­antwortung dieser Fragen wurden aufgrund der unterschiedlich;n Rahmenbedinounoen o o und der unterschiedlichen strategischen Optionen die Mehrbetriebsgenossenschaften PSS Poludnie und PSS P6/11oc sowie die Warenhausgenossenschaften PSS Fe11iks und PSS Astra exemplarisch untersucht. 
Mehrbetriebsge11osse11schaße11: Restrukturierung der Filialnetze 
Das Mehrbetriebsunternehmen PSS Pofmlnie befindet sich in einer vergleichsweise günstigen Situation. Das Unternehmen besitzt seine Filialen in den südlichen Stadtteilen Wrodaws, in denen sich die größten Neubaugebiete der Stadt befinden. Der Verlust an Ladenlo kalen (- 83 %) und an Verkaufsfläche (- 58 %) war im Vergleich zu den anderen Konsumgenossenschaften daher geringer (vgl. Abb. 20, S. 142). Zudem verfügt PSS 
Poludnie mit dem Warenhaus Podwale an der ul. Swidnicka ( 1996: 2 J 00 m2 Verkaufs­fläche) iiber einen Einkaufsmagneten in zentraler Lage. Die wirtschaftliche Situation der Konsumgenossenschaft wird vom Management dementsprechend als zufriedenstel­len? beurteil t .  Aus diesem Grund habe man sich auch nicht an der Gründung des ge­meinsamen Großhandelsunternehmens von Spofe111 beteiligt. Allerdings machte die Unternehmensleitung im gesamten Interview den Eindruck, eine Strategie der Abschottung zu verfolgen. Dies zeigt nicht nur die Ablehnung einer intensiveren Kooperation mit den anderen Konsumgenossenschaften, sondern auch die Tatsache, daß ein allzu unkritisches Bild über die Wettbewerbsposition des Unterneh­mens gezeichnet wurde, das sich „auch vor der neuen Kon kurrenz aus dem Ausland" 
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nicht zu fürchten brauche. Es wurde zu vermitteln versucht; daß sonderliche Innovatio­
nen für die Zukunft des Unternehmens nicht erforderlich seien. Allerdings war die in­
terviewte Person, die vom Autor als erste der Spo/em-Manager und Managerinnen in 
Wroclaw befragt wurde, außerordentlich zurückhaltend in ihren Äußerungen. Alle An­
gaben über Umsatzentwicklungen oder die Größe des Filialnetzes lehnte sie ebenso ab 
wie ein Gespräch über zukünftige Strategien des Unternehmens (es schien allerdings, 
als existierten solche Strategien nicht). Es bestand eine große Skepsis gegenüber der 
Integrität des Autors und die Sorge, mögliche Unternehmensinterna könnten an die neue 
westliche Konku1Tenz verkauft werden. 

Eine ähnliche Skepsis zeigte die Unternehmensleitung von PSS Poluoc bei der er ­
sten telefonischen Kontaktaufnahme56. PSS P6/noc betreibt seine Betriebe im Norden 
der Stadt, wo sich die meisten der erhalten gebliebenen Gründerzeitviertel befinden. Der 
Verlust an Ladenlokalen (· 86 %) und Verkaufsfläche (· 70 %) gestaltete sich daher sehr 
viel ungünstiger als für PSS Po/11d11ie. Zudem flossen aufgrund der einseitigen Investiti­
onspolitik im Sozialismus, die den Aufbau von neuen Großwohngebieten begünstigte, 
kaum finanzielle Mittel in die Modernisierung der gründerzeitlichen Ladenlokale von 
PSS P6/noc, die 1996 durch eine veraltete Ausstattung gekennzeichnet sind. 

Nach Aussage des Managements ist es ein großer Vorteil von PSS P6/noc, daß sich 
seine Mit!!.lieder im Unterschied zu den anderen Konsumgenossenschaften zu 90 % aus 
Kunden z�1sammensetzen. Dies habe es ermöglicht, den Personalbestand um 1 0  % ab­
zubauen. Bewährt habe sich auch, daß das Unternehmen den Filialleitern weitreichende 
Handlungsfreiheiten eingeräumt habe und diese z.B. über die Ladenöffnungszeiten ih­
res Betriebs eigenständig entscheiden könnten. Zukünftig werde das Unternehmen die 
Bezahlung der Filialleiter noch stärker als bisher an die Umsätze der Geschäfte knüpfen, 
da dies motivationssteigernd wirke. 

Das orößte Problem von PSS P6/noc besteht nach Aussagen des lVlanagements in 
der dünnen Kapitaldecke - eine Aussage, die von allen interviewten Leitern der Kon-
sum!!enossenschaften und (ehemaligen) staatlichen Unternehmen stets an erster Stelle 
gen;.rnt wurde. Die polnischen Geschäftsbanken verlangten 1996 von den einheimi­
schen Unternehmen nämlich Kreditzinsen von über 30 %. Ausländische Unternehmen 
können sich demgegenüber auf den internationalen Kapitalmärkten günstigere Kredite 
verschaffen und genießen auch bei den polnischen Geschäftsbanken eine bevorzugte 
Behandlung (vgl. Kapitel 4.3.2). Einerseits fehlten PSS P6/noc deshalb Mittel für eine 
dringend notwendige Modernisierung der veralteten Ladeneinrichtungen. Andererseits 
könne das Unternehmen so nicht expandieren. Im Unterschied zur Unternehmensleitung 
von PSS Spolem hielt es die verantwortliche Interviewpartnerin von PSS P6/noc, die 
kurz zuvor von einem Erfahrungsaustausch mit ostdeutschen Konsumgenossenschaften 
aus Leipzig zurlickgekehrt war, aber für dringend notwendig, sich bereits frühzeitig eine 

56 Entscheidend verbessernd auf die lntcrvicwsituationen bei Spolem wirkte sich das Interview mit der Ge­schäftsfiihrun•' von PSS As1m aus. Der Gesprlichspariner, der sid1 dem Autor gegenüber am •. souveriinstcn" pr1isentiene u�d auch weniger Probleme beim Umgang mit den neuen marktwirtschaftlichc1! Yerhiiltnissen zu haben schien, nimmt bei den informellen Kontakten zwischen den Spo/e111-Genossenschatten eine luhrende Rolle ein: Bereits eine Stunde nach dem Interview bei PSS As1ra wußten die anderen Interviewpartner von den Aktivitfüen des Autors in der Stadt und waren sehr viel aufgeschlossener für Gespr;iche. 
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„günstige Ausgangsposition im zunehmend großflächig organisierten Einzelhandel" zu 
sichern. 

Der Erfahrungsaustausch mit den ostdeutschen Konsumgenossenschaften wirkte 
sich wesentlich auf die Unternehmensstrategien von PSS Polnoc aus. Nicht zuletzt er­
warb die Unternehmensleitung hierdurch einen Erfahrungsvorsprung gegenüber ihren 
Kolleginnen und Kollegen und ist in der Lage, Entwicklungstendenzen besser antizipie­
ren zu können und vorausschauend zu agieren. Die Strategie, die Krüfte zukünftig auf 
den Ausbau des großflächigen Einzelhandels zu bündeln, ist ein Kennzeichen hierfür57. 
Darüber hinaus schätzte das Management von PSS P6/noc die westliche Konkurrenz als 
außerordentlich bedrohlich ein und schien sich - anders als die Leitung von PSS Po­
ludnie - auch sonst intensiv mit der Zukunft seines Unternehmens auseinanderzusetzen. 
Die Angst vor dem gerade eröffneten SB-Warenhaus von Hit war beträchtlich und 
schlug sich in betont kampfeslustigen Kraftausdrücken wie „Keine Angst, die sollen uns 
kennenlernen" nieder. Häufig wurde betont, daß die Konkurrenz „an sich" gar nicht so 
schlimm sei. Nur daß es sich um ein westliches Unternehmen handelt, wird offensicht­
lich als schockierend erfunden. 

Diese Tendenz zeigte sich auch bei den meisten anderen interviewten Managern. 
Häufig wird der Eindruck einer Ohnmaehtssituation vermittelt. Man wolle sich nun et­
was autbauen, was von jemand Fremden kaputtgemacht werde. Viele Betroffene halten 
das - auch angesichts der ungleichen Startbedingungen - für eine große Ungerechtig­
keit. Dies zeigen auch die Forderungen einheimischer Handelsverbände, ausländische 
Handelsunternehmen nur in begrenztem Umfange zuzulassen. Die Auflösung der Filial­
netze durch die Privatisierungspolitik der Stadtverwaltung wird dagegen weitgehend 
hingenommen. Zwar wird beklagt, daß man durch die Stadt von den Verst.eigerungen 
von Ladenlokalen ausgeschlossen worden sei. Ansonsten aber wird die Zulassung aus­
ländischer Wettbewerber als sehr viel ungerechter als die Rückgabe von Ladenlokalen 
an die Kommune empfunden. 

Ware11hausge11osse11schafteu: Zusatzei1111ahme11 durch U11tervermiet1111ge11 
Unterschiedliche Anpassungsstrategien aufgrund unterschiedlicher Ausgangssituationen 
und Unternehmerpersönlichkeiten kennzeichnen auch die konsumgenossenschaftlichen 
Warenhausunternehmen. Die Frage nach den Umstrukturierungen der Warenhäuser 
konzentrie11 sich in Wroclaw dabei maßgeblich auf die Untervermietungspraktiken, die 
in allen Warenhäusern der Stadt und in vielen großflächigen Einzelhandelsbetrieben 
verfolgt werden. 

So wurden vom Autor 1996 in Wroclaw 409 Betriebe kartiert, die Verkaufsflächen 
in großflächigen Einzelhandelsbetrieben mieteten. Dabei handelt es sich zu 47 % um 
Bekleidungsbetriebe. Betriebe des Spezialbedarfs (vgl. Anhang) und des Elektrobedarfs 
sind mit jeweils 1 0  % der Betriebe die am zweithäufigsten vertretenen Branchen. Die 
Mehrzahl stellen private Einbetriebsunternehmen, deren Besitzer keine Erfahrung im 

s7 Das Ziel, sich proaktiv im großfüichigen Einzelhandel zu engagieren, verfolgen auch andere vormals sozia­listische Mehrbetriebsunternehmen wie P.H.S. Niederschlesien. das, in Adaption der Distributionsstrategien westeuropiiischer Lebensmi11clfilialis1en, der Verbrauchennark1schicnc die größten Marktchancen einräumt. Konkrete Investitionen seien aufgrund der Kapitalknappheit jedoch noch nicht vorgenommen worden. 
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Einzelhandel haben (70 %) und sich die aufgrund von Arbeitslosigkeit (22 %) oder zur 
Erzielung eines Zusatzverdienstes (35 %) im Warenhaushandel selbständig machten. 
Fast ein Drittel der befragten Betricbe (n=75) gab jedoch an, noch weitere Filialen im 
Warenhaushandel zu betreiben. Hierunter befinden sich vor allem lokale Konsumgiiter­
produzenten. die sich durch den Aufbau eines Filialnetzes im Warenhaushandel bessere 
Absatzmöglichkeiten für ihre Produkte versprechen. 

Für die Händler verknüpfen sich in den Warenhäusern mehrere Standortvorteile. Er­
stens sind die Marktzutrittsschranken hier vergleichsweise niedrig, weil im Unterschied 
zur Eröffnung eines eigenen Ladenlokals kaum Anfangsinvestitionen notwendig sind. 
Zweitens befinden sich die Warenhäuser in den Hauptgeschäftszentren der Stadt, wo sie 
die Hauptkundenmagneten sind. Vor allem für Anbieter von Waren des Zusatznutzens 
bieten sie damit attraktive Standortbedingungen, was von 40 % der befragten Händler 
unterstrichen wird. 

Durch die Untervermietungen in Warenhäusern etabliert sich im Transformations­
prozeß eine neue Betriebsform im polnischen Einzelhandel. Die Betricbsformencliffe­
renzierung läuft aber nach grundlegend anderen Mechanismen ab, als z. B. im deutschen 
Warenhaushandel. in dem Untervermietungen ja ebenfalls an Bedeutung gewonnen ha­
ben. Die Aktivität von Fremdfirmen in deutschen Warenhäusern ist das Ergebnis ge­
zielter Externalisierungsstrategien der Warenhausunternehmen, wobei das Verh1iltnis 
von Fremdfirmen zu Warenhäusern als strategisches Netzwerk anzusehen ist.5�. Unter­
vermietungen werden zunehmend auch im großflächigen Einzelhandel (SB­
Warenhäuser ... ) verfolgt, wo die Externalisierung von Arbeitsprozessen ein tragender 
Bestandteil der Entwicklung hin zu flexibleren Distributionssystemen ist (vgl. Kapitel 
2.1 .2.2). 

In Wroclaw dienen Untervem1ietungen dagegen vornehmlich der Erzielung zusätzli­
cher Einnahmen durch die meistbietende Vermietung bislang un- oder untergenutzter 
Verkaufstliiehen. Strategische Externalisierungsaspekte spielen nur eine nachgeordnete 
Rolle. Damit kann der Betriebstyp ,,Warenhaushandel" als typisch für die Umstrukturie­
rungsprozesse im Transfonnationsprozeß angesehen werden. womit völlig unterschied­
liche Unternehmensstrategien in Polen und Deutschland zu ähnlichen Marktergebnissen 
führen. Hinsichtlich der bei der Untervermietung verfolgten Strategien und der Unter­
vermietungspraxis bestehen allerdings merkliche Unterschiede zwischen den \.Varen­
häusern, die maßgeblich auf die Innovationskraft des verantwortlichen Managements 
zurückzuführen sind. Dies zeigt ein Vergleich der aus Spole111 hervorgegangenen Wa­
renhausunternehmen PSS Feniks und PSS J\stra. 

PSS Fe11iks betreibt das ehemalige Warenhaus der Gebriider !Jarasch am Rynck. 
Nachdem sich die erste Spo/e111-Niederlassung aufgrund der Kriegsschäden nur im Erd­
geschoß befand, wurden durch kontinuierliche Ausbaumaßnahmen seit 1970 nach und 
nach alle fünf Geschosse des Warenhauses (wieder) der Einzelhandelsfunktion zuge­
führt. Die Verkaufsfläche wuchs hierdurch bis 1990 auf 5 147 1112• Am 20. 1 1 . 1994 er ­
warb Feniks das Gebäude von der Stadt Wroclaw auf Kreditbasis. Der Kaufpreis betrug 
umgerechnet etwa fünf Mio. DM und wird von der Konsumgenossenschaft bis zum Jahr 

�� Hierzu k,mn auch das Galcria-Konzepl von l-/orte11 geztihh werden. das in hohem Maße Fremdlirmcn inle· grien (vgl. KLEIN 1997: 500). 
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2000 abbezahlt. Der Interviewpartner im Unternehmen ist seit den 60er Jahren bei Spo­
le111 besclüiftigt und seit den 70er Jahren in leitender Funktion tätig. 

PSS Feniks beschäftigt 1996 etwa 250 Angestellte uncl ist na�h Aussage der Unter­
nehmensleitung stark überbesetzt. Aufgrund der Entscheidungsstrukturen nach dem 
polnischen Genossenschaftsrecht seien Entlassungen aber auf keinen Fall durchzuset­
zen. was nach Ansicht des lnterviewpartners das größte Problem des Unternehmens dar­
stellt. Die Überbeschäftigung im Warenhaus be;timmt auch die zukiinf"tioe Unterneh-"' mensstrategie. So plant Fe11iks die Eröffnung weiterer Geschäfte in Wroclaw, um die 
Beschäftigten auf mehr Einheiten verteilen zu können (dies sei der .,einzige Grund"'). 
Problematisch ist jedoch die Kapitalknappheit. die sich aufgrund der Zahlungen fiir den 
Gebäudek�tuf noch verschärft. Trotz des Kapitalmangels lehnt die Genossenschafl jegli­
che Beteiltgungen anderer Unternehmen ab. 

Im  Fe11ih-Warenhaus werden seit 1990 das vierte und fünfte Geschoß an 63 private 
Händler vermietet, wobei es sich fast ausnahmslos um Einpersonenbetriebe handelt 
(vgl. Foto 1 ). Ausschließlicher Grund für die Vermietungen ist laut Geschäftsleitung der 
Kapitalmangel, wegen dem nicht die gesamte Wure.nhausfüiche effizient bewirtschaftet 
werden könne. Langfristig strebt das Unternehmen aber eine Ausdehnung der Ge-

Foto 1 :  An Warenhaushändler vermietete Verkaufsflächen im Warenhaus PSS Feniks 

.!'/� 
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schäftsfelder an. Dies steht in krassem Gegensatz zu den Strategien von PSS Astra (s. u.) und läuft ebenso e iern Trend im westeuropäischen Warenhaushandel entgegen. Auch die Praxis bei der Vergabe der Standplätze zeigt, daß die Vermietungen in Fe11iks kaum strategischen Überlegungen entspringen. So nennt der Verantwortliche auf die Nachfra­ge nach der Auswahl der Händler, die er zunächst als „völlig zufällig·' bezeichnete, fol­gende Prioritätenliste: 1. Es sollen unter keinen Umständen Leerstände auftreten. 2. Es wird an denjenigen vermietet, der die höchsten Mieten bezahlen kann. 3. Es soll ein gewisser Branchenmix erreicht werden. Das Spo/e1J1-Nachfolgeunternehmen PSS Astra betreibt ein \Varenhaus in der Großwohnsiedlung G,tdöw Maly, das 1985 eröffnet wurde. Da das Asrra-Warenhaus von der Konsumgenossenschaft selber errichtet worden war, betraf die kleine Privatisie­rung das Unternehmen nicht. Der Interviewpartner des Unternehmens ist seit Mitte der 80er Jahre in leitender Position von PSS Astra tätig. Nach der Verselbständigung der Konsumgenossenschaft wurde er durch die Mitglieder in seinem Amt bestätigt. Das As1ra-Management hat von der Zukunft des Warenhauses klar u1missene Visio­nen und kann als die innovativste aller interviewten Unternehmensleitungen gelten. S forcierte der Interviewpartner von Aslra auch maßgeblich die Gründung des gemeinsa­men Großhandels der Wroclawer Spo/e111-Genossenschaften - im informellen Netzwer k zwischen den Betriebsleitern ist er die treibende Kraft. Dementsprechend ist der ge­meinsame Großhandel für das Astra-Management nur die Vorstufe. für eine spätere Fu­sion, die notwendig sei, um sich im zunehmenden Wettbewerb behaupten zu können. Laut Aussage des Gesprächspartners bestehen „bei den anderen" für diesen Schritt aber Hemmungen, da sie wohl erst mal ihre „neue Freiheit genießen" wollten. Die Vermietung von Ver kaufsflächen ist ein zentraler Bestandteil der Unterneh­mensstrategien von Astra. Es hat seine Ver kaufsfläche seit 1990 durch die Umwandlung von Lager- in Verkaufsflächen von 7 000 nl auf 8 500 1112 ausgedehnt. Zum gleichen Zeitpun kt begann As1ra damit, bislang ungenutzte Ver kaufsflächen zu vermieten. Im Jahr 1996 waren davon 20 % der Verkaufstläche betroffen, auf der 58 Privatbetriebe ar­beiteten. Hierzu zählten vornehmlich Einpersonenbetriebe, die sich in  offenen Ständen in den bislang ungenutzten Gängen des Warenhauses befanden (vgl. Karte JO, S. 274). Daneben vermietet Aslra eigene Ladenlokale an einheimische Konsumglilerproduzen­ten. Die Geschäftsleitung wählt die Untermieter von Astra ausschließlich nach der Bran­che aus. Die Mietpreise sind für alle Stände gleich und spielen keine Rolle bei der Aus­wahl der Geschäftspai1ner. Ziel der Vermietungen ist eine „maximale Vielfalt des Wa­renangebotes". Problematisch wirkt sich aber die mit durchschnittlich zehn jährlichen Mieterwechseln hohe Flu ktuation unter den Warenhaushändlern aus. Die meisten Händler geben wegen wirtschaftlicher Erfolglosigkeit auf; nur wenige bewältigen den Sprung in die Selbständigkeit und mieten eigene Ladenlokale an. Wegen der hohen Flu ktuation strebt die Unternehmensleitung eine intensivere Ko­operation mit etablierten Unternehmen an, die den Branchen- und Betriebstypenmixes im Warenhaus langfristig attra ktiver machen. Im Gegensatz zu den anderen Konsumge­nossenschaften und Warenhäusern möchte As1ra seine Geschäftsfelder nämlich nicht 
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erweitern, sondern sich auf die Kernbereiche Lebensmittel und Haushaltswaren kon­zentrieren. Bereits 1996 kooperiert As1ra mit dem westdeutschen Unternehmen Q11ick­Sch1.1lt. Annäherungen an die von westeuropäischen Warenhäusern verfolgten Externali­sierungsstrategien sind hier unverkennbar. Außer der Kooperation mit Unternehmen anderer Branchen sucht Astra kapitalstar­ke Partner für die Modernisierung des Warenhauses. Geplant ist der Bau eines Par khau­ses mit zwei weiteren Etagen für Geschäfte. der ,.bei der derzeitig dünnen Eigen kapital­dec ke" des Unternehmens nicht alleine zu leisten ist. Dabei kommen für die Gesclüifts­leitung auch Mehrheitsbeteiligungen ausländischer Investoren in Frage. ,,wenn es der Sache dient". Für alle anderen interviewten Managementvertreter ist dies undenkbar. Die beiden einzigen anderen Wroclawer Unternehmen, die ihre Untermieter - wie 
As1rn - nach strategischen Gesichtspun kten auswählen, sind das 1994 unter auslündi­scher Beteiligung eröffnete So/pol-Warenhaus und das Ce11flw11-Warenhaus, beide in der ul. Swidnic ka59. So betreffen die Untervermietungen im Ce1111w11-Warenhaus etwa 10 % der Verkaufsfläche, die an 66 Stände vermietet werden - darunter knapp ein Drit­tel Be kleidungshändler. Das Unternehmen vergibt Stände nach festen lVlonatsmieten, die je nach Branchenzugehörig keit zwischen umgerechnet 48 und 90 DM pro l'vlonat v a ­riieren, und hat „stri kte Anforderungen" an den Branchenmix. Bei den meisten Unter­vermietungen in Ce111m111 handelt es sich nach Erhebungen des Autors um Niederlas­sungen örtlicher Produ ktionsbetriebe, insbesondere der Bekleidungsindustrie, die im zentralen Warenhaus günstige Absatzchancen für ihre Produkte sehen. Dies er klärt auch die nach Aussage der Unternehmensleitung „außerordentlich geringe" Flu ktuation unter den Händlern. Zu den Untermietern im Ce11tn,11 1 -Warenhaus zUhlen auch vier aus!Undi­sche Unternehmen. Ähnliches gilt für So/pol, das ausschließlich durch eingemietete Unternehmen genutzt wird, darunter von drei Filialen einheimischer Produktionsbetrie­be und von zwei Filialen ausländischer Handels ketten. Für die Warenhäuser erhöht die Präsenz ausländischer Unternehmen die Standort­attraktivität. Für die ausländischen Unternehmen bietet die Einmietung in zentral gele­gene Ein kaufsmagneten eine Möglich keit zum raschen Markteintritt, die bei der einge­schrän kten Information über die lo kalen Immobilienmärkte, fehlenden Möglich keiten, sich im Zuge der ,,Insider-Privatisierungen" Ver kaufsstellen zu sichern, und der Not­wendig keit lokaler Konta kte bei der Vermietung von Ladenlo kalen durch die Stadtver­waltung ansonsten schwierig ist. Finden die Unternehmen „eigene'· Geschäftsräume, wird das Warenhaus wieder verlassen. Ein Beispiel hierfür ist die aufgegebene Nieder­lassung von Re110 im Warenhaus 01is. 

�9 Informationen liber die Kapitalgeber von So/pol liegen nicht vor. da die Geschliftslciwng mehrere lnter­viewtennine absagte. Die Tatsache, daß das Kaufliaus mit ausländischem Kapital errichtet wurde geht aber .aus dem Namen .. So/pol. Pr:edsiqbiorS/11'0 Zagro11ic:11ego (ausländisches Unternehmen) .. hervor. Die Wro­clawer Ce11trnm-Niederlassung wurde 1949 eröffnet. Seit der Überführung in eine staatliche Aktienuesell­schafi triffi das Wroclawt'r G;schiilt alle Investitionsentscheidungen selbs� und muß sich die notwe;digen Mittel auf dem Kapitalmarkt verschaffen. Das Warenhaus. nach Erweiterung der Verkaufsnäche seit 1990 auf ca. 15 000 111' das größte Geschäft in der Stadt, ist nach Aussagen der Geschäftsführung finanziell .. außeror­dentlich gur' gestellt. was umfangreiche Modernisierungsmaßnahmen erlaubt habe. 
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Zwischenfazit 
Die Institutionalisierung des Privatisierungsverfahrens auf der kommunalen Ebene und die Aufteilung staatlichen Eigentums auf unterschiedliche Rechtsnachfolger führten da­zu, daß für die Privatisierung des Einzelhandels in Polen lo kale Regulierungsmecha­nismen und A kteurs konstellationen ausschlaggebend wurden. In Wroc!aw hat die von den Solidarnosc-Stadträten verfolgte „Strategie" der Privatisierung, die bei der Frage nach den Nutznießern wesentlich von Aushandlungsmechanismen zwischen den betei­ligten politisch-administrativen Akteuren und den Händlern bestimmt wurde, die Ein­zelhandelsstruktur in der Stadt nachhaltig beeinflußt, weil sie zu einer erheblichen De­konzentration auf Unternehmensseite führte. Gleichzeitig beeinflußten die räumlich un­gleich verteilten Eigentumsrechte an Ladenlo kalen und die unterschiedlichen ,,Privatisierungsstrategien" der Haupteigentümer Kommune und Wohnungsbaugenos­senschaften die Standortstru ktur im Einzelhandel: Daraus resultiert, daß sich die Tfüig­keit von vormals staatlichen Mehrbetriebsunternehmen auf die Großwohnsiedlungen konzentriert, was dort zu einer höheren Filialisierungsrate beiträgt (vgl. Kapitel 5.3.1). Die Konsequenzen der Privatisierung für die verbliebenen staatlichen Unternehmen und Konsumgenossenschaften und deren Anpassungsstrategien können dagegen nicht eindeutig benannt werden. Die gegenwärtige Wettbewerbsposition der Handels ketten wird in hohem Maße von historischen „Zufällig keiten" geprägt, die sich aus der Organi­sationsstru ktur der Unternehmen im Sozialismus und daraus ergaben, in welchem Maße kommunale Ladenlokale in Anspruch genommen wurden, - Fragen, die im Sozialismus keine Rolle spielten. Gle.ichermaßen „zufällig" erscheint die Anpassungsfähigkeit der Unternehmen an Wettbewerbsbedingungen. Die Überlebensfähigkeit der Unternehmen konzentriert sich hier auf die Wandlungs- und Innovationsfähigkeit der verantwortli­chen Betriebsleiter, die i m  Sozialismus in der Regel nach politischen Vorgaben einge­setzt worden waren und die nun nach wirtschafllichen Kriterien entscheiden müssen. 

5.2 Gründungsboom im Einzel- und Markthandel: 
Interne Restrukturierung versus Internationalisierung 
auf lokaler Ebene 

Für die Herstellung marktwirtschaftlicher Wcllbewerbsbcdingungen im Wroclawer Ein­zelhandel sind die Gründungsaktivitäten privater Händler weitaus wichtiger als die Pri­vatisierung. Dies gilt zunächst für die Bedeutung der Neugründungen bei der Etablie­rung privater Eigentumsverhältnisse: So betrug das Verhältnis von Privatisierung zu Neugründung beim Wachstum des Privatse ktors im Ladeneinzelhandel etwa l : 2,5. Dar­über hinaus werden die bislang in branchenmäßigen Monopolen agierenden sozialisti­schen Ketten erst durch den privaten Einzelhandel einem Wettbewerb ausgesetzt, der sie zwingt, ihre Distributionsstrategien auf mar ktwirtschaftliche Verhältnisse auszurichten. 
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Tab. 33: Betriebstypenstruktur im Wroclawer Einzelhandel, 1996 

Betriebstyp Anzahl Be- Anteil an Summe Anteil an 
triebe ! Betrieben Verkaufsfläche Verkaufsfläche 

Geschäfte 4 732 52, 6 % 
Markthandel' 3106 34,5 % 
Kioske und Verkaufsbuden 

Stände in Warenhäusern 

Ambulanter Handel: in Verkaufsständen 
ohne Verkaufsstände 

Summe Wroclaw 

702 
461 
30 
94 

9001 

i 

7,8% 
4,1 % 

1 100,0 % 

(inm2) 

308284 
37053 
7018 

13702 

366057 

• Markthandel bei nhaltet auch Agglomerationen von mehr als zehn ambulanten Verkaufsständen. Quell e: eigene Erhebungen 1996 

84,8% 
9.8% 
1 .8% 
3,6% 

100,0 % 

In Kapitel 4.3.1 wurde aufgezeigt, daß es im Transfo:·mationsprozeß zu einer Aus­differenzierung unterschiedlicher „Betriebstypen" kommt, die sich hinsichtlich Kapi­talintensität und Formalisicnmgsgrad voneinander unterscheiden (vgl. Abb. 17, S. I 16). Eine solche Ausdifferenzierung von Betriebstypen vollzog sich auch in Wroclaw, wobei die einzelnen Betriebstypen in unterschiedlicher Intensität die Einzelhandelsstruktur prägen. Dabei dominieren der Markthandel und der Ladeneinzelhandel hinsichtlich Be­triebsanzahl und Ver kaufstläche den Stru kturwandel im Einzelhandel (vgl. Tab. 33) und werden im folgenden getrennt voneinander analysiert. Die anderen transformationsspe­zifischen Betriebstypen werden ergänzend untersucht. Hierbei handelt es sich um „Ki­os ke und Ver kaufsbuden" (vgl. Anmer kungen in Kapitel 5.3.1 ), ,,Warenhaushandel" (Kapitel 5. l .3.3) und „ambulanten Straßenhandel" (Kapitel 5.3.1). 

5.2.1 Entwicklungen im transformationsspezifischen Markthandel 

Der Mar kthandel nahm schon zu sozialistischen Zeiten eine wichtige Rolle in Polen ein, weil er dazu beitrug, die Versorgungslüc ken des Ladeneinzelhandels zu schließen. So existierten in Wroclaw bereits vor der Wende drei Märkte, die von der Konsumgenos­senschaft Spolem organisiert wurden und auf deren Grundstüc ken operierten. Diese of ­fiziellen l\färkte wurden zumeist von bäuerlichen Privatbetrieben aus dem Umland be­stüc kt oder dienten als „Trödelmär kte" dem Handel mit Gebrauchtwaren. Daneben be­stand in Wroclaw - wie in ganz Polen - eine florierende Schattenwirtschaft, die sich auch im i llegalen Mar kt- und Straßenhandel äußerte. Schon am Vorabend des Zusammenbruchs des sozialistischen Systems setzte i n  Wroclaw ein massives Wachstum dieser Handelsformen ein, was durch die hohen ln­nationsraten, die Versorgungsengpässe im offiziellen sozialistischen Einzelhandel und durch die zunehmende Destabilisierung der politisch-administrativen Steuerung begün­stigt wurde. Bereits im September 1989 boten mehrere hundert Hiindler trotz Verbotes 
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auf der Haupteinkaufsstraße ul. Swidnicka ihre Waren an. Die Tatsache, daß „die Preise 
hier weit unter denen der benachbarten Geschäfte" lagen, weist auf die hohe Bedeutung 
dieser Handelsformen für die Etablierung marktwirtschaftlicher Verhliltnisse hin: In der 
Frühphase des Transformationsprozesses waren es insbesondere der ambulante Straßen­
handel und der Markthandel, der die Monopolstellung der staatlichen und konsumge­
nossenschaftlichen Unternehmen aushebelte und in kurzer Zeit Wettbewerbsbedingun­
gen herstellte. 

In Kapitel 4.3. 1 . 1  wurde herausgestellt, daß der Transformationsprozeß unterschied­
liche l\llarkttypen hervorbringt. Angelehnt an diese Überlegungen sind in Wroclaw zwei 
l\llarktlypen zu unterscheiden, die sich auch hier bereits kurz nach der Wende herauskri­
stallisierten: Zwei „Märkte mit Großhandelsfunktion·', die in einem Exkurs (Kapitel 
5.2.3.1) kurz besprochen werden, und zwanzig „Märkte mit Versorgungsfunktion·', de­
nen mit 2 443 der 3 106 Marktstände in \Vroclaw (= 88, 7 % ) die größte Bedeutung zu­
kommt. ,,lVHirkte mit Exportfunktion" existieren in Wroclaw nicht. 

Im folgenden werden die Versorgungsmärkte in Wroclaw anhand der Erhebungen 
des Autors genauer untersucht. Dabei wird zunächst der Frage nachgegangen, inwieweit 
das Gründungsgeschehen eher von unternehmerischen „Wohlstandsstrategien" oder 
eher von persönlichen Krisensituationen der Markthändler geprägt wird, da sich hieraus 
Aussagen über die Entwicklungsperspektiven des Markthandels ableiten lassen. Mit der 
gleichen Zielsetzung werden die Ergebnisse von Besucherbefragungen herangezogen, 
die Aufschluß darüber geben. ob der Markthandel „als solcher" eine von den Konsu­
menten bevorzugte Betriebsform darstellt oder ein temporäres Transformationsphäno­
men ist, das nur mangels anderer Einkaufsalternativen existieren kann. Anschließend 
wird die Überführung des Markthandels aus der Schattenwirtschaft untersucht, wobei 
die Frage im Vordergrund steht, inwieweit die Standortstruktur des tvlarkthanclels von 
der kommunalen politisch-administrativen Steuerung geprägt wird. Abschließend wer­
den die Entwicklungsperspektiven des Markthandels beleuchtet. 

5.2.1.1 Gründungsgeschehen, ßetriebsformencliff'erenzierung und Standortwahl 

Grii11dungsmotive: Wohlstands- versus Überlebe11sstrategie11 
Das Gründungsgeschehen im Markthandel unterscheidet sich signifikant von dem im 
Ladeneinzelhandel (vgl. Kapitel 5.2.2). Dies betrifft sowohl die Motivation zum Gang 
in die Selbständigkeit als auch die berufliche Herkunft der Betriebsgründer: 
• Für den Großteil der Betriebsgründer entsprang die Entscheidung, sich im Markt­

handel selbständig zu machen, einer Krisensituation. Fast 40 % aller Betriebsgrün­
eier haben ihren bisherigen Arbeitsplatz verloren und verfolgen gemäß der in Kapitel 
4.3. l.2 getroffenen Annahmen eine „Überlebensstrategie" (vgl. Abb. 2 1). Vor allem 
für handwerklich ausgebildete Beschäftigte, die insgesamt 28 % aller Marktgründer 
stellen, war der Verlust der bisherigen Arbeit das wichtigste Motiv für die Verselb­
stündigung oder Beschäftigung im Markthandel (48 % aller Nennungen dieser Be­
rufsgruppe). Meistens war fehlendes Investitionskapital der Grund dafür, einen 
Marktstand zu eröffnen, anstatt sich im Ladeneinzelhandel zu engagieren. Darüber 
hinaus trug die geringe Kapitalbindung im weniger „formellen" Markthandel dazu 
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Abb. 21: Motive für die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit im Markthandel 

Vorheriger Beruf der Gründer von Marktständen i Motiv für die Gründung eines Marktstandes 
(nach Ausbildungsstand) 

Akademiker 

Beruf nach f--c-- - -� 
zweijährigem 

Studium 1-'----''-""-- ..;J 
Beruf nach 1--,,---,.,-..,......-- -�� 

handwerklicher 
Ausbildung ,-..... ....... �"""-- -� -'-'- -'--' 

ungelernt 

Ausbildung, 
Militär 

Rentner 

(ohne Großhandelsmärkte) 

32.3% / 

28,0% 

n=161 : 

Verl ust der 
Arbeit 

Zusatz. 
verdienst 

höherer 
Verdienst 

"bessere· 
Arbeit 

Nähe zur 
Wohnung 

Sonsti ges 

Quelle: eigene Befragungen 1995 

bei, hier zunächst die persönlichen Chancen der Selbständigkeit im Handelssektor 
zu testen und, bei erfolgreichem Verlauf, erst später eine Selbständigkeit im Laden­
einzelhandel zu wagen, die ein größeres finanzielle Risiko hat. 

• lVlit 44,7 % betreiben die meisten der befragten Markthändler ihre Selbständigkeit 
zur Erhöhung ihrer „regulären" Einkommen. Der Zusatzverdienst ist insbesondere 
für akademisch ausgebildete die Hauptmotivation, sich im Markthandel zu betäti­
gen. Hierunter befinden sich auch viele Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, in 
dem die Gehälter weit unter denen der Privatwirtschaft liegen60. Es wurde darauf 
hingewiesen, daß noch 1994 nur etwa ein Drittel der polnischen Bevölkerung seinen 
Lebensunterhalt aus regulären Hauptbeschäftigungen decken konnte und gezwungen 
ist, zusätzliche Einnahmequellen zu erschließen (vgl. Kapitel 4.1 .3). Die Befra­
gungsergebnisse zeigen, daß diese für viele der Betroffenen im Markthandel liegen, 
den aufgrund der geringen Kapitalbindung und fehlender notwendiger Vorqualifika­
tionen außerordentlich niedrige Marktzutrittsschranken auszeichnen und der zudem 
- vor allem zu Beginn des Transformationsprozesses - günstige wirtschaftliche Per­
spektiven besaß. 

• Nur 10,6 % der Selbständigen üben ihre Tätigkeit im  Markthandel im Sinne einer 
,,Wohlstandsstrategie" aus, da sie sich hierbei entweder einen ,,höheren Verdienst" 
oder aber eine „bessere Arbeit" versprechen. Bereits an dieser Stelle kann auf einen 
signifikanten Unterschied zu den Wroclawcr Großmarkthändlern hingewiesen wer­
den (vgl. Kapitel 5.2. 1.3), von denen ein Drittel „freiwillig" ihre bisherigen berufli­
chen Tätigkeiten aufgab. Dies verweist auf die hohen Verdienstchancen, die im 
Großhandel vor allem in der Frühphase der Transformation erwartet wurden (64 % 
der befragten Marktgroßhändler eröffneten ihren Betrieb zwischen 1990 und 1992). 

1" Wichtiger als für die Geschiiftsgründcr ist der Gnmd „Zu�at�verdiensr- nalllrgcmäß für die Mitarbeiter im 
Markthandel mit fast der Hälfte aller Nennungen. 
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I I  

Die Großhandelstätigkeit, die anfangs eng mit illegalen „Importaktivitäten" verbun­
den war und somit höheres unternehmerisches Geschick und höhere Risikobereit­
schaft erforderte, wurde damit eher als „Wohlstandsstrategie" verfolgt, während die 
Tätigkeit im Markthandel eher als „Überlebensstrategie" anzusehen ist. 

Es ist jedoch davon auszugehen, daß auch im Versorgungsmarkthandel der An­
teil de1jenigen, die sich im Markthandel bessere Verdienstmöglichkeiten verspre­
chen, zu Beginn des Transformationsprozesses sehr viel höher war. Die Gespräche 
des Autors mit Markthändlern und Vertretern der Marktbehörden zeigten, daß viele 
der damals Etfolgreichen ihr Kapital später in den Ladeneinzelhandel investierten. 
Zudem stieg die Arbeitslosigkeit erst ab 1991,  was für die Frühphase der Transfor­
mation höhere Anteile von „freiwillig" Selbständigen annehmen läßt. Außerdem be­
standen vor allem 1989/1 990 für innovative Geschäftsgründer erhebliche Ver ­
dienstmöglichkeiten im Markthandel, der rasch auf die sich gewandelte Nachfrage 
reagieren konnte, beträchtliche Kaufkraftüberhänge aus sozialistischen Zeiten ab­
schöpfen konnte und aufgrund des langsameren Wachstums im privaten Einzelhan­
del günstige Wettbewerbschancen besaß. Hierzu trug auch bei, daß der Markthandel 
anfangs kaum registriert war und daher nicht mit Steuern oder anderen Abgaben 
belegt wurde, weswegen seine Preise unter denen des Ladeneinzelhandels lagen61

• 

Untersuchungen zum Markthandel im Transformationsprozeß begründen das 
Wachstum des Markthandels gemeinhin aus makroökonomischen Blickwinkel mit dem 
enormen Nachfrageüberhang. Die niedrigen Investitionskosten und das geringe finan­
zielle Risiko, die kaum notwendigen Vorqualifikationen, die Unabhängigkeit von der 
vorgegebenen Ladeninfrastruktur und die hohe Flexibilität sind weitere Faktoren, die 
aus ökonomischer Perspektive das Wachstum des Markthandels begünstigen. Die Ana­
lyse des Gründungsgeschehens im Wrodawer Markthandel zeigt aber, daß nur für eine 
Minderheit der Händler strategisches unternehmerisches Handeln angenommen werden 
kann: Für die Mehrzahl entsprang die Motivation zur Selbständigkeit einer persönlichen 
Krisensituation, wobei die Betätigung im Markthandel häufig die einzige gangbare 
Handlungsalternative war. Dies gilt insbesondere für Frauen, die bei der zunehmenden 
Segmentierung des Arbeitsmarktes schwieriger eine Arbeitsstelle finden und die 44 % 
aller Marktstandbesitzer stellen. Wie die Befragungen zeigen, betreiben Frauen Markt­
handel eher als Überlebensstrategie als Männer. 

Betriebsj,>rme11differenzieru11g im Markthandel 
Nur wenige Existenzgründer können sich langfristig im Markthandel behaupten: 35 % 
der vom Autor befragten Markthändler haben ihren Betrieb erst im Befragungsjahr neu 
eröffnet, weitere 10  % hatten ihren !Vlarktstand ein Jahr zuvor gegründet. Außer Be­
triebsschließungen aus ökonomischen Gründen tragen Abwanderungen erfolgreicher 
Markthändler in den Ladeneinzelhandel zu diesen hohen Fluktuationsraten bei. Die 
Spaltung des !Vlarkthandels in erfolglose und erfolgreiche, ihre Handelstätigkeiten aus­
bauende Händler ist erheblich: 35 % der befragten Markthändler gaben an, mehrere 

<,, Preisvoneile für die Konsumenten im Markthandel rcgis1riene z. 0. die Tageszeitung Wicczor Wroclawia bei von ihr anges1elllcn Preisvergleichen, vgl. z. ß. Bericht vom 2.2.1990: ,,Handel obwozny wygrywa ze sklepami" (Handel unter freiem Hinunel gewinnt gegen Geschiifte). 
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Marktstände in Wroclaw zu betreiben. Davon unterhielten 58 % noch einen weiteren 
Stand, 32 % zwei bis drei weitere Stände, und 10  % betrieben sogar ein „Filialnetz" von 
mehr als drei Marktständen. 

Der unterschiedliche wirtschaftliche Erfolg der Markthändler spiegelt sich in der 
Ausdifferenzierung von Marktbetriebsformen wider, die mit der Menge investierbaren 
Kapitals korrespondiert: 
• Auf der einen Seite bestehen spezialisierte Mehrbetriebsunternehmen wie Markt­

standnetze örtlicher Fleischereibetriebe, die in festen Verkaufsbuden mit „moderner" 
Ladeninfrastruktur (Kühltruhen) operieren, die z. T. mehr als zehn Mitarbeiter mit 
offiziellen Arbeitsvertriigen beschäftigen, die einheitliche Ladenöffnungszeiten und 
Verkaufsraumgestaltungen besitzen, die bereits feste Stammkundenbeziehungen 
aufbauen konnten und die in den selbstverwalteten Marktleitungen involviert sind 
und so die Entwicklung des Markthandels maßgeblich mitbestimmen (s. u.). 

• Auf der anderen Seite operieren viele Händler auf einfachen Verkaufstischen, die sie 
unregelmäßig und tageweise von den Marktbetreibern anmieten. Hierbei handelt es 
sich größtenteils noch um schattenwirtschaftliche Aktivitäten: Viele der Händler ha ­
ben kein Gewerbe angemeldet und führen lediglich täglich Marktgebühren an die 
Gemeinde ab. Gerade bei diesen Händlern, die über kein Investitionskapital für eine 
formellere Betriebsform verfügen oder das Investitionsrisiko scheuen (z.B. weil sie 
noch über eine andere Anstellung verfügen), ist sowohl der Anteil de1jenigen, die 
sich aus Motiven einer „Überlebensstrategie" selbständig machten, als auch die 
Fluktuationsrate sehr hoch. 

Standortwahl der Märkte mit Großhandels- wul Versorgungsfu11ktio11 
Die Wrodawer Großhandelsmärkte (vgl. Kapitel 5.2. l .3) und die Versorgungsmärkte 
sind an spezifische Lageparameter gebunden. Sie prägen damit in unterschiedlicher 
Weise die Standortstruktur des Einzelhandels und die lokale Wettbewerbssituation in 
den Wrodawer Stadtteilen. So befinden sich die beiden Großhandelsmärkte an Ausfall­
straßen an der Peripherie. Die Hälfte der Versorgungsmarktstände konzentriert sich 
demgegenüber auf die Großwohnsiedlungen Wrodaws. Weitere 2 1  % der Marktbetrie­
be liegen in gründerzeitlichen Wohngebieten, 1 6  % in der Innenstadt und 1 3  % in son­
stigen Wohngebieten (vgl. Karte 6). Der Grund für diese räumliche Konzentration des 
Markthandels auf die Großwohnsiedlungen rührt daher, daß sich für die Markthändler 
hier wesentliche Standortvorteile verknüpfen: 
• Als Folge der sozialistischen Einzelhandelsplanung, die in den Neubaugebieten zwar 

pro Einwohner 0,3 m2 Ladenverkaufstläche vorschrieb, diese jedoch nur selten reali­
sierte, bestanden hier die größten Versorgungsdefizite, was den Markthändlern gün­
stige Absatzmöglichkeiten versprach. 

• Gleichzeitig existierten ausreichende Freiflächen zur Ansiedlung von Marktständen, 
was in den Gründerzeitgebieten häufig nicht gegeben war. Dies erlaubte die Etablie­
rung von Marktplätzen, die aufgrund ihrer Größe und ihrer externen Kopplungspo­
tentiale eine hohe Anziehungskraft auf die Konsumenten ausüben. In dichter be­
bauten Gebieten orientierten sich die Neugründungen demgegenüber in  Einzellagen 
auf die Hauptgeschäftsstraßen. 
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Karte 6: Räumliche Verteilung des Markthandels in Wroclaw, März 1996 

• Die Standortvorteile ,.hohe Nachfrage" und „Freiflächen" bestanden schon zu sozia­listischen Zeiten, weshalb schon damals - in geringem Umfang - ungenehmigter 
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ambulanter Handel in den Großwohnsiedlungen stallfand. Dieser diente oft als Kri­stallisationspunkt für das spätere Wachstum. 
5.2.1.2 Strukturwandel und Überführung aus der Schattenwirtschaft 

Der l\ilar kthandel war in der Frühphase der Transformation ausschließlich der Schatren­wirtschaft zuzurechnen. So entstanden in Wroclaw alle neuen lVlär kte spontan und ille­gal. Die Stadtverwaltung griff erst Anfang 199 J in die lo kale Marktentwic klung ein. Die Steuerung durch die kommunalen Behörden begann dabei jedoch nicht schlagartig und umfassend, sondern erstreckte sich liber mehrere Jahre und erfaßte die Wroclawer Märkte in unterschiedlicher Intensität. Sie tangierte dabei in erster Linie die Organisati­onsstruklllr der betroffenen l\ilärkte und beschleunigte durch versüir kte Kontrollen die Überführung des Mar kthandels aus der Schattenwirtschaft in legale Handelsaktivitäten. Daneben griff die Stadtverwaltung in die Standortstruktur des l\1Iar kthandels ein. wie im folgenden anhand der Fallbeispiele Astra-targ und Zieli11skiego-twg (Namensgebungen durch den Autor: ,,targ" = Mar kt) gezeigt werden soll. 
Standortwahl 1111d Angebotsstruktur 

Der Mar kt As1ra-targ liegt in  der Großwohnsiedlung Ga_d6w Maly und verdeutlicht ex­emplarisch die Ursachen, die zum Wachstum des Markthandels in den sozialistischen Neubaugebieten führten. So war die Einzelhandelssituation in Gq_d6w Maly im Sozia­lismus durch erhebliche Defizite ge kennzeichnet, da die vorgesehenen Ver kaufsflächen nicht realisiert worden waren. Zudem verteilten sich die Verkaufstlächen innerhalb der Siedlung sehr ungleichmäßig. Die Einzelhandelsnetzplanung der 70er Jahre sah im Un­terschied zu vorangegangenen Leitbildern nämlich eine räumliche Konzentration der Handelseinrichtungen vor, weshalb sich 1996 fast die gesamte Ver kaufsflüche im Wa­renhaus As1ra ballt (vgl. Karte 11, S. 275). Diese Rahmenbedingungen begünstigten nach 1989 ein Wachstum der rransformari­onsspezifischen Betriebstypen „Kios ke und Ver kaufsbuden" und „ambulanter Straßen­handel" in G<1,d6w Maly (vgl. Karre 11, S. 275 und Kapitel 5.3.1 ). Daneben entstand in Osten der Siedlung, unrnillelbar neben dem Warenhaus PSS As1ra. 1990 der Markt Astra-wr� (vgl. Foto 2). Schon zu sozialistischen Zeiten konzentrierte sich an dieser Stelle der illegale ambulante Handel. Diese schaltenwirtschaf tlichen Aktivitäten waren der lokale Ausgangspun kt für das Wachstum des Markthandels. Jm fahr 1996 stehen auf As1ra-1arg 341 Verkaufsstände mit einer gesamten Ver­kaufsfläche von 4 261 ni2 - damit befindet sich hier die Hälfte der Ladenver kaufsfläche von Ga_d6w Maly. Astra-wrg beinhaltet das gesamte Betriebsfonnenspe ktrum des Mar kthandels: Feste Buden in Containerbauweise mit bis zu 40 m2 Ver kaufslläche, ,.of­fene Ver kaufstische", die von der Mar ktverwaltung täglich vermietet werden und den bis dahin verbreiteten Handel „aus der Hand" kanalisieren sollen, und 3 1 112 große auf­klappbare Verkaufsbuden, die längerfristig vermietet werden. Die Branchenstruktur wird von der Lebensmittel- und der Be kleidungsbranche dominiert. Dabei besteht eine Branchensortierung, die zunächst ungeplant entstand und später von der Mar ktverwal­tung gefördert wurde (vgl. Karte 12, S. 276). 
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Foto 2: Das Warenhaus PSS Astra und der benachbarte Markt in der Großwohnsiedlung 
Gqd6w Maly 

Foto: R. Pütz 1996 

Mit dem Schwerpunkt der Lebensmittelbranche entspricht die Branchenstruktur von 
Astra-targ weitgehend der des Markthandels in ganz Wroclaw (vgl. Tab. 34). Alle1:­
din<•s kon-espondiert die Branchenstruktur der Wroclawer Märkte in hohem Maße mit 

ö 
der zentralörtlichen Bedeutung des jeweiligen Standortes. Diesen Zusammenhang zeigt 
am deutlichsten Zieli/1.skiego-targ, der - randlich der Wroclawer Innenstadt gelegen -
kaum Nahversorgungsfunktionen wahrnimmt. Auch in Astra-targ ist der Yerkauf�_flä­
chenanteil an Haushaltswaren und „sonstigen Branchen" (vgl. Karte 12, S. 276) großer 
als auf anderen Märkten, was mit der Lage des Marktes neben PSS Astra zusammen­
hängt: PSS Astra ist der größte Einzelhandelsbetrieb im Westen Wroclaws und zählt zu 
den am stärksten frequentierten Einkaufsstandorten in der Stadt (vgl. Abb. 22, S. 164). 
Von dieser zentralörtlichen Bedeutung profitiert Astra-wrg, auf dem auch seltener 
nachgefragte Warengruppen aufgrund des überlokalen Einzugsbereichs rentabel ange­
boten werden können. 

Die Branchenstruktur von Astra-rarg hat sich im Transformationsprozeß aber verän­
dert62. Vor allem in der Frühphase nach der Wende boten die meisten Markthändler hö­
herwertioe Konsumoüter (Unterhaltungselektronik, Küchengeräte) aus dem westlichen 
Ausland 

0
an. Dabei handelte es sich überwiegend um illegal und daher zollfrei impor­

tierte Waren für deren Verkauf die Händler auch keine Steuern oder Abgaben entrich­
teten. Hierdt;rch bestand ein erheblicher Kostenvorteil, der über niedrigere Preise an die 

61 Ober die Branchenstrnktur der Wroclawer Märkte zu Beginn der 90er Jahre liegen keine Daten vor. Die 
Aussagen iiber den Wandel der Branchenstruktur stützen sich daher auf Gespräche des Autors 11111 der Gc­
schiiftsführung von PSS Astra, die den Wettbewerber intensiv beobachtete. 
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Tab. 34: Branchenstruktur des Wroclawer Markthandels, 1996 

Branchengruppe 

Lebens· und Genußmittel · - ···- ·· .. ,-.. .. .... , .. .  _ , ,, _, ,, _,,,,, ,_ ,,, ...... . ..  , ,� ., .. . 
Bekleidung, Schuhe 

_ ,,,,, _  .. ,,,_,.,,,_ ,,, _ ___ ,, ,_ , , ,, . .  _ .. , ,,_ ,, ., , _  
Hausrat · · ·- -···-"·'-""" - ' "' · - ·· · · · - · · · ·- ·· ·- ·· .... - , ,. ,, 
Körperpflege, Gesundheit - - - ····-� ........ , .... -... · - -· -· ·- ·· · · ·- ·····-.. ,-.. ..  
Sonstige Branchen 

• ohne Großhandelsmärkte 
Quell e: eigene Erhebungen 1996 

Alle Märkte• 

Anteil an Anteil an 
Betrieben Verkaufs-

fl äche 

46,0 % 50,3% 
· ·- ··- ·· - ·" - '" '  

36,7 % 33,8% 
· ··· ·· · · · ·- · ... ·- ··- · ··· 

5,7% 3,4 % 
j

, .. , .

.. 
,_ , ... ,_ ,,_ ,,_ 

4,3 % 5,3 % ' . .... _ .. ,,,,_ , _ __ , ,_ , ,  

7,3% 7,2% 

Astra-targ 
(Großwohnsiedlung) 

Anteil an Anteil an 
Betrieben Verkaufs-

fläche 

37,9% 37,6 % 

36,0% 36,5% 

11,8% 6,5% 

5,7 % 8,1 % 

8 ,6% 11 ,3 % 

u/. Zielitiskiego-targ 
(Innenstadt) 

Anteil an Anteil an 
Belri eben Verkaufs-

fl äche 

22.9% 25,7% 

66,0% 64,1 % 

0,4 % 0,7 % 

3,6% ' 3,4 % 

8,1 % 6,1 % 

Konsumenten weitergegeben werden konnte. Gleichzeitig traf dieses Angebot auf eine 
ausgesprochen hohe Nachfrage und konnte einen beträchtlichen Kautkraftüberhang der 
Bevölkerung aus Sparguthaben abschöpfen. In der Folge verzeichnete der Ladeneinzel­
handel erhebliche Kaufkraftverluste: PSS Astra verlor nach Aussage des Managements 
in den frühen 90er Jahren viele seiner Kunden an den benachbarten Markt. 

Erst später, als der Schmuggel westlicher Konsumgüter effektiver eingedämmt wur­
de und auch die lokalen Behörden die Marktbetriebe stärker kontrollierten, ging der 
Wettbewerbsvorteil des Markthandels bei höherwertigen Importwaren verloren, und die 
Konsumenten wandten sich wieder vermehrt dem Ladeneinzelhandel zu. Dieser hatte 
sein Sortiment mittlerweile den veränderten Konsumentenwünschen angepaßt und bot 
zudem bessere Beratungs- und Serviceleistungen. Seitdem der Markthandel seine Wa­
ren zu „echten Preisen" anbietet, hat sich auch die Bewertung von Astra-targ durch das 
Management von PSS Astra geändert. Dieses sieht in dem Markt nunmehr ein Element 
zur Attraktivitätssteigerung des gesamten Einzelhandelsstandortes. 

Beeinflussung der lokalen Wettbewerbsverhältnisse 
Der Versorgungsmarkthandel nimmt bei den Einkäufen der Wroclawer einen hohen 
Stellenwert ein. Dies bestätigen die Befragungen des Autors unter 2005 Passanten und 
Besuchern von Einkaufsstätten: So gaben insgesamt 56 % aller Befragten an, ,,in der 
letzten Woche" Einkäufe im Markthandel getätigt zu haben, wobei keine signifikanten 
Unterschiede zwischen den Befragungsstandorten bestanden. Die von den Konsumenten 
nachgefragten Waren unterstreichen dabei, daß der Markthandel seine führende Position 
im Bereich westlicher Konsumgüter verloren hat. So hatten 78 % der Befragten im 
Markthandel Lebensmittel gekauft, weitere 13 % erwarben Bekleidungsgegenstände. 
Während der Einkauf von Lebensmitteln vor allem für ältere Menschen eine große Be­
deutung hat (86 % der „über 65jährigen"), kaufen Jugendliche überdurchschnittlich häu­
fig Bekleidungsartikel im Markthandel ein ( l  7 % der „15- bis 24jährigen). Insbesondere 
westeuropäische Markenprodukte im Bereich Jeans und Sportbekleidung, denen viele 
der jüngeren Konsumenten einen hohen demonstrativen Konsumnutzen beimessen, 
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Tab. 35: Einkommen und Einkaufsverhalten der Besucher von PSS Astra und dem Markt 
Astra-targ 

Haushaltseinkommen 
weniger als 400 zl. (-240 DM) 
mehr als 1 500 zl. (-900 DM) 

Verkehrsmittelwahl 
PKW 

öffentlicher Nahverkehr 
zu Fuß 

gekaufte Waren 
Lebensmiltel 
Bekleidung 

ausgegebene Summe 
weniger als 25 zl. (-15 DM) 
mehr al s 100 zl. (-60 DM) 

Aufenthaltsdauer 
weniger al s 30 Minuten 
30 bi s 59 Minuten 
60 bis 119 Minuten 

Einkaufshäufigkeit 
mehr als 2 mal in der Woche 
1 - 2  mal in der Woche 

Astra (n=204), Astra-targ (n=72) Quell e: eigene Befragungen 1995 

PSSAstra 

4,6% 
21,8% 

43,1 % 
11 ,3% 
38,7% 

48.4 % 
13,3% _ _ _ _ ..... ! .. 

43,5% 
30.6% 

45,0% 
39,0% 
14,0 %  

28,3% 
23,4 % 

Astra-targ 

18.2% 
12,2% 

23,6% 
11,1 % 
58,3 % 

75,3 %  
6.5 % 

71 ,4 % 
4,8 % 

36,6% 
31,0% 
28,2 % 

52,1 % 
21,1 % 

werden im einheimischen Ladeneinzelhandel nämlich noch vergleichsweise selten an­
geboten. Allerdings handelt es sich bei einem Großteil der ,.Markenware" um Beklei­
dungsstlicke mit gefälschten Herstelleretiketten. 

Aufgrund der Nachbarschaft des \Varenhauses PSS A.vtm und des Marktes Astra­
targ sind die beiden Einkaufsstätten besonders geeignet, exemplarisch die Sozialstruk­
tur der Konsumenten und ihr Einkaufsverhalten in unterschiedlichen Betriebstypen des 
Einzelhandels zu analysieren. Wie die Befragungen ergaben, bestehen hierbei erhebli­
che Differenzen: So dient das Warenhaus als überlokales Einkaufszentrum, das von der 
Bevölkerung außerhalb G,ld6w Malys vornehmlich zum Kauf höherwertiger Konsum­
güter genutzt wird6-'. Gleichzeitig wird das Warenhaus zu großen Teilen von Beziehern 
höherer Einkommen aufgesucht. Den Markt Astra-targ frequentieren dagegen vor­
nehmlich Konsumenten aus der Nachbarschaft zum täglichen Einkauf, wobei der Markt 
überwiegend von einkommensschwachen Bevölkerungsschichten aufgesucht wird (vgl. 
Tab. 35). Gleichzeitig unterscheiden sich die Aktionsräume der Konsumentengruppen 

<>J Dies bctcoen 11111erschicclliche Befragum!scr!!ebnb,e. 1111 Vcr�leich zu den ßcsuchem anderer Einkauf,stiil­
ten ko111111t ;11 PSS 1\stm eine iiberdur;:hsclrnittliche Zahl an 13;suchern 111it dc111 Pkw (4'.l '* gcgcniiber 24 % 
für Wroclaw). Sie kaufen unterdurchschnittlich viel Lebensmittel ein (48 % gegenüber 62 <;i,) und geben übcr­
clurchschnittlich hohe Summen bci111 Einkauf aus (3 1  % über 100 zl gcgcniiber 23 %-). 
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bei der Einkaufsstättenwahl, und zwar unabhlingig von ihrer Pkw-Verfügbarkeit: 63 % 
der Besucher von PSS Astrn (n= 194) besuchen bei ihrem Einkauf auch den Markt 
Astra-targ, während die Einkaufsstättenwahl der Marktbesucher mit nur 5 1  % ,,\Varen­
hausbesucher" stärker eingeschränkt ist. Diese Abhängigkeit der Einkaufsstättenwahl 
von der Sozialgruppenzugehörigkeit bestätigen auch die Befragungen auf den anderen 
Märkten (vgl. Tab. 36). Das ist vor allem deshalb bemerkenswert, weil der Preisvorteil 
des Markthandels immer mehr an Bedeutung verloren hat. Bereits an dieser Stelle kann 
festgehalten werden, daß sich besserverdienende Bevölkerungsschichten eher formelle­
ren Betriebsformen zuwenden und schneller .,westliche" Konsummuster ausprägen. 

Tab. 36: Sozialstruktur der Besucher im Markthandel 

über 65jährige 

Rentner 

Arbeitslose 

Befragte im Markthandel' 

14,0 % 

31,0 % 

3,3 % 

unter 400 zl. (� 240 DM) Haushaltseinkommen 20,7 % 

• Astra,targ und ul. Zieliriskiego-targ (n=243) •• außer Marktbesuchern (n= 1 736) Quelle: eigene Befragungen 1995 

alle Befragten" 

6,3% 

14,0 %  

2,9% 

10,8% 

Die große Bedeutung der Miirkte im Wroclawer Einzelhandel zeigt sich auch im ho­
hen Besucheraufkommen. Dieses liegt auf dem Zielil,skiego-targ im Wochendurch­
schnitt bei mehr als 1 100 Kunden pro Stunde und libertrifft damit das Kundenaufkom­
men des zentralen Warenhauses PSS Fe11iks deutlich (vgl. Abb. 22). Die beiden anderen 
von den Zlihlungen erfaßten Marktstandorte, Goliat und !-la/a targowa (s. u.) besitzen 
eine ähnlich hohe Anziehungskraft. Dies ist besonders bemerkenswert, weil die meisten 
Märkte abseits der Haupteinkaufsstraßen liegen und der Anteil der ,.Nichtkunden" ge­
ring ist. Die Besucherzahlen der größten Märkte werden nur vom Warenhaus PSS As�ra 
und dem Verbrauchermarkt Hit der Dohle-Gruppe übertroffen. Zwar konnten bei den 
Zählungen aus Kapazili:itsgri.inden nicht alle großflächigen Einzelhandelsbetriebe und 
Marktstandorte beri.icksichtigt werden. Beobachtungen des Autors und Stichproben­
zählungen ergaben aber, daß im Bereich großflächiger Einzelhandel nur noch das staat­
liche Cem,wn-Warenhaus in der ul. Swidnicka und der Mari110-Verbrauchennarkt im 
Norden der Stadt Kundenzahlen in der Größenordnung von PSS Astrn oder Hit errei­
chen. Alle anderen Einzelhandelsbetriebe werden deutlich weniger frequentiert als das 
Fe11iks-Warenhaus. Ähnlich exponiert ist die Stellung der erfaßten Märkte: Lediglich 
Astra-targ, ein Markt in der ul. Sklodowskiej-Curie (Sr6dmiescie) und ein Markt in der 
Großwohnsiedlung Gaj ( vgl. Karte 14, S. 278) dürften Besucherzahlen in der Größen­
ordnung zwischen Hofa wrgmva und Zieli11skiego-targ erreichen. 

Durch ihre Größe beeinflussen die Märkte die durch Kleinstbetriebe gekennzeich­
nete Einzelhandelsstruktur Polens erheblich, da von ihnen Entzugseffekte auf den La­
deneinzelhandel ausgehen. Dies gilt aufgrund des spezifischen Angebotsprofils und der 
Zielgruppenorientierung des Markthandels allerdings vornehmlich auf der mikroräumli­
chen Ebene, d. h. nur für die unmittelbare Nachbarschaft. Nicht zuletzt war der Markt-
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Abb. 22: Besucheraufkommen ausgewählter Einkaufsstätten in Wroclaw 

Besucher pro 10 min.• 

300 

.:::.::.:�. ;::. ::.: ......................... . .. .. . . . . . . . . .  
100 

10 11 12  1 3  14  Uhrzeit 15 

Zählstandort ...... Hit (SB-Warenhaus: Großwohn-/Gewerbegebiet) 
�,,,.,, PSS Astra (Warenhaus: Großwohnsiedlung) 
............ ul. Zlelinskiego-targ (Markt: Cityrand) 
...... Goliat (Marktzelt: Gründerzeitgebiet) . . . . . Hala targowa (Markthalle: Cityrand) - PSS Fenlks (Warenhaus: City) 

16 17 
Stundenmittel** 1 474 

1 366 
1 183 

1 018 

930 

886 

18 

• Zählungen: Dienstag. 22. August 1995 (Goliat: Mo„ 21.8.95; Hil: DL ,  26.3.96) 
•• durchschnittl iche Besucherzahl pro Stunde an zwei Wochentagen und Samstag Quelle: ei gene Zählungen 1995196 

handel nach Einschätzung der Einzelhändler bis Mitte der 90er Jahre der größte Wett­
bewerber für den Ladeneinzelhandel - eine Rolle, die erst seit etwa 1995 vermehrt von 
westeuropäischen Handelsketten eingenommen wird. 

Die Entzugseffekte des Markthandels auf den benachbarten Einzelhandel zeigt das 
Beispiel von Zieli,,skiego-wrg. Dessen Besucheraufkommen hat sich nach Befragungen 
des Autors unter den Markthändlern seit der Verlagerung an den Innenstadtrand erheb­
lich reduziert. Immer noch verfügt der Markt aber über eine so große Anziehungskraft, 
daß er die Kundenströme in der Nachbarschaft umlenkt, was sich in der mikroräumli­
chen Einzelhandelsstruktur niederschlägt: Kurz nach der Marktverlagerung schlossen 
drei Lebensmittelgeschäfte in nahegelegenen Nebenstraßen, darunter eines des lokalen 
Mehrbetriebsunternehmens Heivea, da das Kundenaufkom1nen sank64. Gleichzeitig ge­
wannen die bis dahin leerstehenden Räumlichkeiten in den Gewölben des benachbarten 
Bahndamms an Standortgunst und wurden binnen eines Jahres sämtlich in Ladenlokale 
für den Einzelhandel umgewandelt (vgl. Karte 15, nach S. 278). 

''' vgl. auch „Nie tylko sklepy" (Nicht nur Geschäfte). In: Handel ( 1996) 4, S. 42-43. 
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Übe1fiilm111g aus der Schattenwirtschaft und Einfluß der politisch-administrative11 
Steuerung 
Nachdem Astra-targ in der Anfangsphase des Transformationsprozesses ungeplant und 
unkontrolliert gewachsen war, begann die Stadt Wroclaw Ende 1990 damit, in die 
Marktentwicklung einzugreifen und von den Händlern Marktgebühren zu erheben. Die 
Einnahmen aus diesen Gebühren wuchsen außerordentlich rasch von 60 Mio. ( 1990) auf 
33 Mrd. alte zl. ( l 993)(WASZKIEWICZ 1994: 76), was weniger mit dem Wachstum des 
Markthandels als vielmehr mit der effektiveren kommunalen Aufsicht zu erklären ist. 

Gleichzeitig bemühte sich die Stadtverwaltung darum. die Marktentwicklung stärker 
zu ordnen. Ansatzpunkte flir die kommunalen Behörden waren dabei vor allem die feh­
lende technische Infrastruktur (so befand sich auf Astra-targ nur ein einziger iVHillcon­
tainer, weswegen die Händler ihren Abfall auf die Mülltonnen der umliegenden Wohn­
gebäude verteilten). die mangelnden hygienischen Verhältnisse beim Handel mit 
Fleisch- und Milchprodukten, unzureichende Sicherheitseinrichtungen durch zu enge 
Standbebauungen sowie fehlende befestigte Wege. 

Die kommunalen Behörden drohten in der Regel mit einer Räumung des Marktplat­
zes. Die Händler, die vormals nur jeder für sich operiert hauen, reagierten hierauf meist 
mit der Bildung von Interessengemeinschaften. So gründeten die Händler auf Astra-targ 
im Sommer J 993 die Händlergenossenschaft Sp6fdzielnia Kupcow „ Ostcmi Grosz ", die 
anschließend in Verhandlungen mit den kommunalen Behörden trat. Als Ergebnis der 
Gespräche organisiert diese H�indlergenossenschaft seitdem den Markt von der Ver­
mietung von Standplätzen über die Errichtung von sanitären Anlagen und technischer 
Infrastruktur (befestigte Wege, Strom) bis zur Aufstellung eigener befestigter Verkaufs­
stände, die anschließend an Händler weitervermietet werden. Im Gegenzug für die 
Marktorganisation erhielt die Genossenschaft von der Stadtverwaltung im August J 993 
einen legalen Pachtvertrag für das Marktgelände, der, da die Marktorganisation seither 
,,nicht zu beanstanden" war, 1995 für zwei weitere Jahre verlängert wurde. Eine Weiter­
führung des Pachtvertrages über 1997 hinaus ist angestrebt (Urzqd ... 1995: 3). 

Eine solche konsensorientierte Aushandlung von Pachtverträgen und relativ rei­
bungslose Überführung der schattenwirtschaftlichen in  legale Aktivitäten war nicht bei 
allen Märkten gegeben. Oft dauerten die Auseinandersetzungen zwischen Behörden und 
Markthändlern mehrere Jahre und waren durch schwere Konflikte gekennzeichnet, in 
die sich teilweise auch Anwohner einschalteten. So sammelten die Händler eines 
Marktes im Großwohngebiet südlich der I nnenstadt im April J 992 mehr als 5 000 Un­
terschriften von Anwohnern, die sich gegen die von der Stadtverwaltung verfügte 
Marktschließung aussprachen. Die Bevölkerung befürchtete, daß sich mit der Schlie­
ßung des Marktes die Nahversorgungssituation verschlechtern wlirde65

• Als Ergebnis 
der Bürgerproteste verschob die Stadtverwaltung die Marktschließung auf unbestimmte 
Zeit. 

Ähnlich konniktreich, aber mit der Stadtverwaltung als „Gewinnerin" der Ausein­
andersetzungen, verlief die Verlagerung des größten Wroclawer Marktes aus dem 
Hauptgeschäftszentrum an den Rand der Innenstadt (vgl. Karte 15, nach S. 278). Dieser 

''5 vgl. .. Dh1 kogo s,t largowiska'?" (fiir wen sind die Miirktc da'?) In: Wiccz6r Wroclawia vom 6.4.1 992. 
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Markt entstand im Friihjahr 1990, nachdem der Handel in der benachbarten ul. Swid­
nicka von der Stadtverwaltung am 1. Februar verboten worden war und sich die über 
100 betroffenen Händler nach einem neuen zentralen Standort umsahen. Auf dem pi. 
Wolnosci, wenige Meter von der ul. Swidnicka entfernt, wuchs der Markthandel jedoch 
so stark, daß er schon bald auf Ablehnung bei der Stadtverwaltung stieß, die den Platz 
kurz zuvor noch als ,,für den Markthandel geeignet" ausgewiesen hatte. 

Bereits im Juni 1991 wurde die Marktverwaltung von einer Händlervereinigung 
übernommen. Aufgrund der chaotischen Zustände auf dem pi. Wolnosci, wo sich auf 
einer Grundfläche von etwa 8 000 1112 mehr als 400 Stände drängten (vgl. hierzu die 340 
Verkaufsstände auf Astra-targ auf über 16 000 111

2 Grundfläche und Foto 2, S. 160), be­
schloß die Stadtverwaltung im Januar 1992 die Schließung des Marktplatzes und die 
Verlagerung der Stände an die ul. Zielir'lskiego im Süden der Innenstadt. Dies löste vor 
allem bei den nicht in der Händlervereinigung organisierten Markthändlern heftige 
Proteste aus. Da der neue Platz kleiner war als der bisherige, befürchteten diese Händ­
ler, auf dem neuen Standplatz nicht mehr berücksichtigt zu werden. Trotz der Händler­
proteste schloß die Händlervereinigung vom pi. Wolnosci im Sommer 1992 einen Ver­
trag mit der Stadt, nach dem sie die Bauarbeiten auf dem neuen Platz an der ul. Zie­
linskiego eigenverantwortlich durchzuführen hatte und von der Stadt dafür einen 
langfristigen Pachtvertrag bis zum Jahre 2004 erhielt. 

Nach langwierigen Bauarbeiten fand am 1. Juli 1995 unter großem Polizeiaufgebot 
der Umzug des Marktes zum neuen Standort statt. Hieran konnten aber nur 285 der 
1995 vom Autor auf dem pi. Wolnosci 434 kartierten Stände teilnehmen. Die anderen -
vornehmlich Kleinhändler auf Tischen uncl in offenen Ständen, clie nicht über clas not­
wendige Kapital zum Erwerb einer eigenen Verkaufsbude verfügten oder die höheren 
l\ilieten nicht bezahlen konnten - mußten sich nach anderen Standplätzen umsehen. 

Bis 1992 wurden in Wrodaw 13 von 25 Märkten durch die Aushandlung von Pacht­
verträgen legalisiert. Von den restlichen zwölf Märkten wurden bis 1996 sechs in legale 
Marktplätze überführt und einer geschlossen. Noch 1996 existieren damit weiterhin fünf 
illegale Märkte, darunter der größte mit 154 Ständen in der Großwohnsiedlung Nowy 
Dw6r (vgl. Foto 3). Aus drei Gründen toleriert die Stadtverwaltung diese Märkte noch 
1 997 und strebt mittelfristig ihre Überführung in legale Rechtsformen an: 
• Die Märkte nehmen vor allem in den Großwohnsiedlungen nach wie vor wichtige 

Versorgungsfunktionen für die Bewohner wahr. Hier werden auf den Märkten der­
zeit überwiegend Warengruppen der unteren Preiskategorie angeboten, vornehmlich 
in den Branchen Lebensmittel und Bekleidung, S. 160). Dies spiegelt auch die Kun­
denstruktur der Märkte wider: Arbeitslose, Rentner und Menschen mit geringen 
Löhnen nutzen überdurchschnittlich stark die preiswerten Angebote des Markthan­
dels (vgl. Tab. 36, S. 163). 

• Wie die Befragungen des Autors ergaben, ist die Verselbständigung oder Beschäfti­
gung im Markthandel für viele Menschen eine Überlebensstrategie (vgl. Abb. 21 ,  S. 
155). Der Markthandel dient so als ein Auffangbecken für Arbeitslose und als Exi­
stenzgrundlage für Tausende Wroclawer Einwohner. Auf diesen sozialen Aspekt der 
Duldung illegaler Marktplätze weisen alle befragten Verantwortlichen in der Wro­
clawer Stadtverwaltung hin. 
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Foto 3: Illegaler Markt in der Großwohnsiedlung Nowy Dw6r, 1996 

, 

Foto: R. Pütz 1996 

• In der Schließung von Marktplätzen liegt ein erhebliches soziales Konfliktpotential, 
dem insbesondere die gewählten Ratsvertreter ausweichen wollen. Dal3 hierzu auch 
der hohe Organisationsgrad der Markthändler beiträgt, die in vielen Fällen die Be­
völkerung der Nachbarschaft und die Printmedien auf ihre Seite zu ziehen ver­
mochten, dokumentieren die zahlreichen gescheiterten Versuche, nicht genehmigte 
Märkte aufzulösen. 

5.2.1.3 Bedeutungswandel der Märkte mit Großhandelsfunktion. 
Beispiel Targpiast 

Wie in Kapitel 4.3.1. 1 gezeigt, kam es in Polen beim Übergang zur Marktwirtschaft zu 
einer funktionalen Differenzierung des Markthandels in Märkte mit Versorgungs-, 
Großhandels- und Exportfunktion, wobei zwischen den einzelnen Markttypen enge Ver­
flechtungen bestehen. Dies läßt sich am Beispiel Wroclaws verdeutlichen. So liegen 
1996 in der Wroclawer Peripherie zwei Märkte, die nahezu ausschließlich Großhandels­
funktionen wahrnehmen; der größere der beiden Märkte, Targpiast an der nordöstlichen 
Ausfallstraße (vgl. Foto 4 und Karte 6, S. 158), ist mit 564 Verkaufssüinden und 8 725 
m2 Verkaufsfläche der größte Markt in der Stadt überhaupt. Bereits in der Umbruchpe­
riode 1989/1990 bildete sich hier ein nichtregistrierter Markt mit Großhandelsfunktion 
heraus, auf dem Bauern aus der Umgebung ihre Waren an private Einzelhändler und 
Straßen- bzw. Markthändler in der Stadt verkauften. Gleichzeitig etablierte sich einige 

167 



Foto 4: Verkaufsstände in ausrangierten Lkws auf dem Großhandelsmarkt Targpiast 

Foto: R. Pütz 1996 
Kilometer stadteinwärts an der ul. Kromera ein Großhandelsmarkt, auf dem fast nur Im-portwaren angeboten wurden. . . Im  Gegensatz zu den „Märkten mit Versorgungsfunktion" bemühte sich die Stadt Wroclaw schon frühzeitig darum, die Großhandelsmär kte zu organisieren. So gründete sie bereits am 1. Juli 1990, also nur drei Monate, nachdem ihr dies mit dem „Gesetz über territoriale Selbstverwaltung" gestattet worden war, die Gesellschaft Targpiast, die mit der Organisation des Mar ktgroßhandels betraut wurde. Am 1. Dezember 1991 schloß die Stadtverwaltung den Großhandelsmar kt auf der ul. Kromera und verlagerte die Händler auf das Mar ktgelände an der ul. Krzywoustego, das Targpiast zuvor als Ei­gentum übertragen worden war. Der Umsatz von Targpiast betrug 1993 nach Angaben der Mar ktverwaltung umge­rechnet rund 400 Mio. DM. Dies überstieg damals die Umsätze der größten landesweit ( ! )  operierenden Großhandels kelten bei weitem und veranschaulicht die Rolle, die diese Märkte nach dem Zusammenbruch der über kommenen Warenbeschaffungs kanäle im polnischen Großhandel einnahmen. Im  Sozialismus existierten nämlich ausschließlich staatliche oder konsumgenossenschaftliche Großhandelsunternehmen. Die seit der Wende wachsende Nachfrage konnten diese Unternehmen nicht dec ken. Selbst wenn die überkommenen Hersteller-Händler-Beziehungen durch Liquidierung oder Privatisie­rung nicht auseinandergebrochen waren, waren sie nicht in der Lage, den plötzlich ge­wandelten Konsumbedürfnissen Rechnung zu tragen. Deswegen konnte sich rasch ein 
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privater Großhandel etablieren, der - wie im Einzelhandel - aufgrund der Kapital­knappheit der Unternehmensgründer durch Kleinstbetriebe ge kennzeichnet war, die in ihrer Gesamtheit allerdings erhebliche Mar ktanteile gewinnen konnten. Seit Mitte der 90er Jahre erleidet der Marktgroßhandel in Polen aber einen Bedeu­tungsverlust. Dieser steht in engem Zusammenhang mit dem Markteintritt ausländischer Großhandelsketten und den hierdurch ausgelösten „Modernisierungsprozessen" im Großhandel. Nahezu in jeder polnischen Großstadt befindet sich 1997 eine Filiale west­europäischer Cash & Carry Großmärkte, die innerhalb kürzester Zeit zu den umsatz­stärksten Großhandelsunternehmen im Land aufgestiegen sind. Die Zersplitterung des polnischen Einzelhandels begünstigte den Aufschwung dieser Betriebsform im Groß­handel, die in Westeuropa aufgrund der zunehmenden Konzentration im Einzelhandel Umsatzrückgänge verzeichnet und deren Lebenszy klus nun durch die Expansion nach Osteuropa verlängert wird. Auch in Wroclaw konnte der Cash & Carry-Markt von Ma­

kro rasch Marktanteile gewinnen, was zu einem Bedeutungsverlust des Mar ktgroßhan­dels Targpiasr führte. Dies äußert sich sowohl in einem Rüc kgang an Betrieben als auch in einem deutlichen Wandel in der Branchenstruktur. So zählte die Marktverwaltung von Targpiast im Frühjahr 1993 noch 850 Markt­stände auf dem Mar ktgelände, von denen 350 (= 41 %) mit Importwaren und B e k lei­dung handelten und der Rest Großhandel mit Lebensmitteln betrieb. 1996 befinden sich auf dem Mar ktgelände nur noch 564 Stände, darunter 550, die mit Lebensmitteln han­deln, und nur noch 14, die Waren anderer Branchengruppen anbieten (= 2,4 %). Von den 550 Lebensmittelgroßhändlern haben sich 439 auf den Handel mit Obst und Gemü­se konzentriert. Diese Homogenisierung der Angebotsstru ktur war auch bereits im Wro­dawer Versorgungsmar kthandel zu beobachten, allerdings in sehr viel geringerem Ma­ße. Den Bedeutungsverlust des Mar ktgroßhandels, der sich sehr viel rascher vollzieht als im Versorgungsmar kthandel, belegen auch die Befragungen des Autors bei Tarx­
piast (n= 76): • So hat sich die wirtschaftliche Situation der Händler auf Targpiast seit Anfang der 90er Jahre erheblich verschlechtert. 58,3 % der befragten Großhändler be klagten, daß das Kundenaufkommen zwischen 1994 und 1995 abgenommen habe, im Ver­sorgungsmar kthandel gaben dies nur 46,2 % an. • 45 % der Händler von Targpiast erzielen „mehr als 90 %" ihres Umsatzes durch Großhandel. Ein weiteres Drittel der Händler erwirtschaftet „zwischen 75 % und 90 %" des Umsatzes im Großhandel, und nur 22 % der Händler erzielen mehr als ein Viertel ihres Umsatzes im Einzelhandel. Gleichzeitig beschreibt aber ein Drittel der auf Großhandel fixierten Händler seine wirtschaftliche Situation 1995 mit „schlecht". Von den Händlern, die ihre Waren in  kleineren Mengen abgeben und damit auch Endverbraucher erreichen, sind dies nur 16,7 %. Angesichts dieser Zahlen kann für die Zu kunft ein weiterer Bedeutungsverlust der Großhandelsmär kte prognostiziert werden. Außer der „Modernisierung" des Großhan­dels liegt die Ursache hierfür auch in der zunehmenden Formalisierung von Herstel ler ­Händler-Beziehungen: In der Frühphase der Wende war der gesamte Mar kthandel aus­schließlich der Schattenwirtschaft zuzurechnen, und zwischen den unterschiedlichen 
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Markttypen bestanden intensive Austauschbeziehungen: Targpiast in Wroclaw wird 
deutlich mehr von Markthändlern als von Einzelhändlern frequentiert. Auch die Versor­
gungsmarkthändler beziehen ihre Waren seit dem Wegfall des Preisvorteils der nun­
mehr zu realen Preisen handelnden Marktgroßhändler aber vermehrt in C & C-i\ilärkten 
von Makro. Dem Marktgroßhandel dürfte dann nur noch der Verkauf von Obst und 
Gemüse aus der näheren Umgebung Wettbewerbschancen bieten. 

5.2.1.4 Entwicklungsperspektiven des Markthandels 

Bedeutu11gsver/11st des Markthandels 
Wie die Befragungen und die Freguenzzählungen ergaben, hat der Versorgungsmarkt­
handel 1997 eine wichtige Stellung beim Einkaufsverhalten der Wroclawer Bevölke­
rung und ist prägend für die Einzelhandelsstruktur in der Stadt. Die Untersuchungen 
zeigen aber auch, daß der Markthandel ein typisches Transformationsphänomen ist und 
daß er zukünftig einen Bedeutungsverlust erleiden wird - dieser wird sich allerdings 
langsamer als im Marktgroßhandel vollziehen. Schon 1995 klagen 40,3 % der Markt­
händler darüber, daß das Besucheraufkommen auf den tvlärkten „seit 1994" rückläufig 
sei, und 46,2 % konstatieren einen Rückgang des Kundenaufkommens am eigenen 
Marktstand. Im Einzelhandel liegen die entsprechenden Aussagen mit 18,4 % (Rück­
gang der Passantenzahl am Betriebsstandort) bzw. 28,9 % sehr viel niedriger (vgl. Tab. 
39, S. 1 9 1  ). Mit der wachsenden Konsolidierung im Ladeneinzelhandel und vor allem 
aufgrund der zunehmenden Bedeutung großflächiger Handelseinrichtungen, die - wie 
bislang nur der Markthandel - wegen ihrer großen internen Kopplungspotentiale eine 
hohe Anziehungskraft auf die Konsumenten ausüben, wird der Markthandel zukünftig 
Marktanteile verlieren. 

Für diese Prognose sprechen auch die Vorteile, welche die Wroclawer Konsumenten 
dem Markthandel beimessen: So sehen etwas mehr als die Hälfte der befragten Wro­
clawer die „günstigen Preise'' als Hauptvorteil des Markthandels gegenüber dem Laden­
einzelhandel an. Preisvergleiche des Autors belegen jedoch, daß diese Preisvorteile 
kaum noch bestehen und mit der Unterbindung schattenwirtschaftlicher Aktivitäten 
vermutlich gänzlich verschwinden bzw. sich auf „Schnäppchen" bei Gebrauchtwaren 
beschränken werden. Auch die „leichte En-eichbarkeit", in der 23 % der Befragten einen 
Attraktivitälsfaktor sehen, ist ein „lransformationsbedingter" Wettbewerbsvorteil des 
Markthandels, der mit dem Ausbau des Ladeneinzelhandels in den Großwohngebieten 
an Bedeutung verlieren wird. 

Mit der „großen Angebotsvielfalt" aufgrund der Vielzahl an Stünden (angegeben 
von 10  % der befragten Konsumenten), der „Möglichkeit zu handeln" (7 % ) und der 
„schönen !Vlarktatmosphäre" (4 %) bezieht sich nur ein gutes Fünftel aller genannten 
,,Wettbewerbsvorteile" des Markthandels auf unmittelbar mit dieser Handelsform ver­
knüpfte tv[erkmale. Allerdings konnte gezeigt werden, daß der l\i[arkthandel überwie­
gend von einkommensschwiicheren Bevölkerungsschichten frequentiert wird. Zugleich 
wurde die Hypothese aufgestellt, daß sich - ausgehend von der Gruppe der Besserver­
dienenden - ein Wandel im Einkaufsverhalten vollzieht, das „formellere" und „moder­
nere" Betriebsformen begünstigt. Hieraus ist langfristig ein weiterer Attraktivirätsver-
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lust des Markthandels zu prognostizieren, der sich über sinkende Marktanteile und 
rückläufige Umsätze auch in einer Verringerung der Zahl an Märkten und Marktbetrie­
ben niederschlagen wird. 

Die bisherigen Untersuchungen belegen jedoch, daß die Entwicklung des Markthan­
dels nicht nur nachfragebestimmt ist: Ebenso wie das \Vachstum des !Vlarkthandels nicht 
nur aus makroökonomischer Perspektive mit dem großen Nachfrageüberhang zu erklii­
ren ist, ist nicht allein aus dem zu erwartenden Nachfragerückgang ein Schrumpfungs­
prozeß abzuleiten. Der Markthandel spielt im Transformationsprozeß nämlich eine we­
sentliche Rolle als Nebenerwerbsquelle und als Existenzgrundlage für Menschen mit 
niedrigem Einkommen. Solange die polnische Wirtschaft keine aussichtsreicheren Ar­
beitsangebote bereitstellt und die staatlichen Sozial- und Arbeitslosenhilfen nicht erhöht 
werden, wird sich an diesem Existenzgründungsdruck wenig ändern. 

Z1111ehmende Polarisierung der Marktbetriebsformen 
Als Ergebnis der Untersuchungen ist zu erwarten, daß sich nur ein Teil des Markthan­
dels minelfristig im polnischen Einzelhandel etablieren wird, wobei es zu einer wach­
senden Polarisierung der l\ilarktbetriebsformen kommen wird. Außer in ihrer Zahl ab­
nehmenden offenen Marktplätzen, die größtenteils den Betriebsgründungsdruck im 
Markthandel auffangen, wird sich eine wesentlich „formellere" Marktbetriebsform her­
ausbilden, die mit einer Professionalisierung der Distributionsstrategien erfolgreicher 
Markthändler einhergeht. So planen einige Wroclawer Markthändlervereinigungen die 
Errichtung fester l\1[ark1hallen unter architektonisch ansprechenden Glaskuppeln. Hier­
durch soll einerseits den Hauptmängeln des Markthandels begegnet werden, die von 
43 % der befragten Passanten mit „Dreck" und .,unhygienischen Verhältnissen" be­
schrieben werden, und andererseits auf den Wandel des Einkaufsverhaltens reagiert 
werden, das verstärkt formelle Betriebsformen bevorzugt. Daß die Errichtung von 
Markthallen durchaus erfolgreich verlaufen kann, zeigen die Hala targowa und das 
Marktzeh Go/im, die bereits seit 1991 in Wroclaw operieren bzw. operierten: 

Die Markthalle flala targowa (vgl. Foto 5) wurde um die Jahrhundertwende am 
östlichen Rand der Wroclawer Innenstadt errichtet, um den im Zuge des Bevölkerungs­
wachstums zunehmenden ambulanten Handel einzudiimmen und „die Versorgung der 
Stadt mit Lebensmitteln in hygienischer Beziehung zu verbessern" (FRIESE l 908: 17). 
Nach langer Zeit des Leerstandes nach dem Zweiten Weltkrieg kaufte die Konsumge­
nossenschaft PSS Spole111 P6/noc die Markthalle 1976 vom polnischen Finanzministeri­
um und bewirtschaftete bis zur Wende die festen Ladenlokale rings um den eigentlichen 
Verkaufsplatz in der Hallenmitte. 

Nach 1990 wuchs nach Aussage der Markthallenverwaltung zunächst ein wilder und 
unkontrollierter Markt heran, auf dem „vornehmlich Schwarzhandel mit geschmuggel­
ten Importwaren" betrieben wurde. Seitdem P6/noc die Markthalle 1990 neu organi­
sierte, liegt der Branchenschwerpunkt der Halo targowa auf Obst/Gemüse und Fleisch­
waren; die Ladenlokale rings um den Markt und auf der Galerie ergänzen das Bran­
chenprofil um Konsumgüter des mittelfristigen Bedarfs. 

Die branchenmäßige Spezialisierung der Hala targmva erwies sich als außerordent­
lich vorteilhaft für ihre wirtschaftliche Entwicklung. Wie die Befragungen des Autors 
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eroaben wird die J\ilarkthalle von den Konsumenten als der Einkaufsstandort, an dem die be;ten Frischwaren in Wroclaw" angeboten werden, sehr hoch geschätzt. Dies zei­;en auch die vergleichsweise weiten Wege, welche die Kunden zum Einki'.uf in der Markthalle zurücklegen: Nur 31 % der befragten Besucher (n= 108) wohnen 111 der In­nenstadt, der Rest kommt aus weiter entfernten Stadtteilen. Die Attraktivität der Hala wrgowa schlägt sich neben ihrer hohen Frequentierung durch stündlich mehr als 9?0 Besucher (vgl. Abb. 22, S. 164) in der wirtschaftlichen Situation der Marktständerne­der. Diese wird von 42 % der befragten Betriebe (n=33) als „sehr gur' oder „gut" be­zeichnet· im restlichen Versorgungsmarkthandel Wroclaws liegt der entsprechende Wert mit 17 .8 % weitaus niedriger. Die große Nachfrage erhöht die wirtschaftliche „Überlebensquote" der Marktstände, deren Fluktuation nach Aussagen der Marktleitung ,,praktisch gleich null'" ist. Das Marktzelt Go/iat im gründerzeitlichen Stadtteil Sr6dmiescie (vgl. Foto 6) wurde im April 1991 von einem Wroclawer Unternehmer gegründet, �er bi� zum d�maligen Zeitpunkt über keine Erfahrungen im Einzelhandel verfügte. D1e�er 1st als ern _ echtes „Multitalenr· zu bezeichnen. Nach seiner Ausbildung zum Batilener war er 1) Jahre lang als ranghoher Beamter im Ministerium für Bauwesen in Warschau besclüiftigt und Funktionär in der sozialistischen Partei PZPR. Nach seinem Umzug nach Wroclaw um 1990 oroanisierte er die Betreuung der Gäste des Papstbesuches, betätigte sich als Desi­oner vo� Damenmode, die er von angestellten Schneiderinnen nähen ließ, und eröffnete die erste Diskothek in der Stadl. Die Idee zur Gründung eines Zeltes, in eiern der nach der Wende florierende ambulante Handel und der Markthandel gebündelt werden sollte, 
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Foto 6: Das Marktzelt Goliat im gründerzeitlichen Stadtteilzentrum in Srödmiescie 

Foto: R. Pütz 1996 

kam dem Jungunternehmer auf einer Autofahrt nach Warschau, auf der er auch den Namen Goliat kreierte. I n  dem Marktzelt, das der Eigentümer von einer Warschauer Firma mietete, befan­den sich 1996 159 Verkaufsstände, deren Betreiber durchschnitt( ich 530 zl (320,- DM) Miete im Monat entrichteten. Die Standvergabe vollzog sich dabei willkürlich und richtete sich nicht nach einem vorgegebenen Branchenmix. Bereits nach kurzer Zeit spezialisierte sich Go/ica jedoch auf die Bekleidungsbranche - 1995 handelten 68 % der Stände mit Bekleidungsartikeln, die von vielen der Standbesitzer selbst produziert wur­den. Der primäre Grund für die Branchenspezialisierung wird darin gelegen haben, daß das Zelt für den Verkauf von Lebensmitteln ungeeignet ist, da hier im Sommer außeror­dentlich hohe Temperaturen auftreten. Später entstanden Agglomerationsvorteile, die eine weitere Spezialisierung von Goliat auf Bekleidungsgegenstände begünstigten. Die wirtschaftliche Situation der Markthändler in Go/iat war überdurchschnittlich out - nach den Unte1faoen des Unternehmens wechselten pro Jahr maximal 10 Stände e o ihren Besitzer (= 6,3 %); dies liegt unter den Werten im restlichen Wrodawer Markt-handel (s.o.). Gleichzeitig beurteilten 33 % der Händler (n=46) ihre wirtschaftliche Si­tuation als „sehr gut" oder „gut", was ebenfalls hoch ist. Aufgrund des wirtschaftlichen Erfolgs von Golim plant der Unternehmer die Ausweitung seiner unternehmerischen Aktivitäten. Bereits seit 1996 betreibt er zwei Markthallen an der polnisch-deutschen Grenze und polnisch-weißrussischen Grenze, in denen der Jungunternehmer die grenz­überschreitende Nachfrage ausländischer Konsumenten abschöpft. Noch 1997 soll eine weitere Markthalle in  Walbrzych eröffnet werden. Alle drei Projekte folgen einem neu-
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en Bautypus mit Stahlträger- Glas-Konstruktion. Zum Bau dieser und der weiteren ge­
planten Markthallen gründete der Unternehmer bereits 1993 eine Firma in Litauen, in 
der die benötigten Bauteile produziert werden. Nicht zuletzt aufgrund des wirtschaftli­
chen E1folgs von Goliat, der zu großen Teilen auf die hier erfolgte Angebotsspezialisie­
rung zurückzuführen ist, will der Marktbetreiber für die kommenden Projekte einen eng 
umrissenen Branchen„mix" zugrundelegen. Dabei sollen nicht nur das Angebot auf eine 
Kernbranche festgelegt werden, sondern auch „ausschließlich Produkte polnischer Her ­
kunft" verkauft werden66. 

Im April 1996 wurde Go/iat nach langwierigem Rechtsstreit von der Wroclawer 
Stadtverwaltung geschlossen. Diese hatte schon kurz nach der Eröffnung des Zeltes sei­
ne Schließung verlangt, da es ohne Baugenehmigung errichtet worden sei67

. Der Unter­
nehmer sieht die Ursache für den Konflikt mit der Stadtverwaltung dagegen in seiner 
politischen Vergangenheit begründet. Die mehr als 500 Händler und Angestellten der 
Stände in Go/iat, die mit Plakatierungen wie „Bronimy miejsc pracy" (,,Wir verteidigen 
unsere Arbeitsplätze", vgl. Foto 6) um den Erhalt des Marktzeltes kämpften, bekamen 
nach der Liquidierung von Goliat Standplätze auf einem anderen Markt. 

Der Eigentümer von Goliat sucht seit dessen Auflösung nach einem Grundstück in 
Privatbesitz, möglichst in zentraler Lage, auf dem er eine neue Markthalle in Stahl­
Glas-Konstruktion errichten möchte. Ähnliche Investitionsabsichten verfolgen neben 
zahlreichen Händlervereinigungen auch andere Investoren, die bislang noch nicht im 
Einzelhandel aktiv waren, im  Betreiben von Markthallen jedoch günstige Entwick­
lungsperspektiven sehen. Der erfolgreiche Weg der Hala targowa in die Marktwirt­
schaft und die wirtschaftliche Situation der Händler in Golial zeigen, daß für diese 
Aufwertung des Markthandels durch Markthallen durchaus Potentiale bestehen. 

5.2.2 Transformation im einheimischen Ladeneinzelhandel 

Unmittelbar nach den Liberalisierungsmaßnahmen der Regierung setzte in Wroclaw ein 
Gründungsboom im Ladeneinzelhandel ein. Innerhalb von sechs Jahren eröffneten in 
der Stadt effektiv fast 3 000 neue Geschäfte (angesichts der hohen Fluktuationsrate 
dürfte die Zahl der tatsächlichen Betriebsgründungen weitaus höher liegen), womit die 
Verkaufsfläche pro Einwohner im Ladeneinzelhandel von 0,2 m2 auf 0,5 m2 stieg. 

5.2.2.1 Gründungsgeschehen und Betriebsformendifferenzierung 

Das Gründungsgeschehen wird überwiegend von ortsansässigen Jungunternehmern 
geprägt, die über keine Erfahrung im Einzelhandel verfügen (vgl. Abb. 23): Nur etwas 

•
6 Hiermit folgt der Umernehmer der Kampagne „1erai Polska„ (ie1z1 Polen), die im F1iihjahr 1996 von zahl­

reichen polnischen Einzelhändlern iniliiert wurde und die Konsumen1en wm Km1f einheimischer Waren in 
einheimischen Gcschäflen anregen sollte. 
"7 vgl. ,.Goliat wyszedl obronn(l r�k(l". In: Wiecz6r Wroclawia vom 20.3. 1991 ;  ,,Goliat na Olimpie·' (Goliat 
auf dem Olymp). In: Gazcrn Wyborcza vom 25. 1 . 1 996; .,Kiedy runie Goliar1·' (Wohin liiuf1 Golitlf1). In: 
Wieczor Wroclawia vom 27.2.1996; ,.Goliat slania si(;-' (Goliat schwankt). In: Wiecz6r Wroclawia vorn 
29.2.1996; ,,Koniec ko1\cow·'. ln: Wieczor Wroclawia vom 23.4.1996. 
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Abb. 23: Berufliche Herkunft der Gründer von Geschäften im Wroclawer Einzelhandel 
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mehr als ein Drittel der privaten Einzelhändler waren schon vor der Gründung ihres Ge­
schäftes im Handel aktiv. Und auch von diesen „Erfahrenen" können nur wenige auf ei­
ne längere Tätigkeit im Handelssekror zurückgreifen. Viele Händler haben nach der 
Wende zunächst eine erfolgreiche Karriere im Markthandel begonnen, in der sie das 
notwendige Startkapital für die Eröffnung eines eigenen Geschäftes erwarben. 

Auch Einkünfte, die in der Schattenwirtschaft erzielt wurden, waren eine wichtige 
Grundlage für die Finanzierung eines Ladenlokals. Die betroffenen Händler gaben über 
die Bedeutung illegal erzielter Einkommen für die Geschäftsgründung verständlicher­
weise keine Auskunft. Häufig wurde aber betont, daß „andere Händler" hierdurch das 
notwendige Startkapital erworben hätten. Ähnlich äußerten sich die Angestellten des 
Amtes für Handelskontrolle in einem Gruppengespräch mit dem Autor. Diese verfolgen 
in den ihnen zugewiesenen Stadtteilen bzw. Branchen die Handelsentwicklung seit Ein­
führung der Marktwirtschaft intensiv und können Händlerkarrieren gut nachvollziehen. 
Demnach habe „die Mehrzahl" der heute erfolgreichsten Wrodawer Einzelhändler ihr 
Grundkapital in der Schattenwirtschaft erworben. 

Insgesamt ist die Schattenwirtschaft für ihre Bedeutung im Transformationsprozeß 
damit unterschiedlich zu beurteilen. Einerseits entzieht sie dem Staat Steuereinnahmen 
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und verzerrt durch die Nichtanrechnung von Kosten den Wettbewerb. Andererseits aber ist sie ein wichtiges Auffangbec ken für Arbeitslose und ein nicht zu unterschätzendes Sprungbreu in eine spätere legale unternehmerische Tätig keit. 
Grii 11dungsmotive 

Die berufliche Herkunft der Geschäftsgriinder im Einzelhandel unterscheidet sich mit einem höheren Anteil an Akademikern von der Herkunft der Griinder von Marktstän­den. Gleiches gilt für die Motive zur Gründung eines Betriebes (vgl. Abb. 23): • Gemäß der in Kapitel 4.3.1.2 eingeführten Typologie kann für knapp ein Drille! der Befragten der Sprung in die Selbständig keit im Handelsse ktor als „Überlebensstra­tegie" angesehen werden: Diese Händler haben ihren bisherigen Arbeitsplatz verlo­ren und sehen im Einzelhandel die günstigsten beruflichen Perspektiven. Allerdings setzt eine Selbständig keit im Einzelhandel ein höheres Investitionskapital als im l\ilar kthandel voraus, weswegen sie auf „privilegierte" Kreise mit ausreichenden Sparguthaben beschrän kt ist. • Ein Drittel der Händler verfolgt eine „Wohlstandsstrategie" und hat die bisherige Tätigkeit zugunsten der unternehmerischen Selbständigkeit freiwillig aufgegeben -im Markthandel liegt der entsprechende Wert nur bei 10,6 %. Angesichts der be­schriebenen Verläufe von „Händler karrieren" mit dem häufig anzutreffenden Wech­sel vom Markt- in den Ladeneinzelhandel ist dieser hohe Anteil im Vergleich w den Selbständigen im Markthandel verständlich. • Etwas mehr als ein Viertel der befragten Händler behielt den bisherigen Arbeitsplatz 
Abb. 24: ,,Überlebensdauer" neugegründeter Geschäfte in Wroclaw und vorherige Nutzung ihrer 
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und betreibt Ladeneinzelhandel zur Erzielung zusätzlicher Einkommen. In den mei­sten Fällen handelt es sich um Familienbetriebe. Es ist anzunehmen, daß der end­gültige Sprung in die Selbständig keit nur dann erfolgt, wenn das Haushaltseinkom­men mit der Geschäftstätigkeit gesichert werden kann oder das im Einzelhandel er­zielte Einkommen für einen längeren Zeitraum über dem der bisherigen Beschäftigung liegt. · � 
Die „Überlebensquoten" im Wroclawer Ladeneinzelhandel sind allerdinns außeror-. e, dentlich gering, was sich auch mit anderen Studien zu den Gründun2.sa ktivitiiten in Po-len dec kt (vgl. Kapitel 4.3.1.2). Zwar ließen sich im Rahmen der ein�1rnligen Befra2.u1w des Autors keine exakten Fluktuationsraten im Wroclawer Einzelhandel �ermitteln� Di; Tatsache, daß von den befragten 272 neugegründeten Betrieben in Wroclaw 23 % erst in den letzten sechs Monaten vor der Befragung gegrlindet worden waren (vgl. Abb. 24) und daß dies nicht dem allgemeinen Trend der Zunahme an Ladenlo kalen entsprach, belegt jedoch, daß sehr viele der Jungunternehmer schon frühzeitig wieder aus dem Mar kt ausscheiden. Insbesondere beim insgesamt deutlich wachsenden Marktvolumen ist diese hohe Fluktuation bemer kenswert. Die Mehrzahl der Betriebsaufgaben ist auf die Unerfahrenheit der Jungunternehmer im Einzelhandel und ihren Mangel an grundlegenden betriebswirtschaftlichen Kenntnis­sen zurüc kzuführen. Vor allem ihre Fähig keit zur Mietzahlung überschätzten viele Händler häufig, so daß sie bei den in Wrodaw iiblichen meistbietenden Versteioerunoen ::, e, von Mietverträgen (vgl. Kapitel 5.2.2.3) oftmals Mietpreise jenseits der Re1itabilitäts-grenze geboten haben und ihr Geschäft friihzeitig wieder schließen mußten. 

Abb. 25: Einzelhandeiswachstum in Wroclaw und Wandel der Betriebsgrößenstruktur, 1990-1996 
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Deko11ze11tratio11.�prozesse im Lade11ei11zelha11del 
Das Gründungsgeschehen wird in Wroclaw durch Kleinstbetriebe geprägt. So hat sich 
die Anzahl der Geschäfte zwischen 1990 und 1996 von knapp 1 500 auf über 4 700 
mehr als verdreifacht, während sich die gesamte Verkaufsfläche in der Stadt von 
J 37 000 auf 322 000 m! nur etwas mehr als :erdoppclte (vgl. Abb. 25). Damit einherge­
hend sank die durchschnittliche Verkaufsfläche pro Betrieb von 87 auf 68 m2 und ver­
dreifachte sich der Anteil kleinfliichiger Betriebe mit weniger als 25 111

2 Verkaufslläche 
von 15,4 % auf 46,7 %. Ähnliche Entwicklungstendenzen. welche die Konzentrations­
prozesse im westeuropäischen Einzelhandel konterkarieren, sind polenweit festzustellen 
(vgl. Kapitel 4.3.J .2). 

Foto: R Pülz 1996 

Für die Kleinbetrieblichkeit der Neugründungen, die zu einer Dekonzentration im 
Einzelhandel führt, sind zwei Gründe zu nennen: 
• Persistente bauliche Strukturen und hiermit verbundene persistente GeschäftsrHi­

chengrüßen limitieren die unternehmerischen Anpassungsprozesse im Transformati­
onsprozeß. Dies gilt sowohl für überkommene Einzelhandelsbetriebe als auch für 
Neugründungen. In den gründerzeitlichen Gebieten konnten die .Jungunternehmer 
geschlossene Ladenlokale nutzen, die - resultierend aus den zur .Jahrhundertwende 
anderen Anforderungen an Ladenausstattungen - außerordentlich klein sind. In den 
Großwohngebieten war die Ausgangssituation anders: Aufgrund der Einzelhandels­
netzplanung im Sozialismus waren hier pro Einwohner maximal 0.3 111

2 Verkaufsflä-
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ehe errichtet und der Rest der Gebäude mit Wohnraum ausgestaltet worden. Nach 
der Wende wurden in diesen Gebieten daher zahlreiche Einzelhandelsbetriebe in 
umgewidmeten Abstellräumen (vgl. Foto 7). umgebauten Wohnungen (vgl. Foto 8) 
oder umfunktionierten Garagen eröffnet. 

� � 

Die meisten Jungunternehmer können nur wenig Investitionskapital einsetzen. die 
sie als Sparguthaben im Sozialismus. über schattenwirtschaftliche Aktivitäten oder 
aber bei temporären Beschäftigungen im westlichen Ausland erworben haben. 
Gleichzeitig können sie kaum Bankkredite nutzen, da die Zinsen für die meisten zu 
hoch sind. In der Folge konnten die einheimischen Einzelhändler bislang kaum !!e-
nügend Kapital akkumulieren, um ein großtHichiges Geschäft zu errichten. 

� 

Foto 8: Neues Ladenlokal in umgebauter Wohnung in Gaj 

� 

Foto: R. Pütz 1996 
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Neueröffnungen von großflächigen Ladenlokale durch Einheimische sind die Aus­
nahme. Wenn großflächige Betriebe gebaut werden, stammt das lnvestitionskapital häu­
fig von Auslandspolen, die nach dem Ende des Sozialismus in ihrem Heimatland inve­
stieren. Dies kann entweder über Verwandtschaftsbeziehungen oder aber auf „direktem" 
Wege erfolgen, wie bei der „Privatisierung" des ehemaligen Merkur-Kaufhauses in der 
ul. Swidnicka: Das Geschäftshaus der Bekleidungskette Otex stand seit deren Konkurs­
liquidierung leer. Die Verkaufstläche betrug damals 523 n?. Das Gebäude wurde als ei­
nes der ersten Kaufhäuser in Wroclaw von der Woiwodschaft (als Gründungsorgan von Otex und Eigentümer des Gebäudes) zum Verkauf freigegeben und am 24. März l 993 
versteigert. Für l,3 Mio. DM erhielt der Auslandspole Ludwik WASECKI den Zuschlag, 
der in Berlin eine Privatklinik betreibt und Inhaber einer Firma für die Ausstattung von 
Zahnarztpraxen ist. Nach umfangreichen Modernisierungsmaßnahmen wurde Merkur 
im Dezember 1996 mit erweiterter Verkaufsfläche neu eröffnet. 

Wamlel der Branchenstruktur 

Im Unterschied zum Wandel der Betriebsgrößenstruktur veränderte sich die Branchen­
struklllr im Wroclawer Einzelhandel nur geringfügig. Zwar verringerte sich der Anteil 
der Lebensmittelbranche seit 1 990 leicht, mit 47 % Anteil an allen Geschäften und 34 % 
Anteil an der gesamten Ladenverkaufsfläche bestimmt sie aber immer noch die Ange­
botsstruktur in der Stadt (vgl. Abb. 26). Vor allem außerhalb des Stadtzentrums haben 
sich nur wenige Geschäfte mit höherwertigen Angeboten angesiedelt; die Lebensmittel-

Abb. 26: Entwicklung der Branchenstruktur im Wroclawer Einzelhandel, 1990·1996 
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branche nimmt hier bis zu 90 % der Gesamtverkaufsfläche ein (vgl. Karte 7). Die domi­
nierende Bedeutung der Lebensmittelbranche, die auch in ganz Polen vorherrscht, ist 
eine Folge der seit Einführung der Marktwirtschaft sinkenden Realeinkommen: Die 
Mehrheit der Haushalte reagierte hierauf mit Konsumverzicht bei den Waren, die nicht 
der Grundversorgung dienen (vgl. auch BESKID, MILIC-CZERNIAK und SUFIN 1995). 

Abb. 27: Umsatzentwicklung der Geschäfte ausgewählter Branchengruppen in Wroclaw, 1994-1995 
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20,0% 60.0 % 

n=298 
Umsatzentwicklung 

D steigend � konstant 1111 sinkend 
Quell e: ei gene Belragungen 1995 

Die Nachfrage nach Waren des Zusatznutzens ist jedoch nicht branchenübergreifend 
niedrig, wie die Umsatzentwicklung der Betriebe unterschiedlicher Branchen zeigt (vgl. 
Abb. 27): Außer der Lebensmittelbranche verzeichnen insbesondere die Elektrobranche 
(vorw. Unterhaltungselektronik) und Wohnungseinrichtungsbedarf Umsatzsteigerun­
gen, was mit den eingeschränkten Konsummöglichkeiten in diesen Bereichen im Sozia­
lismus und dem daraus resultierenden Nachfrageüberhang zu erklären ist. In überdurch­
schnittlichen Zuwächsen bei den Verkaufsflächen schlägt sich die steigende Nachfrage 
aber nur in der Branche „Möbel und Wohnungseinrichtungsbedarf" nieder, in der als er­
stes der Trend zu großfüichigen Angebotsformen zum Tragen kommt. Branchen des 
Luxusbedarfs wie „Antiquitäten, Galerien·' verzeichnen demgegenüber erhebliche Um­
satzrückgänge. Gleiches gilt für Bekleidungsgeschäfte, deren Angebot die Verbraucher 
offenbar nur einen geringen Zusatznutzen für den Lebensstandard zusprechen. 

Allerdings spiegelt eine Branchendifferenzierung. die sich nach dem Umsatz­
schwerpunkt der Betriebe richtet, den Wandel im Warenangebot des Wroclawer Einzel­
handels nur eingeschränkt wider. Insbesondere die kleinflächigen Neugründungen sind 
dadurch gekennzeichnet, daß sie keinen ausgesprochenen Branchenschwerpunkt besit­
zen. Vielmehr findet sich hier ein breites Randsortiment, das die Händler kurzfristig und 
flexibel an sich im Transformationsprozeß ändernde Nachfragesituationen anpassen. 

1 8 1  



Karte 7: Anteil der Lebensmittelbranche an der Verkaufsfläche in den Wroclawer Stadtteilen, 1996 
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Hierin liegt ein erheblicher Wettbewerbsvorteil des privaten Einzelhandels gegen­
über den überkommenen Mehrbetriebsunternehmen. Daß die Flexibilitüt möglich ist, 
liegt an den kaum institutionalisierten Händler-Großhtindler- bzw. Händler-Hersteller ­
Beziehungen. Nach Befragungen des Autors bezieht nur etwas mehr als ein Drittel der 
Einzellüindler seine Waren über feste Lieferverträge vom Großhandel (28,5 %) und vom 
Hersteller (9,6 %). Alle anderen Händler kaufen ihre \Varen selber bei unterschiedlichen 
Bezugsquellen ein. 

Gemischtwarenbetriebe. bei denen der Anteil solcher „Randsortimente" mindestens 
die Hälfte der VerkaufsfHiche einnimmt. sind mit 231  Betrieben besonders häufig in der 
Lebensmittelbranche anzutreffen (= 1 1 . 1 % aller Lebensmittelgeschäfte). Bei Kiosken 
und Verkaufsbuden stellen Gemischtwarenkioske sogar die Hiilfte aller Betriebe. Eine 
ausgesprochen lose Bindung an das Kernsortiment ist aber auch in anderen Branchen zu 
beobachten: So bot der Wroclawer franchisenehmer von Be11e11011 im Frühjahr 1995 auf 
fast der Hälfte der VerkaufsfHiche Küchengeräte an. Im Herbst desselben Jahres er­
gänzten Haushaltswaren (Tupper-Ware) das eigentliche Kernsortiment Bekleidung (vgl. 
Foto 9). 

Foto 9: Benetton in der ul. Pilsudskiego 

Foto: R. Pütz 1996 

5.2.2.2 Einfluß auf die Standortstruktur des Einzelhandels 
Staatliche Ketten und Konsumgenossenschaften haben bis 1996 keine Investitionen in 
die Neueröffnung von Einzelhandelsbetrieben getfüigt. Der Wandel in der Standort­
struktur wird damit fast ausschließlich durch die Gründungsaktivitfüen im privaten Ein­
zelhandel bestimmt: hinzu kommen die Geschäfte ausländischer Unternehmen. deren 
Bedeutung seit 1995 zunimmt (vgl. Kapitel 5.2.3). 
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Die bisherigen Ausführungen belegen, daß sich die im westeuropäischen Einzelhan­
del vollziehenden Konzentrationsprozesse auf' Unternehmens- und Betriebsseite in 
Wroclaw umkehren. Gleichermaßen verhält es sich mit dem Wandel der Standortstruk­
tur. So kann von dem in Westeuropa bekannten Konflikt zwischen Innenstadt und 
nichtintegrierten Standorten in Wroclaw bislang noch kaum die Rede sein (vgl. Karte 
8). Periphere Lagen wurden bislang nur vereinzelt entlang der Hauptausfallstraßen er­
schlossen. Dabei handelt es sich nur in einem Falle um einen stark frequentierten Ver­
brauchermarkt (Marino unter italienischer Beteiligung im Norden Wroclaws), ansonsten 
aber um zwei Baumärkte ( /Ja11Spezi im Nordosten und Raah Karcher im Südwesten) 
und Autohäuser ausländischer Hersteller (im Süden) (vgl. auch Karte 9, S. 195). Von 
eiern Verkaufsflächenwachstum profitieren in erster Linie das Wroclawer Stadtzentrum 
und die innenstacltnahen Wohnviertel. 

Auch nach Lagetypen unterscheidet sich das Wachstum des Einzelhandels in Wroc­
law grundlegend von dem in Westeuropa (vgl. Abb. 28): Der Gründungsboom erfaßt 
am stärksten die Streulagen in den Gründerzeitquartieren und Großwohngebieten. also 
Standorte, die in ostdeutschen Großstädten durch eine Vielzahl von Betriebsaufgaben 
gekennzeichnet sind (vgl. MEYER und PÜTZ 1997). In Ostdeutschland bestimmen west­
deutsche Mehrbetriebsunternehmen und großflächige Geschäfte die räumliche Ordnung 
im Einzelhandel. In Wroclaw wie in ganz Polen wird die Einzelhandelsstruktur demge­
genüber von einheimischen und kleinen Einbetriebsunternehmen dominiert, was sich 
aufgrund deren unterschiedlicher Standortwahl in der Standortstruktur räumlich nieder­
schlägt: Die bereits erwähnten Gründe „räumlich ungleiche Verfügbarkeit an Ladenlo­
kalen" und „fehlendes Kapital, um Einzelhandelsstandorte zu erschließen, die aufgrund 
ihrer Größe nicht auf externe Kopplungspotentiale angewiesen sind" führen dazu, daß 
sich die Standortwahl der Jungunternehmer auf das lokale Nachfragepotential richtet. 
Die geringe Pkw-Ye1i"ügbarkeit der Konsumenten und deren Präferenz für den täglichen 
Einkauf begünstigen das Wachstum von wohnungsnahen Standorten. 

Außer den Streulagen in den Wohngebieten verzeichnet die Wroclawer Innenstadt 
vor allem in den Randlagen ein hohes Einzelhandelswachstum, wodurch sich das 
Hauptgeschäftszentrums ausdehnt (vgl. Kapitel 5.3.2). Das Wachstum nichtintegrierter 
Standorte, die im Sozialismus bedeutungslos waren, konzentriert sich in der Frühphase 
des Transformationsprozesses auf die Gewerbegebiete der Stadt. Tm Untersuchungszeit­
raum wurde es hauptsächlich von der Erweiterung der ehemaligen Produktionsstätten 
von D0111ar um 7 000 111

2 Verkaufstläche bestimmt und darüber hinaus in hohem l\tfaße 
durch Investitionen westeuropäischer Einzelhandelskonzerne dominiert. Neugründun­
gen von Geschäften in nichtintegrierten Standorten auf der grünen Wiese sind bis 1 996 
demgegenüber die Ausnahme. 

Erst 1997, nach Abschluß der letzten Erhebungen durch den Autor, werden hier 
vermehrt großl'1ächige Einzelhandelsbetriebe errichtet, womit der Wroclawer Einzel­
handel hinsichtlich des Wandels der Standortstruktur in eine neue Phase eintritt (vgl. 
Kapitel 6.3). Insgesamt erfährt die bis zur Wende stark zentralörtlich orientierte Stand­
ortstruktur des Einzelhandels eine erhebliche Dezentralisierung, und zwar unter Beibe­
haltung der klassischen Standortlagen „innerstädtische Zentren" und „integrierte Streu­
lagen". 
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Karte 8: Räumliche Verteilung des Verkaufsflächenzuwachses in Wroclaw, 1990-1996 
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Abb. 28: Verkaufsflächenentwicklung in unterschiedlichen Standortlagen des Einzelhandels 
in Wroclaw, 1990-1996 
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5.2.2.3 EinfluH des Immobilienmarktes auf die Standortstruktur des 
I ,adenei nzelhandels 

Die Möglichkeiten politisch-administrativer Gremien, die Einzelhandelsentwicklung zu 
beeinflussen, unterliegen im Transfonnationsprozeß einem tiefgreifenden Wandel (vgl. 
detaillierter Kapitel 4.1 .2): Auf der einen Seite sind die Steuerungsmöglichkeiten durch 
die Wiederherstellung des Marktpreismechanismus rapide gesunken. Mit der Liberali­
sierung der Faktormärkte ist zugleich eine „Wiederkehr·' von räumlich differenziert�n 
Lagerenten zu erwarten, welche die Standortstruktur des Einzelhandels stärker als ehe 
bislang dominierenden Funktionszuweisungen durch Planungsgremien beeinflussen. 
Auf d;r anderen Seite aber haben die kommunalen Gremien durch das „Gesetz über die 
territoriale Selbstverwaltung" erheblich an Gestaltungskraft gewonnen: Erstens erhiel­
ten sie die Planungshoheit in ihrem Gemeindegebiet - problematisch ist hierbei, daß die 
Gremien, die zur Umsetzung der neuen Entscheidungsbefugnisse notwendig sind, häu­
fig noch gar nicht existieren (vgl. Kapitel 5.2.3.4). Zweitens sind sie durch die Kommu­
n;lisieru1;g zum wichtigsten Eigentümer von Ladenlokalen geworden (vgl. Tab. 30, S. 
135) und können die lokale Bodenmarktentwicklung maßgeblich beeinflussen. 

186 

Inwieweit die Stadtverwaltung von diesem Instrument Gebrauch macht, um die 
Standortstruktur des Einzelhandels zu steuern. wird im folgenden am Beispiel der Ver ­
gabepraxis von Ladenlokalen in kommunalem Eigentum analysiert. Dabei ist vorweg­
zuschicken, daß die Stadt Wrodaw die Ladenlokale in ihrem Eigentum bis 1 995 aus­
schließlich vermietete und nicht verkaufte. Hiervon versprach sie sich die Sicherung 
langfristiger Einnahmen und wollte zudem Verluste vermeiden. die sich aus einem Ver­
kauf der Ladenlokale in einer Phase hoher Inflation ergeben hätten. Die Praxis bei der 
Ver<labe von Mietverträoen änderte sich im Laufe des Transformationsprozesses dabei :;::- " 
mehrfach (vgl. Tab. 37). 

Tab. 37: Wandel der kommunalen Vergabemodalitäten von Ladenlokalen in Wroclaw 

Bis 1989: 

Ende 1989: 

Sommer 1990: 

Frühjahr 1991: 

seit 1993: 

seit 1995: 

staatl ich fixierte Einheitsmieten 
· · ·- !···- ·· · · · - · · · · · - ······-······-····· 

' kommunale Fixierung von Mieten in staatlich vorgegebenem Rahmen 

; kommunale Fixierung von Mieten: 
, • 2 Gebietskategorien (Innenstadt, Außenbezirke) 
: . 4 Branchenkategorien 

' kommunale Fixierung von Mieten: 
; . 6 Gebietskategorien (City, Innenstadt, Außenbezi rke: jeweils Zentren- und Streulagen) 
' . 8 Branchenkategorien 

l zunehmend meistbietende Versteigerung von Mietverträgen (vor allem in Innenstadt) 

\ zunehmend Verkauf von Immobilien und Ladenlokalen 

Quellen: Pressemitteilungen des R,lies vno Presseberichte in Wroclawer Tageszeitungen, eigene Interviews mit Behördenvenretern 

Komm1111ale lmmobilie11111arktreg11/ieru11g bis 1993 

Im Sozialismus besaß die Kommune keine Möglichkeit, eigenständig iiber die Nutzung 
ihrer Ladenlokale zu entscheiden. Der Staat besaß die Option, jedes Ladenlokal für sich 
zu beanspruchen, wenn in diesem ein Betrieb des sozialistischen Einzelhandels etabliert 
werden sollte. Zudem bestand ein zentralstaatlich festgelegtes Mietensystem. das - je 
nach Nutzungsart - die Mieten für die betreffenden Ladenlokale fixierte. Erste Dezen­
tralisierungen der Entscheidungsbefugnisse setzten im April 1989 ein, als der polnische 
lVIinisterrat den Gemeinden freistellte, innerhalb vorgegebener Grenzen Mieten nach ei­
genem Ermessen festzusetzen. Gleichzeitig erhöhte der Ministerrat die obere l'V[ietgren­
ze von 150 zl. auf 1 000 zl. pro m2 Geschäftsfläche. Die gewachsenen Entscheidungs­
spielräume nutzte der Wroclawer Stadtrat zur Einführung einer gestaffelten Miete, nach 
der in der Innenstadt sowie in den angrenzenden innenstadtnahen Wohnvierteln J 000 
zl. und in den peripheren Stadtteilen 500 zl. pro Quadratmeter Geschäftsfläche erhoben 
wurden. Diese l'.ilieten galten gleichermaßen für Einzelhandel, Großhandel und Gastro­
nomie. 

Mit der Verabschiedung der „Ergänzungen zum Wohnbaugesetz von 1974" vom 1 .  
Juni 1990 endete das zentralstaatlich vorgegebene Mietensystem. Die polnischen Ge­
meinden können seitdem Mieten nach eigenem Ermessen festsetzen. In der Folge ver­
feinerte die Wroclawer Stadtverwaltung das System räumlich und branchenmäßig ge­
staffelter Mietpreise, bis im Frühjahr 1991 ein Mietenkatalog mit sechs Gebiets- und 19 
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Nutzungskategorien - darunter fünf Branchenkategorien für den Einzelhandel - verab­
schiedet wurde (vgl. Tab. 38). 

Tab. 38: Räumlich und branchenmäßig differenzierte Mietpreise für kommunale Ladenlokale, 1991 
Mietpreise pro m2 (in zl.) _,,,,_ ............ ,-.. -··-···-····- -- - ·· · -· · ·- ·· ·- - · ·- ·- - - ·· - - · · · -· - · · ·- · " · - " "  ........... -. ..  -.... ,_.,,,,_,,,,._,.,_. ,_ , , , , , _  

.,City" 11lnnenstadt" .. Außenbezirke" 

Branche Zone l a  1 Zone I b Zone II a ! Zone II b Zone III a i Zone III b 

Einzelhandelsbetriebe 

Lebensmittelläden 160 - 320 30 - 200 40 - 160 20 - 80 20-60 1 0 - 50 Apotheken 80- 1 20 60 - 100 50 - 80 40- 70 20 - 60 1 0 - 50 Blumenläden, Buchhandlungen, Kioske 60-100 30-60 30 - 50 20 - 30 10 - 20 1 0 - 20 Antiquitätenhandel, Galerien, Antiquari ate 10 -20 5 - 10 5 - 10 5 - 10 5 - 10 5 - 10 sonstige Branchen 200 - 320 50- 250 50- 160 30 - 120 20 - 80 10 - 20 
Dienstleistungsbetriebe (Auswahl) 
Gastronomie 160 -320 30 - 200 20-160 10 · 80 10-60  10-40 Banken, Versicherungen, Reisebüros, 60- 320 30 - 160 20 - 100 10-80 1 0 - 50 10 -30 Bibliotheken, kullurelle Einrichtungen 5 5 5 5 5 5 

Zone I a: Hauptgeschäftsstraßen im Stadtzentrum: Rynek, pi. Solny, ul. Olawska, ul. Ruska, ul. Wita Stwosza, ul. Kuinicza. ul. Swid· nicka, pi. Kosci uszki, ul. Pi lsudskiego, ul. Kollc1taj a (Südteil) Zone I b: Altstadt (Grenze: Alter Stadtgraben) und Nebengeschäftsstraßen im Stadtzentrum (ul. Kosciuszki, ul. Rejtana, ul. S<1dowa, ul. Baluckiego, ul. Kollc1taja, ul. Piotra Skargi, ul. Gwarna. ul. Stawowa, pi. Czer.'lony, pi. Orlc1t Lwowskich) Zone II a: restliche Straßen im Stadtzentrum und Hauptgeschäftsstraßen in den innenstadtnahen Stadtteilzentren Sr6dmiescie (ul. Jednosci Narodowej, pi. Grunwaldzki , ul. Szczytnicka, ul. Drobnera, ul. Dubois, ul. Chrobrego), ok. Traugutta (ul. Traugut· ta, ul. Dworcowa). Wroc!aw Süd (ul. Powstalicöw Slc1nskich) und Grabi szyri (ul. Pereca) Zone II b: restliche Straßen In den innenstadtnahen Wohngebieten und Hauptgeschäftsstraßen in den peripheren Stadtteilzen­tren (ul. Trzebnicka, ul. Kraszewskiego. ul. Kieczkowska, ul. Zmigrodzka, ul. Kwiatowa, ul. Bezpieczna, ul. Zawalna, ul. Kro­mera, ul. Krzywoustego) Zone III a: restliche Straßen in den peri pheren Stadtteilzentren Zone III b: restli che Streulagen Quell e: Bekanntmachung der Stadlverwaltung Wroclaw in: Wieczör Wroclawia vom 13.2.1991 
Die kommunale Staffelung fixer Mietpreise kann als Versuch betrachtet werden, 

marktwirtschaftliche mit zentralverwaltungswirtschaftlichen Steuerungsmechanismen 
zu verknüpfen. Einerseits sollte den räumlich differenzierten Lagerenten und der unter­
schiedlichen Rentabilität der verschiedenen Branchen Rechnung getragen werden, in­
dem die Miethöhen an geschätzte Marktpreise angenähert wurden. Andererseits sollte 
steuernd in die räumlich-funktionale Ordnung eingegriffen werden, indem solche Nut­
zungen, die der Stadtrat als erstrebenswert für eine zentrale Lage ansah, aus dem simu­
lierten Marktpreismechanismus herausgenommen wurden. Im Einzelhandel betraf dies 
Antiquitätenhandlungen, Galerien und Antiquariate, die - nach Aussage des Stadtdi­
rektors Bogdan ZDIWJEWSKI - als förderlich für das Image Wrodaws als kulturelles 
Zentrum galten. Da die Künstler aber in der Regel „kein Geld" hätten und sich die stei­
genden Mieten im Stadtzentrum nicht leisten könnten, sollte im Westen des Ryneks eine 
Passage für Galerien und Kunsthandwerk eingerichtet werden, deren Mieten von der 
Stadt subventioniert werden sollten (vgl. auch Kapitel 5.3.2). 
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Gesteuerter versus freier Immobilienmarkt seit 1993 
1993 stieg die Differenzierung der Mietpreise von Ladenlokalen im kommunalen Ei­
gentum erheblich. Im Februar dieses Jahres nahm der Stadtrat nämlich vom Prinzip fi­
xierter Preise Abstand und beschloß, Mietverträge über Versteigerungen meistbietend 
zu vergeben. Diese Vergabepraxis wird vornehmlich in der Innenstadt angewendet und 
betrifft hier gleichermaßen Geschäftsneugründungen und Privatisierungen. Hierdurch 
kam es zu einer Zweiteilung des Immobilienmarktes in Abhängigkeit von der Lage. 

Erklärte Absicht der Gemeindevertreter ist es, in der Innenstadt die Citybildung zu 
forcieren, was gegenüber dem Autor auf die Formel „mehr hochwertige Geschäfte, 
mehr Gastronomie, mehr Dienstleistungen" gebracht wurde. Die vollständige Deregu­
lierung des Immobilienmarktes galt als das probate Mittel zur Umsetzung dieses „Leit­
bildes". Lediglich die schon länger als zehn Jahre existierenden Privatbetriebe erhielten 
günstigere Mietkonditionen. Das bestätigen auch die Befragungen des Autors. Demnach 
bezahlten 1995 35, 1 % der privaten Altunternehmen weniger als umgerechnet 6 DM 
Miete pro nl und weitere 48,6 % zwischen 6 und 15 DM. Bei  privaten Neugründungen 
und privatisierten Unternehmen lagen die entsprechenden Werte mit 12,7 % bzw. 
38,5 % sehr viel niedriger. 

Außerhalb der Innenstadt wurde das Prinzip fixierter Mieten in Abhängigkeit von 
Lage und Branche weitgehend beibehalten. Einerseits sollte hierdurch die Verdrängung 
von weniger rentablen Einzelhandels- und Dienstleistungsbranchen gemindert werden, 
andererseits aber hätte eine Versteigerung jedes einzelnen Ladenlokals einen erhebli­
chen Verwaltungsaufwand bedeutet. Daß dieser die Herstellung marktwirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen im  Einzelhandel verzögern kann, zeigt das Beispiel Tschechien, 
dessen Regierung konsequent am Prinzip der „marktgerechten" Allokation von Laden­
lokalen durch Versteigerungen festhielt (vgl. Kapitel 4.2.2). 

Konsequenzen für die Einzelhandelsstruktur 
Die Zweiteilung des Immobilienmarktes hatte merkliche Folgen für den Strukturwandel 
im Einzelhandel, was insbesondere für die Innenstadt gilt (vgl. detaillierter Kapitel 
5.3.2): 
• Sie erhöhte die Fluktuation, da viele Einzelhändler aus Überschätzung ihrer 

Mietzahlungsfähigkeit Mietzinse jenseits der Rentabilitätsgrenze boten und frühzei­
tig wieder aus dem Markt ausscheiden mußten. 

• Sie führte zu einer standortspezifischen Angebotsspezialisierung, da einerseits die 
weniger mietzahlungsfähigen Betriebe in periphere Lagen verdrängt wurden und an­
dererseits zahlreiche Betriebe ihr Sortiment auf „rentablere Branchen" umstellten, 
was durch die hohe Flexibilität beim Warenbezug ermöglicht wurde. 
Die standortspezifischen Anpassungsprozesse nehmen seit Mitte der 90er Jahre auch 

deshalb zu, weil immer mehr preislich fixierte Mietverträge auslaufen und auch die 
Vergünstigungen für „insider-privatisierte" Betriebe mit Ablauf der auf maximal zwei 
Jahre befristeten Mietverträge erlöschen. Außerdem beschloß der Stadtrat im Juli 1995, 
Ladenlokale vermehrt zu verkaufen statt zu vermieten. Damit werden die Mieten von 
immer mehr Ladenlokalen über den Marktpreismechanismus ermittelt, was zu einer 
weiteren Spreizung des Mietspiegels führen wird. Bereits 1996 liegen die von Privat-
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Abb. 29: Mieten im Wroclawer Ladeneinzelhandel, nach Eigentumsform (1996) 

unter6 DM 6-12 DM 12-30 DM 30-60 DM 

Miete pro m2 Verkaufsfläche* 

Eigentümer des Ladenlokals: l=::::J Stadt Wroctaw (n=137) 

über 60 DM 

� Wohnungsbaugenossenschaften(n=68) 
C] Privateigentümer (n=55) 

• umgerechnet zum Kurs 1 zl. = 0,6 DM Quelle: eigene Befragungen 1995 

Die Aussage der Graphik, daß die Mieten kommunaler Ladenlokale niedriger sind, verstärkt sich dadurch, daß sich überdurchschnittli ch 
viele der befragten Betriebe in kommunalen L adenlokalen im Stadtzentrum (mit potentiell hohem Mietniveau) befanden. Gleichzeitig war 
der Anteil von befragten Betrieben im Eigentum von Wohnungsbaugenossenschaften und Privateigentümern außerhal b des Stadtzentrums 
besonders hoch, al so dort, wo die Mieten grundsätzlich niedriger liegen. 

eigentümern erhobenen Mieten nämlich über denen der Wohnungsbaugenossenschaften 
und diese wieder über denen, welche die Stadt Wroclaw verlangt (vgl. Abb. 29). Der 
Grund hierfür sind die unterschiedlichen Interessen bei der Vermietung der Ladenloka­
le. Während Privateigentümer, hierzu zählen auch privatisierte staatliche Unternehmen. 
aus an einer Maximierung der Mieteinnahmen interessiert sind, vergeben Wohnungs­
baugenossenschaften ihre Ladenlokale häufig auch an weniger mietzahlungsfähige Be­
triebe, um eine Branchenstruktur in den Wohngebieten nach den Vorstellungen ihrer 
Mitglieder aufrechterhalten zu können (vgl. Kapitel 5.3.1 ). 

Bereits an dieser Stelle wird auch deutlich, daß die Einzelhandelssteuerung durch 
Bodenmarktregulierung nur eingeschränkt möglich war, womit die These einer „Duali­
tät" des Immobilienmarktes nur teilweise aufrecht erhalten werden kann. Dies gilt vor­
nehmlich in den Großwohnsiedlungen, hier waren die Wohnungsbaugenossenschaften 
die wichtigsten Eigentümer, und in Gewerbegebieten der Stadt, dort blieb der Staat Ei­
gentümer oder waren die staatlichen Unternehmer die Eigentümer ihrer Immobilien ge­
worden. Wie zu sehen sein wird, schlug sich die räumlich ungleiche Verteilung des 
Immobilieneigentums aufgrund der unterschiedlichen Interessen bei der Vermietung der 
Ladenlokale auch in der Einzelhandelsentwicklung vor allem in den Gewerbegebieten 
nieder (vgl. Kapitel 5.3.3). 

5.2.2.4 Betriebstypenwandel und Entwicklungsperspektiven im 
Ladeneinzelhandel 

Es wurde bereits aufgezeigt, daß sich beim Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft 
transformationsspezifische Betriebstypen nach Formalisierungsgrad und Kapitalinten­
sität ausdifferenzieren, zu denen als wichtigste Markthandel, Handel in Kiosken und 
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Verkaufsbuden und Warenhaushandel zählen. Hier stellt sich die Frage, wie erfolgreich 
diese Betriebstypen im Vergleich zum Ladeneinzelhandel den steigenden We1tbewerb 
bewältigen, der nicht nur durch die wachsende Zahl an einheimischen Anbietern, son­
dern vor allem auch durch die seit Mitte der 90er Jahre vermehrten Ivlarkteintritte west­
europäischer Handelskellen zunimmt (vgl. Kapitel 4.3.2). 

In Kapitel 5.2.1 wurde bereits prognostiziert, daß der Markthandel zukünftig einen 
Bedeutungsverlust erleiden wird: Nur für einen kleinen Teil der Verbraucher bearbeitet 
er ein Marktsegment, das der Ladeneinzelhandel auch langfristig nicht abdecken kann. 
Auch die Betriebsbefragungen zeigen, daß die Konsumenten ihre Einkaufsgewohnhei­
ten ändern und sie sich zunehmend vom Markthandel ab- und vermehrt den formelleren 
Betriebstypen zuwenden (vgl. Tab. 39). Der Einbruch des Passanten- und Kundenauf­
kommens im Markthandel belegt dies nachdrücklich. Gewinner der Umorientierung bei 
der Einkaufsställenwahl sind der Ladeneinzelhandel und vor allem der Warenhaushan­
del. Letzterer ist besonders hervorzuheben, weil er die Vorteile des Ladeneinzelhandels 
wie „Sauberkeit und Hygiene" und des Markthandels wie „Angebotsvielfalt" miteinan­
der verknüpft. Außerdem schafft der \Varenhaushandel eine Einkaufsatmosphäre, wie 
sie - aufgrund der Vielzahl an kleinen Buden - der des Markthandels entspricht; im 
Vergleich zu diesem allerdings in einer sehr viel „formelleren" Art und Weise. 

Tab. 39: Wirtschaftliche Situation und Nachfrageentwicklung ausgewählter Betriebstypen 
im Wroclawer Einzelhandel, 1995 

Wirtschaftliche Situation (Angaben in %) 
,,gut' 
,,befriedigend" 
,,schlecht" 

Nachfragesituation (Angaben in %) 
Entwicklung des Passantenaufkommensz seit 1994: .gestiegen" 

.gesunken" 
Entwicklung des Kundenaufkommens seit 1994: .gestiegen" 

.gesunken" 

' ohne Großhandelsmärkte, ohne Straßenhandel 
2 bei Warenhaushandel : Entwickl ung Besucheraufkommen im Warenhaus 
Quelle: eigene Befragungen 1995 

Laden­
einzelhandel 

(n=527) 

26,2 
46,0 
27,8 

12,6 
18,4 
27,5 
28,9 

Markt· 
handel' 
(n=309) 

27,5 
47,0 
25,5 

19,5 
40,3 
20,5 
46,2 

Warenhaus­
handel 
(n=75) 

30,9 
54,4 
14,7 

23,9 
20,9 
29,4 
22,1 

Im betriebswirtschaftlichen Erfolg schlägt sich der Wandel des Einkaufsverhaltens 
bislang allerdings nur bedingt nieder. Vor allem im Ladeneinzelhandel entspricht die 
wirtschaftliche Situation der Betriebe nicht deren verbesserter Nachfragesituation. Auf­
grund der bisherigen Analyse muß davon ausgegangen werden. daß hierfür insbesonde­
re die höhere Kostenbelastung von Geschäften im Vergleich zum Markthandel vor al­
lem durch die enorm gestiegenen l\tlietpreise verantwortlich sind. 

Die steigenden Passanten- und Kundenzahlen im Warenhaushandel zeigen auch, daß 
sich die Verbraucher vermehrt Betriebsformen mit großen Verkaufsflächen zuwenden. 
Dies bestütigen auch Befragungen im Ladeneinzelhandel (vgl. Tab. 40): Größere Ge-
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Tab. 40: Wirtschaftliche Situation des Ladeneinzelhandels in Wroclaw, 1995 (in %) 

Betriebs- FIiial unternehmen Einzelunternehmen 
größe - - -- ··- ,- - -· ·- ·.---··--···-····--· -.. ·-····- ·T- ·· - - -- · ·.,.-- ·- ·- ,- -· -"-
(Durch- staatl. 1 genoss.! privat2 I Summe N�.u- ! pri_vati- ! Al�- 1 Summe 

1 ! · grun- 1 s1ert i Betrieb ! s
��::!::.r

- (n=22) 1 (n=11) ! (n=34) 1 dung 1 (n=166) j (n=22) 1 
che1) 1 1 ! (n=272) 1 1 1 

Summe 

Wirtschaftliche i ! 1 i i 1 

�:�;::�
3 

156 m2 (fg) 1 1 

1

1

,

i_ 

I

, 

17,7 
I

I
, 15,1 

1

, 
25,6 26,2 gur 100 m<(/12) 25,0 • 18,2 ! 60,6 42,2 31,0 

:befriedigend" 54 m2 (230) 55,0 1 45,5 ! 33,3 42,2 47,2 i 46 3 45 2 i 45 5 46 0 
.schlechr 52m• (85) 20,0 1 36,4 i 6,1 ! 15,6 21,8 1 36'.1 1 39'.7 1 28:9 27:8 

�!_e.��1!'_�c_!!1:._ _ _  .. . . �6.'.'1
2
.J�L _ _ __ j __ _ J - - - -!- - ·-·· . .. .. . . ...... !- - - - ! --- --!------__ _ 

Umsatzentwick- ! 
!

I 

I 
l_

:1_ 
! 

!
I 

Jung seit 19944 i . 1 1 

:�:;:�:
s

�'.
ege

n" 
1
�� �: (��� 36,8 

I

, 22,2 
1 

42,3 i 37,0 34,2 1 23,5 I 1 

,unverändert" 59 m2 (156) 42.1 44,4 ,
1 

30,8 
11
1
1

1 

37,0 37 5 i 33 1 1 ��·1 !,_ ��:� 

,gesunken· 64 m2 (78) 21, 1 
1. 

33,3 1 26,9 25,9 28:3 
1
,

, 43:4 
1

,
, 48:5 l.

, 
37, 1 

,stark gesunken' 51 m2 (80) 1 
1 in Klammern: Anzahl Nennungen 
2 inkl. Fi lial en privater Industrieunternehmen 
3 ,sehr gut· ist zusammengefaßt mit ,gut" .. . sehr schlecht" mit .schlecht" ' ,stark gestiegen" ist zusammengefaßt mit .gestiegen" , ,stark gesunken· mit .gesunken· Quelle: eigene Befragungen 1995 

29,0 
35,3 
35,7 

schäfte geben weitaus häufiger als kleinflächige Ladenlokale an, steigende Umsätze und 
eine günstige wirtschaftliche Situation zu verzeichnen. Dieser Trend ist auf zweierlei 
zurückzuführen. Erstens trug die Größe der „Verkaufsfläche" im Sozialismus nur wenig 
zur Attraktivität eines Unternehmens bei, da normierte und enge Sortimente bestanden 
und leere Regale die Verkaufsflächen füllten. Zweitens konnten solche Angebotslücken 
im Sozialismus gerade kleine Privatbetriebe aufgrund ihrer anderen Warenbeschaf­
fungskanäle bearbeiten. Mit der Einführung marktwirtschaftlicher Bedingungen ging 
dieser Wettbewerbsvorteil „Marktnischenbearbeitung" verloren: Die Angebotspalette 
im polnischen Einzelhandel hat sich seit der Wende vertieft und verbreitert, was größ­
tenteils auf die Deregulierung des Imports westlicher Konsumgüter zurückzuführen ist. 
Mitte der 90er Jahre wird das Angebot fast aller Geschäfte durch Waren westlicher Her­
steller geprägt. Durch diese Ausweitung des Warenangebots wurde die Verkaufsfläche 
wieder zu einem wichtigen Wettbewerbsfaktor. 

Der Erfolg großflächiger Betriebe schlägt sich auch in der besseren wirtschaftlichen 
Situation von Filialunternehmen nieder (vgl. Tab. 40): Nach den Erhebungen des Au­
tors haben Einzelunternehmen 1996 eine durchschnittliche Verkaufsfläche von 49,9 n/ 
- die Verkaufsfläche von Filialen beträgt dagegen durchschnittlich 332,6 m2. Hier be­
stehen allerdings gegenseitige Abhängigkeiten: Filialunternehmen verfügen außer über 
größere Verkaufsflächen auch i.iber günstigere Einkaufskonditionen und damit größere 
Handelsspannen. Es sind dies Faktoren, die im Sozialismus nicht relevant waren, aber 
beim Übergang zur Marktwirtschaft über den wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen 
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entscheiden. Wirtschaftlich am erfolgreichsten entwickeln sich private Filialunterneh­
men. Hierzu zählen privatisierte Mehrbetriebsunternehmen und Konsumgüterprodu­
zenten, die eigene Filialnetze aufbauen. Einerseits ist die Kostensituation der Privatun­
ternehmen aufgrund des geringeren Personalbestandes günstiger als die der Rumpfbe­
triebe des sozialistischen Einzelhandels. Andererseits scheint die Urnstelluno 
eingefahrener Warenverteilungsmechanismen auf wettbewerbsorientierte Distributions� 
Strategien schwerer zu fallen als der völlige Neueinstieg in den Einzelhandel. 

Daß Umstellung problematischer sein kann als Neueinstieg, zeigt auch der wirt­
schaftliche Erfolg von neugegründeten, privatisierten und „alten", d. h. schon im Sozia­
lismus privaten Einbetriebsunternehmen (vgl. Tab. 40): Insbesondere die privatisier­
ten Betriebe verzeichnen eine ungünstige wirtschaftliche Situation. Die alten Bezugs­
wege sind mit dem „Austritt" aus dem Mutterunternehmen weggebrochen, und die 
Betriebe müssen nun eigenständig über Wareneinkauf, Angebotspalette, Investitionen, 
Ladenöffnungszeiten und Marketingmaßnahmen entscheiden, wodurch die fachliche 
Qualifikation des Betriebsleiters zum entscheidenden Kriterium für den wirtschaftlichen 
Erfolg des Geschäftes wird - ein Kriterium, das bei der Stellenbesetzung im Sozialis­
mus nur eine untergeordnete Rolle spielte. Bis auf den letztgenannten Punkt treffen die 
genannten Umstellungsprobleme sämtlich auch für Altbetriebe zu, die im Transformati­
onsprozeß den größten Umsatzeinbruch verzeichnen. Wettbewerbsorientiertes 
Marktverhalten war bei den geringen Handlungsfreiheiten im Sozialismus nicht möglich 
und wegen des damaligen Wettbewerbsvorteils „Marktnischenbearbeituno" auch nicht .. e 
nötig. Nach dem Ubergang zur Marktwirtschaft entfiel dieser Wettbewerbsvorteil. 

Wie sehr unternehmerische Fähigkeiten über den ökonomischen Erfolg entscheiden, 
offenbart auch die wirtschaftliche Situation neugegründeter Unternehmen. Nur 1 6  % 
der Ladenbesitzer, die Selbständigkeit als „Überlebensstrategie" verfolgten, können auf 
eine gute wirtschaftliche Situation verweisen. Bei denjenigen, die eine Wohlstandsstra­
tegie verfolgten, liegt der entsprechende Anteil mit 35 % sehr viel höher. Noch deutli­
cher zeigen sich die Diskrepanzen bei der Umsatzentwicklung: Während nur J 9 % der 
,,zwangsweise" in den Einzelhandel gewechselten positive Umsatzentwicklungen ver­
zeichnen, sind es bei den „freiwillig" gewechselten Händlern 50 % der Befragten. Diese 
Ergebnisse zeigen deutlich, daß die unterschiedliche Motivation zur Betriebsgründung 
in Wechselwirkung steht mit der besseren Fähigkeit zu unternehmerischem Handeln 
und der besseren Adaption des Verhaltens im Wettbewerb, was sich letztlich in wirt­
schaftlichem Erfolg niederschlägt. 

5.2.3 Internationalisierung im Wroclawer Einzelhandel 

Die Internationalisierung im Wrodawer Einzelhandel setzte im Vergleich zu anderen 
ostrnitteleuropüischen Großstädten relativ spät ein, was dem Trend in ganz Polen ent­
spricht (vgl. Kapitel 4.3.2). lm März 1992 eröffnete mit einem 990 m2 großen Baumarkt 
des deutschen Unternehmens ßauSpez.i an der nordöstlichen Ausfallstraße Wroclaws 
das erste Geschäft eines ausländischen Investors. Tn der Folge nahmen die Gründungs­
aktivitäten kontinuierlich zu, und im Sommer l 996 existierten in Wrodaw bereits 63 
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Tab. 41 :  Branchenstruktur der Filialen ausländischer Handelsketten und Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung in Wroclaw, 1996 

Branchengruppe1 

Lebens-, Genußmittel 

Bekleidung, Textilien 

Elektro, Computer 

Kfz, Kfz-Bedarf 

Anzahl Betrie­
be 

6 

26 

7 

18 

1 i Anteil an allen 
l Betrieben · 

(in%} 

8,3 

36,1 

9,7 

25,0 

Kaufhaus 1,4 

Summe Wroclaw 

' Geschäfte und Warenhaushandel Quel!e: eigene Erhebungen 1996 
72 100,0 

Summe 
Verkaufsfläche 

(i n m2) 

18070 

3355 . . .. . ..  -... .  ·- · ···· ·- · ... ·-
731 

4500 . . . . ··-······- ·· · - · -·····- ·· ·- ···· 
6000 

36924 

Anteil an Durchschnitt 
Verkaufsfläche Verkaufsfläche 

(inm2} (in m2) 

48,9 3012 

9,1 129 

2,0 104 · · · - -···- ·· ·- ·· · · - · ·  
12,2 250 

16,2 6000 

100,0 513 

Geschäfte westeuropäischer Handels ketten (in kl. polnische Unternehmen mit ausländi­scher tv[ehrheitsbeteiligung). Hinzu kamen neun Filialen, die Verkaufsflächen in Kauf­und Warenhäusern polnischer Unternehmen anmieteten. Hinsichtlich der Zahl an Be­triebsgründungen durch ausländische Unternehmen dominiert die Bekleidungsbranche mit 36,l % aller Geschäftsneueröffnungen - die größten Verkaufsflächenanteile nimmt dagegen mit Abstand die Lebensmillelbranche ein (vgl. Tab. 41). 
5.2.3.1 Markteintritt und Standortwahl 
Markteintrittsphasen und Betriebsforme11differe11zieru11g 
In Anlehnung an die Ausführungen zur Betriebsformendifferenzierung infolge der In­ternationalisierung (Kapitel 4.3.2) läßt sich der Mar kteintritt ausländischer Handelsun­ternehmen in vier Phasen untergliedern, die durch spezifische Branchen- und Betriebs­formenmer kmale und eine unterschiedliche Standortwahl gekennzeichnet sind: Die Ex­pansion von Fachgeschäften in innerstädtischen Lagen, der später einsetzende Markteintritt des großl1ächigen Lebensmitteleinzelhanclels in wohnungsnahen Lagen, das sich seit 1996 vollziehende Wachstum großflächiger Fachmär kte in nichtintegrier­ten Lagen und die 1998 beginnende Etablierung von Shopping-Centern: • l n  den Jahren 1993 bis 1994 eröffneten in Wroclaw fast ausschließlich Fachge­

schäfte des gehobenen Bedarfs, vornehmlich der Be kleidungsbranche. Diese bis in die Gegenwart zahlenmäßig wnehmenden Betriebe - häufig handelt es sich um Niederlassungen westlicher Produ ktionsfirmen, die in Polen eigene Distributions­netze aufbauen - richten ihre lV[arktbearbeitungsstrategien an die kleine Schicht ein­kommensstar ker Bevöl kerungsschichten, die westlichen Be kleidungs- und Luxusar­ti keln einen hohen Konsumnutzen zumessen. In Wroclaw zählen hierzu neben S1e­
fa11ef, De11i Cler (Mode) und Guerlain (Parfümerie) Unternehmen mit jungen Zielgruppen wie Benet/011 und Levis bzw. Adidas im Sportartikelsegment. Außer­dem expandierten frühzeitig Fachgeschäfte für Computer wie Esco111 und Vobis, die mit preisgünstigen Angeboten eine hohe Nachfrage abschöpfen konnten. 
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Karte 9: Räumliche Verteilung ausländischer Investitionen im Wroclawer Einzelhandel, 1997 

Be kleidungsgeschiifte des gehobenen Bedarfs wählen nahezu ausschließlich Standorte in den schon vor dem Sozialismus besten Lauflagen der Wroclawer In­nenstadt, wo sie 1996 mit 41 Betrieben auf über 6 000 111
2 Verkaufsfläche vertreten sind (vgl. Karte 9). Hinzu kommt das Kaufüaus So/pol, das Ende 1993 mit ausländi-
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scher Beteiligung eröffnet wurde und ca. 6 000 ni2 Verkaufsfläche umfaßt. Im Wett­
bewerb um zentrale Standorte können sich die ausländischen Niederlassungen auf­
grund ihrer höheren Mietzahlungsfähigkeit im deregulierten Immobilienmarkt 
durchsetzen und tragen zu einer „nachholenden Citybildung·' in der Wroclawer In­
nenstadt bei (vgl. Kapitel 5.3.2). 

• 1995 setzte in Wroclaw mit der Expansion des großflächigen Lebensmitteleinzcl­
handels die zweite Phase der Internationalisierung ein. In diesem Jahr eröffneten die 
beiden SB-Warenhäuser Mari110, das unter Beteiligung italienischen Kapitals an der 
nördlichen Ausfallstraße entstand. und Hit (Dohle-Gruppe) westlich der Wroclawer 
Innenstadt. Im September 1996 kam der Verbrauchermarkt von Billa (Rewe-Gruppe) 
als dritte Neugründung hinzu. Weitere Eröffnungen westeuropäischer Lebensmittel­
filialen sind geplant. 

Die Standortwahl der Lebensmittelfilialisten orientiert sich an überlokal bedeu­
tenden Verkehrsachsen bei zugleich enger räumlicher Anbindung an hohe Bevölke­
rungskonzentrationen (vgl. Karte 9). In  Wroclaw wurden bis 1997 ausschließlich 
Standorte in oder am Rande von Gewerbegebieten genutzt. in denen durch Schlie­
ßungen von Industriebetrieben Flächen freigeworden waren und die randlich zu gro­
ßen Neubausiedlungen lagen. Der Standortvorteil „liberlokal gute Erreichbarkeit" 
verknüpft sich hier mit einem hohen lokalen Nachfragepotential. Angesichts des in 
Polen bislang dominierenden täglichen Lebensmitteleinkaufs und der geringen Pkw­
Verfügbarkeit ist dies ein wichtiger Standortfaktor. Die westeuropäischen Unter­
nehmen kaufen die Flächen in Gewerbegebieten oft von liquidierten oder staatlichen 
Unternehmen oder privatisierten Unternehmen (häufig handelt es sich auch um bis­
lang ungenutzte Freiflächen) und entziehen sich damit dem planerischen Zugriff der 
kommunalen Behörden (vgl. Kapitel 5.2.3.4). 

• Mit der zunehmenden Expansion von Fachmärkten an nichtintegrierten Standorten 
setzt Ende 1996 in Wroclaw die dritte Phase der [ntemationalisierung ein. Zu die­
sem Zeitpunkt, wenige Monate nach den Erhebungen des Autors, eröffnete lkea ein 
10 000 m2 großes Einrichtungshaus in Kobierzyce südlich der Wroclawer Stadtgren­
ze (vgl. Karte 9). lVlit der Eröffnung eines Büroartikelfachmarktes der amerikani­
schen Kette Office Depot ( 1 997) und den im Bau befindlichen großflächigen Einzel­
handelsbetrieben von Obi und Tesco wird sich hier auf der „grünen Wiese", in ver­
kehrsgünstiger Lage an der Autobahn mittelfristig ein - ungeplantes -
Fachmarktzentrum etablieren. 

Ähnliche Einzelhandelsgroßprojekte an nichtintegrierten Standorten planen auch 
andere ausländische [nvest0ren. So erwarb Obi nach Presseberichten68 im Sommer 
1996 ein 1 3  ha großes Grundstück an der Fernstraße nach Lodz-Warschau, auf dem 
ein Fachmarktzentrum mit vier Fachmärkten, einem SB-Warenhaus sowie Gastro­
nomiebetrieben auf insgesamt 50 000 111

2 Verkaufstläche entstehen soll. Investiti­
onspläne in ähnlichem Umfang verfolgt der französische Konzern Leclerc. 

• 1998 beginnt mit der Eröffnung von Shopping-Centern eine vierte Phase in der In­
ternationalisierung, die - außerhalb des Stadtzentrums - erstmals nicht nur auf den 

6
" vgl. .,Pi�c hitow w jednym'' (Fünf Hits in einem). In: Gazeia Wyborcza vom 5.8.1996; ,.Gig,ant6w coraz wi�cej" (Giganten nehmen weiter zu). In: Gazeta Wyborcza vom 30.5 . 1996. 
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grundnutzenorientierten Einkauf zielt. Die Expansion von Shopping-Centern wird 
vor allem von international agierenden Entwicklungsgesellschaften vorangetrieben, 
die nun auch in Polen eine günstige Kapitalverzinsung erwarten. So kaufte die däni­
sche Developer-Gesellschaft 71,orkild Kriste11se11 im Januar 1997 ein 9 ha oroßes 
Gelände aus Privatbesitz im Wroclawer Stadueil Zakrzow. unmittelbar v�r der 
Stadtgrenze an der Hauptstraße nach Warschau. An dieser Stelle sollen 1998 800 
Mio. Dollar in ein Einkaufszentrum mit SB-Warenhaus und mehr als 50 Geschäften 
investiert werden. Mit 18  000 m2 Verkaufsfliiche und der Integration von l'vlultiplex­
kinos, Sportstätten und gastronomischen Einrichtungen wird das Einkaufszentrum 
auch .,Erlebniseinkäufer·' ansprechen, ein Nachfragesegment. das im polnischen 
Einzelhandel derzeit noch unbedeutend ist. 1997 verhandelt das Unternehmen mit 
interessierten Einzelhandelsfirmen, darunter auch lokale Händler, die sich in eiern 
Shopping-Center einmieten wollen und an deren Bedürfnissen sich die endgültige 
Raumaufteilung orientieren wird. 

Traditionelle versus „moderne" Sta11dortlage11 
Mit dem Markteintritt ausländischer Handelsketten kommt es in Wroclaw zur Verbrei­
tung von Betriebsformen, die im einheimischen Einzelhandel bislang unbekannt waren. 
Dabei ist bis 1997 eine ausgesprochene Polarisierung festzustellen: Wenigen hochprei­
sigen Unternehmen des Top-Segments steht eine Vielzahl niedrigpreisiger Betriebsfor­
men gegenüber. Insgesamt ist der Anteil ausländischer Betriebe an den Geschäften in 
Wroclaw mit 1,3 % noch gering. Aufgrund der großflächigen Betriebsformen beträgt ihr 
Anteil an der Yerkaufstliiche jedoch schon mehr als 10 %. Die Standortwahl ist dabei 
ausgesprochen selektiv und richtet sich fast ausschließlich auf drei Stadtteiltypen (vgl. 
Tab. 42): 
• 54 % aller Betriebsneugri.indungen westeuropäischer Einzelhandelsunternehmen und 

31,3 % der hierdurch verwirklichten Verkaufsflächen richten sich auf die Innenstadt 
wo die Unternehmen von der marktorientierten Ladenlokalvergabe der Gemeind� 
profitieren. Ausländische Handelsketten stellen hier insgesamt 3,5 % aller Betriebe 
und 1 0,4 % der Verkaufslläche. Die stärkste Expansion findet dabei in den Laoen 
statt, die bereits vor dem Krieg die Hauptgeschäftsstraßen waren. In diesen ,,ern�u­
erten" la-Lagen der City nehmen Niederlassungen westeuropäischer Unternehmen 
bereits 15,7 % der Verkaufstläche ein. 

• 12,7 % der Betriebsneugründungen und 35,4 % der Yerkaufsf1ächen ausländischer 
Ketten liegen in den Großwohnsiedlungen. Im Unterschied zur Innenstadt, wo auf 
vorhandene Ladenlokale zurlickgegriffen werden konnte. mußten ausliindische Un­
ternehmen hier erst Neubauten errichten, weswegen der Anteil an der Gesamtzahl 
der Betriebe 1996 gering ist. Aufgrund ihrer Großfüichigkeit nehmen sie aber bereits 
16,4 % der Verkaufsfüichen ein. 

• 23,8 % der Betriebsneugründungen und 3 1 ,6 % der Verkaufsflächen ausländischer 
Kellen richteten sich auf die Gewerbegebiete und andere nichtintegrierten Lagen. 
Die Unternehmen profitieren hier davon, daß sich das lmmobilienei irentum im Be­
sitz des Staates oder staatlicher Unternehmen befindet und dem Einfü7ß kommunaler 
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Tab. 42: Filialisierungsgrad des Einzelhandels in den Wroclawer Stadtteiltypen, 1996 

Stadtteiltyp Anteil an Betrieben (i n%) Anteil an Verkaufsfläche (in %) 

Innenstadt 

polnische ausländi· 1 Einzelun· 
Ketten sehe Ketten I ternehmen 

6,2 3,5 90,3 
··- -··- · ··-... ·- � - - ,  ........ -.... ,_ .. .. ... _,.,,_. -···- -.. .. ·- - ·-.. - -.. · -· · ·- · ·- .. - · · · " -" " ' -" " ' " ' " - " '  " " " .... , ... _. ,, ,, ,_.,. 
Gründerzeitgebiete 4,1 0,2 95,7 

polnische 
Ketten 

18,6 

13,0 

ausländi· Einzelun· 
sehe Ketten ternehmen 

10.4 71,0 

0,6 86.4 
_ _ __ ,, ,,_ ,, _ ,,,, _ ,,  __ ,,,,_ ..... -.... ,_ ... ,,_ .. . _ ,, _ __ ,, _ _  ,, _ _  . .• . .  -;-.- -.. . -.. ... _ ,, ,, _ ,, ,,_ .. .. . 1 .. , . . ............. -.... ,_ .. .. .. .. .. .. l, · " " " "· - " - "" "· - -.. - ·· ·,-· - -... -... -... -.... · - "'i" " "  
Großwohngebiete 5,6 0,7 93,7 24,8 16,4 

__ ,, _ , _ _ _  ,, , .. ..... ...... _, ___ ,,,_, ___ ,_ .. � . .. ... _ ,, _ _ _ ,, _ ___ __ _  ,,.+ .. -.. .. _ ,, _ ,,, _ ,,, _,, .. , ,  ........... -.... ,- .. .  -.. .. .. ..  _ __ l_ ,, _ ,,, _ _  ,, _ ,, _ _  ,, , 1-.. .. ,_ .. .. ... .. .. .. _ .. ,, _ .. .. ... .. . , 
Alte Dorfgebiete 7,9 1,0 91,1 13,1 1,9 

, ._ ,, ,,_ ,, ,_ ,, , __ ,, ,,_ .. _,,,,,_,,,,_ _ ,, ,, ,,_ .. .. ;-. - -· - ·- ·- ·· · "- " " ;-.. -.. .  -. .. . .. .. .. .. .. .. .. .. ..... ... , ........... _ .. .  _ _  ,, ,, __ _  ,, _ _ , _ __ __ ,, _ ,, ___ __ ,, _ _ ·;- -·- .. ..  -.. . . .. .. .. .  . 
EFH2-Siedlungen 3,9 96,1 

. ,,, _ ,, ,  __ , ............... ,_,,_ .. . _ ,,,, ,, _ ,, _ ,,., .. .. _ . ,,,, . _ _ ,, ,, __ _ ,, ,_ .. .. , . .. .. _ .. .. . . .. .... . .. . .. .. .. . .. . .. .. . .. .  ; ... .. .. .. .. .  ,,_ 

Sonstige Wohngebiete 6,1 93,9 
. ..  , .. , _  .. ,,_ ........... _ .... _,,_ . .  ,,._,,,, .. _ ,,,, , _ ,, ,1- ·- - -.. - - .. .. , _ _ ,, ,,, .. _ + _ ,,, _  .. .. .. .... .... ... .... .. .. .. .. .... ,. - .. . .. .. .. ..  _ _ , ,,_ ,, ,,  .. _ , _ , ,;  

Gewerbegebiete 6,8 11 , 1  82,1 

13,8 

5,8 
···- ·· -· · - ·- -· · ·- ····· 

34,7 • 32,7 
. .. .. .. ,_,,,,,_,,,,_ .. ,,_ .. , _ ,,, _ ,, ,, ,,_ ,,,, _,, ,, ,,_ J  . ..  _ ,, _ ,, ,,,_ ,, ,, ,,_ ,, ,, _ _  , _ _  ,, ,,, .. .. .... . . .............  _ ....... +-... -... . _ ,, _ _  ,_ ,, _ _ ,, . , 1  . .. -... .. ... .. .. . _ .. ..  , .. .. . .. . ; .. .. , .. .. . ..  -.. ..  , . .. . ......... .. 
Nichtintegrierte Lagen 
Summe Wroclaw 5,0 
1 nur Geschäfte 
2 Einfamilienhaus 
Quelle: eigene Erhebungen 1996 

9,5 90,5 

1,3 93,6 19,7 

39,5 

11,2 

58,8 .......... , .. , _ ,, ., , _,,,,,_ ,, ,_ 

85,0 

86,2 

94,2 

32,6 

60,8 

69,1 

Planungsgremien so entzogen ist. In diesen Lagen stellen westeuropäische Handels­
konzerne 1996 bereits mehr als ein Drittel der Verkaufsflächen. 

Die Standortstruktur ausländischer Einzelhandelsunternehmen überlagert in Wrodaw 
das Standortmuster, das sich aus dem Gründungsboom einheimischer Geschäftsgründer 
entwickelt hat. Mit dem Markteintritt ausländischer Unternehmen hat sich zugleich die 
Wettbewerbssituation im Wroclawer Einzelhandel grundlegend geände11. Aufgrund der 
spezifischen Betriebsformen und Standorttypen lassen dabei zwei Formen der Wettbe­
werbsverschärfung feststellen: 
• Unternehmen des gehobenen Fachhandels zielen vorwiegend auf die kleine Schicht 

der Besserverdienenden. Sie erhöhen weniger den Wettbewerb um Marktanteile als 
vielmehr den Wettbewerb um zentrale Standorte in der Innenstadt (vgl. Kapitel 
5.3.2). 

• Großflächige Betriebsformen des Lebensmitteleinzelhandels und Fachmärkte zielen 
auf die Nachfrage nach Gütern der Massenkonsumtion und sprechen breite Bevölke­
rungsschichten an. Von ihnen geht ein besonders starker Wettbewerbsdruck um 
Marktanteile auf den einheimischen Einzelhandel aus. 
In Kapitel 4.3.2 wurde bereits ausgeführt, daß die von der Internationalisierung aus­

gehenden Impulse in Richtung einer „Modernisierung" des polnischen Einzelhandels 
räumlich disparitär verlaufen, da die westeuropäischen Konzerne bislang nur in  polni­
schen Großstädten expandieren, die durch eine vergleichsweise hohe Kaufkraft und Be­
völkerungsdichte geprägt sind. Bei der geringen Pkw-Verfügbarkeit der Verbraucher ist 
für die Betriebe des großflächigen Lebensmilleleinzelhandels darüber hinaus zu erwar­
ten, daß auch auf der kommunalen Ebene der Wettbewerb zunächst kleinräumig be­
grenzt zunimmt und sich auf die von westlichen Unternehmen bevorzugten Standortla­
gen beschränkt. Ob dies zutrifft und sich die in Kapitel 2 . 1 .2.2 angenommene „Moder-

198 

nisierung" auch auf der lokalen Ebene räumlich differenziert vollzieht, wird im folgen­
den untersucht. Am Beispiel des westdeutschen Unternehmens Hit werden dabei zu­
nächst die durch den Markteintritt verursachten Veränderungen der Wettbewerbsver ­
hältnisse analysiert. Anschließend werden die Folgen des Markteintritts hinsichtlich ei­
ner „Modernisierung" des lokalen Einzelhandels untersucht, und es wird beleuchtet, 
welche Rolle die politisch-adnünistrativen Steuerung beim Wandel der Standortstruktur 
im Wrodawer Einzelhandel einnimmt. 

5.2.3.2 Einfluß auf lokale Wettbewerbsverhältnisse. Beispiel Hit 
Eintritt auf den poluischen Markt 
Die SB-Warenhauskette Hit (Dohle-Gruppe) ist ein Vo.,-eiter bei der Expansion des 
westeuropäischen Lebensmitteleinzelhandels auf dem polnischen Markt. Als das Unter­
nehmen Ende 1993 sein erstes SB-Warenhaus in Warschau eröffnete, hatten zuvor nur 
die belgische GI P und das französische Unternehmen Lec!erc großflächige Lebensmit­
teleinzelhandelsbetriebe in Polen gegründet. Die meisten anderen westeuropäischen Le­
bensmittelketten expandierten erst 1 995, als ein wahrer Boom der Internationalisierung 
einsetzte (vgl. Tab. 26, S. 1 2 1). 

Die Niederlassung von Hit in Wroclaw wurde am 29.1 1 . 1995 als zweites SB­
Warenhaus des Unternehmens in Polen eröffnet. Zwei Jahre später unterhielt Hit bereits 
sechs Standorte im Land. Im Jahr 2000 will das Unternehmen nach Aussage des Mana­
gements 20 Filialen in den größten polnischen Städten betreiben. Beim Markteintritt in  
Polen, der ausschließlich auf dem Wege der „internen Expansion" erfolgt, überträgt Hit 
seinen in Westdeutschland erprobten Sortimentsmix „ohne Abstriche oder Anpassun­
gen" auf den polnischen Markt. Die Warenbelieferung erfolgt dabei direkt vom Produ­
zenten, wobei die Unternehmensleitung betont, daß 80 % des Warenwertes mittlerweile 
in Polen hergestellt würden. Lediglich Milchprodukte und Backwaren würden dabei von 
lokalen Produzenten bezogen, der Rest der Ware werde von allen polnischen Hit­
Märkten bei jeweils einem zentralen Produzenten eingekauft. Im Unterschied zur Sor­
timentsstruktur und der Warenplazierung sei im Vergleich zu den deutschen Märkten 
nur die Bauweise der SB-Warenhäuser modifiziert worden: Diese würden in einer ei­
gens für den polnischen Markt entwickelten Container-Fertigbauweise errichtet, die ge­
genüber den in Deutschland verwendeten Bauten einfacher gestaltet und aufgrund ihrer 
Normierung erheblich preiswerter sei. 

Hit in Wroclmv 

Die Wrodawer Filiale hat eine Verkaufsfläche von 10 500 n?, wovon mehr als 70 % 
dem niedrigpreisorientierten Verkauf von Lebensmitteln dienen. Nach Erhebungen des 
Autors handelt es sich dabei überwiegend um in Polen produzierte Waren westeuropäi­
scher Hersteller. Hinzu kommen 630 ni2 Verkaufsfläche in sieben kleineren Ladenlo­
kalen einer „Mall" im Eingangsbereich von Hi1, von denen vier an andere Unternehmen 
untervermietet sind. Darunter befinden sich mit Ruch und Foto Joker (mit Beteiligung 
von Agfa) zwei landesweit operierende Ketten, mit denen Hit auch in Warschau zu-
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sammenarbeitet. Weitere Ladenlokale betreiben das Wroclawer Unternehmen Nab11k 
(Bekleidung) sowie ein örtliches Schuhgeschäft. 

Die Standortwahl von Hit in Wroclaw entspricht laut Unternehmensleitung den 
Standortstrategien. die das Unternehmen in ganz Polen verfolgt. Aufgrund der geringen 
Pkw-Verfügbarkeit der Bevölkerung und deren Bevorzugung des täglichen Einkaufs in 
Wohnungsnähe suche Hit seine Standorte grundsätzlich in der Nähe von Stadtzentren 
oder/und hohen Bevölkerungskonzentrationen. Nach den Ausführungen in Kapitel 4.3.2 
liegt hierin die einzige wesentliche Anpassung an polnische l\tlarktbedingungen bei ei­
ner ansonsten unmodifizierten Multiplikation des erprobten Distributionskonzeptes. 

In Wroclaw fand Hit für seine Zwecke optimale Standortbedingungen in einem Ge­
werbegebiet am Rande der Großwohnsiedlung Szczepin, knapp einen Kilometer von der 
Wroclawer Innenstadt entfernt (vgl. Karte 9). Hier liegt das Gelände eines 1988 stillge­
legten Industriebetriebes, das Hit 1994 von der Stadt erwarb. Auf dem Gelände waren 
schon in den Regionalplänen der 80er Jahre Handelsfunktionen zugelassen worden, 
weswegen für die Ansiedlung von !-lit keine planungsrechtlichen Hindernisse bestan­
den. Die Stadt ihrerseits, die zum damaligen Zeitpunkt noch über keine Erfahrungen mit 
großflächigen Handelseinrichtungen verfügte und noch kein Leitbild zur Einzelhandel­
sentwicklung im Stadtgebiet erarbeitet hatte, machte dem Unternehmen nach Aussage 
des Managements keine Vorschriften hinsichtlich Verkaufsfläche. Bauweise, Infra­
strukturausstattung oder iihnlichem. 

Im Jahr 1996 beschäftigte Hit in Wroclaw 500 Mitarbeiter, deren Zahl nach einigen 
Monaten auf 440 reduziert wurde. Die Marktleitung besteht aus einem Team mit fünf 
deutschen Mitarbeitern, die schon in Deutschland zusammenarbeiteten. Nach einer 
„Anlaufzeit" sei geplant, die Filialleitung einem Zweierteam, bestehend aus einem 
Demschen und einem Polen, zu übergeben. Wie auch andere Untersuchungen zum 
Markteintritt westlicher Konzerne in Osteuropa bestätigen (z .B.  REYNOLDS 1 997), sei 
es jedoch das größte Problem, qualifizierte polnische Mitarbeiter zu finden. 

Außerdem beschäftigt Hit 38 Angestellte einer privaten Sicherheitsfirma, welche die 
Ladeneingänge und die Kassenbereiche kontrollieren und ständig über das gesamte Ge­
lände patrouillieren. Der Grund für diese umfangreichen Sicherheitsmaßnahmen liegt 
nach Aussage der Unternehmensleitung darin, daß bei Hit täglich Bomben- und sogar 
Morddrohungen eingingen. Zudem vergehe kein Tag, an dem die kommunalen Behör­
den nicht „irgendwelche Kontrollen" durchführten, was das Unternehmen auf Anzeigen 
von Inhabern benachbarter Geschäfte und einer örtlichen Händlervereinigung zurück­
führt (s. u.). Auch ufere die Kampagne der polnischen Einzelhändler „teraz Polska" der­
gestalt aus, daß die Werbeträger des Unternehmens im ganzen Stadtgebiet durch Graffi­
ties mit deutschfeindlichen Ressentiments verunstaltet würden. Die Aufschrift „Polaku 
nie kupuj u Hirlera" (Pole, kauf nicht bei Hitler) konnte auch der Autor häufig beob­
achten. 

Nachfragesituation und Beeinfl11ssu11g der lokalen Wettbewerbsverhältnisse 
Die wirtschaftliche Situation von Hit bezeichnet die Unternehmensleitung als „außeror­
dentlich gut". Das SB-Warenhaus werde von der Wroclawer Bevölkerung voll ange­
nommen und zähle wöchentlich mehr als 70000 Kunden. Die Zielsetzungen des Unter-
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nehmens. in Polen pro Woche etwa 1 0  % der Bevölkerung einer Stadt zu erreichen, 
werde hierdurch sogar noch übertroffen. Den Erfolg des Unternehmens zeigen auch die 
Besucherzählungen des Autors im Frühjahr 1996. Demnach gehört Hit zu den am mei­
sten frequentierten Einzclhandelsstandorten in der Stadt (vgl. Abb. 22, S. 1 64). Auf­
grund seiner Nähe zur Großwohnsiedlung Szczepin kann das SB-Warenhaus auch von 
Konsumenten aufgesucht werden, die nicht über einen Pkw verfügen. Es erreicht des­
halb - wie Stichprobenzählungen ergaben - höhere Besucherfrequenzen als das SB­
Warenhaus Marino, das 25 Fußminuten nördlich der Neubausiedlung R6zanka liegt. 

Trotz des hohen Anteils an Besuchern aus der Nachbarschart wird das SB­
Warenhaus stark von der Bevölkerung anderer Stadtteile frequentiert. Der Vergleich des 
Einkaufsverhaltens der Besucher von Hit mit dem der Besucher anderer Einkaufsstätten 
zeigt überdies deutlich, daß die von vielen befragten Experten postulierte „Präferenz fiir 
den täglichen Einkauf in Wohngebietsnähe·' für Hit nicht zutrifft: Obwohl Hit - im 
Vergleich z.u den anderen Einkaufsstätten - überdurchschnittlich viel zum Einkauf von 
Lebensmitteln genutzt wird, kommt eine überdurchschnittlich große Anzahl an Besu­
chern aus .,anderen Stadtbezirken" und gibt überdurchschnittlich hohe Summen beim 
Einkauf aus. Diese Vergleichsdaten belegen - wie auch die hüufigere Nutzung des Pkws 
für den Einkauf - eindeutig einen Trend zum Wochengroßeinkauf (vgl. Tab. 43). 

Die Befragungsergebnisse zeigen, daß sich das Einkaufsverhalten der Bevölkerung 
im Transformationsprozeß wandelt. Einerseits wurde das Einkaufsverhalten bislang 
stärker von den eingeschränkten Konsummöglichkeiten im Sozialismus mit preislich 
und qualitativ kaum differenziertem Warenangebot geprägt - dieses „erzwungene" Ein­
kaufsverhalten wird in der Marktwirtschaft nicht lange Bestand haben. Andererseits ad­
aptieren wachsende Anteile der Bevölkerung „westliche" Konsummuster und Einkaufs­
gewohnheiten - dies wird sich verstärken mit steigendem Realeinkommen und der 
Möglichkeit, individuelle Konsumpräferenzen auszubilden. Schon 1996 wird Hit über­
proportional von Beziehern höherer Einkommen frequentiert, die ein ,.moderneres" 
Einkaufsverhalten als die ärmeren Bevölkerungsschichten pflegen: Sie besuchen weit­
aus seltener den Markthandel, der aufgrund seiner schon im Sozialismus hohen Bedeu­
tung eine größere Verhaltenssicherheit für traditionell orientierte Bevölkerungsgruppen 
bieten dürfte, als das bislang unbekannte, westlich gestaltete SB-Warenhaus. Einen 
Wandel im Einkaufsverhalten der Polen belegt auch eine repräsentative Stichprobenum­
frage (n= 1 000) des Marktforschungsinstituts Pentor im Jahre 1995: Bei der Frage nach 
den „wichtigsten Faktoren für die Wahl des Geschäftes" nannten 48 % der Befragten 
die .,Nähe zur Wohnung". Bei einer ähnlichen Umfrage 1992 waren dies noch 54 %. 
Als Entscheidungskriterien für die Einkaufsstiittenwahl gewannen mit „niedrige Preise" 
( 1995: 55 %; 1992: 48 %) und „Sortimentsbreite" (36 %; 25 %) Faktoren an Bedeutung, 
die eindeutig großflächigen, nieclrigpreisorientienen Angebotsformen wie Hit zugute 
kommen. 

Durch die Eröffnung von Hit. das innerhalb kurzer Zeit große Marktanteile gewin­
nen konnte, nahm der Wettbewerbsdruck auf den einheimischen Einzelhandel erheblich 
zu. Dies gilt zunüchst für die kleinrüumige Ebene: Wenn ein Fünftel der Besucher von 
Hit zu Fuß in das Geschäft kommt, bedeutet dies. daß wöchentlich etwa 14000 Ein­
kaufsgänge der Bewohner der Großwohnsiedlung Szczepin zu Hit führen und daß den 
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Tab. 43: Einkommen und Einkaufsverhalten der Besucher von Hit im Vergleich zu den Besuchern 
anderer Einkaufsstätten 

Merkmale der Besucher 

Haushaltseinkommen 
weniger als 400 zl. ( -240 DM) 
mehr al s 1 500 zl. (-900 DM) 
Verkehrsmittelwahl 
PKW 
öffentlicher Nahverkehr 
zu Fuß 
Wohnort in Nachbarschaft* 

gekaufte Waren 

Hit 

1 ,4% 
41,1% 

59,8% 
19,7 % 
20, 1 % 

26,5% 

Lebensmittel 72,4 % 
Drogeriebedarf 13,6 % 

Bekl eidung 4,2 % 
ausgegebene Summe 
weniger al s 25 zl. (- 15 DM) 
mehr als 100 zl. (-60 DM) 
Einkaufshäufigkeit 
mehr als 2 mal in der Woche 
1 -2 mal in der Woche 
Besuch des Markthandels in der „vergangenen Woche" 

• Bezi rk des Befragungsortes 
Hit (n=229). alle übrigen Befragten (n=1 777) Quell e: eigene Befragung 

13,4 % 
35.0 %  

19,2% 
34,7% 
40,8% 

! alle übrigen Befragten 

14,2% 
17,3% 

18,9% 
32,3% 
44,3% 
47,7 % 

59,2% 
6,2% 

17,6% 

43,7 % 
21,0% 

46,4 % 
23,1 % 

58,2% 

Händlern dort damit erhebliche Mar ktanteile entzogen werden. Bereits vier Monate nach der Eröffnung von Hit mußten fünf kleine Lebensmittelbetriebe in der benachbar­ten Großwohnsiedlung schließen. Mit den Mar kteintritten weiterer westeuropäischer Lebensmittelfilialisten werden solche Betriebsschließungen des kleinflächigen Einzel­handels erheblich zunehmen. Vor dem Hintergrund des gesunkenen Realein kommens der Bevöl kerung ist der Preis nämlich eines der entscheidenden Wettbewerbsmer kmale im polnische Einzelhandel, bei dem der einheimische Einzelhandel in seiner derzeitigen Struktur kaum kon kurrenzfähig ist. 
5.2.3.3 Anpassungsstrategien und „Modernisierung" des lokalen Einzelhandels 

Die Zahl der Betriebsaufgaben im einheimischen Einzelhandel wird mit der wachsenden Expansion großtlächiger Lebensmittelfilialisten steigen. Die „Modernisierung" durch Betriebsschließungen beschränkt sich dabei zuniichst auf die uninittelbare Nachbar­schaft zu den neuen Kon kurrenten und verläuft. damit rüumlich unterschiedlich. Bei zu­nehmender P kw-Verfügbarkeit und dem gezeigten Trend zum Wochengroßeinkauf ist aber eine räumliche Diffusion der .,l'vlodernisierung" zu erwarten. Mit der Expansion 
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von Fachmärkten, die ebenfalls auf Güter der Massennachfrage zielen und über ühnliche Wettbewerbsvorteile wie der großflächige Lebensmitteleinzelhandel verfügen, werden sich Betriebsschließungen auch auf andere Branchen ausweiten. Bereits Mitte der 90er Jahre beschrän kte sich die „Modernisierung'' im polnischen Einzelhandel nicht nur auf Betriebsschließungen, sondern der Mar kteintritt ausländi­scher Handels konzerne löste Anpassungsstrategien im einheimischen Einzelhandel aus. Nach der vorliegenden Untersuchung können dabei drei Bereiche unterschieden wer­den: ,,innerbetriebliche Modernisierung·', zwischenbetriebliche „horizontale und verti­kale Kooperation" und „lnstitutionenbildung im Einzelhanclet·· . 
J1111erbetriebliche Modemisienmg 
Ausgelöst durch den Mar kteintritt ausländischer Handels konzerne beginnt der einheimi­sche Einzelhandel damit, deren erfolgreiche Einkaufs- und Distributionsstrategien nach­zuahmen und die modernen Betriebstypen zu kopieren. Dies gilt bislang vo�·nehmlich für die über kommenen Mehrbetriebsunternehmen, die über höheres Investitionskapital als neugegründete Einbetriebsunternehmen verfügen. Wie gezeigt, bestehen in Abhän­gigkeit von der Innovationsfähig keit des l\tlanagements allerdings große Unterschiede hinsichtlich der innerbetrieblichen Modernisierungsmaßnahmen (vgl. Kapitel 5.1.3.3), die insgesamt aufgrund der geringen Kapitalausstattung noch begrenzt sind. Als Bei­spiele für innerbetriebliche l\tlodernisierungsprozesse können aufgeführt werden: • Die Imitation neuer Betriebsformen im großflächigen Lebensmitteleinzelhandel, die im einheimischen Einzelhandel bislang unbekannt waren (z. B. der geplante Autbnu einer Verbrauchermarktschiene durch P.H.S.). • Die Konzentration auf Kernbranchen durch großflächige Einzelhandelsbetriebe und die gleichzeitige Externalisierung von Handelsdienstleistungen in anderen Branchen (z.B. die Untervermietung von Ver kaufstlächen an ausgewählter Betriebe im Ce11-tm111-Warenhaus). • Die Übernahme moderner Distributionsstrategien wie die Ausgabe von Kunden kar­ten, auf die beim Einkauf Rabaue gewährt werden, um eine höhere Kundenbindung zu erzielen (z.B. durch PSS Fe11iks in Nachahmung von Mari110). • Die Imitation moderner Organisationsstrategien (z.B. die Einführung einer erfolgs­orientierten Entlohnung der Filialleiter bei PSS Polnoc). • Der Aufbau von Filialnetzen durch erfolgreiche ortsansässige Einzelhändler auf dem Wege der internen Expansion (z.B. Mehrbetriebsunternehmen Hewea mit 1996 drei Standorten in Wrocfaw). • Der Aufbau herstellergesteuerter Filial netze zur Absatzsicherung (z.B. Computer­hersteller Opty11111s mit Niederlassungen in fast allen Wroclawer Warenhäusern, Be­kleidungsunternehmen !11termoda mit der Eröffnung eines innerstädtischen Kauf­hauses im ehemaligen Produktionsbetrieb) 
Horizo11tale 1111d vertikale Kooperation 
Der private Einzelhandel ist in zahlreiche Kleinstbetriebe zersplittert und dadurch nicht in der Lage, economies of scale beim Ein kauf zu erreichen. Gleichzeitig konnte er bis­lang kaum genügend Kapital a kkumulieren, um auf dem Wege der A kquisition Markt-
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1 
' 1  

anteile und damit Größenvorteile zu gewinnen. Auch die Filialisierung durch interne 
Expansion stellt die Ausnahme dar. Ein höherer Stellenwert kom'.nt dat�1it der horizo1�­
talen und vertikalen Kooperation zu, die ein geringeres Eigenkapital erfordert und glei­
chermaßen von Mehr- wie Einbetriebsunternehmen verfolgt wird. Hierzu zählen: 
• Die horizontale Kooperation der örtlichen Konsumgenossenschaften, die sich bis­

lang auf die Gründung eines gemeinsamen Großhandelsunternehmens zur Erzielung 
von Größenvorteilen beim Einkauf beschränkt und langfristig vermutlich in einer 
Fusion münden wird. 

• 

• 

Joint-ventures mit Partnerunternehmen - auch aus dem Ausland -, um das für Er­
weiterungs- und Modernisierungsmaßnahmen notwendige Investitionskapital zu er ­
reichen (z. ß .  geplant von PSS As1ra). 

Die horizontale Kooperation und vertikale Integration durch Bildung von Händler­
uenossenschaften oder Einkaufsgemeinschaften war in Wroclaw bis 1995 noch un­
bedeutend (nur 2,7 % der befragten Einzelhändler gaben an, in freiwilligen Ein­
kaufsverbänden organisiert zu sein), gewann nach Abschluß der empirischen Erhe­
bunoen jedoch erheblich an Bedeutung. So wurde im Oktober 1996 in Wroclaw die 
frei;illi!!e Handelskette Lider gegründet, der sich bis September 1997 bereits 43 
private Lebensmittelhändler angeschlossen haben. Das Hauptziel der Kette, die auch 
schon Mitglieder in anderen polnischen Städten besitzt6'\ ist die Erzielung günstiger 
Einkaufspreise und damit eine höhere Wettbewerbsfähigkeit gegenüber ausländi­
schen Handelsketten. Das Unternehmen organisiert auch Promotionsveranstaltungen 
für seine Mituliedcr und bietet diesen Beratungsdienstleistungen an. 1998 wird Lider 

0 
zum Zwecke der Kapitalerhöhung in eine Aktiengesellschatt umgewandelt, an der 
die beteiligten Einzelhändler Anteile erwerben können. Dabei sollen auch die mit 
Lider kooperierenden Großhandelsunternehmen integriert werden. 

Die meisten Impulse zur Gründung von Einkaufskooperationen gehen in Polen 
jedoch vom Großhandel aus. So schlossen sich 1995 mehrere Drogeriegroßhändler 
zu der Aktiengesellschaft Delko zusammen, die seitdem versucht, den Einzelhandel 
an sich zu binden. In Wroclaw sind der Kette bis Ende 1996 bereits 32 Drogeriege­
sch'ifte beioetreten um von den oünstioeren Einkaufspreisen und den von Delko or-' 0 ' ::::,. ö 

� .. . 70 . 
uanisierten MarketingaktiviUiten (z.B. Postwurfsendungen) profrtteren . Der Be1-
;.·itt von Einzelhändlern zu Delko erfolgt - wie bei Lider - über den Erwerb von 
Aktien. Diese in Polen offensichtliche bevorzugte Integrationsform kommt der Ka­
pitalknappheit der polnischen Unternehmen entgegen und unterscheidet sich grund­
legend von den vertikalen Integrationen in Westeuropa, die vornehmlich durch Ak­
quisition erfolgen. 

B esch l e w1 igt e Ins titu ti 011 e11 bi ltlu11 g 
Ein dritter Aspekt der Anpassungsstrategien, die durch den Markteintritt ausländischer 
Handelsunternehmen ausgelöst werden, ist die lnstitutionenbildung im Einzelhandel 

m J lier/.u ziihlen 30 Geschälte in Poznari. 30 l .iiden in Torui1, 15 in ßialystok und 1 0  in Szczecin (,·gl. 1 landel 
9/97: 24). 

,;, vcl. .. Powsta! Handel 2000" (Griindung von Handel 2000) und „Hun organizuje detaJ·' (Großhandel organi­
siert Einzelhandel): In: 1 landel ( ! 996) 1 1 .  S. 6. S. 12-14. 
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durch die Gründung von Interessenvertretungen und Einzelhandclsverbiinde1/1 . Diese 
Jnstitutionenbildung steckt Mitte der 90er Jahre noch in  den Kinderschuhen. erfährt 
durch die Internationalisierung im Einzelhandel jedoch eine erhebliche Beschleunigung. 
Dies zeigt das Beispiel des Zrzeszenie P1ywar11ego Hand/11 i Uslug (ZPl-liU) in Wro­
claw: 

Der ,.Verband privater Einzelhandels- und Dienstleistungsunternehmen" war 1947 
als Vertretung des Privathandels in Polen gegründet worden. wobei die Mitgliedschal't 
von der Regierung für alle privaten Händler vorgeschrieben wurde. Im Jahre 1989 en­
dete für die Privathändler die Pflichtmitgliedschaft; die Zahl der l'vlitglieder in der Woi­
wodschaft Wroclaw sank daraufllin von etwa 2 500 auf knapp 50072. Der Mitglieder­
schwund ist dabei nicht nur als ein Zeichen der .,neuen Freiheit" der privaten Händler zu 
interpretieren, die sich von den überkommenen ,.sozialistischen'· Institutionen lossagen 
wollten, sondern auch auf die Entstehung anderer Interessenvertretungen zurückzufiih­
ren: In Wroclaw bestehen 1996 vier Einzelhandelsverbände, die jeweils etwa 300 Mit­
glieder haben. 
� ZPHiU nimmt nach Aussage seines Präsidenten drei Aufgabenbereiche wahr: Er­
stens führe der Verband Weiterbildungsveranstaltungen durch, die seine Mitglieder in 
die „neuen" Erfordernisse von Abrechnungswesen, Buchhaltung und Logistik einführen 
und mit der Handhabe der sich ändernden Rechtsvorschriften vertraut machen sollen. 
Zweitens unterrichte der Verband seine Mitglieder über neu ausgeschriebene Mietver­
träge der Stadtverwaltung und der Wohnungsbaugenossenschaften und berate die 
Händler bei der Vertragsaushandlung. Drittens sieht der Verband seine Hauptaufgabe in 
der Vertretung der Interessen kleiner Händler gegenüber der Verwaltung. 

Die Verbandsarbeit gestaltet sich nach JARZYNA aufgrund der Konkurrenz zwischen 
den lokalen Verbänden jedoch als schwierig. Hierdurch fehle der Stadtverwaltung ein 
fester Ansprechpartner und den Einzelhändlern eine Lobby. Zudem sei die geringe Mit­
oJiederzahl und der damit schwache Rückhalt der Verbandsarbeit bei den Einzclhiind-"' . -
lern problematisch. In der Regel kämpften die privaten Einzelhändler in Wroclaw ,Jeder 
gegen jeden" und lehnten jegliche Zusammenarbeit ab, da sie eine Beschneidung ihrer 
,,neuen Freiheit" oder ökonomische Nachteile durch Offenlegung ihrer Betriebsergeb­
nisse befürchteten. 

Der Markteintritt von Hi1 in Wroclaw hat die Position von ZPHiU entscheidend ver­
bessert. Die Eröffnung des SB-Warenhauses mit einer Verkaufsfläche, die mehr als das 
Zehnfache über den bisher bekannten Supermärkten lag, hatte bei den Einzelhändlern in 
der Stadt eine wahrhaft schockierende Wirkung. Das fast ohnmächtige Gefühl, dem 
neuen Wettbewerber nichts entgegensetzen zu können, erhöhte den Wunsch nach Zu­
sammenarbeit mit anderen Einzelhändlern erheblich. In der Folge stieg die Mitglieder­
zahl in der ZPHiU seit Ende 1995 um mehr als die Htilfte von knapp 500 auf etwa 800. 
Der Verband hatte nämlich gleichzeitig damit begonnen, seine Verbandspolitik auf die 

7
1 Bei enger Auslegung des lnstitutionenbegriffes ist auch die Entstehung neuer Betriebsformen oder die Ko­

operation von Einzelhiindlern und Großhiindkrn in neuen Organisationsformen als lnstitutionenbildung aufzu. 
fassen. 
'� Alle Ausführungen zur F.ntwickhmg des Zrzes;:e11ie Pri,11-a111ego f-land/11 i Us/11g beziehen sich auf Aussa­
gen des Wroclawer Verbandspräsidenten. Zbigniew .IARZYNA. in einem Gespriich mit dem Autor. 
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Abwehr großfüichigcr Betriebsformen zu konzentrieren. Die Hypothese, daß der 
Markteintritt aushindischer Handelskonzerne die lnstitutionenbildung im einheimischen 
Handel beschleunigt, kann hiermit besUitigt werden. 

Das Bestreben der Abwehr großflächiger Betriebsformen richtet sich aber aus­
schließlich gegen Betriebe im Wroclawer Stadtgebiet. Gerade die räumliche Nähe zu 
den lokalen Einzelhändlern wird als besonders bedrohlich empfunden. Die zu erwarten­
de Absorption von Kaufkraft durch periphere Ansiedlungen wie das Fachmarktzentrum 
von Castom11w wurde von der ZPHiU nicht wahrgenommen. Der Verbandspräsident 
betonte ausdrücklich, daß sich seine Tätigkeiten ausschließlich auf Wroclaw be­
schränkten und ihn Ansiedlungen im Umland „nicht interessieren". Darstellungen des 
Autors über die Situation in Ostdeutschland, wo gerade die nichtintegrierten Lagen die 
Entwicklung des Einzelhandels in den Städten gefährden. waren unbekannt und stießen 
auf großes Erstaunen. 

Bis zur Eröffnung von Hi, hat die Stadtverwaltung nach Aussage lARZYNAs nie 
Kontakt zum Einzelhandelsverband aufgenommen, sondern immer sei ZPHiU der akti­
ve Verhandlungspartner gewesen. Aus diesem Grunde habe man von der geplanten /-/i1-
Ansiedlung keine Kenntnis gehabt, weswegen alle Aktivitäten gegen Hi! erst nach des­
sen Eröffnung einsetzen konnten. Es waren dies Anzeigen an die städtischen Kontroll­
behörden wegen vermuteter Verstöße gegen Hygienebestimmungen sowie ein Gerichts­
streit gegen Hi, wegen unlauteren Weubewerbs durch Dumping, den der Einzelhandels­
verband allerdings verlor. Der größte Erfolg der Verbandsaktivitäten liegt nach Ansicht 
seines Präsidenten in der Sensibilisierung der Stadtverwaltung für die Probleme des 
kleinflächigen Einzelhandels. So sei bei den kommunalen Behörden ein gewisses Um­
denken erfolgt, nachdem ein offener Brief der Händler an den Vizepräsident der Stadt 
Wroclaw, Adam GREI-IL. die konkurrenzlos niedrigen Preise von Hi1 als Bedrohung für 
den einheimischen Handel herausgestellt habe. 

5.2.3.4 Kommunale Steuerungsmöglichkeiten der Internationalisierung 

Auch die Wroclawer Planungsbehörden trafen die nach der Eröffnung von Hit einset­
zenden Betriebsschließungen und die Händlerproteste völlig überraschend und unvorbe­
reitet. Dies zeigten alle Interviews des Autors mit Vertretern des Wirtschaftsdezernates. 
Bei den Gesprächen, in denen Zielsetzung, Art und Maß der kommunalen Einzelhan­
delssteuenmg eruiert werden sollten, sah sich der Autor häufig in die Rolle des „Exper­
ten" versetzt, der von den Erfahrungen in West- und Ostdeutschland mit großflächigen 
Handelseinrichtungen berichten und vor allem Handlungsmöglichkeiten aufzeigen soll­
te, wie deren Expansion „gelenkt" werden könnte. 

Wie auch die Einzelhandelsverbände hatten sich die Wroclawer Planungsbehörden 
bis zur Eröffnung von Hi, nicht mit der Problematik großflächiger Einzelhandelsbetrie­
be auseinandergesetzt. Als Reaktion auf die beginnende Expansion beschlossen die Be­
hörden, solange keine weiteren großflächigen Einzelhandelsbetriebe mehr zuzulassen, 
bis ein Einzelhandelsent wicklungskonzept verabschiedet ist. Diese Absicht äußerten 
nicht nur die Vertreter der Stadtplanung gegenüber dem Autor, sondern versicherte auch 
der Vizepräsident der Stadt Wroclaw, Adam GREHL, den Wroclawer Händlern in einem 
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Gespräch, das diese mit ihrem offenen Brief herbeigeführt hatte1?'. Es zeigte sich je­
doch, daß die beiden wichtigsten Steuerungsmöglichkeiten der Stadtverwaltung, näm­
lich die Stadtentwicklungsplanung auf Grundlage des polnischen Planungsrechtes und 
die kommunale Verfügbarkeit an Grundstiicken und Ladenlokalen. zur Begrenzung der 
Expansion großflächiger Handelsbetriebe ungeeignet waren: 
• Wie in Kapitel 4.1.2 liber die Rechtsgrundlagen der räumlichen Planung in Polen be­

reits ausgeführt, müssen sich Entscheidungen der kommunalen Behörden über die 
Grundstücksnutzung nach den Festlegungen in den örtlichen BauleitpHinen richten. 
Investitionsvorhaben, die diesen Plänen nicht widersprechen, können von den Pla­
nungsbehörden nicht abgelehnt werden. Die Stadt Wroclaw konnte im Zuge des in­
stitutionellen Umbaus bislang aber noch keine ,.neuen·' Planwerke erstellen. wofür 
zwei Gründe verantwortlich sind. Erstens schuf das •. Raurnbewirtschaftungsgesetz" 
erst am 1 .  Januar 1995 die rechtlichen Grundlagen für die Aufstellung neuer Pläne, 
und zweitens waren die für die Planerstellung notwendigen Institutionen noch nicht 
funktionsfähig. So befand sich das Wroclawer Amt für Stadtentwicklungsplanung 
Ende 1995 erst im Aufbau, und die Kompetenzverteilung zwischen diesem neuen 
Amt und dem bislang zuständigen Wirtschaftsdezernat war noch im Gange7". Drit­
tens bestanden noch keine Leitbilder über die Gestaltung des Einzelhandelsnetzes, 
die in konkrete Pläne hätten umgesetzt werden können. Hierfür fehlten nicht nur die 
Erfahrungen über mögliche Folgewirkungen großflächiger Handelsbetriebe, sondern 
auch die notwendige Datengrundlage, die erst durch die Erhebungen des Autors her­
gestellt wurde. 

Es trat so die Situation ein, daß die Entscheidungen der Stadtentwicklungspla­
nung noch an die „alten" Raumbewirtschaftungspläne gebunden waren. Im Sozia­
lismus herrschten jedoch vollkommen andere Rahmenbedingungen: Aufgrund der 
zentralen Steuerung der Raumplanung und des Wirtschaftsgeschehens waren keine 
Investitionsvorhaben zu befürchten, die den Entwicklungsvorstellungen widerspro­
chen hätten. Nach dem Übergang zur Marktwirtschaft zeigte sich, daß die alten 
Plan werke unbrauchbar zur Abwehr großflächiger Handelseinrichtungen waren. 
Nach Aussage der kommunalen Gesprächspartner waren diese PHine nämlich ausge­
sprochen allgemein gehalten. Und wenn in ihnen .,unter anderem" Handel als mögli­
che Funktion an einem Standort vorgesehen ist, besteht keine Möglichkeit zur Steue­
rung mehr. So kann beispielsweise kein Einfluß darauf genommen werden, ob auf 
jenem Standort ein Kiosk oder ein 10000 m2 großes SB-Warenhaus gebaut wird. 

• Die Steuerungsmöglichkeiten der kommunalen Planung beschränken sich daher auf 
die kommunalen Grundstücke und Ladenlokale bzw. auf die Moclalit1iten bei der 
Vergabe derselben. Auch hier zeigt sich jedoch, daß das umfangreiche Eigentum der 

1·' vgl. auch •. Wroclawskic pro1es1y .. (\Vrnclawer Proteste). In: l landcl ( 1996) 2. S. 8: Hiwwy protesty • Handlowcy skarz,l si,;: na nowy hipcrmarkel (Proteste gegen Hi1 - Hiindler fürchten sich vor neuem Hyper­markt). In: Gazeta Wyborcza vom 8.12.1995. " Dies dokumentieren auch die Verhandlungen des Autors über eine Beteiligung der Stadt Wrnclaw an den Kosten der umfangreichen Befragungen. Ers1e Vorverhandlungen hierüber wurden mit dem ßürgcr111eis1er ge­fiihrt. Die Emscheidung iiber die finanzielle ßc1ciligung der Stachverwahung traf sp;iler das Wimchal'tsdezer­nat. Die endgültige Venragsun1erzeichnung erfolg1e dann - nach erneu1en Verhandlungen - mit dem Leiter des Amtes f'iir S1ad1emwic.klungsplanung. das zwischenzeitlich gcgriinde1 worden war. 
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Stadt Wrodaw die Entwicklung großflächiger Betriebsf'ormen nicht steuern konnte. 
Durch die Aufteilung des staatlichen Vermögens bekam die Stadt Wrodaw zwar 
grof3e Teile des vormals staatlichen Eigentums zugesprochen, dieses beschränkte 
sich aber im wesentlichen auf die kommunale Wohnungswirtschaft. Damit erhielt 
die Stadt nur die Verfügungsmacht über Immobilien. die für Unternehmen des groß­
füichigen Einzelhandels ohnehin uninteressant waren (kleintlächige Ladenlokale in 
Wohngebäuden). 

Attraktive Standortvoraussetzungen boten demgegenüber Flächen in Gewerbe­
gebieten. die in der Nähe von großen Bevölkerungskonzentrationen lagen. und 
Standorte an überregional bedeutenden Verkehrsachsen. häufig auf der .. grünen 
'vViese". Eigentlirner dieser Flächen waren entweder Privatpersonen. zumeist aber 
staatliche und privatisierte Unternehmen oder deren Gründungsorgane. also in den 
meisten Füllen die Woiwodschaft. Die Interessen dieser Eigentümer unterschieden 
sich deutlich von denen der Stadtverwaltung. Privateigentümer sowie staatliche oder 
privatisierte Unternehmen folgten vornehmlich kommerziellen Interessen, die Woi­
wodschaften orientierten sich bei ihren Entscheidungen an den makroökonomischen 
Strategien und Leitlinien der Zentralregierung. Alle drei Interessenkonstellationen 
hatten aber häufig ähnliche Resultate, wie Beispiele aus Wroclaw belegen, mit de­
nen in die kommunale Stadtentwicklungsplanung eingegriffen wurde: 
• Ende 1995 erwarb die Rewe-Tochter Billa das Gelände einer Nudelfabrik in der 

Großwohnsiedlung Gaj, auf dem im September 1996 ein 2 100 m2 großer Ver­
brauchermarkt eröffnet wurde. 

• Tm Januar 1997 kaufte die dänische Developer-Gesellschaft Thorkild Kris1e11se11 
ein 9 ha großes Gelände aus Privatbesitz an der Hauptstraße nach Warschau, auf 
dem ein Einkaufszentrum mit über 20000 m2 Verkaul'slläche entstehen wird 
(s.o.). 

• Im Februar 1997 übernahm die Gesellschaft /111oscar für umgerechnet knapp 7 
Mio. DM das liquidierte Unternehmen Wroc/all'skie Zaklady Motorizacxj11e 
(Lastwagenproduktion) an der ul. Hallern. einer Hauptstraße im Süden Wro­
claws. Hauptanteilseigner an /111oscar ist der französische Handelskonzern Car­
refour, der an dieser Stelle ein SB-Warenhaus mit angeschlossener Ladenpassa­
ge bauen wird. Carrefo11r verpflichtete sich, für ein Jahr 500 Mitarbeiter zu be­
schäftigen, darunter 36 des übernommenen Betriebes. Dies war Voraussetzung 
dafür, daß die zuständige Woiwodschaftsbehörde in den Kaufvertrag einwilligte. 

Aus Sicht der kommunalen Planungsbehörden wird es angesichts der aufgezeigten 
Entwicklungen zur Gretchenfrage. ob und wie schnell der staatliche Gesetzgeber Pla­
nungsinstrumente schafft, mit denen die Gemeinde adäquat auf die Expansion des groß­
füichigen Einzelhandels reagieren kann. Beim derzeitigen Stand der Diskussion (Ende 
J 997). die durch den Markteintritt auslündischer Handelsunternehmen erheblich ver­
schärft wurde. ist noch kein Ergebnis in Sicht (vgl. Kapitel 4.3.2). Es zeichnet sich aber 
ab, daß der Gesetzgeber kein Instrumentarium schaffen wird, das Eingriffsmöglichkei­
ten wie etwa die deutsche Baunutzungsverordnung schafft. Deshalb ist in Anbetracht 
der Expansionsplüne westlicher Konzerne (vgl. Tab. 26, S. 1 2 1 )  eine deutliche Zunah­
me großflächiger Betriebsformen in nichtintegrierten Lagen zu prognostizieren. 
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5.3 Wandel der Standortstruktur des Einzelhandels im 
Transformationsprozeß 

Die bislang aufgezeigten Entwicklungspm::esse des Einzelhandel im Transformations­
prozeß lassen sich folgendermaßen skizzieren: Beim Übergang zur Marktwirtschaft 
nimmt die Zahl der Einzelhandelsbetriebe erheblich zu, was sich in Wroclaw im 
\Vachstum der Gesamtverkaufsfläche um das 2.Sfache zwischen 1990 und 1996 nieder­
schlägt (vgl. Tab. 44). Aus makroiikonomischer Perspektive resultiert dieses Wachstum 
aus einem Nachfrageüberhang. der mit der unzureichenden Einzelhandelsversonwng, im 
Sozialismus begründet ist. Diese Position muß nach der vorliegenden Untersucl;un; er ­
gänzt werden um einen mikroökonomischen Zugang: Demnach speist sich die �Ge­
schäftszunahme wesentlich aus einem ,.Betriebsgrlindungsdruck'·, der auf persönliche 
Krisensituationen der Betriebsgrlinder zurückzuführen ist. 

Tab. 44: Einzelhandelswachstum und Betriebstypenstruktur in Wroclawer Stadtteiltypen, 1990-1996 

Wachstums- und Strukturmerkmale 
(Angaben in %) 

Einzelhandelsentwicklung 1990-1996 
Verkaufsflächenwachstum 
Antei l an Verkaufsflächenwachstum 
Anteil an Gesamlverkaufsfläche, 1990 
(alle Betriebe) 1996 
Anteil an Wroclawer Geschäften, 1990 

1996 

Betriebstypenstruktur 1996 
Anteil Markthandel2 an Betrieben 

an Verkaufsfl äche 
Anteil Ki oskeNerkaufsbuden an Betrieben 

an Verkaufsfläche 

' inkl. Gewerbegebi ete 

Innen­
stadt 

2.3fach 
29.7 
38,6 
32,8 
26,3 
20,7 

24,3 
4,6 
6,3 
0,8 

1 inkl. ambulanter Slraßenhandel mit Verkaufsständen Quellen: Urz,id ... 1990; eigene Erhebungen 1996 

i Gründer· ! 
1 zeitviertel ! 
1 
1 

1 
1 2,5fach 

24,2 
27.9 
25.6 
48,3 
45,6 

20,2 
6,2 
8,6 
2.8 

Groß. 
wohn· 
gebiete 

2,8fach 
25,7 
25,7 
25,7 
15,8 
24,0 

49,2 
15.7 
7,4 
2,2 

sonstige i nicht­
Wohn- ! integrierte 
gebiete · Lagen 1 

2.9fach 
4,1 
3,9 
4,1 
5,6 
6,8 

.. ..... .. ..... .. ... .. 

21,5 
5,6 

8,2fach 
16,3 
3,9 

11. 8 
1,7 
2.9 

79,1 
22,1 
3,1 
0,6 

Wroclaw 
(Durch­
schnitt) 

2.8fach 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100.0 

34,7 
9,8 
7.8 
1,8 

Das Einzelhandelswachstum wird in hohem Maße von transformationsspezifischen 
Betriebstypen getragen. die bei Trnnsformationsbeginn meist der Schattenwirtschaft zu­
zurechnen waren und durch eine geringe Kapitalbindung gekennzeichnet sind. Hierzu 
zählen vor allem der IVlarkthandel, der 1996 mehr ein Drittel aller Einzelhandelsbetriebe 
und fast 10 % der Gesamtverkaufsfläche in Wroclaw stellt, sowie Kioske und Ver­
kaufsbuden, zu denen 8 % aller Betriebe und 1,8 % der Gesamtverkaufsfläche zählen. 

Kleintlächigkeit zeichnet auch den Ladeneinzelhandel aus: Fast die Hälfte aller Be­
triebe ist kleiner als 25 1112 Verkaufsflüche und wurde damit nach bundesdeutschen 
Maßstäben kaum die zur langfristigen Marktexistenz notwendige MindestbctriebsQröße 
erreichen (vgl. Tab. 45). Der Ladeneinzelhandel wird dabei von Einbetriebsunte�·neh-
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men dominiert. Die Filialisierungsrate ist wegen des Gründungsbooms von Einzelper­

sonen und der verfolgten Privatisierungsstrategi� gering. Gemessen an den Geschäften 

liegt sie bei nur 6,4 %; gemessen an der Verkaufsfläche dagege,� ?ei 30,� %, was auf 

die Großfläehigkeit der in staatlichem bzw. konsumgenossenschahhchen Eigentum ver­

blieben Ladenlokale und die überwiegend großflächigen Betriebsneugründungen durch 

ausländische Handelsketten zurückzuführen ist. Als Ergebnis von Gründungsboom und 

Privatisieruno ist der Wroclawer Einzelhandel durch eine Dekonzentration auf Unter-"" 
nehrnens- und Betriebsseite gekennzeichnet. 

Tab. 45: Strukturmerkmale des Einzelhandels (Geschäfte) in Wroclawer Stadtteiltypen, 1996 

Strukturmerkmale des Einzelhandels 
(alle Angaben in %) 

Betriebsgrößenstruktur 
Anteil Geschäfte < 25 m2 an Geschäften 

an Verkaufsfläche 

Innen· ! Gründer- 1 Groß- 1 sonstige l nicht· 
stad! ! zeitviertel 1

1 
wohn· 1 Wohn- 1 integrierte 

Wroclaw 
(Durch· 
schnitt) 

34,1 

5,3 

! , gebiete i gebiete Lagen1 

48,9 

22,7 
51.4 62,6 26,1 46,7 
12,9 20,8 1,7 12,1 

Anteil Geschäfte > 1 200 m2 an Geschäften 1,5 , , 0,2 1 0,3 1 2,9 0,5 

an Verkaufsfläche 46,1 1 ! 24,3 i 27,1 i 54,5 28,5 

..... -.. ..  -.. .. . -...... . _ .. .  _ .. _ _  . .. .. .  _ . .. .  _ .. _ .. .. .  _ .... _ .. .. .  _ .. .  -..... _ ... _ .. . -.. .. -... .  _ ... .. . -+-.. .. .. _ ..... .... . -... .  !-
- ...

. -..... -.. .. - . i ... .  -.. ... -.. .. . -.. .  -.. .  
-
1
,, .. -.. ..  -.. ..  -... . _

.. .. ... .. 

Filialisierungsgrad 
(an Geschäften} 
Anteil polnischer Ketten 
Anteil ausländischer Ketten 
(an Verkaufsfläche) 
Anteil polnischer Ketten 
Anteil ausländischer Ketten 

Leerstandsrate 
Anteil von Leerständen an Geschäften 

1 inkl. Gewerbegebiete 

an Verkaursfiäche 

Quell e: eigene Erhebungen 1996 

6,2 
3,5 

1 8, 6 
10,4 

8,8 
5,1 

4,1 
0,2 

13,0 
0,6 

+-·····
1
- · · · · · - · · ·- " "' '  

5,0 
4,9 

5,6 
0,7 

5,6 
0,3 

5,8 
11,6 

24,8 10,1 1 32,2 
16,4 0,4 i 36,1 
- - - ,- _ .... ---1- ·- -

4,0 l 6,5 1,4 
3,3 l 7,2 0,2 

5,0 
1,4 

19,7 
11,5 

5,5 

4,2 

Angesichts des Neugründungsgeschehens ist die Leerstandsrate im Wroclawer La­
deneinzelhandel mit 5,5 % niedrig - in vergleichbaren ostdeutschen Städten liegt dieser 
Wert weitaus höher (in Dresden z.B. 24 %, vgl. PÜTZ 1997a: 59). Die Leerstände sind 
meist auf laufende Privatisierungsve1fahren oder aber auf hohe Fluktuationsraten zu­
rückzuführen. Dies bestätigt sich auch dadurch, daß nur wenige Betriebe, die vom Autor 
J 995 als geschlossen kartiert wurden, auch noch ein Jahr später leerstanden. 

Insgesamt wird der Einzelhandel durch die Lebensmittelbranche bestimmt (vgl. Tab. 
46): Unter Einbeziehung des Markthandels und des Handels in Kiosken und Verkauf�­
buden beträgt ihr Anteil an den Betrieben 52 % und an der Verkaufsfläche 36 %. Wie 
im oesamten Einzelhandel dominieren im Lebensmiuelhandel traditionelle Betriebsfor­
me,7: 1996 waren 98,7 % aller Lebensmittelgeschäfte in Wroclaw Bedien- oder Selbst­
bedienungsläden, die 69,8 % der Verkaufsfläche stellen. Die dem Supermarkt ähnliche 
Betriebsform der Kaufl1alle, die im Sozialismus eingeführt wurde, erreicht mit 1,2 % 
der Betriebe 12,8 % der Lebensmittelverkaufsfläche, und die beiden SB-Warenhäuser 

210 

Tab. 46: Wandel der Branchenstruktur in den Wroclawer Stadtteiltypen, 1990-1996 

Branchenstrukturmerkmal Innen- Gründer-

1 

(alle Angaben in %) stad! zeitviertel 

Branchenstruktur (Geschäfte) 

: Anteil an allen Geschäften 
Lebens-, Genußmittel: 1990 34,4 53,4 

1996 21,6 47,7 i 
alle Betriebslypen2 1996 25,7 50, 4 ! 

Bekleidung, Schuhe: 1990 28,3 19,9 i 
1996 25,1 17,9 1 

alle Betriebstypen 1996 34.8 21,4 
1 Möbel, Wohnungseinrichtung: 1990 2,2 2,4 

1996 4,9 3,9 i 
alle Betriebstypen 1996 3.5 2.8 ! 

1 
...... ....... - , .. ··- ····- ·· ·- · · ·- ·· · · ·- ·  .. · - ···· · - ·  .. ···-'"' '"'' "' '  ..... . .. ... ··- ·· ·- ··· ·- ···· ·- · ·· ·· '.- ·- · · ·- ·· -···-··L 
Anteil an gesamter Verkaufsfläche i 
Lebens-, Genußmittel: 1990 14,7 i 

l 

1996 7,6 t 
a/1/e Betriebstypen 1996 9,3 l 

1 Bekleidung, Schuhe: 1990 22,7 1 
1996 17,8 1 

alle Betriebstypen 1996 21,4 

: Möbel , Wohnungsei nrichtung: 1990 2,4 
1996 16,7 

alle Betriebstypen 1996 15,8 i 
_ .. , .. ,-............. - �  .. ,� - ·· " · - ·· ·- ·· ·- · · · -·······- ·· ·- · .. · - ·· · · ·- ····-· ·· _,, .... .......... -.. .. -.. 1-
Branchenfluktualionsgrad 
(Geschäfte)3 
1990-1992 üährtich) 9,9 
1992-1995 üährlich) 7,1 
1995-1996 10,2 

Zuordnung nach Kernsortiment. ohne leerstehende Belriebe 
' inkl. Gewerbegebiete 

1 
1 

1 1 
1 

54,0 
43,8 
44,3 
14,5 
14,4 
16,5 
4,2 

10,7 
9,6 

7,7 
5,5 

7,2 

2 inkl. Markthandel , ambul anter Straßenhandel. Kioske und Verkaufsbuden 

1 

1 i 
� 
i 

1 
j 
! i 
i 
i 

i 
1 

Groß-
1 

sonstige nicht- Wroclaw 
wohn· Wohn· integrierte (Durch-
gebiete 1 gebiete Lagen1 schnitt) 

1 
i 
! 

63,2 83,1 57,7 54,7 
60,0 l 75,3 19,9 46,6 
55, 8 80, 4 83,9 51.9 
8,8 2,2 3,8 17,9 

12,2 i 5,0 4,4 16,7 
21,6 

: 

4, 1 1,6 21.4 
0,4 3,8 1,8 
2,7 2,0 ! 11,7 3,9 
1,6 1,5 l 2,2 2,4 . 

.......... . . ... .. . -+ - --- -; - - - " " ' " ' ' ·····- · · -" ·- · · · ·- ·· 

1 
i 

59,0 84,4 1 22,3 40,6 
58,6 1 50,8 1 23,4 33,5 
57,5 1 53,6 40,2 36, 2 i 
6.2 ! 1,9 1 0,4 14,4 
7,1 

: 

2,3 1 1,2 11,8 
10,7 2,2 1 1.1 14, 1 
0,1 i 55,4 4,3 
3,5 31,5 

1 

38,9 15,0 
3, 3 29,6 30, 1 13,3 1 ! ... -..... -...... J .... -.. ..  -.. . ·- - -1 ---- ·· ·- ··- ... ., , . ,- .... -.. ,-.. ... .... _ , , , ,  i 

i 

! 
1 8,6 l 3,5 7,2 8,2 

6,6 ! 2,7 10,3 6,0 
8,3 l 3,3 ! 4,3 7,7 1 

3 Antei l  der Geschäfte mil Branchenwechsel an allen Geschäften zu Beginn des Zeitraums (ohne neueröffnete oder geschlossene 
Geschäfte) 

Quellen: Urzqd ... 1990; eigene Erhebungen 1996 

nehmen 17,4 % der Verkaufsfläche ein. Discounter und Verbrauchermärkte wurden bis 
zum Sommer 1 996 in Wroclaw nicht eröffnet. 

Die Standortwahl einheimischer Geschäftsgründer und internationaler Handelskon­
zerne unterscheiden sich grundlegend. Gleiches gilt für die transformationsspezifischen 
Betriebstypen „Markthandel" und „Kioske und Verkaufsbuden", welche die Einzelhan­
delsstruktur in den Wrodawer Stadtteilen in unterschiedlicher Weise prägen. Nachdem 
bislang die Prozesse auf der Angebotsseite getrennt voneinander analysiert worden sind, 
wird anhand Tab. 44, Tab. 45 und Tab. 46 im folgenden der Wandel in der Standort­
struktur genauer analysiert. Dabei werden zun�ichst die wichtigsten Einzelhandelslagen 
I nnenstaclt, gründerzeitliche Wohnviertel (Mehrfamilienhäuser), Großwohnsiedlungen 
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und nichtintegrierte Lagen untersucht. Hieraus wird anschließend ein Modell über den 
raum-zeitlichen Kontext des Wandels der Einzelhandelsstruktur im Transformations­
prozeß abgeleitet. Darüber hinaus wird der Frage nachgegangen, wie sich die betriebs­
wirtschaftliche Entwicklung der Einzelhandelsbetriebe und das Einkaufsverhalten der 
Bevölkerung in den unterschiedlichen Standortlagen gestaltet, da sich hieraus I mplika­
tionen für die Entwicklungsperspektiven des Einzelhandels ergeben. 

5.3.1 Unterschiedliche Folgen des Gri.indungsbooms in Wohngebieten 

Das Wachstum des Einzelhandels konzentriert sich seit der Wende auf die Wohngebie­
te, die insgesamt 54 % des Verkaufsflächenwachstums in der Stadt auf sich zogen und 
in denen sich 1996 mehr als drei Viertel aller Geschäfte und über die Hälfte der Ge­
samtverkaufsfläche Wroclaws befinden. Zurückzuführen ist dies auf die Dominanz ein­
heimischer Geschäftsgründungen, die sich ausnahmslos am mikroräumlichen Nachfra­
gepotential orientieren. Eine Analyse der Einzelhandelsstruktur belegt allerdings starke 
Unterschiede zwischen den verschiedenen Wohngebietstypen, von denen die Gründer­
zeitviertel und die sozialistischen Großwohnsiedlungen als wichtigste anzusehen sind. 

U11tersclziedliche A11sga11gssituatio11 i11 Gründerzeit- und Großwolt11siedluugeu 
In den Gründerzeitvierteln bestand schon zu sozialistischen Zeiten ein vergleichsweise 
dichtes Netz an Einzelhandelseinrichtungen, da die Einzelhandelsplanung auf eine be­
stehende Ladeninfrastruktur zurückgreifen konnte. Trotz der zahlreichen Betriebs­
schließungen Anfang der 50er Jahre war die Versorgungssituation damit verhältnismä­
ßig gut (vgl. Karte 13, S. 27775). Von privaten Betrieben, die sich hier in Restbeständen 
erhalten konnten, wurden auch Waren des mittel- und langfristigen Bedarfs angeboten. 
Insgesamt war die Ladeninfrastruktur erheblich veraltet. Großflächige Betriebsformen 
fehlten fast völlig, da die sozialistische Planung Investitionen fast ausschließlich in die 
neuen Großwohnsiedlungen lenkte. 

ln den Großwohnsiedlungen gestaltete sich die Versorgungssituation für die Bevöl­
kerung viel ungünstiger. Entgegen den Ausstattungskennziffern wurden die vorgesehe­
nen Einzelhandelseinrichtungen meist nicht verwirklicht, und insbesondere Waren des 
mittel- und langfristigen Bedarfs fehlten. Die Einzelhandelsstruktur wurde von soziali­
stischen Ketten bestimmt, die bei der Siedlungsplanung Ladenlokale oder Bauflächen 
zugewiesen bekamen. Zwischen den Neubausiedlungen bestanden beträchtliche Unter­
schiede, die auf den Leitbildwandel der Einzelhanclelsnetzplanung Mitte der 70er Jahre 
zurückzuführen sind (vgl. Kapitel 2.2.2.3): Seitdem wurde die „räumlichen Konzentra­
tion" des Einzelhandels angestrebt, d. h. eine Konzentration in großflächigen Verkaufs­
stellen und zugleich in den Zentren der Wohngebiete. Dieses Prinzip wurde in Wrodaw 
in Gq_d6w Maty idealtypisch umgesetzt, indem fast die gesamte Verkaufsfläche im Wa­
renhaus PSS Astra konzentriert wurde (vgl. Karte 1 1 , S. 275). Im Großwohngebiet Gaj, 

7
� Zur Lage der Untersuchungsgebiete Traugutta und Gaj vgl. Karte 5, S. 13 1 .  
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das in den 60er Jahren konzipie1t worden war, wurden dagegen vorwiegend kleintlächi­
ge Geschäfte in Streulagen gebaut (vgl. Karte 14, S. 278). 

Deze11tralisier11ng durch Privatisierung 1111<1 Griinduugsboom 
Die Privatisierung des staatlichen und konsumgenossenschaftlichen Einzelhandels be­
endete in den Wohngebieten die monopolistischen Angebotsstrukturen. Der Verlust an 
Ladenlokalen und Verkaufsfläche war für die sozialistischen Ketten in den Gründerzeit­
gebieten dabei weitaus größer als in den Großwohnsiedlungen. Während das vorwie­
gend kommunale Eigentum an Ladenlokalen und die Privatisierungsstrate!!ie des Wro­
clawer S

_
tacltrats in den G:i.inderzeitgebieten zur fast völligen Bedeutungslosigkeit der 

Ketten führten, konnten die Konsumgenossenschaften in den Neubausiedlunoen viele 
großflächige Ladenlokale weiterbewirtschaften, weil sie diese entweder selber°errichtet 
hatten (z.B. PSS Astra) oder die Mietverträge von den Wohnungsbaugenossenschaften 
verlängert bekamen (z.B. Betriebe in der ul. Krynicka, vgl. Katte 14, S. 278). 

Ze�tgleich mit der Privatisierung setzte ein Gründungsboom des privaten Einzelhan­
dels em. In den Gründerzeitgebieten konnte dieser auf eine vorhandene Ladeninfra­
struktur zurückgreifen: Entweder wurden im Sozialismus geschlossene Betriebe wieder 
ge'.mtzt oder H_a�dw�rks- und �leine Dienstleistungsbetriebe aufgrund ihrer geringeren 
M1etzahlungsfah1gke1t von Emzelhandelsbetrieben verdrängt. Das Einzelhandels­
wachs'._u_m vollzog s!ch dabei hauptsächlich in den integrierten „Streulagen", ,,kleinen 
Geschaftskonzentrat1onen" und „Geschäftsstraßen", die fast zwei Drittel des Verkaufs­
flächenwa<:hstums in den Gründerzeitgebieten an sich banden. Auf die Haupt- und Ne­
bengeschäftszentren entfielen nur 37 % des Verkaufsflächenwachstums, womit die 
Standortstruktur des Einzelhandels insgesamt durch eine erhebliche Dezentralisieruno 
gekennzeichnet ist76. 

'° 

In den Großwohnsiedlungen konnten keine leerstehenden Ladenlokale revitalisiert 
werden, da die sozialistische Stadtplanung kommerziellen Funktionen nur wenio Raum 
zur Verfügung stellte und die persistenten baulichen Strukturen auch das Wachs�um des 
Ladeneinzelhandels nach der Wende limitierten. Aus diesem Grunde eröffneten hier 
nach der Wende viele Ladenlokale in umfunktionierten Garagen oder umgebauten 
Wohnungen (vgl. Fotos in Kapitel 5.2.2). Aus derselben Ursache war in den Neubauoe­
bieten auch das Wachstum des Markthandels hoch, der hier 1996 fast die Hälfte aller 
Einzelhandelsbetriebe und über 1 5  % der Gesamtverkaufsfläche stellt. In den Gründer­
zeitgebieten, in de1�en. auch kaum Freiflächen für Marktansiedlungen bestanden, spielt 
der Markthandel mit emem Fünftel aller Betriebe und 6 % Anteil an der Verkaufsfläche 
nur eine untergeordnete Rolle (vgl. Tab. 44, S .  209). 

Betriebstypendifferenzierung im Tra11sformatio11sprozeß 
Gleichzeitig mit dem Wachstum des Einzel- und Markthandels kam es in den Wroda­
wer Wohngebieten zu einer Zunahme der transformationsspezifischen Betriebsformen 
,,Kioske und Verkaufsbuden" und „ambulanter Straßenhandel": 

76 Karte 13 (S. 277). welche die Einzelhandelsstrnktur im Gründer1.eitzentn1111 von Traugutta zei<•t spieoelt diesen Trend nur ungenügend wider. ' � · "' · "' 
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Foto: R. Pütz 1996 

Die steigende Zahl an Kiosken und Verkaufsbuden läßt sich in allen Wrodawer 
Wohngebieten beobachten. Sie werden von den Händlern auf eigene Kosten erworben 
und auf von der Stadt Wrodaw oder aber von staatlichen Stellen gepachteten Flächen 
aufgestellt77

• Bei der Standortwahl dieser Betriebstypen lassen sich zwei Standorttypen 
mit jeweils spezifischer Angebotsstruktur voneinander unterscheiden: 
• Kioske und Verkaufsbuden in Streulagen, die auf Nahversorgungsbediirfnisse zielen 

und entweder Lebensmittel oder ein Gemischtwarenangebot mit Branchenschwer­
punkt Lebensmittel anbieten (vgl. Karten Gcld6w Maly, S. 275, Traugutta, S. 277 
und Gaj, S. 278). Besonders viele einzeln stehende Kioske und Verkaufsbuden er­
öffneten in den dünn besiedelten Wohngebieten wie Einfamilienhaussiedlungen oder 
Dorfgebieten. In diesen Stadtteiltypen, die von der sozialistischen Einzelhandels­
netzplanung kaum erfaßt worden waren, stellen sie 1 996 über 20 % aller Betriebe 
und bieten oft die einzige Einkaufsmöglichkeit im jeweiligen Stadtteil. 

• Kleine Agglomerationen von Kiosken und Verkaufsbuden (z.B. in den Großwohn­
siedlungen G<1_dow Maly, ul. 1-Iynka, und Gaj, ul. Krynicka). Diese erreichen ge­
meinsam bis zu 200 1112 Verkaufsfläche und können auch aufgrund ihres Angebots-

77 Mehr als die Hälfte des Grund und Bodens in Wroclaw befindet sich noch im staatlichen Eigentum (die Stadt Wroclaw besitzt ca. 36 %). Dabei handelt es sich zum Großteil um öffentliche Verkehrsfüichen. Hierin liegt fiir die Einzelhandelsnetzgesialtung ein erhebliches Konniktpotential, da die Stadtverwaltung kaum die Möglichkeit hat, iiber die Nutzung dieser Grundstücke zu bestimmen. Verpachtungen von Boden auf im staatlichen Eigentum befindlichen Verkehrsflächen (z.B. Mittelstreifen breiter Straßen, Plätze) an Betreiber von Kiosken oder Verkaufsbuden laufen damit häufig den kommunalen Einzelhandelsplanungen entgegen. 
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spektrums - oft befinden sich in den Agglomerationen auch Buden mit Be­
kleidungsartikeln oder Haushaltswaren - in den Großwohngebieten die Funktion 
von bislang fehlenden Nachbarschaftszentren einnehmen (vgl. Foto 10). 
Der ambulante Straßenhandel, der hinsichtlich Formalisierungsgrad und Kapital­

intensität in die Betriebstypen „Straßenhandel mit Verkaufsständen" und „Straßenhan­
del aus der Hand" unterschieden werden kann, hat nach einer starken Zunahme in der 
Fri.ihphase nach der Wende miulerweile wieder an Bedeutung verloren. Beide Be­
triebstypen sind heute nur noch in der Innenstadt oder in hochfrequentierten Lagen der 
Großwohngebiete anzutreffen (in G<td6w Maly z.B. auf den Verbindungswegen zwi­
schen der Großwohnsiedlung und den Straßenbahnhaltepunkten, vgl. Karte 1 1 , S. 275): 
• Der ambulante Straßenhandel „mit Verkaufsständen'" ist mit 30 Ständen in Wroclaw 

aufgrund der restriktiveren Haltung der Stadtverwaltung weitgehend verschwunden 
bzw. in den formelleren „Markthandel" i.iberführt worden. Ambulanter Straßenhan­
del existiert nur noch als schattenwirtschaftliche Tätigkeit in der Nähe von Halte­
stellen und bedeutenden Einkaufsstätten in den Großwohnsiedlungen oder in den 
Hauptgeschäftsstraßen des Stadtzentrums. In einer hochspezialisierten Variante als 
„Handel mit selbstgefertigten Kunstgewerbegegenständen" kann er hier vom Verbot 
des Straßenhandels in der Innenstadt befreit werden (vgl. Urz<1_d ... 1 995). 

• lmmer noch sind zahlreiche informelle Handelsaktivitäten von Einzelpersonen zu 
beobachten, die ihre Waren „aus der Hand" anbieten (vgl. Titelfoto). 1996 wurden in 
Wroclaw 94 solcher Personen gezählt, die zu den „Verlierern" des Transformations­
prozesses zählen und deren unternehmerisches Handeln als bloße Überlebensstrate­
gie angesehen werden muß. Dabei handelt es sich vorwiegend um ältere Menschen, 
die zumeist im Eingangsbereich großer Einkaufsmagneten in der Innenstadt oder 
aber - wie in G<1_d6w Maty - in den hochfrequentierten Lagen der Großwohnsied­
lungen ihre Waren zum Verkauf anbieten. Diese Kartierungen von „Einzelpersonen" 
sind allerdings nur eine Momentaufnahme, da die Fluktuation außerordentlich hoch 
ist. Viele Personen bieten nur ein Produkt zum Verkauf an, z .B. eine selbstgestickte 
Decke, ein nicht mehr benötigtes Kleidungsstück oder ein Huhn. Mit dem Verkauf 
dieses Produktes ist die „Handelstätigkeit" dann wieder beendet. 

Unterschietlliche Überpriig1111g durch ]11ternatio11alisierung 
In den dicht besiedelten Großwohnsiedlungen wird der Wettbewerb um Kaufkraft er ­
heblich zunehmen. Ausländische Konzerne sind hieran maßgeblich beteiligt, wie die 
Expansion des großflächigen Einzelhandels in Gaj zeigt (vgl. Karte 14, S. 278). So er­
öffnete die zu Rewe gehörende Einzelhandelskette Bil/a im September 1996 einen 2 !00 
m2 großen Verbrauchermarkt im Osten der Siedlung. Billa haue hierfür zuvor von ei­
nem in Liquidation befindlichen staatlichen Unternehmen das Ge!Unde einer stillgeleg­
ten Nudelfabrik erworben. Obwohl die Stadtverwaltung nach den Etfahrungen mit Hit 
keine großflächigen Betriebsformen mehr zulassen wollte, konnte sie gegen die Eröff­
nung von Billa nicht einschreiten, da sie erstens nicht Grundstückseigentümer war und 
zweitens an diesem Standort in den 1996 noch geltenden Regionalplänen aus sozialisti­
scher Zeit auch Handelsfunktionen zugelassen worden waren. Außer Billa baut die 
staatliche Ce11trw11-Warenhauskette ein�n 10  000 m2 großen Einzelhandelsbetrieb in 
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Gaj. Centrw11 plante hier bereits in den 80er Jahren den Bau eines mehrstöckiges Wa­
renhaus, was wegen Kapitalmangels jedoch nicht umgesetzt wurde. Nun errichtet das 
Unternehmen - in Abweichung von der ursprünglichen Konzeption und in Adaption 
„moderner" Betriebsformen des westeuropäischen Einzelhandels - ein eingeschossiges 
Geschäft, das eher dem Betriebsformenkonzept eines SB-Warenhauses folgen soll. 

Bereits 1996 ist der Filialisierungsgrad in den Großwohnsiedlungen mit 4 1 ,2 % an 
der Verkaufsfläche überdurchschnittlich hoch (vgl. Tab. 44, S. 209). Hieran sind aus­
ländische Handelsketten mit 16,4 % beteiligt. Mit der bevorstehenden Eröffnung weite­
rer großflächiger Betriebsformen wird sich der Wettbewerbsdruck auf den einheimi­
schen Handel erheblich verstärken. Daß dies zu vielen Betriebsschließungen führen 
wird, belegt Hit nachdrücklich. Aufgrund der schon 1996 bestehenden Unterschiede in 
der Wettbewerbsfähigkeit von Betriebstypen (vgl. Tab. Tab. 39, S. 1 9 1 )  und dem sich 
abzeichnenden Wandel des Nachfrageverhaltens der Bevölkerung ist davon auszugehen, 
daß insbesondere Marktbetriebe und kleinnächige Betriebe des Ladeneinzelhandels 
vom Prozeß der Betriebsschließungen als erstes erfaßt werden. 

In den Gründerzeitgebieten wird die Zahl der Geschäftsaufgaben viel langsamer zu­
nehmen. Großflächige Betriebsformen des westeuropäischen Lebensmitteleinzelhandels 
konzentrieren sich nur auf die Großwohngebiete, wo aufgrund der hohen Freiflächen­
potentiale, der bestehenden Unterausstattung im Einzelhandel und der hohen Bevölke­
rungsdichten die günstigsten Standortbedingungen herrschen. In den Gründerzeitgebie­
ten ist der Anteil ausländischer Unternehmen praktisch gleich Null. Daß sich an dieser 
Situation auch langfristig wenig ändern wird, zeigt die Einzelhandelsentwicklung in 
Ostdeutschland, die schon länger und stärker von den Kapitalverwertungsinteressen des 
westdeutschen Einzelhandels bestimmt wird. Im Gegensatz zu den neuen Bundeslän­
dern ist in Wroclaw aber auch von erheblich geringeren Entzugseffekten großflächiger 
Betriebe auf den kleinflächigen Einzelhandel in den Gründerzeitgebieten auszugehen, 
da sich das Einkaufsverhalten der polnischen Bevölkerung vorerst noch stärker an den 
wohnungsnahen Standorten orientiert. 

Steuerung der Einzelhmulelsentwicklung durch lokale Institutionen 
Wie gezeigt, werden die Wroclawer Wohngebiete kaum von Deregulierungen des Im­
mobilienmarktes erfaßt. Aufgrund der verschiedenen Eigentümerkonstellationen beste­
hen aber erhebliche Unterschiede zwischen den Griinderzeitgebieten und Großwohn­
siedlungen. So befinden sich die Ladenlokale in den gründerzeitlichen Wohnquartieren 
überwiegend in kommunalem Eigentum. Die Einzelhändler bewegen sich hier gewis­
sermaßen in einem „geschützten" Markt, da ihre Mieten - dies haben die Befragungen 
eindeutig ergeben - erheblich unter den Marktpreisen liegen. Wenn in naher Zukunft 
die Immobilienmarktregulation endet, ist eine beträchtliche Zunahme der Fluktuation zu 
erwarten, die von ähnlichen Standortanpassungen begleitet sein wird, wie sie seit 1993 
bereits in der Innenstadt zu beobachten sind. 

In den Großwohnsiedlungen sind die meisten der Ladenlokale demgegenüber das 
Eigentum von Wohnungsbaugenossenschaften, deren Vergabepraxis sich an anderen 
Leitbildern als dem der Kommune orientiert. Hier wird es für die Zukunft zu untersu­
chen sein, inwieweit die lokalen sozialen Gemeinschaften der Bewohner in den Groß-
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wohnsiedlungen stärkeren Einfluß auf die Einzelhandelsentwicklung nehmen. Die gro­
ßen Wohnungsbaugenossenschaften sind im Transfonnationsprozeß nämlich durch 
Auflösungserscheinungen gekennzeichnet, da einzelne Siedlungen oder Siedlungsteile 
austreten. Die Bewohner der Siedlungen, die zugleich Genossenschaftsmitglieder sind, 
sehen ihre spezifischen nachbarschaftsorientierten Interessen von den stadtweit operie­
renden Genossenschaften aus sozialistischer Zeit nämlich nur ungenügend vertreten. 

Die unzureichende Ausstattung der Siedlungen mit Einzelhandels- und Versor­
gungseinrichtungen spielt bei diesen Verselbständigungen von kleinen Nachbarschafts­
genossenschaften eine große Rolle. So haben sich die Bewohner der Großwohnsiedlung 
G11_d6w Maly 1996 nach einem Referendum unter den siedlungsansässigen Genossen­
schaftsmitgliedern von der Wohnungsbaugenossenschaft Piast losgesagt und die eige­
nen Wohnungsbaugenossenschaft Gqd6w Maly gegründet. Diese steht seitdem mit Piast 
in Verhandlung über die Aufteilung des Vermögens und der Schulden78

• Auslöser des 
Austritts war der geplante Verkauf ausgedehnter Flächen unbebauten Grundes in G<t­
d6w Maly durch Piast, um die Schuldenlast der Genossenschaft abzutragen. Die Be­
wohner sperrten sich gegen diese Pläne, da sie dann - als Eigentümer von reinen 
Wohngebäuden - über keine Möglichkeiten mehr verfügt hätten, die infrastrukturellen 
Defizite der Siedlung im Bereich Einzelhandel und Dienstleitungen nach ihren Vorstel­
lungen zu beheben. 

Inwieweit eine Einzelhandelsentwicklung „durch die Bewohner„ und „für die Be­
wohner" basierend auf Mietvergünstigungen überhaupt durchsetzbar ist, hängt vom Ei­
gentum der neuen Genossenschaften an Immobilien ab. Wenn das genossenschaftliche 
Eigentum wie in G<td6w Maly große und zusammenhängende Flächen umfaßt, ist eine 
solche „bürgergesteuerte" Einzelhandelsentwicklung - Leitbild moderner Stadtent­
wicklungsplanung auch in Westeuropa - durchaus vorstellbar. Die Aufrechterhaltung 
der Mietverträge mit staatlichen oder konsumgenossenschaftlichen Lebensmittelfilialen 
sind Beispiele hierfür. Wenn aber, wie in Gaj und in den meisten Wroclawer Groß­
wohnsiedlungen, andere Institutionen Flächen z.B. in benachbarten Gewerbegebieten 
besitzen und diese meistbietend veräußern, wird die Entwicklung eines nachbarschaftli­
chen Einzelhandelsnetzes „im Sinne der Bewohner" scheitern. Wie der Betriebsfor­
menmix eines solchen Netzes aussehen würde, ist derzeit völlig offen. 

Umorientierung im Einkm{/Sverhnlten der Bevölkerung 
Die vermuteten Entwicklungsunterschiede zwischen Großwohn- und Gründerzeitsied­
lungen spiegelten sich 1995 noch nicht in den Einzelhandelsbefragungen des Autors 
wider. Diese fanden in einer Phase des Transformationsprozesses im Einzelhandel statt, 
als noch keine mögliche „Modernisierung" durch den Markteintritt großflächiger Be­
triebsformen des westeuropäischen Lebensmitteleinzelhandels einsetzen konnte. So 
wurde Hit erst im November 1995, einige Monate nach den Betriebsbefragungen eröff-

7� vgl. ,.Koniec gigantow" (Ende der Giganten). In: \Viccz6r \Vroclawia vom 7.12.1996. Die Schuldenlast der Wohnung�baugenossenschaft ist vornehmlich auf die Kredite aus sozialistischer Zeil zurückzuführen. Die Abtrennung von G,1dow Maly wurde ennöglicht durch die Stimmen der Vc11rctcr der Großwohnsiedlung Kuzniki, die ebenfalls aus Pinsr austreten wollen. Die Vertreter von G:td6w Maly sicherten den Gcnosscn­schaltlcrn von Kuzniki dafür lJnterstüt7.ung hei deren Austrinsbemühungen w. 
2 1 7  



Tab 47· Situation der Einzelhandelsgeschäfte in Wroclawer Stadtteiltypen, 1995 

Wirtschaftliche Situation und Nachfragesituation 
(alle Angaben in%) 

Bewertung der wirtschaftlichen Situation des Betriebs 
wi rtschaftliche Situation: .gut· 

.befriedigend' 
"schlecht" 

Umsatzentwicklung seit 1994: ,wesentlich verbessert· 
,etwas verbessert' 
.gleich geblieben" 
"etwas verschlechtert" 
,, sehr verschlechtert" 

,,_ .. ,_ .. _ ,,,,, _ ___ __ .. ......... -····- ·· ·- · ··- ""-· ·  .. -···-······- -· ·- ... .. . .... . _ , .... - · · · -······- -· ·-' " ' 
Bewertung der Nachfragesituation des Betriebs 
Entwickl ung Passantenaufkommen seit 1994: ,,gestiegen" 

Entwicklung Kundenaufkommen seit 1994: 

' inkl. Einzelhandelsbetriebe in „Wroclaw·Süd" 
Quell e: eigene Befragungen 1995 

"gesunken· 
.gestiegen" 
.gesunken" 

Innenstadt Gründer- Großwohn· 
zeitviertel siedlungen 

(n=193) (n=142) (n=145) 

27,6 18,5 32,1 
42,7 51,9 46,7 
29,7 29,6 21,2 

5,9 3,4 5,8 
17,8 25,9 31,4 
33,7 39,7 35,5 
20, 1  19,8 12,4 
22,5 11,2 14,9 

8,3 11 ,9 19,5 
28 ,7 12,7 7,0 
21,0 26,2 40,3 
37,6 26,2 15,8 

Wroclaw' 
insgesamt 

(n=527) 

26,2 
46,0 
27,8 

5,2 
23,8 
35,3 
17,6 
18,1 

. . ..  -... - • ' "  · · ·· ·- ·· ·  ... 

12,6 
18,4 
27,5 
28,9 

net und die Pläne hierfür waren fast allen Händlern unbekannt. Eine Analyse der Be­tri;bsbefragungen zeigt aber, daß sich die wirtschaftliche Situation der Betriebe in Großwohnsiedlungen und Gründerzeitvierteln erheblich unterscheiden. Die Geschäftsinhaber in den Gründerzeitvierteln beurteilen die wirtschaftliche Si­tuation und Umsatzentwic klung ihres Ladens weitaus schlechter als die Geschäftsinha­ber in den Großwohnsiedlungen (vgl. Tab. 47). Die Ursache hierfür liegt in einer Ver ­änderung der Nachfrage. So verzeichneten in den Großwohnsiedlungen erheblich mehr Einzelhändler ein gestiegenes Passanten- und Kundenaufkommen als in den Gründer­zeitgebieten. Offensichtlich verbesserte der Gründungsboom in den Gro13wohnsiedlun­gen die Nahversorgungssituation so entscheidend, daß viele der Bewohner Einkäufe, für die sie die Siedlung früher verlassen mußten, heute in der dire kten Nachbarschaft erle­digen können. Hinsichtlich des Einkaufsverhaltens der Bevöl kerung zeigen sich kaum Unterschie­de zwischen Großwohnsiedlungen und Gründerzeitvierteln. Die Einzelhandelsbetriebe in beiden Gebietstypen werden vornehmlich zum täglichen Einkauf von Gütern des kurzfristigen Bedarfs genutzt, wie die beinahe gleich hohe Ein kaufshäufig keit, die kurze Aufenthaltsdauer, die geringen verausgabten Geldbeträge und die Dominanz des Le­bensmittelein kaufs belegen (vgl. Tab. 48). Allerdings umfaßt der Ein kauf in den Grün­derzeitgebieten etwas mehr Waren des mittel- und langfristigen Bedarfs, was mit der Branchenstru ktur der Geschäfte in den Stadtteiltypen korrespondiert. Jn den Großwohn­siedlungen wird das Warenangebot dagegen von der Lebensmittelbranche dominiert, die fast 60 % der Ver kaufsfläche und der Ladenlo kale einnimmt. Ein gewisser Ausgleich etfolgt hier durch den Markthandel, der ein deutlich größeres Angebot vor allem an Be­kleidungsgegenständen bietet (vgl. Tab. 46, S. 211). 
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Tab. 48: Einkommen, Einkaufsverhalten und Einkaufsstättenbewertung der Besucher in den 
Wroclawer Stadtteiltypen, 1995 

Einkommenssituation (in %) 

Innenstadt ! Gründer- ! Großwohn· 
1 zeitviertel I gebiete 

(n=895) 1 (n=472} 1 (n=410) 

Hit 

(n=229) 

i Monatseinkommen: unter 400 zl. (-240 DM) 15,0 i 17,2 1 9,0 1,4 

Wroclaw 

(n=2006) 

12,7 
20,1 

Ei�k��f���;-h;j�;�- ;t�t::::i::y�

-

(�::�

M) 18,8 

1 
13,0 I ·· · · . 1 .. �·�

-
41, 1 

Einkaufshäufigkeit: mehrmals wöchentl ich 28, 6 i 51,3 1 51,4 19,2 41,8 
1 -2 mal wöchentlich 33,3 i 22,5 i 17,4 i 34,7 25,0 
3-4mal monatlich 12,0 i 5,8 1 11,2 15,1 10,1 
1-2 mal monatlich 9,8 

i
! 

7,4 1 7,3 12,3 8,6 
Aufenthaltsdauer: unter 30 Minuten 28,3 48,0 I 41,5 , 16,7 34,4 

30-59 Minuten 19,2 1 23,7 , 34,6 . 46,2 26,9 
60-119 Minuten 21,9 i 16,2 

1 
18,8 i 33,9 21,3 

länger 30,6 i 12,2 i 5,1 i 3,2 17,3 
ausgegebener Betrag: unter 10 zl (-6 DM} 18 ,2 i 18,9 1 17,8 3,1 15,9 

10-24 zl (-6-15 DM) 29.3 I 39,4 i 35,5 , 10,3 29,9 
25-49 zl (- 15-30 DM} 13, 8 i 18,2 

1. 

16,6 i 22,9 16,8 
50-100 zl (-30-60 DM) 12 9 • 1 1 1  9 8 28 7 14,3 
100-249zl(-60-150DM) 20:1 1 9:1 1 16:0 1 25:6 17.7 
> 250 zl (-150 DM) 5,8 1 3,3 1 4,5 l 9,4 5,5 

gekaufte Produkte: Lebens-, Genußmittel 53,2 1 67,1 1 61,6 1 72,4 61.7 
Bekleidung, Schuhe 23,2 i 15,7 , 10,7 1 4,2 15,1 
Drogeri eartikel 5,9 1 7,5 

1
, 

5,4 l 13,6 7,6 
Verkehrsmittelwahl: Pkw 16,7 I 13,5 29,8 i 59,8 23,6 

ÖPNV 46.2 i 26,2 i 9,3 i 19,7 30,9 
· ·- - - - -· - ___ _:u_F'�·- - -- -- - - - _ .. - 3.��� .... -..... [ ...... .. ... �.7-:.�- -1- -. ��1 __ j _ _  �2 - _ _  4.!:�-
Bewertung des Stadtteiltyps (in %) 

1 1 
! 

Bewertung Einkaufsatmosphäre: ,,gut" 73 9 ! 61 2 . 76 1 1 

Bewertung Angebotsvielfalt: 
,schlecht" 5:2 1

, 

14:0 1 3:8 : 
,gut" 64,9 64,4 i 75, 1 1 
.schlecht" 6.4 1

1 
5,5 i 5,0 1 

Bewertung ÖPNV-Erreichbarkeit: "gut" 82 5 76 2 1 76 2 1 
.schl echt" 

4
4
9
:
.
6
0 1 4

8
2
:.7
3 

j1 6
6
9:,5

1 
1 Bewertung Pkw-Erreichbarkeit: .gut" , 

.schlecht' 2
1
6
0 •
. 8
1 1

.

,
. 

2
1
6
3 •• 

5
0 

1

.

i

. 

3
1
9
1 ,
0
0
1 i.,: Bewertung Parkmöglichkeiten: ,gut· 

.schlecht' 71,4 i 61,4 i 36,5 ! 

Quellen: eigene Befragungen 1995, 1996 

91,7 
2,3 

96,9 
0,9 

71,2 
10,1 
83,2 
4,3 

86,2 
3,2 

73,3 
7,2 

73,2 
4,8 

76,8 

7,1 
60,0 
17,3 
36,0 
42,7 

Große Unterschiede beim Ein kaufsverhalten der Bevöl kerung zeigen sich bei der Verkehrsmittelwahl. So erledigen zwar in beiden Stadtteiltypen annähernd 60 % der Be­fragten ihre Einkäufe „zu Fuß" und damit in unmittelbarer Nachbarschaft zu ihren Wohnungen. Während aber in den Gründerzeitgebieten zwei Drittel der aus größeren Entfernungen stammenden Konsumenten öffentliche Ver kehrsmittel nutzen, kommen in den Großwohnsiedlungen drei Viertel der auswärtigen Konsumenten mit dem P kw. Daß die äußeren Ursachen für diese Dis krepanzen nicht in einer schlechteren ÖPNV-
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Anbindung der Großwohnsiedlungen liegen, sondern ausschließlich mit der hier besse­
ren Pkw-Erreichbarkeit und den günstigeren Parkmöglichkeiten zu begründen sind, zei­
gen die Beurteilungen der Konsumenten deutlich (vgl. Tab. 48). 

Es ist davon auszugehen, daß dem Auto beim Einkauf eine immer stärkere Rolle zu­
kommt. Langfristig wird sich dies aufgrund anderer Kriterien bei der Einkaufsstätten­
wahl zuungunsten der gründerzeitlichen Stadtteile niederschlagen, die im Sozialismus 
noch über Standortvorteile aufgrund ihres breiteren Warenangebotes ve1fi.igten. Gleich­
zeitig bevorzugt der Einkauf mit dem Pkw Zentren und großflächige Betriebsformen 
mit hohen internen Kopplungspotentialen. Die 1995 noch positiven wirtschaftlichen 
Perspektiven der Einzelhändler in den Streulagen der Großwohngebiete werden sich bei 
der starken Expansion des großflächigen Lebensmitteleinzelhandels daher erheblich 
verschlechtern. 

5.3.2 Nachholende Citybildung in der Innenstadt 

Ausgangslage 
Mit einem Anteil von 39 % an der gesamten Verkaufsfläche und 26 % an allen Ge ­
schäften war die Innenstadt im Sozialismus der überragende Einzelhandelsstandort, der 
- entsprechend den Leitlinien vom gestuften konzentrischen Aufbau des Einzelhandels­
netzes - überwiegend der Versorgung der Bevölkerung mit mittel- und langfristigen 
Gütern diente. Von einem „überragenden Einzelhandelsstandort" kann allerdings nur im 
Vergleich mit den anderen Stadtteiltypen gesprochen werden. Insgesamt e1fuhr das 
Wroclawer Stadtzentrum im Sozialismus einen erheblichen Funktionsverlust, welcher 
einerseits aus der Umwandlung des östlichen Zentrums in ein fast reines Wohngebiet, 
andererseits aus den Betriebsschließungen und Umwandlungen von citytypischen 
Funktionen (Einzelhandel, gehobene Dienstleistungen) in Wohn- oder Produktions­
funktionen resultierte. 

Wachstum der Einkaufscity durch Umwidmungen 
Seit der Wende durchläuft die Wroclawer Innenstadt eine Umgestalt1mg, die schlag­
wortartig mit „nachholende Citybildung" beschrieben werden kann. Zwischen 1990 und 
1996 ve;größerte sich die Verkaufsfläche um das 2,3fache. Dadurch zog das Stadtzen­
trum fast 30 % des gesamten Verkaufsflächenwachstums in der Stadt auf sich (vgl. Tab. 
44, S. 209). Das Einzelhandelswachstum betraf dabei alle Lagetypen. Die Verkaufsflä­
che in den revitalisierten Ja-Lagen der Innenstadt, d. h. den historischen Hauptge­
schäftsstraßen ul. Pi1sudskiego (Bahnhof bis ul. Kosciuszki), ul. Swidnicka, Rynek so­
wie ul. Ruska, ul. Olawska und ul. Kuznicza (vgl. Karte 15 ,  nach S. 278) stieg um das 
J,6fache und band 38,4 % des Verkaufsflächenwachstums in der Innenstadt. Besonders 
stark wuchsen die 1 b-Lagen in der City (2, 1 fach) sowie die „sonstigen Lagen" 
(2,3fach), in denen sich zusammen 61,6 % des Verkaufsflächenwachstums der Innen­
stadt vollzogen. Hierdurch dehnte sich das Wroclawer Hauptgeschäftszentrums erheb­
lich aus. Dies beschränkt sich aber auf die westliche Innenstadt. Aufgrund der Kriegs-
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zerstörungen und der im Sozialismus geschaffenen baulichen Strukturen wird die östli­
che Innenstadt auch im Transformationsprozeß nicht von der nachholenden Citybildung 
e1faßt. 

In den Ja-Lagen speist sich das Verkaufsflächenwachstum überwiegend durch Um­
widmungen vormals gewerblich genutzter Gebäude. Viele von diesen waren bereits vor 
dem Zweiten Weltkrieg Einzelhandelsstandorte gewesen, wurden nach der sozialisti­
schen Machtübernahme als solche obsolet, da die sozialistische Planung kommerziellen 
Funktionen nur eine untergeordnete Rolle zuwies, und werden nach der Wende wieder 
zu ihrer urspri.inglichen Funktion umgewidrnet (vgl. Karte 15, nach S. 278). Die Um­
widmungen werden im wesentlichen von der Wrodawer Stadtverwaltung forciert. Diese 
hatte bereits im April 1990 eine Liste mit Objekten erstellt, die ihrer Meinung nach ci­
tyuntypische Funktionen erhielten und in Flächen für Einzelhandel und Banken umge­
widrnet werden könnten (Urz4.d ... 1 990). Auf solche Umwidmungen gehen drei Neu­
grlindungen von „Warenlüiusern" zurück, deren Zahl zwischen 1990 und 1996 auf sechs 
stieg. Beispiel fi.ir eine solche Standortaufwertung ist das ehemalige dreigeschossige 
Großhandelslager in der ul. Kuznicza, das 1994 geräumt und bis 1996 sukzessive an 1 6  
Einzelhandelsbetriebe vermietet wurde. 

An den Umwidmungen sind aber auch staatliche oder privatisierte Industrieunter­
nehmen beteiligt, die bislang in der Innenstadt produzierten. Mit der Liberalisierung des 
Boden- und Immobilienmarktes und dem hierdurch entstehenden Bodenpreisgradienten 
wurde diese Nutzung unrentabel. Viele Unternehmen gaben in der Folge ihre Produkti­
on auf oder verlagerten sie an periphere Standorte, um mit der Umfunktionierung in 
Einzelhandelsbetriebe eine rentablere Nutzung zu erzielen. Ein Beispiel hierfür ist das 
wiederbelebte Warenhaus in  der ul. Olawska: Dieses war vor dem Zweiten Weltkrieg 
als Warenhaus gebaut worden, diente im Sozialismus als Produktionsstätte des Beklei­
dungsherstellers Otis und wird seit 1993 sukzessive, d. h. Geschoß fi.ir Geschoß, als Wa­
renhaus revitalisiert. Hierzu vermietet der Investor ausschließlich Verkaufsflächen an 
externe Unternehmen. Ein weiteres Beispiel ist das Bekleidungskaufhaus /11ten11oda in 
der ul. Rzeznicza (Querstraße zur ul. Ruska), das 1996 in den ehemaligen Produkt.ions­
räumen des privatisierten gleichnamigen staatlichen Unternehmens eröffnet wurde. 

Viele der von der Stadtverwaltung zur Umwidmung vorgesehenen O�jekte dienen 
noch 1996 der Produktion oder öffentlichen Einrichtungen. Für die Zukunft ist daher 
mit einem weiteren Verkaufsflächenwachstum in der Innenstadt zu rechnen, vor allem 
weil es sich bei den angezeigten Immobilien zumeist um ehemalige Waren- oder Kauf­
häuser mit repräsentativer baulicher Gestaltung in 1 a-Lagen handelt, nach denen eine 
hohe Nachfrage besteht. 

Wandel der Bra11che11stmktur: Marktanpassung versus gesteuerte E11t111icklw1g 
Außer dem Einzelhandelswachstum ist der Wandel der Branchenstruktur in der Wro­
dawer Innenstadt ein Kennzeichen „nachholender Citybildung". So sank der schon im 
Sozialismus geringe Anteil der Lebensmittelbranche an der gesamten Verkaufsfläche 
von 17 % auf unter 8 %. Bei absolut gleich großen Verkaufsflächen fand dabei eine 
Verlagerung aus den la-Lagen, wo zahlreiche Betriebe geschlossen wurden, an den Ci­
tyrand statt, wo neue Lebensmiuelbetriebe gegründet wurden. Die Verkaufstläche für 
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Bekleidung und Schuhe wuchs von etwa 12  000 m2 auf mehr als 18 000 m2, wobei in 
den I a-Lagen erste Tendenzen einer „Textilisierung" zu beobachten sind. Eine in deut­
schen Innenstädten häufig beklagte „Banalisierung" des Angebots durch niedrigprei­
sorientierte Filialisten findet dabei aber nicht statt - auch die ausländischen Beklei­
dungskellen besetzen ausnahmslos das milllere und obere Angebotssegment 

Das größte Verkaufsflächenwachstum verzeichnen seit 1 990 Warenhäuser, was mit 
den drei Betriebsneugründungen und der Verkaufsflächenausweitung in den bestehen­
den Warenhäusern zu erklären ist. Durch die Untervermietungsstrategien entsteht mit 
dem Warenhaushandel eine transformationsspezifische Betriebsform, die sich wegen ih­
rer hohen Kundenakzeptanz (vgl. Tab. 39, S. 1 9  l )  in den polnischen Innenstädte etablie­
ren wird. Hierfür sprechen auch die Pläne der Warenhausunternehmen, das erfolgreiche 
Untervermietungskonzept sWrker unter strategischen Gesichtspunkten zu verfolgen und 
weiter auszubauen. So beginnt So/pol Sommer 1997 mit dem Bau eines zweiten Waren­
hauses, direkt gegenüber dem alten Standort. Auf sechs Geschossen soll hier - wie im 
alten So/pol - die gesamte Verkaufsfläche vermietet werden. ln Weiterentwicklung der 
bisherigen Konzeption und in Adaption von Konzepten westeuropäischer Shopping­
Center sollen auch einige Ladenlokale entstehen, die durch variable Leichtbauwände 
voneinander getrennt werden79

. Elemente der „Shop in Shop"-Konzeptionen westeuro­
päischer Einkaufszentren verschmelzen hier mit Elementen des traditionellen Waren­
haushandels zu einer neuen Betriebsform im polnischen Einzelhandel. Der Erfolg des 
Warenhaushandels ist nicht zuletzt mit der traditionell hohen Positionierung der Waren­
häuser im  polnischen Einzelhandel zu erklären. Im Sozialismus waren die Warenhäuser 
häufig die einzige Betriebsform, die Waren des langfristigen Bedarfs anboten. 

Außer Warenhäusern nimmt die Verkaufsfläche der Branche „Möbel und Woh­
nungseinrichtungsbedarf'' in der Innenstadt zu. Diese wuchs besonders am westlichen 
Cityrand (vgl. Karte 15. nach S. 278), was auch auf die Umwandlung des ehemaligen 
Produktionsbetriebs von Domar in ein „Möbelkaufüaus" mit acht Verkaufsständen re­
gionaler Hersteller und insgesamt I O 630 1112 Verkaufsfläche zurückgeht. Auch in dieser 
Branche, die in Westeuropa einen Standortwechsel in periphere Lagen vollzogen hat, 
richten sich die Geschäftsgründungen durch einheimische Unternehmen also fast aus­
schließlich auf die klassischen innerstädtischen Lagen. Mit der Expansion von Möbel­
fachmärkten in nichtintegrierten Standorten, die 1997 durch lkea eingeleitet wurde, ist 
in dieser Branche aber kurzfristig von einer erheblichen Verschärfung des Wettbewerbs 
auszugehen, die - bei dem sich zukünftig weiter versteilenden l'vlietpreisgradienten -
vor allem die innerstädtischen Betriebe treffen wird. 

Citybildung im Spanmmg.�f'eld zwischen unternehmerischer Anpassung und 
ko111m1111aler Steuerung 
Der Wandel der Branchenstruktur in der Wroclawer Innenstadt vollzieht sich im Span­
nungsfeld zwischen unternehmerischen Anpassungsprozessen und gezielter Steuerung 
durch die lokalen politisch-administrativen Gremien. Hauptmotor des Branchenwech­
sels in der Innenstadt ist dabei der Immobilienmarkt, der hier am frühsten von der Wro-

79 vgl. auch „Solpol bis·' (Solpol verdoppelt). In: Gazeta Wyborcza vom 15.1.1997. 
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clawer Stadtverwaltung liberalisiert wurde. In der Folge stellen zahlreiche Betriebe ilu­
Sortiment auf „rentablere" Branchen um, indem z.B. ehemalige Lebensmittelbetriebe 
nun - ohne Besitzerwechsel - Bekleidungsartikel verkaufen. Solche Branchenumstel­
lungen sind durch zahlreiche Presseartikel belegc80. Häufig nutzte die Belegschaft ihr 
Vorkaufsrecht zu dem auf einer Versteigerung festgestellten Mietpreis. Da dieser Preis 
mit der bisherigen Branche, meistens Lebensmittel, jedoch nicht zu erzielen war, wech­
selten viele Händler ihr Sortiment, meistens zu Bekleidung und Schuhen. Die geringe 
Bindung der Händler an ein Kernsortiment zeigen auch die Erhebungen des Autors. 
Demnach haben in der Phase der „kleinen Privatisierung" zwischen 1990 und 1992 
jährlich 8,2 % der Ladenlokale ihre Branche gewechselt (ohne Betriebsschließungen 
und -neugründungen, bezogen auf den Beginn des Zeitraums). 1992 bis 1995, als in der 
Stadt ein räumlich und branchenmäßig gestaffeltes, aber fixes Mietensystem bestand, 
sank dieser Vlert auf 6 % ab, um dann 1995, als das Prinzip fixierter Mietpreise teilwei­
se aufgegeben wurde, wieder auf 7,7 % anzusteigen. Besonders hoch war die Fluktuati­
onsrate mit 10,2 % in der Innenstadt, wo der Bodenmarkt am konsequentesten deregu­
liert wurde (vgl. Tab. 44, S. 209). 

Andere Betriebe in Branchen mit nur geringer Flächenproduktivität vermieten Teile 
ihres Ladenlokals an rentablere Unternehmen. Ein Beispiel hierfür ist ein privatisiertes 
Lebensmittelgeschäft in der ul. Swidnicka, dessen Umsätze nicht ausreichten, um die 
gestiegenen Mieten zu tragen: Seit dem 1 .  März 1997 vermietet der Besitzer zwei der 
drei Ladengeschosse an Ke11111cky Fried Chicken. Das Lebensmillelgeschäft wurde in 
das Kellergeschoß verlagert. Gleichzeitig spezialisierte sich der Unternehmer auf Fein­
kostwaren und trennte sich von Warengruppen des Grundnutzenbedarfs, die aufgrund 
der niedrigen Gewinnspannen unrentabel wurden. 

Die hohe Branchenfluktuation wird dadurch verstärkt, daß die Stadtverwaltung in 
der Innenstadt auch bestehende Mietverträge mit Lebensmittelbetrieben kündigt, um 
den von ihr gewünschten Strukturwandel zu beschleunigen. Dies bestätigten nicht nur 
einige innerstädtische Lebensmittelhändler gegenüber dem Autor, sondern wurde auch 
in Gesprächen des Autors mit Vertretern der Stadtplanung und in der Wroclawer Presse 
dokumentiert. Demnach plant die Stadtverwaltung zur Attraktivitütssteigerung des Zen­
trums, in den traditionellen Hauptgeschäftsstraßen alle nach der Wende entstandenen 
Kioske und Verkaufsbuden (insbesondere ul. Pilsudskiego) wieder zu schließen, die 
Straßenränder zu begrünen, die ul. Swidnicka streckenweise zur Fußgängerzone umzu­
wandeln und die „Pächter in der ul. Swidnicka/Ecke ul. Pilsudskiego auszutauschen". 
Laut Gazeta Wyborcza vom 30. 1 . 1996 wurden den dort befindlichen Lebensmittelbe­
trieben im Juni 1995 die Mietverträge gekündigt und den Betreibern Ersatzlokale in ei­
ner anderen Gegend angeboten. Der Artikel zitiert die Betreiberin einer Metzgerei, die 
sich „zu alt" fühle, u m  ihr Sortiment in Richtung der von der Stadtverwaltung ge­
wünschten Branche, ,,hochwertige Industriewaren" zu wechseln und daher das Angebot 
auf Geschäftsverlagerung annehmen würde. 1 996 befindet sich in diesem Ladenlokal 
eine Niederlassung von Adidas. 

Ausgenommen von den Immobilienmarktliberalisierungen sind lediglich die Bran­
chen „Antiquitäten", ,,Kunst" und „Antiquariate", welche die Stadtverwaltung fürder-

"° z. ß. ,,Pierwszy przc1arg" (Erste Vers1eigerungen). In: Wicczör Wroclawia vom 4.9.1990. 
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lieh für das Image Wroclaws als kulturelles Zentrum betrachtet und die auch auf eine 
hohe touristische Nachfrage aus Deutschland treffen. Dies gilt insbesondere für Anti­
quariate, in denen vorwiegend deutschsprachige Bücher aus dem Vorkriegs-Breslau an­
geboten werden. Unter dem Mietenschutz der Stadtverwaltung konnte sich so im We­
sten des Ryneks ein „Kunst- und Antiquitätenviertel" entwickeln (vgl. Kalle 15, nach S. 
278). 

Die Äußerungen von Vertretern der Stadtverwaltung vermitteln den Eindruck, diese 
verfolgten eine klare Strategie bei der zukünftigen Gestaltung der Innenstadt und des 
dortigen Einzelhandelsnetzes. Die Gespräche des Autors können dieses Bild aber nicht 
bestätigen. Zwar betonten die Verwaltungsvertreter stets, daß sich die Geschäftsvergabe 
insbesondere in der Innenstadt nicht nur nach dem Prinzip des höchsten Gebotes richte, 
sondern auch übergeordnete Zielsetzungen der Einzelhandelsnetzgestaltung verfolge 
was die Kündigung von Mietverträgen mit „nicht gewünschten" Branchen erklären 
würde. Gleichzeitig aber konnten sie keine Auskunft darüber geben, worin diese Ziel­
setzungen liegen. In der Phase des institutionellen Umbruchs existie,te zum Befra­
gungszeitpunkt weder eine übergeordnete Stadtentwicklungskonzeption noch ein Leit­
bild zur Innenstadtentwicklung. Ohne solchermaßen fixierte Vorstellungen über einen 
angestrebten Branchen- oder Betriebstypenmix in der Innenstadt, nach dem sich die 
Vergabe von kommunalen Ladenlokalen transparent für die Betroffenen hätte richten 
können, orientierten sich die Entscheidungen der administrativen Gremien an den all­
gemeinen Grundsätzen „mehr Gastronomie", ,,mehr Dienstleistungen (insbesondere 
Kreditgewerbe), ,,mehr hochwertiger Einzelhandel". Die Frage, was „hochwertiger Ein­
zelhandel" ist und an welchen Standorten diese Einrichtungen sich idealerweise ansie­
deln sollten, blieb weitgehend offen (,,in den Hauptgeschäftsstraßen") und wurde offen­
sichtlich fallweise von den jeweils zuständigen Sachbearbeitern entschieden. 

Auch die Entscheidung des Wroclawer Stadtrates vom Juli 1995, Ladenlokale ver­
mehrt zu verkaufen, anstalt sie zu vermieten, beschränkt sich fast ausschließlich auf die 
Innenstadt. In der Folge kommt es hier zu einer Selektion der Betriebe hinsichtlich ihrer 
Kapitalausstattung, woran in hohem !Vlaße westliche Unternehmen beteiligt sind. So 
erwarb die zum PepsiCo Konzern gehörende Pizza Hw-Kette für umgerechnet etwa 
500 000 DM ein Gebäude am Rynek, dessen Erdgeschoß zum Fast-food-Restaurant 

umgewandelt wurde und dessen Obergeschosse an die Wroclawer Vertretung von Rank 
Xerox vermietet wurde. Vor dem Kauf durch Pizza Hut lag in dem Gebäude ein Le­
bensmittelgeschäft. Ähnliche Verdrängungsprozesse sind in allen la-Lagen der Innen­
stadt zu beobachten (vgl. Karte 15, nach S. 278). Ausländische Unternehmen nehmen 
hier bereits 16 % der Verkaufsfläche ein, wobei es sich vorwiegend um Fachgeschäfte 
mit höherwertigen Produkten im Bekleidungs- und Parfiimeriebereich handelt, die -
trotz der derzeit noch vergleichsweise geringen Nachfrage nach diesen hochpreisigen 
Produkten - frlihzeit.ig am Markt vertreten sein wollen. Die ausländischen Konzerne, 
die in Wroclaw Immobilien erwerben, investieren in die Renovierung und Modernisie­
rung der häufig in schlechtem Bauzustand befindlichen historischen Gebäude, womit es 
zu einer merklichen baulichen Aufwertung der Innenstadt kommt. 

Gleichzeitig erhöhen die Immobilienverkäufe für ausländische Ketten die Chance, 
innerstädtische Ladenlokale zu übernehmen, was vor allem bei der Insider-Privatisie-
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Tab. 49: Einkaufsverhalten der Besucher in der Wroclawer Innenstadt 1995 (in %) ' 

Einkaufshäufigkeit in der Innenstadt 
Einkaufshäufigkeit: mehrmals wöchentlich 

1-2 mal wöchentlich 
3-4 mal monatlich 
1 - 2  mal monatlich 

im Vergleich zu 1993: früher häufiger in Innenstadt 
heute häufiger in Innenstadt 

··· ··- - ·· ·- ·- · ·- · · ·-.... -. .... , _ ,,,, ,_ ,,_ ,,_ ,, ,, ,_ ,_ , ,  _ _  ,,.,_ ,,,

_

. , .. . - , ,., _ , , , , ,_ , , , _, , , , , , _ , , ,  

Bewertung des Angebots in der Innenstadt 
gehobene Fachgeschäfte: ,,zu viele" 

,,zu wenige" 
preiswerte Geschäfte: "zu viel e" 

,,zu wenige" 
Gastronomiebetriebe: ,,zu vi ele" 

,,zu wenige" 

1 insgesamt, inkl. Befragte m der lnnensladt (n=895) Quellen: eigene Befragungen 1995. 1996 

Gründerzeit· Großwohn- Hit 
viertel gebiete (n=229) 
(n=472) (n=410) 

17,6 12,8 12,7 
20,7 17,8 17,1 
13,1 11, 1 7,8 
14,6 15,6 20,0 
42,8 43,3 37,2 
14,5 12,0 2,7 

28,1 22,5 11 ,8 
24,8 24,7 33.7 
1,3 2.7 3,8 

80,0 75,5 68,8 
12,1 7,2 9,7 
23,9 30,5 43,8 

Wroclaw1 
(n=2006) 

20,6 
21,3 
11,2 
13,9 
35,0 
14,7 

... _ " - ·· · · - · · · ·  .. . ..  ,, ,_ ,, ,_ ., , ,  

21,3 
26,3 
2,5 

74,3 
9,9 

28,5 

rung kaum möglich war. Es ist davon auszugehen, daß auch viele der bislano noch in 
Warenhäusern eingemieteten Filialen westeuropäischer Unternehmen kurzfristio eioene 
Ladenlokale in der Innenstadt eröffnen werden. Der Wettbewerb um zentrale S�andorte 
und damit die Verdrängungsgefahr für den einheimischen Einzelhandel wird sich auf 
diese Weise weiter erhöhen. 

Situation des innerstädtischen Einzelhandels und Nachfrageentwicklung 
Die wirtschaftliche Situation der Geschäfte in der Wroclawer Innenstadt crestaltete sich 
1995 ungünstiger als die der Läden in anderen Stadtteilen (vgl. Tab. 47,

0 

S. 218). Das 
größte Problem der innerstädtischen Händler lag dabei in den enorm gestiegenen Mieten 
und Abgaben, was 28 % der Befragten angaben. In den Wohnoebieten der Stadt in de­
nen sich die Miethöhe größtenteils noch nach dem kommunale� Mietenschlüssel 'richtet, 
lag der entsprechende Wert nur bei 2 1  %. Gleichzeitig betonten 1 1  % der innerstädti­
sche_n_ Händler, daß der teure Kapitalmarkt sie daran hindere, dringend notwendige In­
vest1t1onen vornehmen zu können. In den anderen Wroclawer Stadtteilen erachteten dies 
nur 6,4 % der Befragten als „größtes Problem". 

Zudem hat sich die Nachfragesituation in der Innenstadt verschlechtert. So meinten 
von allen befragten Geschäftsleitern in Wroclaw hier die meisten, daß das Passanten­
und Kundenaufkommen in den vergangenen 12 Monaten gesunken sei (vgl. Tab. 47, s. 

218) .  Zu ähnlic�1en Ergebnissen kommen die Kunden- und Passantenbefragungen: 
Demnach haben 111sgesamt mehr als 40 % der Befragten in den Wroclawer Wohnoebie­
ten „vor zwei Jahren" häufiger die Innenstadt „zum Einkaufen" besucht (vgl. Tab. 49). 
Der Hauptgrund für diesen Rückgang liegt sicher in der enormen Verbesseruno des Ein­
zelliandelsangebotes in den Wohnsiedlungen. Darüber hinaus ist die angespan�ite finan-
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zielle Siruation der Haushalte und die damit geringe Nachfrage nach in der Innenstadt 
angebotenen, höherwertigen Konsumgütern zu nennen. Dies z�igen a�ch die Aussa��n 
der Mehrzahl der Befragten, daß es in der Innenstadt zu wenige preiswerte Geschahe 
gäbe. Daneben belegen die Befragungsergebnisse, daß die Einkaufshäufig�eit der .K�n­
sumenten in der Innenstadt mit zunehmendem Einkommen steigt, was ehe restriktive 
Bedeutung der finanziellen Rahmenbedingungen für die Einkaufsgewohnheiten unte'r­
streicht. 

5.3.3 Zunahme nichtintegrierter Standorte 

Zu sozialistischen Zeiten konnten Geschäfte in nichtintegrierten Lagen im Prinzip nicht 
entstehen. Die von der staatlichen Planungsbürokratie gesteuerte Einzelhandelsnetzpla­
nung stand unter dem Primat der „Versorgungssicherung-', weswegen nach dem ��·inzip 
des hierarchisch gestuften konzentrischen Autbaus ausschließlich gut mit dem OPNV 
erreichbare Lagen in den Stadtteilzentren bzw. der Innenstadt und integrierte Streulagen 
in den Wohngebieten erschlossen wurden. 

Auch nach dem Übergang zur Marktwirtschaft war das Wachstum des Emzelhandels 
in nichtintegrierten Lagen zunächst gering, was mit der Dominanz einheimischer Ge­
schäftsgründungen im kleinflächigen Ladeneinzelhandel zu begründen ist. So nahm 
zwar die Verkaufsfläche in nichtintegrierten Lagen zwischen l 990 und 1996 um mehr 
als das achtfache zu, dieser hohe Wert resultiert aber vor allem aus der niedrigen Aus­
gangsbasis. Insgesamt banden nichtintegrierte Lagen 1 6  % des Verkaufsfüichenwachs­
tums in Wroclaw seit 1990, womit ihr Anteil an der Gesamtverkaufsfläche von 4 % auf 
1 2  % stieg. Dabei entfallen allerdings 22 % der Verkaufsfläche und fast 80 % der Be­
triebe auf die beiden Großhandelsmärkte am Wroclawer Stadtrand (vgl. Tab. 44, S. 
209). 

Tutematio11alisier1111g erschließt neue Ei11ze/ha11de/ssta11dorte 

Auch ohne Berücksichtigung des Markthandels unterscheidet sich die Einzelhandels­
struktur in nichtintegrierten Lagen aber signifikant von der in den anderen Lagetypen 
(vol. Tab. 45). Mit 55 % Anteil an der Verkaufsfläche dominieren großtlächige Be­
tri:bsformen mit mehr als 1 200 111

2 Verkaufsfläche; gleichzeitig sind kleinflächige La­
denlokale, die in  den Wrodawer Wohngebieten fast 20 % der Gesamtverkaufsfläche 
stellen, in den nichtintegrierten Lagen mit nur 1 ,7 % unbedeutend. Besonders hoch ist 
hier auch die Filialisierungsrate, die I996 bei 68 % an der Verkaufsfläche lag. Die Tat­
sache, daß davon mehr als die Hälfte auf die Filialen ausländischer Handelsunterneh­
men zurückgeht, zeigt, daß das Verkaufsflächenwachstum in nichtintegrierte1.1 La�en 
überwiegend der Internationalisierung im Wrodawer Einzelhandel zuzuschreiben ist. 
Dies gilt um so mehr, als der hohe Anteil polnischer Ketten (32 %) an der Gesamtver­
kaufsfläche fast ausschließlich aus der Vergrößerung des Möbelgeschäftes von Domar 

resultierte. 
Die Kartierungsergebnisse repriisentieren aber einen Stand, i n  dem die Internationa­

lisierung gerade erst eingesetzt hatte und sich noch vornehmlich in der Expansion klein-
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flächiger Fachgeschäfte in der Wrodawer Innenstadt ausdrückte. Die SB-Warenhäuser, 
Verbraucher- und Fachmärkte von Billa, lkea, Castora111a, ledere, Carrefour und das 
Einkaufszentrums von Thorkild Kriste11se11 wurden nicht erfaßt, da sie J 997 erst kurz 
vor ihrer Eröffnung standen. Eingedenk der bereits gesicherten Investitionen dürfte sich 
die Verkaufsfläche ausländischer Handelskonzerne von 1996 noch 37 000 m2 auf ca. 
1 20 000 111

2 bis zum Jahr 2000 mehr als verdreifachen. Ihr Anteil an der gesamten Ver­
kaufsfläche der Stadt beträgt dann etwa 30 %, ähnlich hoch wird der Anteil der Ver­
kaufsfläche in nichtintegrierten Lagen sein. 

Die in der zweiten Hälfte der 90er Jahre zunehmende Internationalisierung im \Vro­
clawer Einzelhandel vollzieht sich fast ausnahmslos durch die „interne Expansion" der 
westeurop�iischen Handelskonzerne, die - wie das Beispiel Hit zeigt - ihre in \Vesteu­
ropa erprobten Distributionsstrategien fast unmodifiziert übertragen. Anpassungsstrate­
gien an die lokalen Märkte sind vor allem bei großflächigen Betriebsformen die Aus­
nahme. Zwar werden in der Frühphase der Expansion noch bevorzugt wohnungsnahe 
Standorte gewählt, womit der geringen Pkw-Verfügbarkeit der polnischen Verbraucher 
Rechnung getragen wird; die aktuelle Expansion in nichtintegrierten Lagen zeigt je­
doch, daß die Investoren langfristig von einer Angleichung der Einkaufsgewohnheiten 

81 ausgehen· . 
Durch die tvlarkteintrittsstrategien der „internen Expansion" kommt es zur Verbrei­

tung von Betriebsformen, die im polnischen Einzelhandel bislang unbekannt waren. 
Gleichzeitig vollzieht sich hierdurch ein Wandel in  der Standortstruktur des Einzelhan­
dels. Dieser verläuft zwar deutlich langsamer als z. B. in den Städten der neuen Bun­
desländer Deutschlands und nimmt auch nicht die dortigen Ausmaße an82, trotzdem sind 
aber erhebliche Entzugseffekte auf die bestehenden Zentrenlagen und integrierten 
Streulagen vornehmlich in den Großwohngebieten zu erwarten. Das zu prognostizieren­
de Wachstum des Verkaufsflächenangebots ist nämlich weitaus stärker als der aufgrund 
von Realeinkommensgewinnen ZLI erwartende Anstieg der Nachfrage. Neue Betriebs­
formen und Einzelhandelsstandorte in nichtintegrierten Lagen erwerben ihre Marktan­
teile damit vornehmlich zu Lasten der bestehenden Einzelhandelsbetriebe. 

Die empirischen Untersuchungen zum Einkaufsverhalten belegen, daß hiervon vor 
allem transformationsspezifische Betriebstypen wie der Markthandel und der kleinflä­
chige Einzelhandel betroffen werden. So wird sich der Markthandel in einer formelleren 
Form als „Markthallenhandel" mittelfristig und mit reduzierten Marktanteilen als regio­
nalspezifische Betriebsform im polnischen Einzelhandel etablieren können. Gleichzeitig 
aber wird es zu einer Überschichtung des einheimischen Einzelhandels durch „moder­
ne" Betriebsformen und Standorte kommen, die eine Angleichung der Einzelhandels­
struktur an westeuropäische Verhältnisse forcieren. 

Schon für 1996 zeigen die vorliegenden Untersuchungen, daß großflächige Betriebs­
formen in nichtintegrierten Lagen auf eine hohe Nachfrage der Konsumenten stoßen, 

�, Auch die erste Niederlassung von lken in Polen wurde noch in „traditionelle.(' Zentrcnlage eröffnet. niim­lich in un111i11elbarer Nachbarschaft zum Warschauer Hauptbahnhof. Seitdem gr(indet lkea seine Filialen aber - wie in Westeuropa - nur noch in auwkundenorienticnen Lagen am Stadtrand. �l z.B. Dresden. wo nichtintegriene Lagen schon 1996 fast 40 % der gesamten Verkaufsfläche einnahmen und der Filialisicrungsgrad an der Verkaufsflüche bei fast 80 % lag (vgl. PÜTZ 1997a: 50f.) 
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die mit der zunehmenden Adaption westlicher Konsummuster zu erklären ist. Dies be­
legen die großen Besucherzahlen bei der Eröffnung neuer Betriebe83 sowie die Kunden­
befragungen bei Hit. Das SB-Warenhaus wird zu großen Teilen von weiter entfernt 
wohnenden Konsumenten genutzt, die sich mit ihrem „westlich" orientierten Einkaufs­
gewohnheiten deutlich von den Kunden anderer Einzelhandelsstandorte unterscheiden. 
Mit zunehmender Pkw-Verfügbarkeit verliert der Angebotsparameter „Standort" an Be­
deutu1H! für die Einkaufsstättenwahl, während der „Preis" das nach wie vor wichtigste 
Entsch;idungskriterium ist und der Angebotsparameter „Sortiment" an Bedeutung zu­
nimmt. Niedrigpreisorientierte großflächige Betriebsformen in nichtintegrierten Lagen 
haben hierbei auch in der Zukunft hohe Wettbewerbsvorteile. 

83 z. B. bei der Eröffnung von Hit in Krakau. die von der polnischen Fachzeitschrift „Handet·· folgendermaßen beschrieben wurde: ,,Das i n  Krakau befindliche SB-Warenhaus Hit erlebte an seinem Eröffnungstag (3.4.1997) eine wahre Belagerung. Der Ansturm von ca. 40 000 Kunden dauerte bis zum späten Abend ( ... ). Auf der zu Hit führende.n Straße bildeten sich Staus, und es kam zu zahlreichen Unfällen. Der Parkplatz fiir J 100 Autos stellte sich als zu klein heraus. Vor den 49 Kassen bildeten sich riesengroße Schlangen. Die auf­geregten Kunden wurden mit Entschuldigungen und mit Bonbons besänftigt und beruhigt .. (nach: .. Hit z he­jnalem" (Hit mit Trompetensignal). In: Handel 5/1997: 6). 
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6 Einzelhandel im Transformationsprozeß: 
Eine Synthese 

6.1 Konzeptualisierung von Transformation als Auslöser des 

Strukturwandels im Einzelhandel 

ln den ostmitteleuropäischen Ländern vollzieht sich in den 90er Jahren ein tiefgreifen­
der gesellschaftlicher Wandel, der durch den Übergang von der Zentralverwaltungs- zur 
Marktwirtschaft geprägt ist. Wichtigster Faktor des gesellschaftlichen Wandels ist ein 
umfassender institutioneller Umbau. Dieser begrenzt die Handlungsmöglichkeiten der 
Akteure der gesellschaftlichen Teilsysteme in neuer Weise und ändert die Interaktions­
formen zwischen ihnen. Institutionen sind dabei in zweifacher Bedeutung relevant: ei­
nerseits als „soziale Normen" - dies betrifft z. B. den Umbau des Rechtssystems oder 
die Einführung des Preismechanismus - und andererseits als „Organisationen" - dies 
betrifft z.B. den Autbau eines dezentralen Verwaltungssystems oder die Gründung von 
Unternehmensverbänden. 

Die bislang dominierenden Ansätze der Transformationsforschung konzentrieren 
sich vornehmlich auf den institutionellen Wandel auf nationalstaatlicher Ebene. In den 
Reformstaaten vollzog sich danach ein endogen gesteuerter Institutionenimport, indem 
auf nationaler Ebene - unter erheblicher Beteiligung westlicher Berater - die institutio­
nelle Struktur der westlichen „Vorbildstaaten" übernommen oder nacherfunden wurde. 
Eine Fokussierung allein auf die Makroebene ist allerdings kritisch zu beurteilen, da sie 
Transformation nur auf eine reduzierte Weise erfaßt. Die bisherigen Transformations­
verläufe in Ostmitteleuropa zeigen nämlich, daß es erstens nie gelang, die institutionel­
len Grundstrukturen einer ideal konzipierten Marktwirtschaft in die Praxis umzusetzen. 
daß zweitens beim institutionellen Umbau Konflikte viel priigender sind als eine konti­
nuierliche „Modernisierung", daß drittens die ungeplanten und ungesteuerten Folgewir­
kungen des „intendierten" Systemwechsels stärker sind als ursprünglich angenommen 
und daß viertens regional erheblich divergierende Transformationsverläufe auftreten. 
Insbesondere der letzte Aspekt, der auf die räumliche Gebundenheit von Transformation 
als Prozeß gesellschaftlichen Wandels verweist, legt nahe, stärker als bisher geographi­
sche Konzepte und räumliche Kategorien in die Transformationsforschung zu integrie­
ren. 
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Ei11zellu111delse11twicklu11g im „dreifachen Spa1111u11gsfeld" von 11atio11a/e11 Trans! ormatio11sstrategie11 versus lokale Regulieru ngsmecha11isme11, i11stitutio11eller Steuerung versus Akte11rstrategie11 sowie i11temer Restrukturierung versus 
J II temationalis i e ru 11g 
In der vorliegenden Arbeit wurde ermiuelt, daß die in der frühen Transformationsfor­
schung häufig unberücksichtigten Charakteristika von Transforrnationsprozessen auf ein 
raum-zeitliches Phänomen zurückzuführen sind, das als „instillltionelle Lücke·' be­
zeichnet werden kann. Diese ist auf zwei Ursachenkomplexe zurückzuführen: Zum ei­
nen beziehen sich die institutionellen Reformen aufgrund der Dezentralisierung staatli­
cher Steuerung auf unterschiedliche administrativ-räumliche Hierarchien - ein Punkt, 
der in der bisherigen Transformationsforschung weitgehend ausgeklammert blieb, der 
aber nicht nur zu Erklärung regional unterschiedlicher Transformationspfade, sondern 
auch zur adäquaten Erfassung nationaler Transformationsprozesse unabdingbar ist. Zum 
anderen vollziehen sich die institutionellen Reformen zeitlich gebrochen in einem lang­
wierigen und konfliktreichen „trial and error"-Prozeß, bei dem die unterschiedlichen 
Interessenlagen der beteiligten Akteure eine entscheidende Rolle spielen. 

Für das Forschungsdesign einer Analyse von Transformationsprozessen bedeutet 
dies, den bislang dominierenden makroanalytischen Blickwinkel aufzugeben. Vielmehr 
sollte sich die Analyse von Transformationsprozessen erstens auf <las Zusammenwirken 
von sowohl nationalen Transformationsstrategien als auch lokalen Regulierungsmecha­
nismen und zweitens auf die Wechselbeziehungen zwischen den instiw1ionel/e11 Rah-
111enbedi11g11ngen und den individuellen Strategien von Akteuren der gesellschaftlichen 
Teilsysteme konzentrieren. 

Eine solche Betrachtungsweise ist auch im Einzelhandel angezeigt, da aus hand­
lungstheoretischer Perspektive die Veränderungen in der Einzelhandelsstruktur auf das 
Zusammenwirken von Entscheidungen der Akteure des sozialen Systems (Konsumen­
ten), des Wirtschaftssystems (Einzelhandelsunternehmen) und des politisch­
administrativen Systems (Planer, Politiker) zurückzufi.ihren sind. Dies gilt sowohl in 
plan- als auch in marktwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen. Die intersystemaren Un­
terschiede liegen in den unterschiedlichen Handlungszielen und Handlungsfreiheiten der 
Akteure, die von den institutionellen Rahmenbedingungen begrenzt werden. 

Dabei kann zwischen Plan- und Marktwirtschaften folgendes Gegensatzpaar aufge­
baut werden: In planwirtschaftlichen Wirtschaftssystemen bestehen zwischen den Ak­
teuren institutionell verankerte Anordnungsmechanismen, wobei zum ersten eine Do­
minanz des politisch-administrativen Systems über die anderen Teilsysteme besteht und 
zum zweiten eine Dominanz von Akteuren auf zentralstaatlicher Ebene über regionale 
oder lokale Akteure vorherrscht. Beim Übergang zur Marktwirtschaft werden Anord­
nungsmechanismen abgelöst durch Aushandlungsmechanismen und Marktbeziehungen. 
Insgesamt gewinnen die „individuellen Strategien" vieler Akteure auf dezentraler Ebene 
an Einfluß auf die wirtschaftliche Entwicklung und die Entwicklung des Einzelhandels. 

Bei der Analyse von Transformationsprozessen als Prozeß „interner Restrukturie­
rungen" muß damit ein doppeltes Spannungsfeld berücksichtigt werden, das mit den 
Begriffspaaren .,nationale Transformationsstrategien versus lokale Regulierungsmecha­
nismen" sowie „institutionelle Steuerung versus Akteurstrategien" benannt werden 
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kann. Ein driues Spannungsfeld liegt zwischen „interner Restrukturierung" und „Inter­
nationalisierung". So ist es ein Kennzeichen der meisten bisherigen Arbeiten zu Trans­
formationsprozesscn, daß sie die i11teme11 Restrukturierungsprozesse der Reformstaaten 
in den Vordergrund stellen. Häufig unberücksichtigt bleibt die Tatsache, daß Transfor­
mation erheblich unter dem Einfluß des Auslands steht: Mit der Außenöffnung begaben 
sich die ostmitteleuropäischen Staaten in eine internationale Verflechtung, die durch 
wachsende Globalisierung von Kapital, Arbeit und Informationen gekennzeichnet ist. 
Hierdurch erfahren die regionalen Wirtschaftsräume eine Urnbewertung hinsichtlich ih­
rer Attraktivität für wirtschaftliche Aktivitäten, wobei die strategischen und gesell­
schaftspolitischen Zielsetzungen der sozialistischen Wirtschaftsplanung verdrängt wer­
den und Wellbewerbsvorteile oder -nachteile eine Bedeutung erhalten, die jenseits der 
Steuerbarkeit durch nationale Regierungen liegen. 

Die Bedeutung der Internationalisierung zeigt sich besonders in der Einzelhandel­
sentwicklung der Reformstaaten, die in den 90er Jahren zum bevorzugten Investitions­
ziel westeuropäischer Einzelhandelskonzerne werden. Prozesse wie der Betriebsfor ­
menwandel, die bislang vornehmlich auf das Zusammenwirken nationaler und lokaler 
Akteure unter Transfonnationsbedingungen zurückzuführen waren, werden nun ver­
mehrt von international agierenden Akteuren bestimmt. Aufgrund der selektiven Stand­
ortwahl international operierender Einzelhandelsunternehmen wird das Standortmuster 
einheimischer Einzelhandelsbetriebe überlagert, womit sich das Spannungsfeld zwi­
schen interner Restrukturierung und Internationalisierung auch räumlich manifestiert. 
Die vorliegende Analyse belegt, daß Internationalisierung dabei zeitlich gebunden ist 
und auch räumlich variiert, weil sowohl interregional als auch intrakommunal Dispari­
täten auftreten. 

Die ermiuelten Spannungsfelder betreffen sämtliche Strategiebausteine für den 
Übergang „vom Plan zum Markt", die von der bisherigen Transformationsforschung 
vorwiegend aus makroanalytischer Perspektive untersucht wurden. Außer dem institu­
tionellen Umbau zählen hierzu die Wiederherstellung der Faktormärkte wie des Immo­
bilienmarktes, die Dezentralisierung der staatlichen Verwaltung, die Liberalisierungen 
und die Privatisierung. 

Wietlerherstellwzg des Boden- uml lmmobilie11111arktes 
Die geographische Stadt- und Einzelhandelsforschung hat die Wiedereinführung des 
Boden- und Immobilienmarktes als zentralen Bestandteil von Transformationsprozessen 
aufgezeigt. Aus der zu erwartenden Etablierung eines räumlich differenzierten Preisni­
veaus lassen sich Konsequenzen für die funktionsräumliche Struktur der Städte ableiten. 
die bislang von gesellschaftspolitisch motivierten Nutzenzuweisungen für bestimmte 
Standortlagen dominiert worden war. Insbesondere für den Einzelhandel kann in Anbe­
tracht der Erfahrungen in Westeuropa von einer räumlichen Reorganisation in Abhän­
gigkeit vom entstehenden Mietpreisgradienten ausgegangen werden. 

Eine detaillierte Analyse der Transformationsprozesse in Polen zeigt aber, daß trotz 
der weitgehenden Liberalisierungen ein ,,freier" Immobilienmarkt noch nicht existiert, 
was auf das Spannungsfeld zwischen nationalen Transformationsstrategien und lokalen 
Regulierungsmechanismen zurückgeführt werden kann. So wurde der Immobilienmarkt 
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seit 1990 auf gesamtstaatlicher Ebene durch institutionelle Reformen im Rechtssystem zwar su kzessive liberalisiert, gleichzeitig wurden aber große Teile des vormals staatli­chen Boden- und Immobilienbesitz an die polnischen Kommunen übertragen, womit die Interessenlagen der politischen A kteure auf lokaler Ebene für die „tatsächliche" Dere­gulierung maßgeblich wurden. Das Beispiel Wrodaw (Breslau) zeigt, daß die Strategien lokaler Akteure zu einer räumlich begrenzten Immobilienmar ktliberalisierung führen können - ein Prozeß, der aus ma kroanalytischem Blic kwinkel unentdec kt bleibt. So wandte z.B. der Stadtrat das Marktpreisprinzip zur Vergabe von Ladenlokalen nur in der Innenstadt an, was dort den Strukturwandel in Richtung .,nachholende Citybildung" beschleunigte. Einzelhändler in  den gründerzeitlichen Wohnquartieren operieren demgegenüber auf einem „geschütz­ten" Immobilienmarkt, der auf der Vermietung von Ladenlokalen nach administrativ festgelegten Mietenschlüsseln basiert. Hierdurch sind auch Betriebe wettbewerbsfähig, die bei liberalisiertem Immobilienmar kt schließen müßten. Diese kommunale Bodenmar ktregulierung beschränkt sich allerdings vornehmlich auf die Innenstadt und auf die Grii11derzeitvier1el, wo die Kommune Haupteigentümer von Immobilien ist. In den Gewerbegebie1e11 stellen dagegen privatisierte Staatsbetriebe und deren Gri.indungsorgane (meist die Woiwodschaftsbehörden) die wichtigste Eigen­tümergruppe, und in den Großwohnsiedlungen dominieren die Wohnungsbaugenossen­schaften. Die unterschiedlichen Interessenlagen und Handlungsstrategien dieser A kteure führten in der Folge zu einer räumlich differenzierten Vergabepraxis von Immobilien und Ladenlokalen, was als eine ungeplante Folge nationaler Transfonnationsstrategien zu räumlich unterschiedlichen Entwic klungen auf der lo kalen Ebene führte und sich auch im Wandel der Standortstru ktur des Einzelhandels zeigt. 
Privatisieru11g 

Die Privatisierung des staatlichen und konsumgenossenschaftlichen Einzelhandels gilt als zentrale Voraussetzung für die Schaffung marktwirtschaftlicher Wettbewerbsbedin­gungen. Im Einzelhandel ist die verfolgte Privatisierungsstrategie von besonderer Be­deutung, weil sie die zu künftige Unternehmensstru ktur grundlegend prägt. Auch die Analyse der Privatisierung belegt, daß die nationalen Strategien nur teilweise mit der tatsächlichen Privatisierungspraxis übereinstimmen. So wurde in Polen die Mehrzahl der Geschäfte außerhalb des auf nationaler Ebene verankerten institutionellen Rahmens der Privatisierungsgesetze privatisiert. Der Grund hierfür war die Aufteilung des staatli­chen Eigentums an unterschiedliche Rechtsnachfolger, wozu die Kommunen als wich­tigste zählen. Wie die Liberalisierung des Immobilienmarktes hing die Privatisierung damit de facto davon ab, welche Strategien die kommunalen politischen A kteure beim Umgang mit den von sozialistischen Handelsketten genutzten Ladenlo kale verfolgten und wie es ihnen gelang, diese Strategien gegen die Interessen anderer Akteure (vor al­lem Belegschaften) durchzusetzen. Wie das Beispiel Wroclaw zeigt, führten die lokalen Akteurs konstellationen dazu, daß erstens der neugewählte Stadtrat - wie in den meisten polnischen Gemeinden - von Mitgliedern der Solidarnosc-Parteien dominiert wurde, daß diese zweitens ihre neuge­wonnenen Entscheidungsbefugnisse zur Kündigung aller Mietverträge mit staatlichen 
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Ketten nutzten, weil zu den zentralistisch organisierten Unternehmen keine Beziehun­gen auf lokaler Ebene bestanden und sie zudem als Protagonisten des jahrelang be­kämpften Systems galten, und daß drittens die eigentliche „Privatisierung" der Ladenlo­kale, d. h. deren Weitervermietung, im wesentlichen eine Insider-Privatisierung war, weil die ortsansässigen Belegschaften historisch über Gewer kschaftsbeziehungen mit den Solidarnosc-Vcrtretern im Stadtrat verbunden waren und zudem in den lo kalen Me­dien eine Plattform zur Artikulation ihrer Interessen fanden. Auch in der Privatisierung zeigen sich die engen Wechselbeziehungen, die im Transformationsprozeß zwischen interner Restrukturierung und Internationalisierung bestehen. So führte die Institutionalisierung des Privatisierungsverfahrens auf kommu­naler Ebene dazu, daß die Einzelhandelsentwic klung viel länger von Prozessen der in­ternen Restru kturierung dominiert wurde als in anderen ostmitteleuropüischen Reform­staaten. Für internationale Handels ketten bestand in Polen nämlich kaum die Möglich­keit, im Rahmen der Privatisierung Mar ktanteile zu gewinnen, da sie nicht über die notwendigen Kontakte auf lo kaler Ebene verfügten und die Privatisierung im wesentli­chen eine Insider-Privatisierung war. Dieses Zusammenwirken von interner Restru ktu­rierung und Internationalisierung zeigt z.B. der Vergleich mit Ungarn, wo die Interna­tionalisierung bei zentraler Vergabe ganzer nationaler Handels ketten an ausländische Investoren schon frühzeitig einsetzte. Hier wird auch deutlich, daß das Ausmaß der In­ternationalisierung weniger von den sozioökonomischen Rahmenbedingungen als viel­mehr von den institutionellen Rahmenbedingungen in den Reformstaaten abhängt. 
Dezeutralisiemng der staatlichen Administration wul räumlichen Plmumg 

Die Auflösung der zentralistischen Verwaltungshierarchien und die Wiedereinführung des Subsidiaritätsprinzips sind Kernbestandteile der Transformationsstrategien aller ostmitteleuropäischen Staaten und Voraussetzung für den Rückzug des Staates aus dem Wirtschaftsgeschehen und der räumlichen Planung. Die vorliegende Arbeit zeigt dabei, daß in kaum einem anderen Bereich das Phänomen der institutionellen Lücke so massiv in Erscheinung tritt, wie bei der Dezentralisierung der staatlichen Verwaltung: l'vlit der Wiedereinführung des Mar ktpreismechanismus sanken die Steuerungsmöglich keiten politisch-administrativer Gremien schlagartig. Gleichzeitig verschob die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung Entscheidungsbefugnisse über die räumliche Planung von der nationalen auf die kommunale Ebene. Der institutionelle Rahmen zur operati­ven Umsetzung der Dezentralisierung war aber noch nicht geschaffen worden. So wurde den Gemeinden mit dem Raumbewirtschaftungsgesetz erst 1995 ein gesetzliches In­strument zur Steuerung der räumlichen Entwic klung an die Hand gegeben. Die durch nationale Transformationsstrategien intendierte Stär kung der kommunalen Steuerungs­möglich keiten wurden hierdurch erheblich eingeschrän kt. Auch auf der kommunalen Ebene reduzierte der „time lag" bei der Schaffung der in­stitutionellen Infrastruktur die kommunalen Steuerungsmöglich keiten über das eigent­lich intendierte Maß hinaus. Einerseits mußten Behörden, die für die Wahrnehmung der neuen Aufgaben erforderlich sind, erst geschaffen werden bzw. bestehende Entschei­dungs kompetenzen umverteilt werden. Andererseits mußten die Gemeinden nun selbst­verantwortlich neue Leitbilder der Stadt- und Einzelhandelsentwicklung entwerfen, was 
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aufgrund der komplexeren Entscheidungsmecha11ismen viel Zeit in Anspruch nahm. 
Das Fehlen von Leitbildern und Plänen. die diese Leitbilder verbindlich festschreiben, 
band die Gemeinden auch nach der Übernahme der kommunalen Planungshoheit noch 
an die Plan werke aus sozialistischen Zeiten. 

Der Einfluß der Stadtplanung beschränkt sich durch die institutionelle Lücke auf die 
Immobilien und Grundstücke, die sich in ihrem Eigentum befinden. Diese aber verteilen 
sich - wie bereits aufgezeigt - ungleichmäßig auf die unterschiedlichen Stadträume. In 
der Konsequenz können sich die Kapitalverwertungsinteressen der Einzelhandelsunter­
nehmen vor allem in den Gebieten mit hohen Anteilen privater Grundstückseigentümer 
fast ungesteuert durchsetzen, was zu einer räumlich differenzierten Modernisierung im 
Einzelhandel führt. Angesichts der seit 1995 zunehmenden Expansion ausländischer 
Handelsunternehmen wird die institutionelle Lücke in der nahen Zukunft die Standort­
struktur des Einzelhandels nachhaltig überprägen. Gleichzeitig bestehen enge Verbin­
dun�en zwischen Internationalisierung und interner Restrukturierung, weil der ver­
mel�·te Markteintritt ausländischer Handelsketten die Diskussionen über eine Anpas­
sung des nationalen Rechtes verschärft und der institutionelle Umbau 1m 
Transfonnationsprozeß hierdurch letztlich erheblich beschleunigt wird. 

6.2 Anpassungsstrategien der Akteure 

Das aufgezeigte Spannungsfeld zwischen nationalen Transformationsstrategien und lo­
kalen ReouJieruncrsmechanismen tan�icrt den Umbau der institutionellen Infrastruktur 

ö � -

im Transformationsprozeß und darüber hinaus vornehmlich die Umstrukturierungen in-
nerhalb des politisch-administrativen Systems. Der institutionelle Umbau ändert die In­
teraktionen zwischen den Akteuren der gesellschaftlichen Teilsysteme. Insbesondere 
zwischen den Akteuren des sozialen Systems und des Wirtschaftssystems dominieren 
seit der Einführung des Preismechanismus marktwirtschaftliche Austauschprozesse. Die 
Analyse des Tran;formationsprozesses im Einzelhandel erhält damit einen Fokus auf 
die Anpassungsstrategien von Konsumenten und Einzelhandelsunternehmen unter ver­
änderten institutionellen und sozioökonomischen Rahmcnbedingungen84 

Soziales System 
Mit der Einführung des Marktpreismechanismus kommt eiern Einkaufsverhalten der 
Konsumenten und ihrer Einkaufsstüttenwahl eine steigende Bedeutung für den Erfolg 
oder Miße1folg von Einzelhandelsunternehmen zu. Damit erhält die Nachfrage einen 
wachsenden Einfluß darauf, welche Standortlagen des Einzelhandels prosperieren oder 
stagnieren, cl. h. wie sich die Standortstruktur des Einzelhandels im Transformationspro­
zeß verändert. Die Analyse zeigt, daß das Einkaufsverhalten der Mehrheit der polni-

s., Die Trennung von Ak1eurs1raiegien und insti1u1ionellem Rahmen is1 dabei rein analytisch begründet. da. 
wie gezeig1 wurde, auch der ins1i1u1ionelle Umbau von Ak1curs1ra1cgicn gcpräg1 ist. 
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sehen Haushalte im Transformationsprozeß primär von deren begrenzten Handlungs­
spielräumen aufgrund restriktiver ökonomischer Rahmenbedingungen geprägt wird. 

Die Einkommenssituation der polnischen Haushalte spiegelt sich in deren Einkaufs­
verhalten wider, das jeweils unterschiedliche Betriebsformen und Standortlagen des 
Einzelhandels begünstigte. So löste die Freisetzung des angestauten Kaufkraftüber­
schusses und der Wunsch nach Deckung des Präferenzbedarfs in der frühen Transfor­
mationsphase ( 1989/90) einen starken Nachfragesog nach westlichen Konsumgütern 
aus. Hiervon profitierten insbesondere schattenwirtschaftliche Aktivitäten im Markt­
und Straßenhandel, die 1990 geschätzte 30 % der polnischen Einzelhandelsumsätze er ­
zielten. Die Schattenwirtschaft konnte westliche Konsumgüter nicht nur weitaus 
schneller, sondern auch preiswerter als das überkommene Distributionssystem aus so­
zialistischen Zeiten anbieten, da ihre Kostensituation aufgrund der fehlenden Besteue­
rung und Zölle weitaus günstiger war. Wettbewerbsvorteile genossen auch neugegrün­
dete Privatgeschäfte, die ihr Warenangebot - im Unterschied zu den sozialistischen 
Handelsketten - schnell und flexibel an die rasch wechselnde Nachfrage anpassen 
konnten. 

Hohe Inflationsraten bei gleichzeitig restriktiverer Einkommenspolitik der Solidar­
nosc-Regierungen führten 1 990 zu einem Einbruch der Realeinkommen, die bis 1993 
kontinuierlich weiter sanken. Noch J 996 ist die materielle Situation - trotz steigenden 
Realeinkommens seit 1994 - schlechter als zu Beginn der Transformation. Die Haus­
halte reagierten auf die Einkommensverluste mit Konsumverzicht bei Waren des Zu­
satznutzenbedarfs. Dies belegt der Einbruch der Einzelhandelsumsätze, der im Non­
food-Bereich mit mehr als 30 % besonders hoch war. Noch 1996 werden in Polen fast 
40 % der Haushaltseinkommen für Lebensmittel verausgabt. Der Bevölkerungsteil, der 
aufgrund hoher Einkommenszuwächse in der Lage ist, individuelle Lebensstile zu ent­
wickeln und entsprechend spezifische Konsummuster auszubilden - ein Trend, der z.B. 
in Westdeutschland maßgeblich die Betriebsformendifferenzierung im Einzelhandel 
prägt -, ist sehr klein. Das Marktsegment für Luxuswaren ist daher ausgesprochen 
schmal. Zudem steht es in enger Wechselwirkung zu den regionalen Arbeitsmärkten 
und beschränkt sich damit auf Warschau und wenige andere Großstädte. 

Als Folge der restriktiven Einkommenssituation dominiert in Polen die Preisorien­
tierung bei der Wahl der Einkaufsstätte. Hinzu tritt bei der geringen Pkw-Verfügbarkeit 

der Verbraucher der Standort des Geschäftes, was insbesondere in der Frühphase des 
Transformationsprozesses ausschlaggebend für die Einkaufsstättenwahl war. Der An­
sicht einer Mehrheit von Autoren, die in eiern „täglichen Einkauf in Wohnungsnähe" das 
„typische" Einkaufsverhalten des polnischen Verbrauchers sehen, kann auf Grundlage 
der vorliegenden empirischen Untersuchungen allerdings nicht gefolgt werden. Es 
zeigte sich vielmehr, daß dieses Einkaufsverhalten eher ein Resultat der eingeschränk­
ten Konsummöglichkeiten im Sozialismus mit preislich und qualitativ kaum differen­
ziertem Warenangebot war, als ein Ergebnis persönlicher Konsumpräferenzen und des­
halb nicht lange Bestand haben wird. Schon für 1 996 belegt die Analyse, daß wachsen­
de Anteile der Bevölkerung beim Einkauf von Waren des Grundnutzenbedarfs 
„westliche" Konsummuster mit Wochengroßeinkäufen in großflächigen Einkaufsstätten 
adaptieren und daß dieser Diffusionsprozeß von Beziehern höherer Einkommen aus-
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geht. i-\rmere Bevölkerungsschichten bevorzugen demgegenüber noch vermehrt tradi­
tionelle oder aber transformationsspezifische Betriebsformen wie den l\tlarkt- und Stra­
ßenhandel. 

Wirtschaftssystem 
Im Transformationsprozeß spielen seit der Einführung des l\tlarktpreismechanismus und 
bei insgesamt steigender Weubewerbsintensilät die Wettbewerbsstrategien eigenständig 
agierender Handelsunternehmen eine immer wichtigere Rolle für deren wirtschaftlichen 
Erfolg. Hinsichtlich der Anpassungsstrategien der Winschaftssubjekte an die geänder­
ten institutionellen und sozioökonomischen Rahmenbedingungen ist dabei grundsätzlich 
zwischen den sozialistischen Einzelhandelsketten und neugegründeten einheimischen 
Privatbetrieben zu unterscheiden: 
• Sozialistische Handelskellen: Die in Polen verfolgten Privatisierungsstrategien ha­

ben die Einzelhandelsstruktur im Land nachhaltig geprägt. wobei eine starke De­
konzemration auf Unternehmensseite einsetzte. Die Marktposition der sozialisti­
schen Handelsketten hat sich dabei dramatisch verschlechtert. Hierfür war zuntichst 
die Reduzierung der Verkaufsstellenzahl und der Verkaufsfläche verantwortlich. 
Außerdem leiden die meisten Betriebe unter einem erheblichen Personalüberhang. 
den insbesondere die Konsumgenossenschaften aufgrund der weitgehende Mitspra­
cherechte der Mitglieder (= Angestellte) bei Personalentscheidungen kaum abbauen 
können. 

Die Auflösung der polnischen Unternehmenszentralen und die Verselbständi­
gung lokaler (auf Gemeindeebene) oder regionaler (auf Woiwodschartsebene) 
Mehrbetriebsunternehmen dezentralisierte die Entscheidungsprozesse im Einzelhan­
del. Die bislang in der mittleren Führungsebene der Unternehmen angesiedelten Re­
gionalleiter wurden plötzlich zu verantwortlichen Geschäftsführern und sahen sich 
vor vollkommen neue Aufgaben gestellt. Die Zentralverbände hauen im Sozialismus 
nämlich auch als Koordinations- und Dienstleistungszentrum fungiert. welche die 
Versorgung mit technischen Dienstleistungen und Know-how gewährleisteten sowie 
den Groß- und Außenhandel organisierten. Mit eiern Wegbrechen dieser Entschei­
dungszentralen und der Auflösung der überkommenen Beschaffungskanäle mußten 
die vormals nur als regionale Niederlassungen fungierenden Unternehmensteile ei­
genverantwortlich handeln und Warenbeschaffungs- und Distributionsstrategien. In­
vestitionen und Beschäftigung auf die neuen Wettbewerbsbedingungen umstellen. 
Wie die vergleichende Analyse der Unternehmensstrategien privatisierter Konsum­
genosscnschaflen zeigt. hängt der erfolgreiche Übergang in die Marktwirtschaft da­
bei von den Adaptions- und Innovationsfähigkeiten des neuen Managements ab. Es 
handelt sich hierbei um unternehmerische Qualitäten, denen bei der Stellenbeset­
zung im Sozialismus nur eine untergeordnete Rolle zukam und die nun für den Er­
folg oder Mißerfolg der Unternehmen entscheidend wurden. 

• Private Einzelhandelsbetriebe: Unmittelbar nach den Liberalisierungsmaßnahmen zu 
Umernehmensgrünclungen wächst die Zahl privater Geschäfte erheblich, in Polen 
zwischen 1990 und 1996 z.B. um das Dreifache. Gleichzeitig kommt es zu einer 
extremen Zunahme des ambulanten Straßenhandels und insbesondere des Markt-
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handels. der als ein typisches Plüinomen von Transfonnationsprozcssen anzusehen 
und in der Umbruchphase ausnahmslos der Schattenwirtschaft zuzurechnen ist. Als 
Erklärung für das Wachstum wird zumeist aus makroökonomischer Perspektive ar­
gumentiert, indem auf den großen Nachholbedarf an Handelsdienstleistungen ver­
wiesen wird. Das Wachstum des i'vlarkthandels ist aus dieser Perspektive d�1rch die 
Angebotslücken im Ladeneinzelhandel determiniert. 

Die vorliegende Analyse zeigt jedoch. daß ein solcher makroökonomischer 
Blickwinkel zur Erklärung nicht ausreicht. Es sollte vielmehr eine mikroökonomi­
sche Position eingenommen werden, die Betriebsgrünelungen als eine Anpassungs­
strategie der Haushalte auf die veränderten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen interpretiert. Auf Grundlage der empirischen Erhebungen lie­
ßen sich dabei zwei gegensätzliche Motivationsstrukturen für Betriebsgründungen 
identifizieren: 

- -

• Handelstätigkeit als Überlebensstrategie: Die Aut1ösun2. des sozialistischen Ge­
meinwohlprinzips, steigende Arbeitslosigkeit und Realeinkommensverluste 
führten dazu, daß nur eine Minderheit der Bevölkerung ihren Lebensunterhalt 
aus regulären Hauptbeschäftigungen decken konnten und gezwungen war, zu­
Siit7.liche Einkünfte zu erschließen. Die Eröffnung eines eigenen .. Unterneh­
mens .. - oftmals in der Schauenwirtschaft - war hierzu häufig die einzig gangba­
re Handlungsalternative. Angesicht der begrenzten Handlungsspielrüume auf­
grund der restriktiven materiellen Situation werden Unternehmensgrünelungen 
vor allem in Sektoren getütigt, die nur geringe Anfangsinvestitionen erfordern 
und deren notwendige berufliche Vorqualifikationen gering sind. Hierzu zählen 
vornehmlich Tätigkeiten im Handel. 

• Handelstätigkeit als Wohlstandsstrategie: Im Transformationsprozeß kommt es 
zu einer Umverteilung des volkswirtschaftlichen Vermögens, die riskikobereiten 
und umernehmerisch orientierten Persönlichkeiten große Chancen des Vermö­
genserwerbs bietet. Gleichzeitig war in der frühen Transforrnaiionsphase eine 
Beschäftigung im Handelssektor überaus erfolgversprechend, da mit dem Ende 
der Zentralverwaltungswirtschaft ein erheblicher Nachfrageüberhang nach Kon­
sumgütern offenbar wurde. der für den einzelnen hohe und schnelle Verdienst­
möglichkeiten erwarten lieft 

• Materielle Ressourcen als limitierender Faktor: Die unterschiedlichen Grün­
dungsmotive und Unternehmensziele schlagen sich über unterschiedliche Betäti­
gungsformen in der Einzelhandelsstruktur nieder. Die An der unternehmerischen 
AktiviWt wird zudem von der verfügbaren Menge investierbaren Kapitals ge­
priigt. 
Wie die Analyse zeigte, bilden sich die unterschiedlichen Motive für die Yer­

selbständigung im Handelssektor und die Menge an einsetzbarem Investitionskapital 
in unterschiedlichen Betriebstypen ab, die sich aufgrund ihres Formalisierungsgra­
des und ihrer Kapitalintensitfü unterscheiden lassen. Das Betriebstypenspektrum 
reicht dabei vom Ladeneinzelhandel bis zum schattenwirtschaftlichen ambulanten 
Straßenhandel „aus der Hand", der für die meisten eine existentielle Bedeutung ein­
nimmt. Die Betriebstypendifferenzierung wird so zum Spiegelbild der zunehmenden 
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Polarisierung in der polnischen Gesellschaft. Sie steht damit in einem grundsätzlich 
anderen Gründungszusammenhang als die Ausdifferenzierung von Betriebsformen 
im westeuropäischen Einzelhandel. wo der strategische Einsatz der betrieblichen 
Handlungsparameter zur Differenzierung der Unternehmensleistung die Hauptursa­
che für den ßetriebsformenwandel ist. 

6.3 Raum-zeitliche Transformationsphasen im Einzelhandel 

Wie die vorliegende Arbeit zeigt. ist Transformation kein kontinuierlicher Modernisie­
rungsprozeß auf nationalstaatlicher Ebene. sondern sowohl durch erhebliche Diskonti­
nuitfüen im Zeitverlauf als auch durch regional unterschiedliche Entwicklungspfade ge­
kennzeichnet. Diese raum-zeitliche Gebundenheit des gesellschaftlichen Wandels 
.,Transformation·· kommt im Strukturwandel des Einzelhandels besonders deutlich zum 
Ausdruck. So rührt die zeitliche Differenziertheit des Transformationsprozesses daher, 
daß sich die Eintlußkräfte in den aufgezeigten Spannungsfeldern im Zeitablauf ver­
schieben. nämlich von der institutionellen Ebene (z. B. Privatisierungsstrategien) auf die 
Akteurcbene (z. ß .  Anpassungsstrategien der privatisierten Unternehmen) und von in-

Abb. 30: Wandel von einzelhandelsrelevanten Angebots- und Nachfrageparametern 
im Transformationsprozeß 
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lernen Restrukturierungsprozessen (z.B. Markteintrillsverhalten einheimischer Unter­
nehmen) zu Prozessen. die auf internationaler Ebene gesteuert werden (z.B. lnternatio­
nalisierungsstrategicn westeuropäischer Einzelhandelskonzerne). Die jeweils dominie­
renden Eintlußfaktoren der Transformation bringen im Zeitverlauf grundlegend unter­
schiedliche Marktergebnisse hervor. Diese äußer� sich im Einzelhandel im Wandel von 
Angebotsparametern wie Konzentrationsgrad und Betriebsformendifferenzierurnr sowie 
im Wandel der Standortstruktur des Einzelhandels. womit sich die zeitlichen Diskonti­
nuitäten des Transformationsprozesses einerseits räumlich manifestieren und sich ande­
rerseits Transformation über den Raum vollzieht (z. B. nationale Strategien versus lo-
kale Regulierung). 

-

Basierend auf den makroanalytischen Erhebungen auf polnischer Ebene und den Er­
gebnissen der Fallstudie V•/roclaw, die im folgenden thesengenerierend verallgemeinert 
werden, kann die raum-zeitliche Gebundenheit des Transformationsprozesses am Bei­
spiel des Einzelhandels in einem Phasenmodell nachvollzogen werden. Dabei lassen 
sich die vier Phasen .. Umbruch··, .,Wachstum·· . .. Orientierung„ und „Modernisierung" 
analytisch voneinander trennen, wobei in den einzelnen Phasen grundlegende Unter­
schiede bei den Strukturmerkmalen im Einzelhandel auftreten (vgl. dabei Abb. 30 bis 
Abb. 32). 

Umbruchphase 

Die Umbruchphase kennzeichnet den Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft vor 
Einsetzen der Privatisierung im Einzelhandel (in Polen bis Frlihjahr 1990) und ist aus­
nahmslos durch Prozesse der ,.internen Restrukturieruno·' tlepriint. Dabei liberlaoen1 � 0 � :::, 

sich sozialistische Struktur- und Standortmuster sowie transformationsbedingte Einzel­
handelsstrukturen: 
• Die Einzelhandelsstruktur im Sozialismus resultierte fast ausnahmslos aus den ge­

sellschaftspolitisch motivierten Entscheidungen politisch-administrativer Gremi�n. 
wobei kommunale Behörden vornehmlich der operativen Umsetzung von Richtlini­
en der zentralstaatlichen Planungsbürokratie dienten. Das Primiirziel der Einzelhan­
delsgestaltung lag in der Sicherung der Grundversorgung der Bevölkerung. Zu die­
sem Zweck wurde eine wohnungsnahe Streuung von Geschäften des täglichen Be­
darfs und eine zentralörtliche Konzentration von Betrieben des mittel- und 
langfristigen Bedarfs angestrebt (vgl. Abb. 32). \:Vährend in den Gründerzeitgebieten 
und den Innenstädten auf eine vorhandene Ladeninfrastruktur aus Vorkriegszeit zu­
rückgegriffen werden konnte, kam es in den Großwohngebieten aufgrund der Nicht­
einhaltung von Planzielen zu erheblichen Unterausstattungen im Einzelhandel. 

Zum Zweck der Komrollkostenminimierung bestand auf Unternehmensseite ein 
hoher Konzentrationsgrad, wobei staatliche und konsumgenossenschaftliche Ketten 
über Monopolstellungen verfügten. Private Betriebe konnten sich meist nur in den 
Gründerzeitgebieten in Restbeständen erhalten. wo sie in kleinen Ladenlokalen als 
Anbieter von Nischenprodukten zugelassen wurden. Der sozialistische Einzelhandel 
verfügte bei zentraler Leitung der \:Varendistribution nur über geringe Entschei­
dungsfreiheiten. Das Entscheidungsverhalten der Betriebsdirektoren war durch 
Planerfüllungsziele gekennzeichnet. Die zentrale Festlegung des Warensortiments, 
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die staatliche Preisvorgabe und die mit der Standortplanung festgelegten Verkaufs­
flächen schriinkten die Differenzierungsmöglichkeiten stark ein. Die Betriebsfor­
menvielfalt war daher gering und beschriinkte sich auf .. traditionelle" Betriebsfor­
men. 
Nach den ersten Liberalisierungsmaßnahmen nehmen private Einzelhnndelsaktivi­
Uiten massiv zu und überlagern die sozialistische Einzelhandelsstruktur. ohne daß es 

Abb. 31: Wandel der relativen Bedeutung unterschiedlicher Formen des Einzelhandels 
im Transformationsprozeß 
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dabei jedoch zur Entwicklung neuer Standortlagen kommt (vgl. Abb. 32). Es beginnt 
eine Ausdifferenzierung .. transformationsspezifisd1e..-· Betriebsformen ein, die von 
dem freigesetzten Nachfrngci.iberhnng nach Konsumgütern profitieren und aufgrund 
ihrer Unabhängigkeit von der vorhandenen Ladeninfrastruktur schneller zunehmen 
als der Ladeneinzelhandel . Die Betriebsformendifferenzierung erfolnt in Abhänoio­
keit von den Gri.indungsmotiven und -restriktionen der neuen Untern:lm1er und s7eht 
damit i n  einem völlig anderen Begri.indungszusammenhang als im westeuropäischen 
Einzelhandel. In Abhängigkeit von Fonnalisierungsgrad und Kapitalintensität Jassen 
sich auf Grundlage der vorl iegenden Arbeit dabei die drei wichtigsten transformati-
onsspczifischen Betriebsformen voneinander unterscheiden: -
• der Markthandel. der in der Umbruchphase ausschließlich der Schattenwirtschaft 

wzurechnen ist und dessen interne Betriebsformenstruktur nochmals erheblich 
differenziert ist. l'vliirkte emstehen erstens am Stadtrand als Großhandelsmiirkte. 
die von dem Zusammenbruch der überkommenen Distributionskanäle profitieren 
und vornehmlich den privaten Kleinhandel versorgen. zweitens als Nahversor­
gungsmiirkte in den Großwohnsiedlungen. wo sich unzureichende Ladenaus­
stattungen und ausreichende Freiflächen als günstige Standortfaktoren fi.ir die 
Händler verbinden sowie il legale schattenwirt�chaftli che Handelspliitze aus so­
zialistischen Zeiten als Kristallisationspunkte dienen. und drittens in der Innen­
stadt, wo vornehml ich Waren des mittel- und langfristigen Bedarfs angeboten 
werden. darunter viele geschmuggelte westliche Konsumgüter. nach denen in der 
Umbruchphase eine hohe Nachfrage besteht. • der Handel in Kiosken und Verkaufsbuden, der zum einen in den Streulanen der 
Wohngebiete ein breites Warenangebot der Grundversorgung anbietet �nd fiir 
Bewohner der peripheren Dorf- und Einfami l ienhaussiedlL�1ge�1 häufig die einzi­
ge Einkaufsmögl ichkeit bietet und zum anderen in der Innenstadt in hochspezia­
lisierter Form mit engem Angebot mittelfristiger Konsumgüter auftritt. • der Warenhaushandel, der auf die Anpassungsstrategien der staatlichen und kon­
sumgenossenschaftlichen Warenhiiuser zurlickzuführen ist. Zum Zwecke der 
Einnahmenerhöhung vermieten diese bislang un- oder untergenutzte Ycrkaufs­
füichen i. d. R. meistbietend. verfolgen je nach lnnovationsfiihigkeit des verant­
wortlichen Managements aber zunehmend auch strategische Aspekte der geziel­
ten Externalisierung von Handelsdienstleistungen. 

li'achstu msplwse 

Die Wachstumsphase des Einzelhandels im Transformationsprozeß kennzeichne! den 
Abschnitl vom Beginn der Privarisierung im Einzelhandel bis zum Bei!inn des 
IVlarkteintritts westeuropäischer Unternehmen des großriächigen Einzelhandel: (in Po­
len von Frühjahr 1990 bis ca. Mille 1993). Sie ist auf der Angebotsseite vornehmlich 
gepriigt durch die Zunahme des privaten Ladeneinzelhandels. ferner durch die unter­
nehmerischen Anpassungsprozesse im Rahmen der Privatisierung und den beginnenden 
l\ilarkteintritt ausliindischer 1-landelskeuen des gehobenen Bedarf; �-
• Die Anzahl privater Einzelhandelsbetriebe steigt massiv, womit der Griindungs­

boom die Bedeutung der Privatisierungen für die Herstellung marktwirtschafllicher 
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Wettbewerbsverhältnisse bei weitem übertrifft. Das Gründungsgeschehen wird von 
ortsansässigen Jungunternehmern geprägt. Diese verfügen - im Unterschied zu den 
meisten Markthändlern - über bescheidene Ersparnisse aus sozialistischen Zeiten 
oder schattenwirtschaftlichen Tätigkeiten. die sie nun als investive lVlillel einsetzen 
können. Aufgrund der baulichen Persistenzen eröffneten vor allem in den Groß­
wohnsiedlungen viele neue Läden in umgebauten \:\'ohnungen. Garagen oder sonsti­
gen Provisorien. Daneben bedingt das fehlende Kapital der Geschäftsgründer, daß 
diese fast nie Läden gründen können, die aufgrund ihrer Größe nicht auf externe 
Kopplungseffekte angewiesen sind. Das Wachstum konzentriert sich damit aus­
schließlich auf kleinflächige Geschäfte, die auf ein kleinräurniges Nachfragepotenti­
al zielen. Die Standortwahl beschränkt sich deshalb auf integrierte Standortlagen in 
den Stadtteilzentren und wohnungsnahen Streulagen. Bei der überwiegend kommu­
nalen Steuerung des Immobilienmarktes durch feste Mietenschlüssel operieren die 
Einzelhändler weitgehend auf geschützten l\11ärkten - eine Reorganisation der 
Standortstruktur des Einzelhandels in Ablüingigkeit von einem zu erwartenden 
Mietpreisgradienten erfolgt nicht. 

• Die kleine Privatisierung des Einzelhandels führt aufgrund lokaler Akteurskonstel­
lationen und zwischen den Akteuren der gesellschaftlichen Teilsysteme ausgehan­
delter Privatisierungsstrategien zu einer weitgehenden Auflösung der sozialistischen 
Handelsketten. Diese verlieren die Mehrzahl ihrer Ladenlokale an die ehemaligen 
Belegschaften, die weitreichende Vergünstigungen erhalten. Hierdurch nimmt die 
Dekonzentration des Einzelhandels auf Unternehmensseite zu, was durch den Grün­
dungsboom im privmen Einzelhandel noch verstärkt wird. Von den verbliebenen 
staatlichen und konsumgenossenschaftlichen Mehrbetriebsunternehmen gehen keine 
expansiven Tendenzen aus, da für diese die Konsolidierung des Kernunternehmens 
im Vordergrund steht. Vergleichsweise hohe Konzentrationsgrade bestehen lediglich 
in den Großwohnsiedlungen, da die hier für die Ladenvermietung verantwortlichen 
Wohnungsbaugenossenschaften aus Gründen der Versorgungskontinuitfü im Sinne 
ihrer Mitglieder bestehende Mietverträge häufig verlängern und die sozialistischen 
Handelsketten hier zudem häufig über Kaull1allen im  Unternehmenseigentum verfü­
gen. 

• Die Internationalisierung des Einzelhandels ist gering. Sie beschränkt sich auf geho­
bene Fachgeschäfte die ihre Standorte in den I a-Lagen der Innenstädte wählen. Da­
bei kommt es zu einer Diffusion abwärts der polnischen Städtehierarchie. Fachge­
schäfte des Luxusbedarfs expandieren mit Globalisierungsstrategien. Diese setzen 
auf die liinderübergreifende Existenz von Nischenmärkten, die mit international pro­
filierten Produkten bearbeitet werden können. Der Markteintritt e1folgt dabei meist 
durch Franchising, das nur einen relativ geringen Kapitaleinsatz erfordert und - bei 
der vorherrschenden Vergabe von Ladenlokalen auf kommunaler Ebene - den 
Markteintritt über einen ortsansiissigen Unternehmer erleichtert. Aufgrund des 
schmalen und bislang nicht existierenden Marktsegmentes erhöhen Fachgeschäfte 
des Luxusbedarfs weniger den Wettbewerb um Marktanteile als vielmehr um zen­
trale Standorte in der Innenstadt. 
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Abb. 32: Modell des Wandels der Standortstruktur des Einzelhandels im Transformationsprozeß 
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Ori en l i eru ngsphase 

Die Orientierungsphase des Einzelhandels im Transformationsprozeß kennzeichnet den 
Abschnitt vom Beginn des Markteintritts des westeuropiiischen Lebensmittelhandels bis 
zum Ende des Gründungsbooms im privaten Einzelhandel, der sich im Rückgang der 
Geschäftszahl bei zugleich weiterer Zunahme der Verkaufsfläche ausdrückt (in Polen 
von ca. Mitte 1993 bis ca. 1 997). Sie ist auf der Angebotsseite gekennzeichnet durch im 
Zeitverlauf zunehmende Markteintritte ausländischer Unternehmen und hierdurch ein­
setzende Ausclifferenzierung moderner Betriebsformen, wachsende Marktoriemierung 
im einheimischen Einzelhandel und beginnende Konsolidierung trnnsformationsspezifi­
scher Handelsformen. • Mit fortschreitendem Umbau der institutionellen Infrastruktur vor allem im Bereich 

rechtlicher Reformen set7.l der l\ilarkteintritt ausländischer Unternehmen des groß­
llächigen Lebensmitteleinzelhandels ein. Hierdurch verbreiten sich „moderne" Be­
triebsformen. die im einheimischen Einzelhandel bislang unbekannt waren. Sie zie­
len auf die lünderübergreifencle Existenz von Märkten der l\ilassenkonsumtion und 
stoßen mit ihrer Niedrigpreisorientierung auf eine hohe Nachfrage der unter Real­
einkommensverlusten leidenden Bevölkerungsmehrheit. Der Markteintrill erfolgt 
vornehmlich durch interne Expansion, lediglich bei Discountern oder Supermärkten. 
welche die vorhandene Ladeninfrastruktur nutzen können, werden auch Akquisiti­
onsstrategien verfolgt, da diese einen schnelleren Markteintrill ermöglichen und zu­
gleich ,.lokales Know-how·· einkaufen können. 

Die Standortwahl internationaler Lebensmittelketten ist selektiv und unterschei­
det sich grundlegend von der Standortwahl des einheimischen Einzelhandels. Sie 
orientiert sich an überlokal bedeutenden Verkehrsachsen bei gleichzeitig enger 
räumlicher Anbindung an hohe Bevölkerungskonzentrationen. Dabei werden bevor­
zugt Standorte in Gewerbegebieten in der Nähe von Großwohnsiedlungen erschlos­
sen, wo die Unternehmen neben den günstigen Bodenpreisen von der Tatsache pro­
fitieren, daß sich die Immobilien im Eigentum des Staates oder privatisierter Indu­
strieunternehmen befinden und - bei der bestehenden Rechtslage - dem Einfluß der 
kommunalen Planung damit entzogen sind. • Der einheimische Einzelhandel ist in der Orientierungsphase durch eine zunehmen­
de Marktorientierung bei steigendem Wettbewerbsdruck gekennzeichnet. Gleichzei­
tig setzt in der Innenstadt in Anpassung an den deregulierten Immobilienmarkt eine 
,,Standortspezialisierung·· des Angebots ein. Nach Einführung des Marktpreisme­
chanismus im Immobilienmarkt nimmt die Fluktuation unter den 1-rnncllern hier er­
heblich zu. Viele Einzelhändler bieten aus Überschätzung ihrer J'vlietzahlungsfähig­
keit Mietpreise jenseits der Rentnbilitfüsgrenze und müssen frühzeitig wieder aus 
dem Markt ausscheiden. Andere Geschäfte in der Innenstadt stellen ihr Warenange­
bot ohne Besitzerwechsel auf „rentablere'· Branchen um. Insgesamt ist eine ausge­
sprochen geringe Sortimentsbindung zu beobachten, die durch die kaum institutio­
nalisierten 1-ländler-Großhäncller- bzw. Händler-Hersteller-Beziehungen ermöglicht 
wird. Als Ergebnis setzt im Stadtzentrum eine „nachholende Citybilclung„ ein - die 
Einzelhändler in den Wohngebieten operieren demgegenüber noch auf geschützten 
Märkten. was unterschiedliche Transformationsgeschwindigkeiten zur Folge hat. 
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Die nachholende Citybildung wird in hohem Maße durch oezielte Umwidmunoen 
vormals gewerblich genutzter Gebtiude in Einzelhandels- od:r Dienstleistungssta�d­
orte durch die Stadtverwaltung forciert und zudem durch den Markteintritt a:isländi­
scher Kellen beschleunigt. Diese profitieren von den räumlich begrenzten Immobili­
enmarktliberalisierungen am meisten, da ihr Markteintritt - im Unterschied zu den 
vormals außerhalb des Marktes liegenden lokalen Vergabemechanismen - erheblich 
erleichtert wird. In der Folge setzt in den lnnensWdten eine Selektion der Betriebe 
hinsichtlich ihrer Kapitalausstattung ein. 
Im Markthandel vollzieht sich ein Übergang vom .. unkontrollierten Gründungs­
boom·· zum ,.kontrollierten Wachstunf'. In Reaktion auf den steigenden Dn;ck 
kommunaler Gremien kommt es zur Bildung von Selbstverwaltungsgremien der 
Markthändler. Diese organisieren die Verwaltung der Märkte von d;r �Vermietuno 
von Standplätzen bis zur Errichtung technischer Infrastruktur und erhalten im Ge� 
genzug legale Pachtverträge von der Stadtverwaltung. Die bislang ausschließlich 
schattenwirtschaftlichen Aktivitäten werden so in legale Hanclelsttitigkeiten über­
führt, wodurch der Preisvorteil des Markthandels weitgehend verlore�1 geht. Nach 
wie vor bestehende Wettbewerbsvorteile liegen in der oftmals leichten Erreichbar­
keit und der großen Angebotsvielfalt. Angesichts der Gründungsmotive der l\ilarkt­
h�indler, von denen die meisten eine ,.Überlebensstrategie" ohne größeren Kapital­
e111satz und langfristige Investitionspläne verfolgen, ist die Fluktuation im Markt­
handel sehr hoch. Versüirkt wird sie durch die Abwanderung erfolgreicher Händler 
in den Ladeneinzelhandel. 

Modemisierungsphase 
Die Modernisierungsphase des Einzelhandels kennzeichnet den jüngsten Transformati­
onsabschnitt. der mit eiern Beginn der zunehmenden Konzentration auf Unternehmens­
und Betriebsseite einsetzt (in Polen seit 1 997) und vorwiegend zukünftige Entwick­
lungstrends beschreibt. Sie ist auf der Angebotsseite gekennzeichnet durch wachsende 
Mar�tanteile �usländischer Handelskonzerne, zunehmende „Modernisierung·' des ein­
he1m1sch�n Emzelhandels in Reaktion auf den steigenden Yerdrängungswettbewerh und 
Konsohd1erung bzw. Auflösung transformationsspezifischer Handelsformen. • Mit fortschreitender Konsolidierung des Transformationsprozesses nimmt der 

l\tlarktanteil westlicher Einzelhandelsunternehmen zu. Es treten nun vermehrt Fach­
märkte und - zeitlich versetzt - Shopping-Center in den Markt ein. woran westeuro-
1�äische Developer-Gesel lschaften beteiligt sind. Gleichzeitig werden typische 
Standortmuster des westeuropäischen Einzelhandels häufiger unmodifiziert übertra­
gen. Wührencl sich erste Betriebsgrünelungen im großfHichigen Einzelhandel auf­
grund der geringen Pkw-Verfügbarkeit und der bislang angenommenen geringen 
Raumi.iberwinclungsbereitschaft der Konsumenten noch stark am mikroräumlichen 
Nachfragepotential orientierten, werden nun auch nichtintegrierte Standorte in Ge­
werbegebieten oder auf der „grünen Vliese„ erschlossen. Der westeuropäische groß­
flächige Einzelhandel profitiert dabei von den Schwächen der politisch­
administrativen Steuerung, insbesondere der Bauleitplanung. die den Einfluß der 
Kommunen auf die Einzelhandelsentwicklung de facto auf die ihr gehörenden 
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Grundstlickc beschränkt. Diese liegen jedoch meist in den Innenstädten und Grlin­
derzcitgebieten. selten in Großwohngebieten und fast nie in Gewerbegebieten und 
nichtintegricrtcn Lagen. 

• Der Markteintritt ausländischer Einzelhandelsketten erhöht den Wettbewerbsdruck 
auf den einheimischen Einzelhandel. Unmi11elbare „Anpassungsprozesse" liegen in 
Betriebsschließungen. die sich als Folge der hohen lokalen Kautkraftbindung von 
Lebensmi11elfilialisten zunächst auf die unmittelbare Nachbarschart der neuen Wett­
bewerber beschränken. Langfristig ist von einer Ausdehnung dieses Konzentrations­
prozesses auf andere Standortlagen des Einzelhandels auszugehen. Dies liegt auch 
daran, daß die Folgen des Markteintrittes westeuropäischer Ketten weit über den 
unmittelbaren Verlust von Marktanteilen hinausgehen. So sind im einheimischen 
Einzelhandel deutliche „Modernisierungstendenzen·' zu beobachten. die eindeutig 
als Strategien der Anpassung an veränderte Wettbewerbsbedingungen zu interpretie­
ren sind. Sie liegen in der Imitation westlicher Handelskonzepte, der verstärkten ho­
rizontalen und vertikalen Kooperation und Integration. der Filialisierung durch er ­
folgreiche Einzelhändler und dem Aufbau von hersteller- oder großhandelsgesteu­
erten Filialnetzen. Außerdem beschleunigt der Markteintrin des großflächigen 
Einzelhandels die lnstitutionenbildung sowohl im einheimischen Einzelhandel durch 
die Grlindung von Interessenverbänden als auch im Bereich politisch-administrativer 
Steuerung, weil er Diskussionen über eine Modifizierung des bestehenden Planungs­
rechts und seine Anpassung an die neuen Weubewerbsbedingungen intensiviert. 

• Modernisierungsprozesse sind auch bei den transformationsspezifischen Betriebs­
formen zu beobachten. Wegen der Erschließung bislang unterausgescaneter Wohn­
gebiete durch den Ladeneinzelhandel und der gleichzeitig zunehmenden Pkw­
Yerfligbarkeit der Konsumenten verlieren diese nach dem Preisvorteil auch den 
Standortvorteil. Außerdem trägt die strengere Reglementierung der kommunalen 
politisch-administrativen Gremien und die stärkere Einbeziehung städtebaulicher 
Leitbilder in die Genehmigungspraxis dazu bei, daß transformationsspezifische Be­
triebsformen vermehrt schließen werden. Im Markthandel ist zudem eine deutliche 
Betriebsformenpolarisierung zu beobachten. Neben den in ihrer Bedeutung zurlick­
gehenden offenen Marktplätzen, die noch geraume Zeit als Auffangbecken flir Ar ­
beitslose und der Existenzsicherung vieler Transformationsverlierer fungieren wer­
den, wird von erfolgreichen Markthändler im Sinne eines „trading up" der Bau von 
festen Markthallen vorangetrieben, die sich - wie das Fallbeispiel Wrodaw zeigt -
im Wettbewerb behaupten können und als neue Betriebsform etablieren werden. 
Die sich im atemberaubenden Tempo vollziehenden Strukturwandlungen des Ein­

zelhandels im Transformationsprozeß werden noch geraume Zeit anhalten. Nachdem bis 
Mitte der 90er Jahre vornehmlich interne Restrukturierungsprozesse und .,transformati­
onsbedingte" Entwicklungsprozesse im Sinne eines regional eigenständigen Entwick­
lungspfades dominierten, gewinnen seitdem lnternationalisierungsphänomene erhebl ich 
an Bedeutung. Gleichzeitig verliert die institutionelle Steuerung von Transformation 
gegenüber den individuellen Handlungsstrategien von Akteuren der gesellschaftlichen 
Teilsysteme an Gewicht. Der Begründungszusammenhang der Einzelhandelsentwick­
lung wird damit immer stärker von Faktoren geprägt, die auch den Strukturwandel im 
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westeuropäischen Einzelhandel dominieren. Der institutionelle Umhau als zentrales 
l\tlerkmal von Transformationsprozessen ist jedoch noch längst nicht abgeschlossen und 
wird nach wie vor maßgeblich die zukünftige Einzelhandelsentwicklt;ng priigen. Die 
zentrale Frage wird dabei sein. wie der institutionelle Rahmen im Bereich des Planungs­
rechtes und hier insbesondere die Steuerungsmöglichkeit der Einzelhandelsentwickh�ng 
durch lokale Planungsgremien gestaltet wird. -
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7.3 Anhang 

Passa11te11befrag1111g (Beispiel: Stadtteile, Ühersetz1111g) 
,l('dt•n driU('f1 P,Lli$ttflhrn „in ('i1u: r llkhtunJ!" h(.'fr:t�t·u. Kiru.kr nnh'r 1� .Tahn•11 11kht hcf1';1,;:_,•n. :\us <;rUJ)IH' n nur t·int Pt.•rson hl"fr.1:,:l'n, 

Guh:n Ta,!;. \\'ir 1iilm.:11 l'int• B�li':'lt,Ullg nu n T lh.'tll.'l . .1:ink::tuf,.· n 111 \\' rod aw·· durch. \\' iird\.'n Sii.· \IIIS hic.·r/.u t:iuigc Fr;1:::c11 bc:m l\\\11 1l'1 f.' 

VL' f'\\('iJ!(' rUUl!('II (Strid:li.,.ft• J: _ _  _ 

1.1. l\iinm• n Sit• mir hith· M1g,: 11. ,,:1:o. lw11k der ,,id1ti;.::,.h' (;rund fiir lhrt•n lk!<>ti<: h hit•r in ... b:1-,. (�/lt'llt' ha,L'<'. moJ. ('rl.'t' ,.\1r:n·11, 1 
( 1 > Einkauf. informit:rl'n 1-l ) ,.\r1t. ll;mk, \\; r,i.:hl'run� .... , 7) 1)ri,a1c Vl• rahn:Jun,t: 
(�) Sl;uJthu m md 1�) Ga�t--t;lu enh�·,u..:h 1�) :\u,tiild unt, .-\rhri1 
iJ) lkh(lrtkn,t:�mf 1t,) ßi.·,ti,,.:h t'illl'r Vi: r:i11 ... 1 :ih1mf 1 10 1  \\'1) hfl(' hi�, t91 Son:-.ll.t!1.':,. 

1.2. Und \\;tS machl'll Sit:' :,,.on„l noch hier in . .'! .;\ruh·omui, , 1.: l1c ltkt'i1c11 1·nrk.,<',r, \/1 ·/u:fiwlar,·1.•ru·,irt m,-.,1.: lid: 
t 1) l";.in�:m f. i1 ll't)t1ni.:l'('ll 1-lJ :\rz1. ß;mk. V1.·r:-k·twru n� .... • 71 pflq1c Vi: r:ihr\.•1h111g 
12) Sta,.hbunun,:1 1:>1 (i:ht,1:111d1hc,ti..·h (Sl ,,\u,hiklun.t!, :\rbd t 
1.l) lkhhftli'nE-a n� t6J Bc:-m·h t.'illl'r \\·r:m,l;tltunt l lO> wohn,.: hii:r 

U't·un :.um W11kaufgt'kmmur11: 

2.1 \\'l•klu.• \\':1n:n k:111ft·n Sir llt'llll- hil·r iu ... ein'! Gt'llmu• /tm,r; lw 1111ri�·ri·11 
1. ' 

2.2 Gl'IH'n Sit.' ht.•uh• hil•r in ... � in t.:in t,·hl•11.,111ittt.·l�l'Sl'hiiff! i 1 )  j:, 
4 io dn llckk·idun)!..lö• odt.·1· St.·huh;,!eM:hii ft'! 
4 in ein \\'ohn1111;.::,.t· inrkl1t1111�.;g6l� J1iirt'.• 

2.J \\'it.·,·i ,· 1 (;t')«J '''l· rch: 11 Sit' tlulwi hil.'1' in ... uug(· fiihl' :au:iioehcu·! 

(21 lll'ill 
< ll j:i 
( 1 1 .i• 
u ngd5hr 

t 9 J w�16 lfü.'ht 
(2'1 nein 11)) wt:il{ ni,:ht 
(1i nl'in 11}, \\\.·1G nicht 

zl 

.,. tJ11cl ,, h· langt· ,\erden Sh:• sidt heutt:' llll"('fiihr hier in ... o:mll1alH.•n (ohne Arlwi 1r.• uug\·f�i hr _ _ __ min 

J. Erupfirult-n Sit• lhn•n heutigen Aufrnthalt hicl' in •.. l'IH•r als ,.PJlidll und �otwendiokeit" orler du•r :,(-. .. Frd n: il und Erl d111i,··'! 

< 1 > Pili du und N<..1 1\\'t.:1 11.li!!k..:it 

�- Wie bl'urll· iku :,;i,• fu lo,•udt· A:,;pdm• hh: r in ... mit Sdu.lnoh'n ,·on 1 (S(•hr $C'hk·<.·htl his Ei (S(•hr 0ut)'! 
. \' i4:lfält c.h't'i \\"an·m111.:,·ho1.-. 1 1 )<2)(.'\ll-l ll5) t9) w,:H; nicht 

\\'ckhc UranC'hen nrmis...;('11 Sil' besond('rs'! 1. 
• ,.\111.:,hl :in P:arkm(ipJidakt:'itl'n 1 I )(�)(J)(-lH5) (9) wdl) nkht 
• F.neit.'hh�1 rkt'it mit d('m :\uto (1 )(2)(31(..t11S) (9i w�il:.oil'IH 
. Ern·it·hh:nkdt mit dl'r Str�\Ul'nlrnhn oder Bus 1 I )12)<Jl(-l'u 5) c9·, \,·,·if.!. nkht 
• Eink;mr.!t..1 11110.sphHrt.• in dm G(';'\dtiH'1sstrafü·n , 1 )12)<3)(� 11'.\) (91 w\.'iU nicht 
• :\11r:ak1h·ifat der Gchiiude io den (;esdüiftsstrallen ;,·igi'U ( 1 )12)< 3)(,01 5) (9J wdf.t nkht 

(1. \\':um W.tl't:'11 Sie 1.u111 lt'11.tt.'11 �l:tl zum Eink:iufru hil'r in .. .'.' .-\,u11·o rm1i)g/id1 kd:t',r mrh•\'fU 
( 1 1  \'Or J -2 T:,i,;l·n C:?'1 \'Ur J. 7 T: 1scn (.1 ·, ,nr ,-;.1-i T:1sco l ·0 \ t)f 2 • ..; \\\1-:h._..n (S'1 ,.ür 1 . :,  Mon:lll'll • 6) l�inta ha 

i. tJud \\:\1111 W:\1'(' 11 wi'-' 1.ulNzr 1.11111 f.ink;111 (('11 in dC'r \\'rod;mrr lnnrn�t:ul1? Am11m·1111ijg_/u: l.•k(·if('II mrln(· n .l  
( 1 )  \'Or J -:! T:,�l'll (�) q;ir ;. 7 Ta gen (Y1 \ nr �-1� T a gen ( .f ·, , (,1 2--1 \\\-. d 11:n (51 \'M 1- J  Ml)ll�1 h'll l6J l:i n�a ha 

K Sind Sit.· \'ur 1.wd J:1hr4:11 hiiurigcr, :-.l'lh· u(·r odn geuüuso hiiufio 7.u m Einkaufrn in die lnnl'lt„t:ute ol'f:1hn•n 
t l I h;i ulifl.'T <2> ,:;kkh h:mlig Ll} ,d11.'1 ll.'t <\>lk..\. 

'J, Wir hC'nrtC'ilt-n "it.· folgl· ntl4.· Aspl·krc in cll• r \\/rod�1 ,,•er lnntusr:ull mil Schuluottu ,·011 1 Cs'-'hr schk•d1t) bis :i (sC'hr rrnt)? 

(9i k,;\, 

,9; k,;\, 

4 Vidfölc d,·$ \\':1n·nanJ.!,·lu1l.� ( 1 )(2H>U�)(5> 19) weil, nkht 
\\'<'kh" Urnndu·n nrmi .SSl'll Si(' l)('sond('r.s'! 1. - - -- - - -- - --

4 An1,:1hl ;m P:1rkmii1,:lkhkcilcn 
• Err'-'khbarkC'il mit dem Auto 
• Errckhlmrkeit mit der Str-..ill,•nht,hn oder Bu.,;; 
• Eink.tufsatrno$phiin.· in dl'll G1..·$t.·h:m�,trnlk11 
• Aur:ikth·itiit der (;ehiiude in d(•n Cesdüifts..,trnnen 

< 1 )(]l(.'Jl-1)(51 
{ l )C21(Y1t-H<:i> 
• 1 )(21f.'Jl4)Ö) 
c 1 )(2l(J11�)(:1i) 
1 1  )(2)(.'j1-lj(5) 

19)wdG ni...·h1 
19)w.:ißni,:ht 
19> Wi:.'iß nkhl 
, 9) w.:16 nich! 
l?) m.·il>nidu 

10. \Vl'1111 �it· j('l1.1 :m dit untl'rsdli,•tllichc•n G<•sd1:mst\'Q<'n in dC'r \Vrodawn l111H.·nst:uh d,·nkC'n. Gih1 <'S lhn·r l\h•inung n;u·h :,u , it-lt· 
oder 111 \H'Ui;:,e gd,o h('lll' fadl"l'Sl"hiffk'.' 1 I ) zu \'idc (1j zu \\'l•ni�t· tJ.) J.;('tMll ri,:htig 19) L·\ . 

• Und 1>n.'b\,,• rtt.·G,·sd1:if'lt• !  1 I )  111 \il'h:: (2'1 1u \\Cllif\.� t3) .t!\."ll;tu r1.:htig 19) J.;,,.\ . 
. Und \\'ar(•t1häus<'r'! 1 I )  zu ,id,: (�) zu \\'l' lli}:(' t.l) !!("IMU rkhtii: (9) L:\. 
• lind G:1.!ltroru.1111id.1,·trh:h,•! l l) ,u ,id._.. (211u \\l'lli�� t.l.) ft.'nau n..:-htig t9) k. ,\. 

t 1. \\'ic or ,, aren Sk· iu dc•n \'t'1:gan•'(•m•n ad lt \\'o<"hen 1.11111 F:inkaufrn ... l'oJ lt•.\'(' 11 
. im MARIJ\'O <P:-ii.: Pok> lll[1 I. ,aw, u;t'lu: 
• im AST R:\ _ m:, I. wc1m uir/11: 
• auf dt·m )brkl au d(•r ul. KrZ)'\\OUSkl,!O (P:-i._.. Pok) m:il. w,,,w 11irl1t: 
• im GOI.L \T ((fa:- Zd t mn pi. Grunw:ilJ1.kirn) _ ma l. •n: 1111 11ic/1t: 
• 1.11111 El11kuurc11 in 1)4.•uL..;chhmd m:i l. w,,,m 11id,1: 

( 1län,t!aha 
> J:m,:;cr h�r 
)fän,t!rrlu.·r 
) l:ulE-Cf h ... �r 

< ) Hm�ahi·r 

1 ) noch nk 
1 ) llcX'h lli(' 
1 ) 1101 ,:h ni,· 
1 ) noch nie 
1 ) nod111ii: 

12. \\'it ort hah,•n Si,• in d,•n lt.•t:r.lNl ncht \\'odu.•n l'tw:1:- lwim \\,rs:111dh:111dl'l ht'sklh'! 111al 
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1�. lbht•n Sil· in d<.•n nr;.:1mg,: n 7 Tag,• n l'lw:1., heim .\larklh:1ndd 1)Cl(• r  Str:,n('nh:mdd (· ingl·k:mff� 
t l )j:1 � 
(�>nein 

1. 

l.f. \\'�1s ;;;d1:j17t•n Sit• h(•somh·r ... am �l.lrkth:mdd? r�//1'11,• Frrt,t.,'t'.' 11id11 n,r/c'.(t'II, Mdufnd:rmlll'ort moi.:lwh. 

. • 1) glin,tif..:' l'rei,c 1.l) kkhll' l:tf\!'khb:irkcit t5> .\IO:.: lii:hkei1 ,o han<ll'ln 
mdn, 1:!) !!Ute \\':1 (cm1u�1 lifä1 tJ> l::ink:h1 l\: 1uno,phtire ( • S(, 1;,1i�1..·,; - -- - --
15. \\':,., mfi0<'11 Sit• nit-ht :nu �h,rklh:indl'I'.' (,j/i·n t' Frai:c.' ,..;c/,•t n,rk,'<'lt . .l/i'/ir/iwlwnl\1m1 mr•.i.:.lid,. 

C 1 > :-.rhkdlll· \\';1r\·nquafülu �51 Dfl'.:.'k Unhy�i,:n.,.. 191 nidn, 
<21 ,t.:h:idi�t S1:1 d1hilcl (6l ,,·h�i<l11:1 (i1:,1..'h.ift,· 
(J) :-Otll (' nidl! im Ct.·ntnu n li\.·1=1.·n 17) unhd.: :�nm.: \\'arc nhi:rJ..uni1 
(-1) .. illq:;11. of1 krimiud l" 1S) Sun:-11!! ... ·:-.: - -- - - - -

11•. Zu \\it• ,idl'n Pt."1":'riOU('II :,.ind .Sit• h,•uk hh· r in ... '.' C / = ollt' n1t· . 1 = :.u :11·t·11 .... 1: 
17. :\lit w,•Jd1n11 Vrrk('hrsmilll'l .,incl .Sie hl'l1k hi,·r nadt .. .  04.•komm('n'.' oj,1;,,..<, Fmt:l'.' ,,;,.;, ,  n,rft'\'l'U. :\JdofiwhcfltlH'(ll't uu,.i:./id: 

< l I Pkw L:!> S1r;)lk'nha hn. 011.. (,1i PJ.;\, �\: ÜPNV l.f) zu Full t5) F:thrr�1d 16) t-.lo1 orr;ld n, T., x1 
fnlJ..; mit d('m Pkw: \\' :,rum .sind Sie llt'nh' nidll mic Str:1lknhahn ocft•r Bus g<•k<n1111u· n'! o(/c•m• Fra,l•d ,l/du;/iwlu,,mnm mo;.:lidi. 

1 1 )  S.;.\ i:-.t ö :-d mclkr (,t> hin mit :\ndcr-:n mi1:.:d:ih1\.·n (71 „lkq11::inlkhk ... ·i1" 
12) :,.d 1kdlll.' V....rhrndun�cn (51 b1 :1 u..:ht· Autri t1C)d1 for ;mdac z\\\."t:kr 
(3> 0111 13 ,·il'l tr: 111,1>1)nia�n (61 Bu-.. und llahn ,ind immer 1il•1..·rfüllt 

l�' Son :-.ti�._..,: _ _ __ _  _ 

raJI..; nichl mic d(·m Pk": ltl'lindl't skh in llm:m Haush�,lc ein Pkw'! 

( l;j;1 , , .;::, \\'arum hah('ll ,,;;[e di,·sen h('Ult• ukhr h('t1Ul1.f! rt[/'1.·nt· fra.1..·t• .
1 11id1,· rndc' .\'('U . .  \Jd:r/i,d,<ml1,·f•rt n:d,did, 

<2111..:in 

IS. \\' o wohn,•n Si,•'! 

( 1  > \\'(11111-.· in Ja Nill1c­
(2J 'l' c,·hl':-. :-.d mdkr 
(.\) P;j;J.;('11 i,t zu :-,:hwieii� (61 haue Auir.:i h .. "u l(' ni.:h1 1.ur Vcrfü!.':U1h:: 

a·, ;md a,:: 
� � 

�t:1dUtil (:-Ju 111111rr l.llll h1:ilit>p.·nJa Lbtc). 
Gtn1ei11dt· <Numnk"r la111 h..·ih.:fClhkf l,i,ll'I: 

t 1) in Wrod :l\\ => 
(2) in der Woiwodsch:ift Wn.1daw => 
<3 t :1uß,·rh:1lh tkf \\'c>iwo1..b,:h.:ift in J.;.T Woim)(hth:1r1: - - - -- -- - - --

19. \\'ddlt' herullirhe Tiitigktil iiheu Sit• aus?. 

20. \Vdt.'11,•r :\ft,·n.grunue gcl1iin·n Si,· a11·: 

C 1) 15-JJ 

21. Wie \'idt• Persont;n lcht·n in Jhr('U\ 11�111..,hall? 

Anlllon:;.<111'' ::,'i,tt,·u und 1•mlc•,\,'ll 

In frag,· ko111111c11d,• ,llt,·nxnrpJ><'ll , mfr.H·n 

(5 > ühcr 65 J:1111.: 

_ __ P<.'r.-io ncn 

Gru111x·: _ _ _ 

f9) k.,\ . 

!!. Kfürncn Si(' mir hittc �:it,:l' rt, in W<.•khe •lil-ser Crupnen d:,.., mo11�1tlidu· �,·ttot•inkonuflt•n ihres H:..1uslmlh' ... l• inwordill'n i.,t'! 
Einkummcn:,.g111pp�: _ _  

D.111k(· fiir Ihn· �lilhilrt 

( l  1 111:i unlkh (2> wdbh ... ·h T.ij;:: _ Uhr1.tit: 
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ILZ 

·v:-r•,,) 
ll,i(t,1!1<.1:i?. 11-'!·";I;\ l:,\\P ll! (�> 

)l._"lltj.''J14·"'J,"I.\ lj:'1!(111;1' .... ,, (tl 
u,,,9q..1 .... , llF''!·'I Cfl 

U,'l'F'�,ltP'JJ., Hl·'PI ( � • 
Jj;'IV•,:.'lt{J�h tF'!IUl,'.\';l,\\ ( 11 

u.,,,.,pot rt,Jt,,>,1•,< •y:i·!,(((/(tJ.11/IIF (,l.1,lllll!�.l,l,\-11.l)l?llUI\ n ll,Hl,10:::(11::'f.l;).\ U,)p ll! ),,::llJ!)ll,h',l�) S',).ll(! 1.11:1o1u11.J,l1' 115!\' 11:11 ,)!,\\ '(, 

'\"� (61 ltf,41,111P'-,1l{,)' 1')) lll·'·'l•l·'' 't' JlUJ�!P·)PJ;'lq I f) m�1�> III� JlFI', 1 i 

,h,lf,(0,1 "·'l.'·''l'J.'!/·'l"mJIIJ,11/11\f ;,•>1.r,J!,11,)U S',):O-,l!P U11!11:111!s ,lll,)!IIJ':t1J•q.1!\\ ,lJl,-�l!S 11,lJ!•'H.IIIJiJ ,l!A\ ·x 

u.�-111>,.1:'ld --wn 1111:1u.,1�!1.1•:q;"1,,1n J.'.\P :e!unJ.1';1111,uJ,\ •z> 
U,'U(•'-l,'ltJ --ll.lll lllt:/.U,11:f!IJPl.'h,"IU J"P :iUnllf!llJ:,J i 1) ;,rn\\Z pun 

·v:-i «<,> 
11!;.'lll t(> 

t:f(II 
;,1tW(d,1!i 1111:·,:11.11ti!IJ!!ll,-,'JU J,l�, :e:mu.11,li!�·M,\ ,lU!,l u,111:1101\'. t"I ll.)ISll,)!JU lUp U! ,.,, ·[. 

·v·� 16·• 
'V'!-1 •6) 
·v·:,i,c,1 ·v·:-i1,;) 

U-='UO-:J,\j ---:t661 �·.Utjl:f sap ;,pu::1 nm • 
U,)U(hJ,:)d ___ !f(i(iJ ,;l.ft)l!(' S,Jp ,lpU:f 1111! • 
lfJllC,"1,,.d ---: 16M ..;,1.1111:r S,lp ,)JHJ:,J um. 
UJU1),f,ld ---:6SM ..;,1.111cr •qp ,lpU:,J 1111:. 

-'Pt1-'P11\1111.,nv -­
,,.l;;!l.1!!'1·"·'<-l'!·Vl!;,.L -­
,)l;\!J,11;11.1-.,,�J!,1/jfO;\ -­

,l:i!JHlf,'l�Ul:ll;.'l!l!llll!;( ·'Pll,'IJl·''ll!III -­
.l;.'ll!,ll'�·)�Jl;'U/.1,1lll!llll,)j;!Zl -

tl,h',)JW,l ... l:1!1J!!ll,lS,)(t .l,l!ll ll,l.U:.\\ (..1,l'll!"-,lH lP!IU·l!Jlp .. ·11,.1, 11,lllO:,i,l,l,I Jl,l!,\ .l!.\\ ·9 

·v·:-t•(1I 

:,,h·,,,,,,)t :U(l,\CJ) C: c= U,lllo�J.l(I --lttll!S,li°:SU! 

;_p.1·11!"-·lH lP!IIP!l'P"'up) J°;
i

!tJ!:1p:,;Jq .l.l!II :uptt,\\ .r.w,111, U! 'P!S u.1110..-..1;1tl ,11,1!,\ ,lM\ -� 

Y�<(,6> 4-'!IJ):'l!•t.,..:,1,i.11111 (fll :J,lUltllll,\I 

t·,u.u1�,\\ .l,l.111! l!•lJ. 1MIU!�J„ IIJI> ,J!S U,ljtu:'111,llJ,lnh:,;onZ,lU U,lJU111:t1.1:i :i.lfl J,Jtpp.\\ UJ ·t 

-V-� (6J 

pm:t"'V (t-1 :·p(.1"!'-'.\\ ,"IJ,"IJ)UV tt) ,\\CFW,I,\\ ·po.\\�O,\\ i�) \\Cl-''-l.l,\\ t 1 • 11.h·,1:w.1 i.J.11111,\\ <= 
.1;,o,)JJ,"' • r• 'P!11,:111,w l''l11u1., 'f' •1.1!1ti::l11,m .. ,1:luJ1pu1 er, 11;"1!1lll,"tl:'19.\\ ,11�rn111,11.u • 1) r1,1y,>p,,., ;.'i1un,it1 ,l!A\ <= 

pU1:1,11v ltl------:-pn,\,!1\\\ ,1.1;.'lflUV (fl \\t:p�'J,\\ ·po,\!ll:\\ ((1 .\\l'f�OJ1\\ ( t • 

rm·1..:nv t1,) ---;·po.,\1tl.\\ ;,.,."'P"V (fJ .\\tl-)t)J,.\\ ·pn\,!l\\\ ([J .\u:po.1,\\ ( 1 ·1 

.1.1U,'W" (t-1 11-'!IIWC'ltU 11:11111!·' <O lp1p1;m·,m ,p'urnpu11;::) l(.'!flu,111:,�"' ..:p:m.Hf-'ltl 111 

pm:1,nv (t·I :·pO\\!l',\\ ,"IJ."lpU\' (t) ,\\CIXI.I,\\ 'ptl\\10,\\ 1;:> \\l:!:'1-'J.\\ ( 1) 
J,111,)tl,'' 1 t 1 11,"'lllUUOtU Jl'UIII!,\ 1 f J 11,"l!lll!lh)lU ,11:111.111�11.1 (� 1 ll:'111lll,)lj.'lll,\\ 'ijl'.UIJ4,'IU t 1) 

11u1:1,nv lt') ··pü.\\!0,\\ .'1.Pjlll\' (fl .\\Ci)l'.•J.\\ 'jlH\\!1.'.,\\ (�I ,\\l'Pl'J.\\ ( [) 
J.1u.,1p, lt> t(,1!111:U()UJ 11'.UltJ!;, it') 4·''1ll'U()tll ,p:11u11:,m ·�. 4·'!11U.'H(,1<t,\ 'll!tll.lll,\111 ( 1. 

ptn·1,nv <r> --:·p{l.)\;(I,\\ .,J,-ipuv 1�:) .\\1:1.,oJ,\\ ·p,,\\!U.\\ l4) .\\\!l,1HJ,\\ 111 
J.,u.,11," (t-1 11,11pr.lhltll ICUIU!,41 (f> lf.1!!11:Ul)III ,11:11111p.ur (�) 'l·'!llll·'IF•tl\\ '-p.:mJtiJUJ 11, 

p1.11:1,nv(t·1 
J,iu,,1f,1'1J·) 

p111!J'-11V(t> 
J;'IUJll,h(t"> 

:·pO.\\!l).\\ ,"1.1:ipov (0 \\CJ,)fU,\\ '111)\\li.l.\\ (�) "''F'''J,\\ ( l) 
tf."'!IICIIOlU (l:tUll!·' 1t'1 11:'l!lll!UotU "fl:IIUll,-,111 l� 1 lf.'lllU,'lF•O,\\ "ltlll.lljJIU ( 1) 

--:·pt,.\\10,\\ :'1.1,"'jl!IV ( t 1 .\,t'f.)(\I. \\ ·pu \\!l'. \\ ( � 1 .\\l'.F'*U. \\ ( 11 

11,,!l ll'll()tll IClllU!·' ( t') l(,"'l lll'U\IHI ,11:UI npu1 i �) l(.'!(IU.�11;,�1 \\ 'IClU.111,)lll •.11 

11,H',l/JO,I 

Uh,•,r.1,1\ 
JJ.)\',)f.'O\ 

:..11:u,: pun •.;,1i':p,;uos«:{) 

,'.O.\\ C: 
UO!l�npo.1.J ,lll;)::l!:•1 (LI 

;, .. 1.1110.\\ (:: 
t',:1!J1l!i11;1!.\\C: 
l•ll)lH!IIPZll!:·I 111! Jlll!'.111!:·1 •t)I 

(l,l\,)1'·'°·' ; • .1.:i110,\\ <= 
(l,10J-f1J,I (,:-f!Jll!!ll ,l!,\\ (:: 

..1,l11,11 .. ·.1.)JI rnpq Jlll:�u!:1.1,l11:.'.:t-1 t�) 
U,),\,l/JO.I .'.,l,ll(O.\\ <= 
U,H',lflfl,\ .'ß!.lll!:11 a!.\\ <= 

.r.111,11:-.l,lfJ tp.rnp7f11,:,111 (tl 

11,h,)f.l•'·' (,,l,)ljO,\\ e= 
!U\',JftHI (,.i!Jll!!IJ ,)!,\\ = 

1�.1m11..:pp11mu.10.1�) jfU: ,1111:�ll!:-I ff'• 
r,,h,>;.m.1 (,.1,)110,\\ <= 
r,,1\,1/fiJ,1 ,'.,)'1!,JIIJ;tJ,l!,\\ C: 

Pl>IIIHI\IU,I�) lll! jl\ti:,.iur ••. 1.m.1'ii!;t ·�· 
Uh,1p11.\ (,.l,lllO.\\ C= 
u,1,-.11111\ tß!Jn!:•1:.!.\\C: 

ppm:tl!.IOJ!) 1p.1np ';iu,:.111 ( 11 

lJ·'.'l•'iom 1w.,,;m11l)J>J.1:p,r 'ft,1\,l/J•I\ (1,111,>.11,r.•11(10111/.mh/ll'r' t:,,llJ!�ll,l!'i,l�) 'iJ),,l!P ;i111.1e1u,1,11:.\\ .1.,p J,1111.J..l,l ,l!.\\ 'f 

ll(,l!U ll!;,\\ t(,) 
:pmua ,l,)J,">f)tll: l 1 

U,"ltllltll)'lftl!:J '-'ll•"'lll!!'Oi' lt°.I 
:iu11:i'�ptlll>( ''-'-l·"IH,'(I 11.,i!t.>l[t.,1, '-'11 �Ull\l•'!llf.lS 111 

:n>J.Y Jl l·";,,,,.,_.J ,lrt,�()(> ;,11.,1111uot1,:l;°!Jlll? ppu1:11p111!:·I tll! l!J't:i!l!:.I. ;,!t.• ,)f)Jn." ttmJ1:.\\ 

--:'JJmpspO.\\!O.\\ J,1f> II! 11() ltl,1J-='PUC U! l 1 
.m:p11J.\\ U! (11 ;.J.1() Hl,llJ)J,)\\ II) <= 

-,:j!l!?I i:itlllUJJ�J::( J,lJI .10 \ ,IJ1l!S,HIU:lp1:'J J,lp JC \\ Sl! \\ !i( V (-" 11!,)U t�) 

:u1:11.,�110.,,,o,\\ J:'IJl 11! 1,1,:11:'l,.,D 1u.1.1.1pm: U! < > 
\\l!(,lO,I,\\ UI IJ!�tl;'.1,J() lll,"IJJpllr. ll! ( ) 

JJ!)l[,W,l!) Ul.)�,l!l>U!( ) 

!1,1\',1(,M\ "·''.'·'·'flJ,1ff':l',.,w1..10.11111,.· ; • ..1111:.n l!·''1';i!l!:.1. ,h,l!I) J,l UJIJl:U IJ!:tpS,l!) IU,llp),l.\\ UJ = 
J:'ltUl!lU,):i!::I tf) .l,)_111!::-tJJ,., ·�) J,111,'l(lf-'11-'1'-"'lllC�P:\ 11) 

11,h',>/.l<',I U,)Jl,>'ff/1!J,'i'oJ111.1111tJUF t',llOJl�lltl,:( •l,)1pp,, UJ e: nr, 1) 
i.ti!l!H 1,ipmtt1p1:111:,1 III! "·'I.JJ:lp�.1�) s.1s·'!P !tuuUJJH.t:I .1,11, .10., uot(J"'' J.1,:1!),',lt1t1,ll)WI ,lo!l!•l/.,MfJ .t.Jf) .W,\\ 

(.,9" J.J(Mtllll? '/ ,,311.1_./j IIJJPl'i ,P(J,>fJJ.ISI .,m.•!.itl .1,i,tpt1!!J.,·,11,,.\ tm.um .,:tu.1.4 .>.,·,).'</ 't"l 

·v·'1lC1·, 

'.(,),'lJ11Jj,,1tJ!,>)I) f,''ill,'•\\\ -:U,ll[�lm�.IH lZI 
1;1,tl.'·\.\\ --'.J;)11!�•l(!U,l(>1!•1 i 1 ·1 

upu 1;:, 

nf ( I' 

;,.npun.1n .1,lp ..1,11m ,..1.nJ!"'·"l"·lP':'I s.1p pstp,l,\\ u,1.t,ll!•1.,, u.1u!,111.)ut1 fil\61 tpnu ),',l 111:�) Z't' 

: .. J�!J:>UOS <P 
;U;.'llllll,)IIJJlllf1 \llJll:,\!,ld 110,\ (t-> 

'.(,)tul;}!) IJCll,'"U.):,,OU�Q UO.\ it> 
:(�"llll.:�I U;.'lltltlJll.l;.'111.1:l u;:iq.,!l)l:1:i'-l_t1."l1�p111: 110.\ i;:') 

------------:(JUIC1\f) ,'l)l;.'l�'-IJPUCH .l;.'llfJ!llCUl' th),\ t 1) 

'V':t(61 

ft,l.\,JJ.fO,\ U,'/f,i,1'1·'.'l:-,·f.lUl/.lll.1\Jlll' ;,u.ltUIUOUJ.l(m IJ!;t(-)\o,l!) s.):-;,l!P J(>Jll.\\ UU.\\ UOJ\ c= ,'lllHjl?U,l,l(IO t(> 

:,;-,5!MtnS(J,;) 
�tlHI.UlN ;.'ltl!-''1 l.11(11.l\ ';'l1)11t;t(:':!.) ... ,ll,)N l,LJ l'IU,1lj.'I„J,);'ll ((}> 

4.,u1., .. , .. �lltll'-!Jll'-ll-'!(J ·1.,.111u ,,;·, �UIIIUJO,\\ <r• 
<-PJJ),'4,�J.,:,,prn;H t fi .1�;;,:-1 t;: > 

------------.:.u,.,u1uu ,ltppu <= lJ!'.ll:'l',,0 t 1) 
',>;>.'J>.l.,J .lU,'}]<) ;,IZlllll,lif .1,UIJO.\ ,)tllll!:}I ,lS-.l!I) ll.lp.llh\ ,J!.\\ c: :'tunu.U!!J.m;,N 1 1) 

�·:tf,)HIUIUIIJ;)tm ,lJj,11'-'-Jlll::"(J,1,\ ,lpU,ll!-)t�,l(J �·lp.1,ltl ,lll!,l J,Jpo J,)UJJ�.l.l 11,)11 JIJ:ll"-!\jRl!!i,l.l,\ JII!•) �ll!HIJ�,1 J,1!11,lllJII,\\ ) '( 

oa 

1 ·t ,1:lv.1.-11!111 .1.,,.,.,.1-1.: .. ,.,,,f1\,.,·., MN.,, ,,J,m ,,.,.,. ,su .1.>:1,1.,·.:,u ,,,,:,m,,-:.,,,p ,lt,),, 1,11111J,t11J.,-.>!J )'"" ""-',u 

f ,,:Jv.1.-11.uu J.>1p.1-1 e .',tJ.J.l.tJ\!X.1 Uf,6/ .m., ,m,/.H' 1.r:.1J.\'Jlf IIJ,,)JJ,f.:JJP w,l/J 1,1111 if!!lfJJJ[) rnp 1111,>,u 

-{> 1 .--l!:'I' 1.t1r1>( ·umi>Jr, ;..1.,1.1,�;1n tl:l�!l!.IZJ5p HIJI> l!lll IJ!":lpS,)�) S,)�,l!I> l,l,l!J.;fS';I "titil!,\\ 'f·)S ·;:. 

'V''1((11 

:·.\\!II.\\ U!'l,l!S l!lll 

'.'.\\!0,\\ U! 1.)!S lllll 

U!JU (fl 
:,"lUH!N e <= 

:.11a)l 11,l:':!11!,nP..IJ .1.11H1 UO!J•:J,lcloo�,'Jm:�u!:-J J,lll!,) IM!(�l!IX ·,:f i�> 
::ttllll.� (= <= 

l'lll.ll:f .1:ip .1;,1m1,111JS'!tf.mn.1.:1 

-

r( t 1 > 

t,JIIJ� U,)�!Jl!·"!•l,IJ ,1,)pCJ 11tffllf.1,1Uuo�,,1111:'1ui:,1..1,mp P·'!lill!J,i: J,1110 U,)t1Hpt1.l,lltllhl.,!ll,JlW.l.:_I ll!,l IJ!�ll,)!'i,)!) !\,l).',l!I> IS[ t."·1 

·v·� •<,• ll!JII IZ) 
-='Pll!!l''lnt:�1,,A :i111i:1nqu11: 

�PUfN:-(Jl�J'\ 
(.111:!1111u;,pt:·1111.�11:!l!:I :rn,)';>.'o.,mp 1'/fJ-·l1\'J Jl:.\\1. l)UII cf ( I • 

;,,lpu!:1.;s,1nu!1J•'.I,\ ,)Jm:1n11nw .1,11,0 ·'IJll!!l.;PfJl.!t\' ·1u11:m„1,u,1J!·"' 1po11 tP!.IMH .1,h,l!P lll!;u1,111 1 ·1 

:·.n!O.\\ U! ll!S l!tll 

:•.n!O.\\ U! 1.)!� l!UI 

--:'.\\!OA\ ll! 1.1!� IIUI 

:·.,\!O,\\ t•! 11!S t�\11 

:·,\!O,\\ II! 1l!S 1!111 

11,>/f."J,\' ('/ • /'/ tl,t:i'11.l_./ ,.!J" }.JIJ.111"\· ,\J/I�{ 

Y1<<,l 
: .. ,l:e!!tSUOS t!,J 

(Z'/. f'J ,1':)'o.t •• J C:J (l•)!,11,lt("'PIHll!IIJ,Wll!:•I J,l)l:.\!Jd J,f;l!JHJ!H5(1PS fl)) 
-------------:so:.11111;111.1;1111() .... ,p .l1111:N <= <:--

rn.11utpu.1.,111n U,lJt:.\!,ld 11,),1.lptm ,';lU!,1 ;1(1'.Jl!:J 1,; 1 
----------------'.,llt,l� J,lf) ,)IUl:1\: <= <= 

,lJl,l�'-1,lJJIHIJI 1u11:,,..1cl .1.111p ,111:!l!:l ll'' 
:1,11:ip,11.1-.,·ou.,:) .1,,p ,ltm:� <= c= 

JJl:tJ.hU,h,ull,l!) J,lup ,lll?!l!:l l·t'I 
:,;;11,mnpu.1,11u.1 SJi> ,)tUI:� <= <= 

'"U,lllll(,111.l.llUJ) tl,ll("!IJl:i:t" U,)J,)IHW S'.)U!,l ,lll!!J!:I 1 �· 
----:.11p�,IJJJ,Jllll?� .:::: c: 

,lll,l't!"(,lJHU:H ll.ll(,l!l)1!1!15 .l,)UJ,) ,lJl!!I!� ( 1 > 

:11,u:,, r,p "'""' ·nh·,,po.t rr.•Jf·'�•f 1.11:i'!11mJ,1,\\W\·' ·'II'' ···11,1!Jl·'H J,l-.,'l!P 1,1 ·1 

(fümZJ.lSJ.lQ(J.) �un�e.1pqsppum11azu!3 



IO. \\'orin sehrn Si(• tfo· 11:mptorohlrm(' für die Gest·hüft„l·nl\\id,lung ih1'l'S Ht'll'i(·h� inmxin1:1I .\ Anhrn rkuf.' 
ofJ;,n.· fragt•. An111·m·tma.i.!licl:k1 ·irnt 11id11 rnrl.'.\C11:1.:.. 

, l )  ,u hohe f\lictrn 
i2) lt1 lmh� S1tu?rn un<l :\l:o�Jb<.· n (Sl ;,u ,H:nig.: P:irkplfüz, :  
13) KJpi wl kn:1pplu.·i1 c9) zt• w1.:nil; P:1 .... ,:uttto:iulkmnm.:n am Standort 
(

-

t) ,u !,:t•1iu�.:,· V.:rk�1ul\lläch.: (97) S(ln�ti!!t·:..: 
(5\ zu �roßt Kunl.1 .1n .:n1. llurch and1.·r.: Gc:..d üilh.· c98) S011,1 itc .... : - -- - - - -- - - - - - - --t6·, ,u gn,U.: Konkum:nz dtm:h Sir;, ft,� u- und Ma1k1h:i11Jd ilJlJ) k.A. 

1 1. \\'it" hcurl('i(Nl SiC' die L1gl· lhn-s (:1.>.,d1iifu.·� im Hinhlick :1uf cfit• fol;;\·nd,·n F�1ktorcn iin Sdrnlnotrn n.m I hi„ Sr! rnrlf,tc'tt 

• Eink:rnfs:u1110l-J)lüirc 
• Passante11:10 0iorn11n·11 
• \'ufiighnrkeil an Pal'kplii lll" 

< 1 )(�)(.1)(•0(5) 
< 1)(2)(.11(.l)<S> 
l l )<2><.1lHil5> 

<�) k.A. 
(91 k.A. 
(9lkA 

12. ll:1c cl:is PrL".,; noll'naullwmmt'n in <fü�"l' r S1 r:iHe in d(• n  nr0.tll"('ll('ll 12 \lnnah·n :rn- uclcr ;1hg(•1u1mml'n'! Amu onmi, ,1.:lrclil.:,·11('J1 n>rk.,r;,·n 

1 1 )  1.0�1.· nonmwn (:?) 1111\'('t;i nJcn l.i) ahfeiwmnH.'n 

U. H;.11 Ihr eigl'llt\..: K111uh·11�\u ll,;ommen in den H.•n,::1111;t•1wn t 2 :\1011:H('n zu. odt•r :ihg('nommt•n'? .-\11M,mmii,i:_Jid,k,•i1�w rndocn 

( 1 , i'.Uf'('Oommen C'.?\ un\'<.·r;lm.kri (Y1 : 1hg.:noou n.:n 

1-l. \\'a ....... olllc Ihrer 7\ltinuno nad1 als \\'irhtig .... h-s J!<'l:m \\Crclcn1 u1u dit' Situ:1 1ion dt'" Ei11,dh:11ul('J.,; hil·r· in ... rn wrht·s�c.·rn"! 

,�/Jnw Ft<1;�t·. Anru •ortn:ii(;lj__rl:k,•ir,•u nir·J. r n, rh•wu.'.'.' 

c l 1 ;\111.ahl J.:r G.::-.. :h:ifü: .:rhQl1l'll 
(2) �li{-(�I) M.:llki.':11 
(:;) � l :irklhandcl/Str;1lknhandd h�,<.·l11 · :1nk.:o 
(,J) Stt.·u�rn und ,\h�alx-n :-enk.:n 
Ö) !\lö�lkhk<.'l1 �<.·b1.· n. Gc:-.d 1:if1 /(i�htlmk zu k:1ukn 
{6) 1111.:hr Pa, kpkili'.t: h:i uen 

(7: ,  S1r.1 Ui.:11111,1;11 lll \'.:thö:-.crn 
(�) mehr Str:1111: 11 l-'i�• ucn 
c9·1 :ih� G�h:i ulk rt'11twit'rt·n 
( 10> Sil7h{'rhdl -.:rh�lhc11/K1 imin:11it!u ht'kfönpkn 
( 1 1 )  A1ht'il:..pl�i111.· :-.chaff<.·n (98> ,,·ciU nicht 
t 12) Son:..ti);!i.',; 1991 k.A. 

t\bschliejknd noch ,_.;,,igt· Fmg,•n ::u Ihre" c;,•schäf1sriim11(',, 
1:0.1. \\'ie groH ist die Gt•,.c.·h:trc. .. mid1t· ,Jit•.,;(•s IC(•lriehes'? 

15.2. \Vie grol\ i .... t dit· \'nk�111fl\.llii chc dieses Bt.'triehe:-? 

I<•. Haht•n Sit• lhrt• \'nkaufsriiunll' in d('ll \'C'rgangl'm·n 12 �lunaCcn nrgrüHul, ,·rrkkifü•rl ndt•r mo{krni:-.il•rf! 

<I > ja � und 1.war: t l )  ,·er�rörkrt. im Jahr 19_ mn _ m1 Jur.: h: ( 1) A nmktu ng, bt.!11;11.:hh:u1c1· R:iu1fü• 
t!) Au:-.hau ,·on L :1f!nll:i..: h .. ·n 

(-1) nein (9tk.A. 

(.'; Son .... til;c": _ _ _ __ __ _ 
l�) H.'l'kkinut, im Jahr 19 _ �· m _ m� du rch: ( 1 , G.::-ch�iü�1d hmt-

C2) lJn1cr, cnoic1un!! , on Vt.·rkaul:-11;-h:hc 

(.'.H Sonsti!!l',: - --- - - - - ­
()) m(Hlcrni .. ;iert. iin fahr 19_ 

17. Plam•n Sie fiir dit• nild1 ... trn 12 Mon�1tc l'inl' d(•r folorndt·n hl'tril'l,licht·n v,� r:iucluu ugcu'? 

Antw1Jrlmiiglkl,kt·ilt'11 1·,,rlt• .wn. :\lc•h 1.fm·l:tm11 ,·1m mii,�/i,·11 

( 1) \'u)!ri)ncruu� dc-c V<.'tkauf:-ltkh<.' um _ m: dur..:h: C 1) Anmi.:lu n� bcn:ichha rh: r R:ii uni.: 
('�I .-\u .... t,;m ,�n l. :lf'Ct1 Hch1.·n 

C!) \'t•rkleinerung c.kr V�rk:111f:..ll!lehc U1n _ m� dtm.·h: 
(3'1 Son:-li.t!c:-.: - - - - - - - - - - - -­
(IJ  Gt:,d1!ift,1t'ilun� 

(·�l Erüffnun;: t.'iJt('J" Filiale 

c5) ,\n�d1h,n au l'il\t' f.inkaufskooper;ition 
H>) Kauf de:i l.:ul t·nlt. ,k:,lt• ... 
t7) \'t'l'kauf. ÜhC'rg.1bt•. St·hlidhmg 
iS) kdnt• ,.\ndt:run;.: g(·J)J:mc 
19) k.A. 

t2) Untl· rvcrmictuns \(l!l V('rk:1 uf:..l1achc 
P> S(ln�li!!ö: _ __ __ _ _ _ _ _ _ _  _ 

( l l innerhalb von Wrocl;, w 
(2} innerhalb der Woiwodschait \\'rod.,w 
U• in amkr<.� \\\1iw01.l:-.d 1::,n: - - - - - -- -- - -= Crund: - - ---- - - - - - - - - - - ---­
{ 1 )  i11ncrh�1lb von Wrockt.w 
C) innerh;1 lb <lcr WC'li,,·l,d�ch:ift Wroclaw 
tJ) in !lnd.:r.: Woi wod,,:;h;1 ft: - - - - - - - - - --

Xamc: _ _ -- · mi1 Silz iu \\·oh\Od.: _ _ _ _ 

Grund; -- - - - - - - -- - --

IX. Pl:rnt•u Si(• in d('ll F'oloC'nden 12 �lnnakn lnn� .... ci1ion('n In dnl' ;\lodernisiC'rnng dil·sn v�: rk:iufs6iu mc·? 

272 

tl)j:i 
(1) nl'in 

<9JkA 

\\':uum nit'hf! ,�[)(•nt• Fro:.:.c { 1) l . l'l bl i:-.1 nkhl in meinem Ei�xntum 
{2) tnv,: �1i1ivn�11 :-.ind nicht notwcndiu 
t."l) .::-. fehlt an lnw:-titiomk;1 pi1;, I 

„ 

(-1) Gc,dt�i fl,.:-.dili('ßu ng 
(5) Son .... tige�; - - - - - - - - - - - - --

c 1) C:igcnw m de-. Untcrn.:hmt'n:-

(9i k.A . 

und zw.1r: .,cit ,ti.:in fahr 19 _ 

\\'ie ho<'h i�I die ;\fklt'/P:1dll pro mz \'trk:1uf:imidlC''! :,I < m= V.:rbul\ll!tchc 

\\'l·r ist der der1.t· ili�l' Ei�('ntiim(•r di('M� L:1denlok"ls':O Am1nn1mii,i:.lid:J.. mrle.,,•n 

( 1 )  St;1d1 Wrocla\, 
{2> \\'ohnung:-.ll:1useno,-.cn:-.,:;h:il1 => N:mu:: -- - - - - - ­
(3) :l1lllcrc, Un1.: rnchm.:n => Nam(': - - - -- -- ­
(,ll Son:..tig.:�: - - - -- -- - - - -- -- - -- - -

20. In wdl'l1l· di('Ser Cruppcn t..1 1h•r J;1hn-su111sat1. lhrt"..� llnkrnl'hßlC'llS: c-i11111onlnt•n? Antworlkartc :t' l,'i:.t'lt 

Grup�: __ __ ���� 

Vic:J('n ll;111k für Ihre )lithilfc :!! 

Vom Befrn;.:t'r :iu,-riilll·n: 

N:11114..• des UntC1'n<'hntNt'i oder Ei�('1Uü1hcr,; - --- - - - - -- -- - - - --- - -- - -
Staducil: { 1) lnnl'nsladt <2) SrOdmit·Sc:ic: tJ) okolin· Tr;.1u�u1ta 

Adr(';i;M..' (S1r:10t� und ll:1usnum ml·r): - - - - - -- -- - - - ---- - - - - -- -- - - - ----
1,!t'fl:IUl' Br;.1 11dw: - - - - - -- - - -
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Karte 10: PSS Astra: Untervermietungsstrategien eines konsumgenossenschaftlichen Warenhauses 

Branchengruppen: 

1 .  OG 

lll!!I Schreibwaren, Musikalien 
- Elektro, Computer 

UG 

10 20 30 

D Antiquitäten. Kunst 
- Spezialbedarl 

40 

- Lebens-. Genußmittel 
� Pflanzen,Zoobedarl 
- Beklei dung. Schuhe 
1111m Drogeri ebedarl, Medizin 

- Hauhallswaren 
CJ Möbel. Einrichtungsbedarl 

L'illl Kfz (inkl. Teile), Zweiräder 
- Gastronomie. Dienstleistung 

50m 

e An private Händler untervermietete Flächen Entwurf und Zeichnung: R. Pütz 
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Karte 11: 

50 100 150 200 250m 

L 

Branchengruppen: 
- Lebens-, Genußmittel 
CJ Pflanzen, Zoobedarl 
- Bekleidung, Schuhe 
Im Drogeriebedarl. Medizi n 
- Schreibwaren. Musikalien 
- Elektro, Computer 
- Haushaltswaren 
CJ Möbel , Einrichtungsbedarl 
c::::::J Mischangebot 
m.!J Kfz (inkl. Teile), Zweiräder 
- Gastronomie, Dienstleistung 
� geschlossen 

1lac/ltrAglJ'che Verdichtung 
(im Bau) 

Gebäude: 
D Wohngebäude 
Cl gewerblich genutztes 

Gebäude 
• Öffentliches Gebäude 

Bude, Kiosk 
...... Straßenbahn 
@ Staatlicher Handel, 

Konsumgenossenschart 
x seit 1990 

privati siert 
• Filiale westeuropäischer 

Handelsunternehmen 
Entwurf und Zeichnung: R

. 
Pütz 

.. 
� 
c 
ö _, 

275 



Karte 12: Branchenstruktur des Marktes Astra-targ in der Großwohnsiedlung G<td6w Maly, 
März 1996 

0 
0, 
"' 

0 

I 

:, 
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= 1 1 • • • 
••• 1 1 1• 
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•• •  • 11111 • T.� • 
r§j§ / 1 

n•-• f �,I il' ·- � .. , • • • ••• u , P a r k  -

•m• •  . , ,, 
• ;::::; •• 1 - - - • if 1 ""'· L ��J • • ! .. .. .. p l a t z  

• •••• •o •;: 
•• ••• 

,! \� 
....... . 

::
1

�-B-ra_n_c_h_e_n�g�r-u-p

1
-:-n-:_

2
_o __ 

3
_o�m 

··----
- Lebens-. Genußmittel 
� Pflanzen. Zoobedarf 
- Bekleidung, Schuhe 
lffflll Drogeri ebedarf, Medizi n 
- Schreibwaren, Musi kalien 
- Elektro. Computer 
- Hausha ltswaren 

� \ 
\ 

[==:J Möbel, Einri chtungsbedarf 
[==:J Antiquitäten, Kunst 
- Sonstiges (Foto, Spiel, Sport) 
11B Kfz (incl. Teile). Zweiräder 
- Gastronomie, Banken, Dienste 
EITl geschlossen 

•• -· • 
D feste Verkaufsbuden 
.. . . . . .  überdachte Stände 
!.:L offene Verkaufsti sche 

Entwurf und Zeichnung: R. Pütz 

Karte 13: Einzelhandelsstruktur im Gründerzeitviertel Traugutta, März 1996 

Branchengruppen: 
- Lebens-. Genußmittel 
l::=:il Pflanzen. Zoobedarf 

Gebäude: 

- Bekleidung. Schuhe 
lmllll Drogeri ebedarf. Medizin 
- Schreibwaren, Musikalien 
- Elektro, Computer 
- Haushaltswaren 

D Wohngebäude 
D gewerblich genutztes 

Gebäude 
• Öffentliches Gebäude 
f::) Bude, Kiosk 
® Staatlicher Handel. 

Konsumgenossenschaft 
x seit 1990 privatisiert 

- Straßenbahn 

C::J Möbel. Einri chtungsbedarf 
li'llill Kfz (inkl. Teile), Zweiräder 
G:J Mischangebot (Warenhaus) 
- Gastronomie, Dienstleistung 
llliiill geschlossen Entwurf: R. Pütz 

Zeichnung: R. Pütz, M. Janoschka 
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Karte 14: Einzelhandelsstruktur in der Großwohnsiedlung Gaj (südlicher Teil), März 1996 

" � 
0 ·� " 

Branchengruppen: 
- Lebens-, Genußmittel - Haushaltswaren 
Cl Pflanzen, Zoobedarf Kfz (inkl. Teile). Zweiräder 
- Bekleidung.Schuhe CJ Mischangebot (Warenhaus) 
IIHlffl Drogeriebedarf. Medizin - Gastronomie. Dienstleistung 

Schreibwaren, Musikalien !:::::::1 geschlossen 

® Staatlicher Handel, X seit 1990 • Filiale westeuropäischer 
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Konsumgenossenschaft privati siert Handelsunternehmen 

50 100 150 

Gebäude: 

200 250m 

D Wohngebäude 
Im gewerblich genutztes 

Gebäude 
• öffentliches Gebäude 
,:::, Bude, Kiosk 

Entwurf: R
. 

Pütz 
Zeichnung: R

. 
Pütz, M

. 
Jano

s
chka 

-
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Karte 15: Einzelhandelsstruktur in der Wroclawer Innenstadt, März 1996 

100 200 

Branchengruppen: 

- Lebens-, Genußmittel 
[:===J Pflanzen, Zoobedart 
- Bekleidung, Schuhe 
lilll Drogeriebedart, Medizin 
[:===J Schreibwaren, Musikalien 
- Elektro, Computer 

400 

- Haushaltswaren 
[:===J Möbel, Einrichtungsbedart 
[:===] Antiquitäten, Kunst 
[:===J Spezialbedart (Foto, Sport .. ) 
- Kfz (incl. Teile) 
CR] Mischangebot (Warenhaus) 

IL 
"-==] 

� �H r'-, \ �,.,., ..... 
3 :, �  

!s 
g, s� .s � 

� ,i 

- Gastronomie 
[:===J Dienstleistung 
lfflllll geschlossen 
fT1gJ° 1 Markt [Anzahl Stände) 
- Öffentliches Gebäude 
� K- h � irc e 

O()l?,4 

O i� 
·:_}:\(// 
:- .::.,::-.:.-:: 

(13) Anzahl in Warenhäusern an private 
Händler untervermieteter Stände 

e Filialen westeuropäischer 
Handelsketten 

l:::,, Umwidmung vormals gewerblich 
genutzter Flächen in Einzelhandels-, 
bzw. Bankenstandorte, seit 1990 

- Straßenbahn 
Entwurf und Zeichnung: R. Pütz 




